

[image: Cover]



[image: Schattenblick Logo]

Inhaltsverzeichnis vom 14. September 2021


Liste der neuesten und tagesaktuellen Nachrichten ...
	Kommentare ... Interviews ... Reportagen ... Textbeiträge ...
	Dokumente ... Tips und Veranstaltungen ...


Impressum





REDAKTION - WOCHENDRUCKAUSGABE

EDITORIAL/167: Jahrhundertfluten ... (SB)


BUCH - SACHBUCH

BUCHBESPRECHUNG/145: Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2022 (SB)

REZENSION/748: Kris Adlitz - Warum hält sich die Geschlechterungleichheit? (SB)

REZENSION/747: Mark Curtis - Secret Affairs (Britische Islampolitik) (SB)

REZENSION/746: Jan Rehmann - Postmoderner Links-Nietzscheanismus (SB)


BÜRGER/GESELLSCHAFT - MEINUNGEN

APPELL/192: Krieg als Mittel der Politik ächten (IPPNW)


DIE BRILLE - REDAKTION

REZENSION/049: Christoph Hein - Guldenberg (SB)


DIENSTE - WETTER

AUSSICHTEN/9032: Und morgen, den 14. September 2021 (SB)


EUROPOOL - POLITIK

ITALIEN/363: Proteste bei der neuen Fluggesellschaft ITA gegen Massenentlassungen (Gerhard Feldbauer)

ITALIEN/362: Mitte-Links-Parteien denken über Verbleib in Draghi-Regierung nach (Gerhard Feldbauer)

ITALIEN/361: Ökonomieprofessor kritisiert den von Draghi akzeptierten EU-Recovery-Fund (Gerhard Feldbauer)


KINDERBLICK - GESCHICHTEN

TIERGESCHICHTEN/014: Nicht verraten ... (SB)


KINDERBLICK - NATURKUNDE

TIERE/144: Fische - Schwarmforschung ... (SB)


MEDIEN - ALTERNATIV-PRESSE

IMI/1057: Afghanistan - Inszenierung militärischer Evakuierung

IMI/1056: Grüner Kriegskurs

OSSIETZKY/1112: Quälende Pflege

OSSIETZKY/1111: Leider zu teuer - Menschliche Medizin


MEDIEN - MEINUNGEN

STANDPUNKT/083: "Trauerspiel Afghanistan" - Zweiter Akt (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


MEDIEN - REDAKTION

REZENSION/042: Carsten Prien (Hg.) - Die Stimme der Revolution. Rudi Dutschke in zwölf Originalaufnahmen (SB)


MEDIZIN - GESUNDHEITSWESEN

AUSLAND/2618: Schutz vor "Lebensschützern" - Der Kampf um sichere Zugänge zu Abtreibungskliniken in Irland (UZ)

RECHT/661: Gesundheit und Recht - reformierendes, retardierendes oder reaktionäres Moment? (spw)


MEDIZIN - MEINUNGEN

STANDPUNKT/003: Corona - Erklärung der DKP zur verschärften Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes (DKP)


POLITIK - AUSLAND

ASIEN/1001: Vietnams Parlamentspräsident Dinh Hue zu Gesprächen in Europa (Gerhard Feldbauer)

ASIEN/1000: Kamala Harris beendete Besuch in Hanoi (Gerhard Feldbauer)

ASIEN/999: Nguyen Phu Trong, KP-Generalsekretär Vietnams, zum Weg seines Landes zum Sozialismus (Gerhard Feldbauer)

LATEINAMERIKA/2015: Brasilien - Zehn Botschaften der indigenen Völker an die Welt (poonal)

LATEINAMERIKA/2014: Chile - Präsidentschaftskandidaturen der parteipolitischen Blöcke stehen fest (poonal)


POLITIK - KOMMENTAR

HEGEMONIE/1836: Neuorganisierte NATO-Interessen ... (SB)

KRIEG/1797: Kriegsverwerter Türkei ... (SB)


POLITIK - MEINUNGEN

FRAGEN/009: Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich - Teil 1 (Pressenza)

STANDPUNKT/984: Abstiegskämpfe (german-foreign-policy.com)

STANDPUNKT/983: Die Ära der Straflosigkeit (german-foreign-policy.com)

STELLUNGNAHME/087: Fruchtbarer Boden für Jihadisten (german-foreign-policy.com)


POLITIK - SOZIALES

ARBEIT/656: Mexiko - "ConTratoDigno", eine Kampagne für die Rechte von Hausangestellten (poonal)

FRAUEN/856: Den Kampf um das Wort gewinnen - feministische Gegennarrative im Nahen Osten und Lateinamerika (Pressenza)

JUGEND/367: Jugendwiderstand in Guatemala - Gleichberechtigung fördern, Rassismus bekämpfen! (poonal)


RELIGION - MEINUNGEN

STANDPUNKT/116: Erst der Bürger, dann der Gläubige (Pressenza)


REPRESSION - FAKTEN

INTERNATIONAL/451: Kolumbien - Angehörige der Streikenden geraten zunehmend ins Visier der Polizei (poonal)


SCHACH UND SPIELE - SCHACH

SCHACH-SPHINX/07326: Schicksalswende in Mannheim (SB)


SPORT - MEINUNGEN

KOMMENTAR/283: Sport als positive Kriegsnachsorge ... (SB)


UMWELT - INTERNATIONALES

LATEINAMERIKA/218: Alarmstufe Rot für Klima und Umwelt (poonal)

ÖKOSYSTEME/117: Kolumbien - Mehr als die Hälfte der Nationalparks in Gefahr (poonal)

RESSOURCEN/083: Umweltschädliche Rohstoffgewinnung durch Fracking nimmt zu (poonal)


UMWELT - REDAKTION

KLIMA/765: Zukunftsschadenssteigerungen ... (SB)


UNTERHALTUNG - COMIC

COMIC STRIP/0172: Magus Rolf - Pyramide, Dauerfriede ... (SB)

COMIC STRIP/0171: Hartze - An Mauer statt macht Hartze platt ... (SB)






IMPRESSUM

Elektronische Zeitung Schattenblick

Diensteanbieter: MA-Verlag Helmut Barthel, e.K.

Verantwortlicher Ansprechpartner: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Elektronische Postadresse: ma-verlag@gmx.de

Telefonnummer: 04837/90 26 98

Registergericht: Amtsgericht Pinneberg / HRA 1221 ME

Journalistisch-redaktionelle Verantwortung (V.i.S.d.P.): Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Inhaltlich Verantwortlicher gemäß § 10 Absatz 3 MDStV: Helmut Barthel, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

ISSN 2190-6963

Urheberschutz und Nutzung: Der Urheber räumt Ihnen ganz konkret das Nutzungsrecht ein, sich eine
private Kopie für persönliche Zwecke anzufertigen. Nicht berechtigt sind Sie dagegen, die Materialien
zu verändern und / oder weiter zu geben oder gar selbst zu veröffentlichen. Nachdruck und Wiedergabe,
auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages. Wenn nicht ausdrücklich anders vermerkt,
liegen die Urheberrechte für Bild und Text bei: Helmut Barthel

Haftung: Die Inhalte dieses Newsletters wurden sorgfältig geprüft und nach bestem Wissen erstellt.
Bei der Wiedergabe und Verarbeitung der publizierten Informationen können jedoch Fehler nie mit
hundertprozentiger Sicherheit ausgeschlossen werden.


[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/167: Jahrhundertfluten ... (SB)
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Jahrhundertfluten ...



Eine bis heute als Jahrhundertwasser bezeichnete Sturmflut wurde im
Februar 1962 zur wahren Heimsuchung an der gesamten Nordseeküste. In
Hamburg war es die ganze Hafenregion, entlang an den Stränden von der
Elbmündung bis in die Innenstadt hinein, die von den sturmgepeitschten
Wassermassen geflutet wurde. 315 Menschen mussten in dieser Zeit ihr
Leben lassen und danach waren hunderttausende Wohnungen monatelang nicht
mehr bewohnbar. Es ertranken tausende von Nutz- und Haustieren.

Ebenso überraschend und unerwartet heftig traf es in der Nacht vom 14.
auf den 15. Juli die Bewohner des Ahrtals in diesem Jahr, als,
verursacht durch Sturm und Gewitterböen mit einem nicht enden wollenden
Niederschlag und seinen Folgen, überschwemmte Keller und
Parterrewohnungen die Menschen aus ihren Häusern und nicht selten in die
Obdachlosigkeit trieben. Nach neuesten Pressemitteilungen erlagen über
180 Menschen dem Hochwasser.

Menschliche Ansiedlungen an den Flüssen und an der Meeresküste entlang
waren immer schon gerade wegen ihrer verkehrsgünstigen und
wirtschaftsintensiven Lage deshalb auch eine bewusst gewählte
Verankerung gesellschaftlicher Handels- und Marktinteressen.

Der Kampf mit dem Urgeist der Elemente, im Norden als "Blanker Hans"
bezeichnet, kam darum zumeist zu der Ehre, zum bewusst gewählten
Schlachtfeld im Überlebenskampf der menschlichen Sehnsüchte und Wünsche
einerseits und den elementaren Wuchten und Gewalten der sogenannten
Naturkräfte andererseits bestimmt zu werden.

Es sollte also niemand erwarten, dass nach einer derart verlustreichen
Konfrontation wie jene dieser Tage im Ahrtal welches zivile Pflaster
auch immer die daraus resultierenden Verletzungen und Verwundungen
vollständig beseitigen könnte.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 14. September 2021
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BUCHBESPRECHUNG/145: Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2022 (SB)

Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2022

oder Warum ich den Kalender von 2012 noch immer schätze





 
Man kann sich gewiss lange darüber streiten, was in einen so
Zielgruppen orientierten Kalender gehört und was nicht. Die über Jahre
gewonnene Erfahrung mag ein Ratgeber sein, sowie die eigene Passion -
und auch der Neuling will angesprochen werden. So lohnt ein Blick
zurück. Zwar lebt ein Kalender von seiner Aktualität, aber auch von
seiner Geschichte. Gern greife ich hin und wieder zu der einen oder
anderen älteren Version dieses Jahresbegleiters, die ich nicht allein
aufgrund der in ihr befindlichen Notizen noch bei mir liegen habe.
Sagen wir einfach einmal 10 Jahre zurück, Taschenkalender 2012: aus
meiner Sicht ein Beispiel, wie sowohl die/der Passionierte als die/der
Neugierige und Interessierte zugleich angesprochen werden kann.

Unter anderem findet sich hier neben monatlichen Vogelporträts - auch
des Rotkehlchens, Vogel des Jahres 2021, was man damals noch nicht
wissen konnte - eine Reihe heute noch sehr lesenswerter Artikel.
Genannt seien nur die ausführliche Darlegung "Geographische
Informationssysteme in der Feldornithologie" und die so
aufschlussreiche wie anregende Stellungnahme Hans-Heiner Bergmanns zur
"Schlamperei in der Sprache der Vogelkundler: Optimal ist nicht
optimal". Mein Lieblingsartikel in speziell diesem Kalender ist
allerdings "Buchbesprechungen: Die Sicht des Lesers und die Sicht des
Autors", vom selben Autor verfasst, über schlampige Rezensionen und
solche, die eine Hilfestellung für die Korrektur bislang unerkannter
Schwächen des besprochenen Werkes sein können. Mit anderen Worten:
Auch, wenn ein Vogelbeobachter sich unter Umständen fragen mag, wie
derlei Ausführungen in diese Art Jahresbegleiter gelangt sein mögen,
stelle ich doch etwas wehmütig fest, wie er sich heuer auf ein
funktionales Kalender-Dasein reduziert.

Ist es vielleicht der Vermutung geschuldet, dass heute einfach weniger
gelesen wird als vor 10 Jahren oder dass heute die Geduld nicht
reicht, um etwas vom Wege abzukommen? Aber halt, welche Geduld sollte
ein Mensch, der ewig an einem Fleck aushält, weil dort drüben ein
Falke seinen Horst gebaut hat, nicht haben?

Zugegeben, die wohl statt der Artikel in den Kalender regulär
aufgenommenen Rubriken "Liste der Artnamen", der "Gesangskalender"
sowie die "Liste der Vogelbeobachtungsplätze in Deutschland" machen in
ihrer Wiederholung und Aktualisierung in einem solchen Büchlein Sinn.
Den machte allerdings auch die entfallene Veranstaltungsübersicht zum
Thema Vogelbeobachtung.

Auch in diesem Jahr fehlen nicht die Adressen aus dem Bereich
Vogelkunde und Vogelschutz wie Vogelschutzwarten, Naturschutzbehörden,
Forschungsinstitute und Museen, Vereine und Verbände und
Avifaunistische Kommissionen. Hilfreich sind die täglich verzeichneten
Sonnenauf- und -untergangs sowie Mondauf- und -untergangszeiten sowie
Voll-, Sichel- und Neumond. Die Beobachtung nächtlich ziehender Vögel
um den Vollmondtermin herum ist abenteuerlich und spielt keine
unwichtige Rolle bei der Erforschung des Vogelzuges.

Die Beobachtungsliste (führt Artnamen und Status der in Deutschland
regelmäßig vorkommenden Brut- und Gastvogelarten) wurde auf einen
aktuellen Stand gebracht, da die Systematik der Vögel insbesondere
durch molekulargenetische Untersuchungen gewaltige Umbrüche erfahren
habe. Ganze Ordnungen seien verschoben, Familien und Gattungen neu
gefasst worden und wissenschaftliche Namen angepasst. Wenn man nicht
ohnehin mit dem Thema befasst ist, lohnt sich möglicherweise ein
eingehenderes Studium dieser Übersicht, um Überraschungen zu
vermeiden. Mittlerweile, heisst es, schlage sich diese Entwicklung
auch in den offiziellen internationalen und für Vögel in Deutschland
geführten Listen sowie in den neuen Bestimmungsbüchern nieder.

Dieser Kalender ist also - trotz wehmütigen Rückblicks auf 2012 - wie
jedes Jahr den Vogelentusiast(inn)en als funktionaler Begleiter zu
empfehlen.

13. September 2021
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REZENSION/748: Kris Adlitz - Warum hält sich die Geschlechterungleichheit? (SB)

Kris Adlitz



Warum hält sich die Geschlechterungleichheit?
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Olympe de Gouges, Verfasserin der "Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin" von 1791 (Porträt von Alexander Kucharski)

Abbildung: Alexander Kucharsky, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Gäbe es Gleichheit, bräuchte mensch sie nicht. Wie könnte sie etwas
anderes sein als ein Versprechen, dessen Zweck in seiner
Nichterfüllung liegt, wenn sie doch den Vergleich voraussetzt und
damit notwendigerweise Unterscheidungskriterien, mit denen die
Ungleichheit zwangsläufig geschaffen wird? Freiheit, Gleichheit,
Brüderlichkeit (oder sollten wir aus Gendergründen so etwas wie eine
Geschwisterlichkeit postulieren?) - die Werte der Französischen
Revolution, konkretisiert in den 1789 deklarierten Menschen- und
Bürgerrechten, die noch heute das Fundament moderner, als Demokratie
etikettierter (Rechts-) Staatlichkeit bilden, machen da keine
Ausnahme. Dabei galten sie damals für Frauen nur eingeschränkt.

La femme a le droit de monter sur l échafaud; elle doit avoir
 également celui de monter à la Tribune.

 (Die Frau hat das Recht das Schafott zu besteigen. Gleichermaßen
 muss ihr das Recht zugestanden werden, eine Rednertribüne zu
 besteigen.)

 Olympe de Gouges: Déclaration des droits de la Femme et de la
 Citoyenne [1]


Die französische Revolutionärin und Schriftstellerin Olympe de Gouges
verfasste 1791 eine "Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin" -
beißender Spott und ein Affront gegen die neue, nun bürgerliche
Republik. Die Vorreiterin späterer Frauen(rechts)bewegungen bezahlte
ihr Engagement mit dem Leben. Sie hatte Robespierre öffentlich
kritisiert, eine Abstimmung über die neue Staatsform gefordert und
wurde, wie viele Menschen, die der Gegnerschaft zum neuen Staat
bezichtigt wurden, 1793 auf Anordnung des Revolutionstribunals
hingerichtet.

Den Siegeszug der "Gleichheit" vermochte auch dies nicht aufzuhalten.
Frauen, die gegen ihre Unterdrückung und Benachteiligung durch das
andere Geschlecht, aber auch eine staatliche Herrschaft, die dieses
Missverhältnis begründet und fortschreibt, aufbegehrten, stellten und
stellen Forderungen nach Gleichheit, Gleichberechtigung,
Gleichstellung, Chancengleichheit, Geschlechtergleichheit und was der
Gleich-Wörter mehr sind. Sicherlich trägt die Geschlechterfrage zur
Absicherung von Herrschaft welcher Art auch immer fundamental bei,
weil das Geschlecht ein wesentliches, wenn auch keineswegs das einzige
Unterscheidungsmerkmal liefert, um Menschen gegeneinander aufzubringen
und auszuspielen. Doch kommt das Beklagen der Geschlechterungleichheit
nicht einem Paradoxon gleich? Wie sollte es eine
Geschlechtergleichheit geben können, wenn doch das Geschlecht
zuvorderst den Zweck erfüllt, Menschen zu unterscheiden?




[image: Abbildung: Mettais, Public domain, via Wikimedia Commons]

Olympe de Gouges vor der Guillotine, 1793 (Tuschezeichnung von Lavis de Mettais)

Abbildung: Mettais, Public domain, via Wikimedia Commons



Kris Adlitz hat sein 2020 erschienenes Buch unter den programmatischen
Titel "Warum hält sich die Geschlechterungleichheit?" gestellt. Er
postuliert für die 1980er und 1990er Jahre einen "Wandel der
traditionellen Geschlechterungleichheit", der allerdings ungeachtet
vieler Gesetze zur Gleichstellung der Geschlechter zum Stillstand
gekommen sei. Die Geschlechtermissverhältnisse, wie er sie nennt,
"sinnvoll zu kritisieren", weist er als das wesentliche Ziel seines
Buches aus, wobei seine Grundthese lautet, dass diese nicht in erster
Linie etwas mit den Geschlechtern zu tun haben, sondern mit den
gesamtgesellschaftlichen, das heißt kapitalistischen Verhältnissen.

Der Autor sagt zwar, die Geschlechterungleichheit sei nicht zu
akzeptieren und stellt unter anderem fest, dass Vergewaltigung etwas
mit "dem als normal angesehenen Verhältnis der Geschlechter" (S. 229)
zu tun hat, doch eine Kampfschrift in Sachen Frauenbefreiung ist sein
Buch nicht. Zieht frau seine Kernthesen in einen - eigentlich
unzulässigen, weil willkürlichen - Vergleich zu der eingangs erwähnten
französischen Frauenrechtlerin Olympe de Gouges, wird dies deutlich:

Frauen, wacht auf! Was auch immer die Hürden sein werden, die man
 euch entgegen stellt, es liegt in eurer Macht, sie zu überwinden.
 Ihr müsst es nur wollen.

 Olympe de Gouges (1748-1793) [2]


Kris Adlitz würde dieser Kritik vermutlich widersprechen, spricht er
sich doch - unbestritten - für die Erfüllung des
Gleichheitsversprechens auch zwischen den Geschlechtern aus, die
jedoch seiner Überzeugung nach die Überwindung der herrschenden
kapitalistischen Gesellschaftsordnung voraussetzt. Ein unmittelbarer,
wie auch immer gestalteter Kampf engagierter Frauen gegen männliche
Vorherrschaft und Dominanz wäre, diesem kausaldeterminierten
Denkansatz zufolge, von vornherein zum Scheitern verurteilt, weil er
die "Wirkung" angreifen würde, nicht jedoch die "Ursache". Können wir
an dieser Stelle ausschließen, dass sich die Argumentation in
vermeintlichen Ursachen und Wirkungen hier als hinderlich erweist? Wie
könnte es, wenn es um Befreiung geht, die konsequenterweise nur
ungeteilt gedacht werden kann, sinnvoll sein, die Anliegen von
Frauenbewegungen und feministischen Strömungen in ein
Unterordnungsverhältnis gegenüber der Kritik an bzw. dem Widerstand
gegen kapitalistische Unterdrückung zu stellen?

Nicht von ungefähr scheint der Autor für seine Kernfrage - "Warum hält
sich die Geschlechterungleichheit?" - eine passive Ausdrucksweise
gewählt zu haben, die den Eindruck erweckt, als würde die
"Geschlechterungleichheit" an sich etwas tun oder lassen, womit die
Frage nach den Interessen aller Beteiligten, sich zu Lasten anderer
Vorteile zu verschaffen wie auch sich im Kalkül auf einen
Beteiligungslohn zu unterwerfen, was selbstverständlich keineswegs nur
auf die Verhältnisse zwischen den Geschlechtern zutrifft, sondern als
Kernprinzip sozialer Gegenseitigkeit und gesellschaftlicher Herrschaft
verstanden werden könnte, in den Hintergrund gerückt wird.

Auf dem Weg dahin, seine eigentliche Botschaft, nämlich dass
Geschlechtergleichheit durch die Abschaffung der kapitalistischen
Gesellschaftsform erreicht werden könne, beackert der Autor, durchaus
kritisch, ein breitgestreutes Themenfeld. So sagt er zum Beispiel,
dass die Geschlechterungleichheit von einschlägigen Wissenschaften wie
Soziologie und Psychologie zwar beschrieben, jedoch nicht erklärt
werden könne. Weil viele Menschen dazu neigten, in dieser Frage auf
Rollentheorien zurückzugreifen, setzt sich der Autor ausführlich mit
ihnen auseinander und stellt dabei viele Fragen:

Oft ist überhaupt unklar, was mit Rollen gemeint ist: das wirkliche
 Verhalten, Einstellungen, Kognitives, Körperliches ...? Ist man
 eigentlich von der Rolle unterdrückt oder gestaltet man sie selbst?
 Wenn beide Geschlechter ihre Rollen haben, sind dann beide
 (gleich?) unterdrückt? Oder sind die Frauen einfach dumm, dass sie
 ihre Rolle so gestalten? Wann und wo spielen die Rollenerwartungen
 keine Rolle? Rollen kann man aufhören zu spielen, Geschlecht auch?
 Wie kommen Macht und Herrschaft in die Rollen? Daraus folgen die
 Fragen: Ist die Geschlechterrollentheorie nicht vielleicht Teil der
 Verhältnisse, indem sie als selbsterfüllende Prophezeiung fungiert?
 (S. 32) 


Um zu erklären, warum es so zugeht, wie es zugeht, sei eine
"allgemeine Theorie unserer Gesellschaft" nötig, behauptet der Autor
in diesem Zusammenhang und weist diese These als "Grundannahme" des
Buches aus. Wie jedoch eine allgemeine Gesellschaftstheorie besser
oder überhaupt zur Erklärung imstande sein soll, nur weil einige
wenige, beispielhaft angeführte Wissenschaftstheorien dies nicht
vermögen, bleibt offen. Zu Beginn des Buches deutet Adlitz an, was für
eine Theorie ihm da vorschwebt:

Das Buch vertritt eine antiessentialistische Geschlechtertheorie,
 die die Entwicklung der Geschlechterungleichheit der bürgerlichen
 Gesellschaft aus deren Grundbegriffen Freiheit und Privateigentum
 sowie ihrer kapitalistischen Produktionsweise heraus bestimmt.
 Anders gesagt: Es wird ein marxistischer Feminismus fortgeführt.
 (S. 8) 
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Karl Marx - Ratgeber für den heutigen Kampf um Geschlechtergleichheit? (Aufnahme von 1867)

Foto: Friedrich Karl Wunder, Original-Uploader on de.wikipedia was Whoiswohme, Public domain, via Wikimedia Commons



Wie der Feminismus, verstanden als Begriff für kritische Bewegungen
und Strömungen aller Art, die sich für die Selbstbestimmung nicht nur
der Frauen, sondern Menschen jeden Geschlechts einsetzen und damit die
Ideale der (bürgerlichen) französischen Revolution hochhalten, mit dem
Marxismus eine Liaison eingehen kann, erschließt sich den Lesenden
hier nicht. Wie sollte, wenn die Frage nach den Eigentumsrechten an
den Produktionsmitteln im marxistischen Sinne gelöst, sprich diese von
der Klasse der Kapitalisten in die Hand der Arbeiterklasse überführt
werden, dies die sogenannte Frauenfrage lösen können, wie sollte sich
hier überhaupt ein stichhaltiger Zusammenhang formulieren und
begründen lassen?

Für Kris Adlitz ist dies keine offene Frage. Sein Bemühen dreht sich
darum zu verdeutlichen, dass die sogenannte Geschlechterungleichheit
durch den Kapitalismus (im Zusammenwirken mit Staat und Privatbereich)
zu begründen sei. Um dies plausibel zu machen, geht er zunächst an
viele gängige Klischees und scheinbar feststehende
Tatsachenbehauptungen kritisch heran. So legt er dar, dass die
Unterscheidung, Zuordnung und Definition des Geschlechts
wissenschaftlich keineswegs so eindeutig geklärt ist, wie vielfach
angenommen wird. Auch könne von einer genetisch determinierten
Zweigeschlechtlichkeit keine Rede sein, Geschlechtlichkeit müsse als
ein "kulturelles hierarchisierendes Symbolsystem" beschrieben werden.
(S. 255)

Als Männerherrschaft will der Autor die Geschlechtermissverhältnisse
nicht verstanden wissen, ein solcher Herrschaftsbegriff impliziere
"verkürzte Analysen der aktuellen Geschlechterungleichheit". Und
wieder argumentiert Adlitz kausaldeterminiert: "Dass die
Geschlechterbeziehungen von Herrschaft durchsetzt sind und sich eine
soziale Ungleichheit ausbildet, das muss aus der sie übergreifenden
Gesellschaft und ihrer Herrschaftsordnung resultieren." (S. 96) Wieso
das so sein müsse, will der Autor in seinem fünften und letzten
Kapitel klären, das den "allgemeinen Formen der kapitalistischen
Gesellschaft" (S. 259) gewidmet ist und sich wie eine Kleine
Einführung in die marxistische Lehre liest. Den Nachweis seiner These,
"dass wir in Deutschland in einer kapitalistischen Gesellschaft leben
und dies die Geschlechterungleichheit begründet" (S. 259), bleibt er
allerdings schuldig.
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Titelblatt des ersten Bandes von "Das Kapital" in einer Ausgabe von 1867 aus der Sammlung Saitzew in der Zentralbibliothek Zürich
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Er setzt sich so ausführlich mit Marx' Kritik der politischen Ökonomie
auseinander als einer keineswegs veralteten Deutung der brutalen
Entwicklung der Menschheit, dass die Lesenden Gefahr laufen, die Frage
nach der Begründung seiner Kernaussage aus den Augen zu verlieren.
Worin könnte sie bestehen? Adlitz spricht, ganz im Marx'schen Sinne,
von Menschen als Subjekten, "die Waren tauschen, Geld benützen,
abstrakte Arbeit leisten, Kapital akkumulieren, Gesetze formulieren
und ihnen folgen müssen". (S. 271) Aus ihrer Fähigkeit zur Vermehrung
ergäbe sich, dass sie geschlechtliche Subjekte werden könnten, woraus
Wirklichkeit werde, "weil in der kapitalistischen Gesellschaft selbst
ohne sexistische Zwecke Geschlechterungleichheit systemisch
erzeugt wird". (S. 271) Damit begründet der Autor seine These, die
kapitalistische Gesellschaft erzeuge Geschlechterungleichheit, mit
sich selbst.

Seine anschließende Frage nach dem Warum führt weg von einer
stichhaltigen Begründung dieses von ihm behaupteten Zusammenhangs,
weil sie sie als geklärt voraussetzt. Sein Argumentationskonstrukt für
die seiner Meinung nach nicht-sexistische Geschlechterungleichheit
lautet in etwa wie folgt: Die Benachteiligung von Frauen auf dem
Arbeitsmarkt träte immer dann auf, wenn "ihnen unterstellt wird, dass
sie schwanger werden könnten", ihre verminderte Leistungsfähigkeit
würde die Zwecke kapitalistischer Ökonomie behindern. (S. 274) Die
"Formen und Prinzipien" der kapitalistischen Gesellschaft Deutschlands
erklärten die fortgesetzte Dominanz der Männer, weil die Anforderungen
von Bevölkerungspolitik und Lohnarbeit für Frauen ein
Vereinbarkeitsproblem zwischen Familie und Arbeit erzeugten, zugleich
erklärten sie aber auch, weshalb

sich die Geschlechterverhältnisse in Deutschland liberaler und
 weniger ungleich gestalten würden, eben angemessen einer führenden
 Industrienation mit stetigem Wirtschaftswachstum und einer
 arbeitswilligen Bevölkerung, die ihre Ideale einer gerechten
 Gesellschaft pflegt. (S. 278) 


Eine plausible Erklärung für den vom Autor so zwingend behaupteten
Zusammenhang zwischen einer kapitalistischen Gesellschaft wie der
deutschen und der von ihr angeblich systemisch hervorgebrachten
Geschlechterungleichheit lässt sich nicht finden.

Kris Adlitz beendet sein Buch zur Geschlechterungleichheit mit der
Anmerkung, es habe seinen Zweck erfüllt, wenn es dazu beiträgt,
"feministische und linke Praxis und Theorie zu überdenken". (S. 287)
Da er jedoch ohne jeden Zweifel erklärt, die kapitalistische
Gesellschaft erzeuge die Geschlechterungleichheit, liegt die Vermutung
nahe, dass er die von ihm in dieser Weise aufgeklärten Menschen
welchen Geschlechts auch immer für eine (marxistisch orientierte)
Theorie und Praxis gegen den Kapitalismus gewinnen möchte. Wiewohl in
einer Zeit marginalisierter und staatlich integrierter
Protestbewegungen um der völlig ungelösten Frage nach Befreiung willen
jeder Funke des Aufbegehrens nur zu begrüßen ist, steht bei diesem
Buch zu befürchten, dass die vielen aufgeworfenen Fragen,
angesprochenen Zirkelschlüssigkeiten und kritischen Ansätze ihre
Grenzen an der marxistischen Lehre gefunden haben, die ihrerseits -
wer wollte dies 150 Jahre nach Marx bestreiten? - einer fundamentalen
Infragestellung und Überprüfung wert wäre mit Blick auf das Anliegen,
den herrschenden Verhältnissen mehr als die Stirn zu bieten.


Anmerkungen:


[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Feminismus

[2] https://www.boell.de/de/2018/07/03/von-welle-zu-welle
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REZENSION/747: Mark Curtis - Secret Affairs (Britische Islampolitik) (SB)

Mark Curtis



Secret Affairs - Britain's Collusion with Radical Islam




Der dramatische Fall von Kabul an die Taliban und der chaotische Abzug
der letzten NATO-Soldaten samt ihren zivilen Helfern am Flughafen der
afghanischen Hauptstadt Ende August haben in sicherheitspolitischen
Kreisen des Westens eine fundamentale Sinnkrise ausgelöst. Ist das
amerikanische Jahrhundert nun vorüber? Nimmt China nach dem
wirtschaftlichen Aufstieg an die Spitzenposition demnächst auch noch
den Platz der USA als militärische Supermacht Nummer Eins ein? Diese
und ähnlich hysterische Fragen à la Oswald Spengler machen die Runde.
Nach 20 Jahren am Hindukusch haben sich die Strategen im Pentagon und
im NATO-Hauptquartier in Brüssel das Ende des gemeinsamen
militärischen Engagements in Afghanistan anders vorgestellt. Ihnen
schwebte bestimmt eine geordnete Übergabe an eine Regierung der
nationalen Einheit mit mehrheitlicher Taliban-Beteiligung und keine
jubelnde Siegesparade der einstigen Verbündeten von Osama Bin Laden
und seinem Al-Kaida-"Netzwerk" durch Kabul vor.
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US-Marineinfanteristen bei der Evakuierungsoperation am Kabuler Flughafen am 17. August 2021

Foto: U.S. Marine Corps photo by 1st Lt. Mark Andries/U.S. Central
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Angesichts der verheerenden Fernsehbilder, die fast zwei Wochen lang
allabendlich die Nachrichten weltweit dominierten und geradezu nach
dem Vergleich mit dem Fall von Saigon 1975 schrien, brach über den
demokratischen US-Präsidenten Joe Biden eine heftige Welle der Kritik
herein, obwohl es eigentlich der republikanische Vorgänger Donald
Trump war, dessen Sondergesandter Zalmay Khalilzad Ende Februar 2020
in Doha den Deal mit den Taliban besiegelt und damit das Ende des
längsten und womöglich teuersten Kriegs in der Militärgeschichte der
Vereinigten Staaten - Kostenpunkt zwei bis drei Billionen Dollar -
eingeleitet hat. Zahlreiche ausgediente Politiker und Militärs wie
John Bolton, Condoleeza Rice, David Petraeus und Jack Keane, die das
Afghanistan-Debakel eigentlich zu verantworten haben und sich dessen
schämen müßten, traten gänzlich unverfroren in den US-Medien auf und
warfen Biden fehlendes Durchhaltevermögen und Versagen als
Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte vor.

Der prominenteste Ex-Staatsmann, der sich bemüßigt fühlte, angesichts
der Nachrichtenorgie über die spektakulären Ereignisse in Kabul mit
einer eigenen Stellungnahme an die Öffentlichkeit zu treten und damit
international für Schlagzeilen sorgte, war Tony Blair. In einer
ausführlichen Breitseite an die Adresse des Weißen Hauses verurteilte
der ehemalige britische Premierminister, der am 7. Oktober 2001 in
Reaktion auf die Flugzeuganschläge vom 11. September die königlichen
Streitkräfte Elizabeth II. an der Seite der US-Truppen in Afghanistan
einmarschieren ließ, den Abzug der NATO vom Hindukusch als "idiotisch"
und warf die drängende Frage auf, ob der Westen noch über den nötigen
"strategischen Willen" verfüge, seine Interessen und Werte global
durchzusetzen. Auf dem Parteitag seiner britischen Sozialdemokraten am
1. Oktober 2001 im südenglischen Badeort Brighton hatte Blair die
bevorstehende großangelegte militärische Reaktion der NATO auf die
9/11-Operation der islamistischen "Terrortruppe" Al Kaida als
einzigartige Chance angepriesen, "die Welt neu zu ordnen", und war
dafür unisono von der westlichen Presse als begabtester politischer
Rhetoriker Großbritanniens seit Winston Churchill über den grünen Klee
gelobt worden.




[image: Zwei Soldaten im Tarnanzug bedienen ein Maschinengewehr samt Munitionsgurt - Foto: Europecentral, Public domain, via Wikimedia Commons]

Britische Soldaten im Feuergefecht mit den Taliban in der afghanischen
Provinz Helmand 2008

Foto: Europecentral, Public domain, via Wikimedia Commons



Anfang 2002, wenige Wochen nach dem gewaltsamen Sturz der
Taliban-Regierung, half Blair auch dem damaligen US-Präsidenten George
W. Bush, die Weichen für den illegalen angloamerikanischen Einmarsch
2003 in den Irak zu stellen. Unvergessen bis heute ist das "September
Dossier" der britischen Regierung, das zum ersten Jahrestag der
Flugzeuganschläge von New York und Arlington der Öffentlichkeit
präsentiert wurde. Während die Bush-Administration damals den
leichtgläubigen Teil der amerikanische Bevölkerung mit
Gruselgeschichten über eine Zusammenarbeit des irakischen Präsidenten
Saddam Hussein mit "Terrorchef" Bin Laden auf dem Feld der
Massenvernichtungswaffen in Angst und Schrecken versetzte, mußte
Blair, um gegen erheblichen Widerstand in der eigenen regierenden
Labour-Partei eine Mehrheit im britischen Unterhaus für die von ihm
anvisierte Kriegsbeteiligung Großbritanniens zu gewinnen, eine
konkrete Bedrohung der nationalen Sicherheit konstruieren. Dies gelang
Number 10 Downing Street nicht zuletzt mit besagtem Dossier. In dem
von Blair mitverfaßten und von ihm persönlich absegneten Dokument hieß
es, Saddam Husseins Truppen in der westirakischen Wüste an der Grenze
zu Syrien könnten innerhalb einer Dreiviertelstunde nach Erhalt des
entsprechenden Befehls aus Bagdad britische Basen auf Zypern mit
ballistischen Raketen, die chemische Kampfstoffe enthielten,
beschießen.

Damals lautete die reißerische Überschrift von Rupert Murdochs
Boulevardblatt The Sun, Großbritanniens meistverkaufter Zeitung,
"Brits 45mins from doom" ("Briten 45 Minuten vor dem Untergang"). 2009
sollte sich jedoch bei einer parlamentarischen Untersuchungskommission
zum größten außenpolitischen Desaster Großbritanniens seit der
Suez-Krise im Jahre 1956 herausstellen, daß die Quelle der brisanten
Angaben ein irakischer Taxifahrer und Kontaktmann des britischen
Auslandsgeheimdiensts gewesen sein soll, der gegenüber seinen
Führungsoffizieren von MI6 berichtet hätte, zwei Jahre zuvor zwei
irakische Militärs beim Plaudern auf dem Rücksitz seines Taxis über
entsprechende Rüstungskapazitäten und ihre mögliche Verwendung
belauscht zu haben. Bis heute ist unklar, ob der fragliche Taxifahrer
und seine beiden Fahrgäste bei den irakischen Streitkräften jemals
existierten oder frei erfunden wurden.
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Offizier der britischen Fallschirmjäger führt am 3. April 2003 eine
Lagebesprechung mit US-Marineinfanteristen beim Einmarsch in den Irak
durch
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Erschreckend am Einwurf Blairs in die aufgeheizte außen- und
sicherheitspolitische Debatte des Westens über den Rückzug aus
Afghanistan und dessen Folgen war die darin enthaltene erneute
Aufforderung an Europäer und Nordamerikaner, sich nicht vor der
"strategischen Herausforderung" des "radikalen Islams" zu drücken,
sondern diesen mit allen zu Gebote stehenden Mitteln - diplomatisch,
militärisch, propagandistisch und wirtschaftlich - niederzuwerfen.
Vergeblich sucht man im Text nach irgendeiner Einsicht, daß der
"radikale Islam" ein Problem sein könnte, das der Westen -
Großbritannien allen anderen Staaten voran - geradezu selbst
geschaffen hat, um seinen Einfluß in der vor allem mit
Energieressourcen gesegneten Region zwischen Atlasgebirge und Himalaya
zur Geltung und die Machthaber dort soweit wie möglich auf westliche
Linie zu bringen. Wer sich Aufklärung über die viel zu wenig bekannten
Aspekten der jahrzehntelangen Kungelei zwischen London und den
fundamentalistischten Kreisen innerhalb des politischen Islams
verschaffen will, dürfte mit dem Buch "Secret Affairs - Britain's
Collusion with Radical Islam" von Mark Curtis auf seine Kosten kommen.

Der 1963 geborene Historiker hat an der London School of Economics
(LSE) studiert und anschließend als Forschungsstipendiant am berühmten
Royal Institute of International Affairs (Chatham House) gearbeitet.
Er ist der Autor mehrerer Bücher zum Thema britische Außen- und
Sicherheitspolitik im 20 Jahrhundert. In seinem 2004 erschienenen Buch
"Unpeople: Britain's Secret Human Rights Abuses" ("Unmenschen:
Großbritanniens geheime Menschenrechtsverletzungen") hat Curtis nach
Auswertung aller relevanten amtlichen Erhebungen die Zahl der Menschen
in der Dritten Welt, deren Tod seit 1945 als direkte oder indirekte
Folge britischer Einfluß- und Interventionspolitik eingestuft werden
darf, auf zwischen 8,6 und 13,5 Millionen beziffert. Über die Jahre
hat er für die internationalen Nicht-Regierungsorganisationen
ActionAid und Christian Aid kritische Studien über die Auswirkungen
westlicher Entwicklungspolitik in den Zielländern des globalen Südens
verfaßt. Als leitender Direktor der World Development Movement setzt
sich Curtis für eine gerechte und nachhaltige Reform des
internationalen Warenhandels und des internationalen Umweltschutzes
ein. 2019 hat er mit dem Journalistenkollegen Matt Kennard die
Enthüllungsplattform Declassified UK gegründet.




[image: Hunderte Soldaten knietief im Wasser - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Britische Infanteristen 1919 unterwegs im überfluteten Südirak

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



"Secret Affairs" beginnt quasi mit dem Ersten Weltkrieg, in dessen
Verlauf sich Großbritannien - entgegen anderslautenden Versprechen
gegenüber den Arabern hinsichtlich der Schaffung eines einheitlichen
arabischen Staats in der Region zwischen Mittelmeer und Persischem
Golf - heimlich mit Frankreich im Rahmen des Sykes-Picot-Abkommens
über die Aufteilung weiter Teile des untergehenden Osmanischen Reichs
verständigt hatte. Als Mandatsgebiet bekam Frankreich Syrien und den
Libanon, Großbritannien den Irak und Jordanien, während London bereits
1917 mittels der "Balfour-Deklaration" den Zionisten beiderseits des
Atlantiks die Schaffung einer nationalen Heimstätte für das jüdische
Volk in Palästina zusicherte, ohne die Interessen der dort lebenden
arabischen Bevölkerung angemessen zu berücksichtigen.

Als Faisal, das Oberhaupt der haschemitischen Dynastie und zuletzt
Londons wichtigster Verbündeter im Kampf gegen die Türken, bei den
Versailler Friedensverhandlungen auf die Einhaltung der britischen
Zusagen gegenüber den Arabern pochte, brachten die Briten die Saudis
ins Spiel. Wie Curtis unter anderem sogar anhand der Schriften des
vermeintlichen großen Araber-Freunds T. E. Lawrence zeigt, war für das
britische Außenministerium stets ein "schwaches und uneiniges Arabien"
das eigentliche Ziel im Nahen Osten. Innerhalb weniger Jahre eroberte
die Ichwan, die fanatisch-wahhabitische 150.000 Mann starke
Kamelreiter-Kavallerie der Saudis, im Blutrausch sowie mit
sporadischer Hilfe der britischen Luftwaffe weite Teile der arabischen
Halbinsel einschließlich Mekka und Medina. Dabei brachte die saudische
Soldateska laut Curtis 400.000 Männer, Frauen und Kinder um. Eine
Million weitere Menschen flohen in die umliegenden Länder. Faisal,
dessen Familie als Nachfahren Mohammeds seit Jahrhunderten die
heiligen Städte des Islams beschützt hatte, wurde mit der
Inthronisierung als König des Iraks abgespeist. Sein Bruder Abdallah
ibn Hussein wurde von den Briten als König von Transjordanien und
damit auch als Beschützer des Tempelbergs von Jerusalem anerkannt.




[image: Saudische Kamelreiter-Kavallerie im Gallopp - Foto: Original photographer unknown, reproduction by User:(WT-shared) Jpatokal, Public domain, via Wikimedia Commons]

Bewaffnete Kamelreiter von König Abdulasis bei der Rückeroberung Riads
1910

Foto: Original photographer unknown, reproduction by User:(WT-shared)
Jpatokal, Public domain, via Wikimedia Commons



Ein äußerst schwieriges Problem für die Protagonisten des Empire in
London war in den Jahren zwischen den Weltkriegen das Streben der
Menschen im britischen Indien nach Unabhängigkeit. Als sich
abzeichnete, daß die indische Kongreßpartei, angeführt vom
säkular-hinduistischen Jawaharlal Nehru, auf die volle Souveränität
ohne britische Militärbasen oder -berater pochte, drängten Londons
Diplomaten auf dem Subkontinent Muhammad Ali Jinnahs Moslemliga in
Richtung eines eigenen Staates und setzten sie mittels verdeckter
Anstachelung der islamischen Fundamentalisten massiv unter Druck. Die
Teile-und-herrsche-Strategie Großbritanniens gelang. 1947 kam es zur
Spaltung Britisch Indiens. Die historische Geburtsstunde Indiens und
Pakistans wurde von Gewalt und Zerstörung in einem unvorstellbaren
Ausmaß begleitet. Rund eine Million Menschen wurden von den eigenen
Nachbarn der jeweils anderen Religionsgemeinschaft massakriert,
weitere 20 Millionen vertrieben, deportiert oder zwangsumgesiedelt.
Pakistan, der sich formell als Islamische Republik formierte, wurde in
den darauffolgenden Jahren - nicht zuletzt wegen des ungelösten
Kaschmir-Konflikts mit Indien - zum "Epizentrum des radikalen Islams",
so Curtis.




[image: Die drei Staatsmänner beraten am runden Tisch - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Lord Louis Mountbatten, letzter Vizekönig Britisch Indiens, bei
Gesprächen mit Jawaharlal Nehru und Muhammad Ali Jinnah

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Interessanterweise zitiert der Autor aus einst vertraulichen
Dokumenten des Foreign & Commonwealth Office (FCO), die er bei seiner
akribischen Recherchearbeit in den britischen Nationalarchiven
aufgestöbert hat und aus denen klar hervorgeht, daß für London schon
damals auch der Zugriff und die Einflußnahme in Bezug auf Afghanistan
ein wichtiges Motiv für die Schaffung eines Großbritannien
wohlgesonnenen Staats Pakistan gewesen ist. Schließlich hatten die
Briten nach ihrem zweiten verlorenen Afghanistankrieg 1872 die Grenze,
die sogenannte Durand-Linie, die British India vom Emirat Afghanistan
trennte, quer durch das paschtunische Siedlungsgebiet gezogen. Noch
heute stellen die Paschtunen in Afghanistan mit mehr als 15 Millionen
Menschen die größte Bevölkerungsgruppe und in Pakistan mit rund 30
Millionen die zweitgrößte nach den Punjabis mit 80 Millionen.

Im Zuge der antikolonialen Bewegung, die ab 1945 weltweit Fahrt
aufnahm, sah sich Großbritannien im arabischen Raum ganz besonders
durch den Pan-Arabismus, verkörpert durch Gamal Abdel Nasser,
herausgefordert. Der Putsch der von Oberst Nasser angeführten Freien
Offiziere gegen Londons Satrapen in Kairo, König Faruk, elektrisierte
die arabischen Massen und fand Nachahmung wie zum Beispiel 1958 im
Irak und 1969 in Libyen. Die meist jungen Offiziere wollten eine
überkommene Herrschaft der Monarchie und der alteingesessenen
Großgrundbesitzer durch sozialistische Industrialisierung ersetzen.
Dafür stand symbolisch das von Nasser 1954 initiierte Mammutprojekt
des Assuan-Staudamms mit seinem Wasserkraftwerk am Nil.




[image: Nahaufnahme des ägyptischen Präsidenten am Mikrophon - Foto: Not credited, Public domain, via Wikimedia Commons]

Gamal Abdel Nasser, das Idol der arabischen Massen, bei einer Rede
1960

Foto: Not credited, Public domain, via Wikimedia Commons



1956 eskalierte der geopolitische Konflikt, als Nasser den Suez-Kanal,
der sich seit langem in britisch-französischem Besitz befand,
verstaatlichte. Zusammen mit den Israelis griffen Briten und Franzosen
Ägypten militärisch an, setzten dort Truppen per Schiff sowie aus der
Luft ein. Als jedoch im UN-Sicherheitsrat nicht nur die Sowjetunion,
sondern auch die USA die Invasion verurteilte und US-Präsident Dwight
D. Eisenhower London mit einem Angriff auf das Pfund Sterling an der
Börse drohte, sahen sich die ausländischen Invasoren zum Abzug
gezwungen, fühlten sich Großbritannien und Frankreich plötzlich zu
Großmächten zweiten Grades herabgestuft. Auch im Jemen gerieten Anfang
der sechziger Jahre ägyptische und britische Soldaten aneinander, als
Nasser die säkular-sozialistischen Kräfte gegen die zaidistische
Monarchie im Norden und gegen die Kolonialherrschaft Londons im Süden
unterstützte.




[image: Luftaufnahme dreier Flugzeugträger im Konvoi - Foto: Royal Navy official photographer, Public domain, via Wikimedia Commons]

Drei der fünf an der Suez-Operation beteiligten britischen
Flugzeugträger - HMS Eagle, HMS Bulwark und HMS Albion - im östlichen
Mittelmeer im Herbst 1956

Foto: Royal Navy official photographer, Public domain, via Wikimedia Commons



Ungeachtet aller offensichtlichen Risiken schreckte Großbritannien in
diesen Jahren nicht davor zurück, die ägyptische Moslembruderschaft
gegen Nasser aufzuwiegeln, und schmiedete mit ihr Attentatspläne gegen
den beliebtesten Politiker Arabiens. Nach Angaben von Curtis sind
wichtige britische Dokumente aus dieser Phase der britisch-ägyptischen
Beziehungen bis heute unter Verschluß. Als Nasser 1970, drei Jahre
nach der schmachvollen Niederlage im Sechs-Tage-Krieg gegen Israel,
starb, warb sein Nachfolger Anwar As Sadat bei der Moslembruderschaft
um Unterstützung, die er auch partiell erhielt. Doch 1981 mußte Sadat
den letztendlichen Preis für seinen Pakt mit den religiösen
Reaktionären bezahlen, als Moslemfanatiker um den späteren
Al-Kaida-Vizechef Aiman Al Zawahiri bei einer Militärparade vor
laufenden Fernsehkameras ihn und mehrere andere Gäste auf der
Zuschauertribüne erschossen und in die Luft jagten - angeblich wegen
des Friedensschlusses Ägyptens mit Israel drei Jahre zuvor.




[image: Der saudische Monarch und der US-Außenminister stehen einander gegenüber mit einem Dolmetscher im Hintergrund - Foto: Unknown Author, Public domain, via Wikimedia Commons]

König Faisal trifft US-Außenminister Henry Kissinger 1975 zu
Gesprächen in Riad
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Bereits 1973 war es infolge des Yom-Kippur-Kriegs zwischen Ägypten und
Israel zum Ölboykott der OPEC gekommen. Die Ölpreise kletterten in
eine nie zuvor dagewesene Höhe, was auch zur Destabilisierung des
internationalen Bankensektors führte. Vor allem die USA und
Großbritannien mit den Finanzplätzen New York und London boten
sich als sichere Häfen für die gigantische Menge Petrodollars an, die
in jenen Jahren in die Taschen der Saudis und Konsorten gespült wurde.
An den prestigeträchtigsten Militärakademien beider Länder wurden die
künftigen Führungspersönlichkeiten aus Pakistan, Saudi-Arabien,
Jordanien, Bahrain, Kuwait, Oman, Katar und den Vereinigten Arabischen
Emiraten (VAE) auf die spätere Übernahme wichtiger hochrangiger
Aufgaben vorbereitet. Zu den prominentesten Absolventen
angloamerikanischer Kaderschmieden gehörten unter anderem König
Hussein von Jordanien und sein Nachfolger Abdallah, Pakistans Diktator
General Zia ul-Haq und der langjährige Geheimdienstchef
Saudi-Arabiens, Prinz Turki bin Faisal.

1979 fanden atemberaubende Umbrüche in der islamischen Welt statt.
Rund 500 wahhabitische Freischärler besetzten die große Moschee von
Mekka, nahmen rund 1000 Pilger als Geiseln und forderten ein Ende der
korrupten Herrschaft der Familie Saud. Erst nach tagelangen Kämpfen
mit unzähligen Toten konnten französische Spezialstreitkräfte den Spuk
beenden. Im selben Jahr marschierten die sowjetischen Streitkräfte in
Afghanistan ein, um die sozialistische Regierung in Kabul gegen
konservative Aufständische, die von der CIA und Pakistan unterstützt
wurden, zu verteidigen. Im Rahmen der größten verdeckten CIA-Aktion
der Geschichte, Operation Cyclone, schickte Prinz Turki den jungen
Osama Bin Laden ins afghanisch-pakistanische Grenzgebiet. Durch sein
Beispiel sollte der Sproß der Bin-Laden-Baudynastie viele unzufriedene
Jugendliche in Saudi-Arabien und den anderen arabischen Monarchien zur
Teilnahme am Dschihad gegen die ungläubigen Sowjets bewegen - was auch
geschah. Zu Zehntausenden strömten todesbereit die arabischen
Freiwilligen nach Zentralasien.




[image: Reza Pahlevi und Margaret Thatcher sitzen einander am Kaffeetisch gegenüber - Foto: Pahlavi Government (1925-1979), Public domain, via Wikimedia Commons]

Oppositionsführerin Margaret Thatcher besucht den Schah von Persien im
Palast Niavaran am 30. April 1978

Foto: Pahlavi Government (1925-1979), Public domain, via Wikimedia Commons



Ebenfalls 1979 kam Großbritannien und den USA der Schah von Persien,
seit einem Vierteljahrhundert ein wichtiger Stützpfeiler ihrer
Machtprojektion im Nahen Osten, abhanden. Ironie der Geschichte: Reza
Pahlevi wurde von demselben schiitischen Geistlichen gestürzt, nämlich
Ajatollah Khomeini, auf dessen Hilfe und Straßenschläger MI6 und die
CIA 1953 dankbar zurückgegriffen hatten, als es darum ging, den
linksliberalen iranischen Premierminister Mohammed Mossadegh wegen der
Verstaatlichung der Anlagen der Anglo-Iranian Oil Company, des
späteren britischen Weltkonzerns BP, von der Macht in Teheran zu
entfernen. Zum Zeitpunkt seines Sturzes hatte der Schah 1500 britische
Kampfpanzer und 250 Militärfahrzeuge für rund 400 Millionen Pfund
bestellt und unklugerweise im Voraus bezahlt. Wegen der späteren
Verhängung westlicher und internationaler Sanktionen gegen den Iran
aufgrund des Vorwurfs des "Terrorismus" hat Großbritannien besagte
Panzer bis heute nicht geliefert, aber auch nicht die Gelder
zurückgezahlt, was zwangsläufig dazu beitrug, daß die Beziehungen der
beiden Staaten nach wie vor feindselig sind.
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Die Präsidenten Muhammed Zia-ul-Haq und Ronald Reagan

Foto: us government, Public domain, via Wikimedia Commons



In den achtziger Jahren schloß die konservative Regierung Margaret
Thatchers mit Saudi-Arabien das größte Rüstungsgeschäft der britischen
Geschichte ab. Im Mittelpunkt des sogenannten Al-Yamamah-Deals stand
der Export von Kampfjets aus der Produktion von BAE Systems an die
saudische Luftwaffe. Wegen der Wartung dieser Maschinen und der
Ausbildung an ihnen arbeiten bis heute 4000 BAE-Beschäftigte in
Saudi-Arabien. Es gibt zahlreiche Hinweise, daß im Rahmen von Al
Yamamah Schmiergelder in Höhe von bis zu einer Milliarde Pfund an
Mitglieder des saudischen Königshauses geflossen sind. Als Empfänger
und Verteiler der Gelder wird Prinz Bandar bin Sultan gehandelt.
Bandar diente seinem Land mehr als 20 Jahre lang als Botschafter in
den USA, wo er besonders gute Beziehungen zur Familie Bush pflegte.
Gelder aus dem Konto seiner Frau, Prinzessin Haifa bint Faisal, bei
der Riggs Bank in Washington sollen den Aufenthalt von zwei der
mutmaßlichen 9/11-Flugzeugattentäter aus Saudi-Arabien, Khalid Al
Midhar und Nawaz al Hazmy, in Kalifornien in der Zeit vor dem 11.
September 2001 finanziert haben.
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Ronald Reagan empfängt Vertreter der afghanischen Mudschaheddin am 2.
Februar 1983 im Oval Office des Weißen Hauses

Foto: Michael Evans, see stamp and name on roll #C12820, Public
domain, via Wikimedia Commons



Prinz Bandar war es auch, der in den ersten Tagen nach dem "Tag, der
die Welt veränderte" in Absprache mit US-Präsident George W. Bush
mehrere Hundert reiche Saudis, darunter Verwandte von Bin Laden, per
Flugzeug aus den USA brachte und sie somit einem Verhör durch das FBI
entzog. 2006 hat Tony Blair unter Verweis auf die "nationale
Sicherheit" des Vereinigten Königreichs eine sofortige Beendigung der
Ermittlungen des Serious Fraud Office (SFO), des Betrugsdezernats der
britischen Strafverfolgungsbehörde, die bezüglich des dringenden
Verdachts der Bestechung in Verbindung mit dem Rüstungsdeal Al Yamamah
vor dem Durchbruch standen, verfügt. Zuvor soll Bandar die Regierung
in London mit einer Einstellung der Zusammenarbeit Riads in Sachen
"Terrorbekämpfung" gedroht haben, sollten die mit dem Fall betrauten
SFO-Kriminalbeamten nicht an die Leine gelegt werden.
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Kavalleriesoldat schiebt Wache gegenüber dem britischen Außenministerium in London

Foto: Man vyi, Public domain, via Wikimedia Commons



In den achtziger Jahren tobte sowohl der Iran-Irak-Krieg als auch der
Krieg in Afghanistan. Im Rahmen des Konflikts am Hindukusch sollen
Mitglieder des berüchtigten Special Air Service (SAS) Großbritanniens
Verbindungsoffiziere des pakistanischen Inter-Services Intelligence
Directorate (ISI) militärisch mit besonderer Betonung auf den
Untergrundkampf ausgebildet haben. Diese ISI-Offiziere haben wiederum
Tausende muslimische Freiwillige aus aller Herren Länder ausgebildet
und davon nicht wenige zum Kampf in den indischen Teil Kaschmirs
geschickt. Währenddessen trieb Präsident Zia in Pakistan mit Hilfe
Saudi-Arabiens eine starke Islamisierung des pakistanischen
Staatswesens unter anderem durch den Bau zahlreicher Koranschulen
voran. Doch die von Riad forcierte Verbreitung des engstirnigen
wahhabitischen Gedankenguts beschränkte sich nicht nur auf Pakistan,
sondern fand auch in der islamischen Welt insgesamt statt. Mark Curtis
spricht in seinem Buch von der "größten Propagandakampagne der
Geschichte" und schätzt ihren finanziellen Umfang auf 500 Milliarden
Dollar.

Nach dem Ende des Kriegs der afghanischen Mudschaheddin gegen die
Sowjetarmee beteiligten sich in den neunziger Jahren zahlreiche
arabische Veteranen am Jugoslawienkrieg an der Seite der bosnischen
Moslems und taten sich durch Greueltaten wie Abschlagen der Köpfe
serbischer und kroatischer Soldaten hervor. Afghanistanveteranen
verübten den Lastwagenbombenanschlag 1993 auf das New Yorker World
Trade Center. 1994 gründete Osama Bin Laden in der britischen
Hauptstadt sein Advice and Reformation Committee, das in den Jahren
danach unter den Augen von FCO, MI6 und MI5 über Konten bei den
Londoner Banken dschihadistische Umtriebe auf der ganzen Welt
finanzierte und sie propagandistisch begleitete - nicht zuletzt auf
dem Balkan. 1996 verübten in der Stadt Sirte die libyschen
Kampfgefährten Bin Ladens mit Hilfe des MI6 einen Autobombenanschlag
auf Muammar Gaddhafi, der diesen nur knapp verfehlte. Mark Curtis
berichtet ausführlich über die unsägliche Episode, die erst durch die
Enthüllungen des MI5-Aussteigers David Shayler publik wurde. 1999
arbeiteten SAS-Soldaten praktisch offen mit der mehrheitlich
muslimischen "Terrortruppe" Kosovo Liberation Army (KLA) im Krieg der
NATO gegen Rest-Jugoslawien zusammen. Heimgekehrte britische
Kaschmir-Freiwillige sollen auch die Bombenanschläge am 7. Juli 2005
auf das Bus- und U-Bahnsystem Londons durchgeführt haben, die 56
Menschen das Leben kosteten und mehr als 700 schwer verletzt
zurückließen.

Ein weiterer wenig bekannter Höhepunkt der heimlichen Zusammenarbeit
Londons mit dem radikalen Islam vollzog sich ab 2003 im Irak, als
bedrängte britische Besatzungstruppen zum eigenen Schutz konservative
pro-iranische schiitische Milizen in der Region um die südliche
Hafenstadt Basra gegen die linksnationalistische Mahdhi-Armee Muktada
Al Sadrs instrumentalisierten. Seit mehr als zehn Jahren versinkt
Syrien in einem mörderischen Bürgerkrieg, der hauptsächlich von
Großbritannien, den USA und Saudi-Arabien losgetreten wurde. Es ist
kein Zufall, daß im Frühjahr 2011 die ersten gewaltsamen Proteste
gegen das "Regime" Baschar Al Assads in der südsyrischen Stadt Deraa,
unweit der Grenze zu Jordanien stattfanden. Dahinter sollen britische
und amerikanische Experten im Bereich Staatsstreich gesteckt haben,
die auf der anderen Seite der Grenze in Jordanien stationiert waren.
Ohne die umfangreiche Rekrutierungs- und Waffenhilfe Londons,
Washingtons und Riads für die Dschihadisten in Syrien hätte es weder
die Flüchtlingskrise 2015 in der Europäischen Union gegeben noch wäre
es zur Entstehung der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) gekommen,
deren Anhänger in Sachen Grausamkeit Al Kaida und die afghanischen
Taliban längst hinter sich gelassen haben.
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Syrische Rebellen beschießen im Dezember 2016 die von der Regierung
Baschir Al Assads kontrollierten Städte Al Fu'ah und Kafriya

Foto: Qasioun News Agency, CC BY 3.0
https://creativecommons.org/licenses/by/3.0, via Wikimedia Commons



Libyen hat sich bis heute vom gewaltsamen Sturz Gaddhafis 2011, bei
dem die NATO der "terroristischen" Libyan Islamic Fighting Group
(LIFG) hauptsächlich als Luftwaffe diente, nicht erholt. Das Gegenteil
ist der Fall. Rivalisierende Stämme und Gruppierungen kämpfen um die
Macht, während das Land zum Somalia am Mittelmeer zu verkommen droht.
Abdel Ramadan Abedi, der 22jährige Selbstmordattentäter, der am 22.
Mai 2017 mit einer mit Schrapnell gefüllten Rucksackbombe 23 Besucher
eines Konzerts der US-Popsängerin Ariana Grande in der Manchester
Arena in den Tod riß und mehr als 1000 verletzte, gehörte wie seine
gesamte Familie zur LIFG und war den britischen Sicherheitsbehörden,
darunter MI5 und MI6, länger bekannt. Seit 2015 richtet Saudi-Arabien
mit britischen Waffen und der Hilfe britischer Militärberater den
Nachbarstaat Jemen regelrecht zugrunde. Dort trägt sich nach
UNICEF-Angaben wegen Hungersnot und Cholera-Epidemie - beides Folgen
der Seeblockade der Saudis und ihrer Verbündeten - die schwerste
humanitäre Krise weltweit zu. Auf dem Boden werden die saudischen
Streitkräfte sowohl von wahhabitischen Al-Kaida-Anhängern als auch von
britischen SAS-Soldaten unterstützt. Letztere versuchen vor allem die
Raketenwerkstätten der schiitischen Huthi-Rebellen zu vernichten, um
den gelegentlichen Beschuß der wichtigsten saudischen Ölraffinerien
durch die Huthis zu unterbinden.
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Schiitische Huthis protestieren gegen Luftangriffe der von Saudi-
Arabien angeführten Militärallianz sunnitischer Monarchien auf die
jemenitische Hauptstadt Sanaa im September 2015

Foto: Henry Ridgwell (VOA), Public domain, via Wikimedia Commons



Wie Mark Curtis in seiner außerordentlich kurzweiligen und
faktenreichen Analyse schildert, sind alle Einzelheiten der perfiden
Zusammenarbeit Londons mit den rückwärtsgewandtesten Kräften in der
islamischen Welt - allen voran in Pakistan und Saudi-Arabien - den
Beteiligten längst bekannt. Doch die Entscheidungsträger in der
Downing Street, im FCO sowie beim Innen-, Verteidigungs- und
Wirtschaftsministerium halten die Risiken und eventuellen negativen
Folgen für vertretbar, auch wenn sie dies bei einer Debatte im
Unterhaus oder im Interview mit der BBC niemals offen zugeben würden.
Statt dessen beteuern sie immer wieder, sie vertrauten auf die
"Reformfähigkeit" jener Kräfte, auch wenn das völlig illusorisch ist.
Einwände kümmern die Verantwortlichen in Whitehall und Westminster
nicht im geringsten, solange die befreundeten Autokraten in der
islamischen Welt ihre wichtigsten Bankgeschäfte an der Themse tätigen
und für volle Auftragsbücher bei der britischen Rüstungsindustrie
sorgen. Nicht umsonst hat Tony Blair in seiner eingangs erwähnten
Kritik am NATO-Abzug aus Afghanistan ganz nebenbei das
Post-Brexit-Großbritannien vor dem Verlust des Rangs einer
ernstzunehmenden Großmacht gewarnt. Um diesen Status zu wahren,
dürften die britischen Sicherheitsorgane und Spitzenpolitiker ihre
Komplizenschaft mit dem "radikalen Islam" eher vertiefen als
reduzieren.
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Palast von Westminster, Sitz des britischen Parlaments
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Jan Rehmann



Postmoderner Links-Nietzscheanismus

Deleuze & Foucault. Eine Dekonstruktion



 
"Links-Nietzscheanismus" hört sich nicht nur nach einem Oxymoron an,
es handelt sich um eine inhaltliche Unvereinbarkeit, über die auch
der Bindestrich nicht hinweghilft. Mit dieser Begriffsbildung wird,
wenn nicht ohnehin als Provokation gemeint, versucht, einen für seine
herrschaftliche Diktion und Ablehnung sozialistischer
Gesellschaftsveränderung bekannten Philosophen mit einem politischen
Standpunkt zu assoziieren, dessen emanzipatorische Absicht dort
ansetzt, wo es gilt, "alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein
verächtliches Wesen ist" [1].

Von vielen geschätzt wegen seiner wortmächtigen Befürwortung einer
menschlichen Höherentwicklung, die die Überwindung alles Schwachen
und Ohnmächtigen nicht als radikalen Widerstand von unten denkt,
sondern als Privileg der Starken und Auserkorenen propagiert, brachte
Friedrich Nietzsche bei aller Respektlosigkeit gegenüber tradierten
Werten und Konventionen eine ontologisch zementierte Klassenmoral und
einen biologistischen Positivismus zum Ausdruck, die in der
Anschlussfähigkeit seiner Philosophie für rechte Demagogen und
sozialdarwinistische Technokraten widerhallte. Indem Nietzsche ein
Großteil der Menschen von vornherein für die von ihm projektierte
Höherentwicklung als nicht geeignet erachtete, musste ihm jeder
humanistische Universalismus und sozialistische Egalitätsgedanke
nicht nur fremd, sondern feindlich sein.

Wenn ein bürgerlicher Gelehrter wie Hans Joachim Störig, dessen
"Kleine Weltgeschichte der Philosophie" seit Erstauflage 1950 eine
Million Mal gedruckt und in sechs Sprachen übersetzt wurde, Nietzsche
in durchaus zugewandter Absicht unter anderem als "antidemokratisch",
"antisozialistisch", "antifeministisch" und "antiintellektualistisch"
[2] charakterisiert, dann kann es nicht erstaunen, dass die
Eingemeindung des deutschen Philosophen in die Traditionslinien und
Neuformierungen linker Theoriebildung stets von heftiger Kritik
begleitet war. So hat Detlef Hartmann 2001 in dem Text "Der rechte
Nietzsche im Bauch eines linken trojanischen Pferds" [3] den
herrschaftsapologetischen Tenor der Aneignung Nietzsches durch linke
Vordenker wie Thomas Seibert herausgearbeitet, wobei er Michel
Foucault ausdrücklich gegen den Vorwurf, ein Anhänger Nietzsches und
Protagonist seiner linken Aneignung zu sein, verteidigt. Gerhard
Hanloser und Karl Reitter fungierten 2006 in der Zeitschrift
Grundrisse als Konterpart zu der von Stefan Nowotny und Gerald Raunig
vorgeschlagenen "kritisch-produktiven Nietzsche-Aneignung in
poststrukturalistischer Manier" [4].

2020 wiederum wurde in dem Buch "Links-Nietzscheanismus" des
Philosophen Paul Stephan versucht, das Denken Nietzsches für eine
Linke fruchtbar zu machen, die laut Verlagsankündigung "Ganze
Generationen anarchistischer, kommunistischer, sozialdemokratischer,
antifaschistischer, feministischer und sonst wie linker
Intellektueller, Künstler und Aktivisten" umfasst, die den deutschen
Philosophen stets als "einen der ihren betrachtet" hätten [5]. Die
Neuauflage der 2004 im Argument-Verlag veröffentlichten
Habilitationsschrift des Philosophen und Sozialwissenschaftlers Jan
Rehmann, die nun in einer aktualisierten und erweiterten Neuauflage
vorliegt, wiederum nimmt eine dezidierte Gegenposition zur linken
Aneignung des "Philosophen mit dem Hammer", so die häufig verwendete,
dem Untertitel des Werkes "Götzendämmerung" entlehnte Bezeichnung
Nietzsches, ein.

Rehmann verweist schon mit dem Titel "Postmoderner
Links-Nietzscheanismus. Deleuze & Foucault. Eine Dekonstruktion"
darauf, dass er die Vordenker des poststrukturalistischen
Paradigmenwechsels in Frankreich in den Mittelpunkt des Anliegens
stellt, die Erkenntnisse Nietzsches für eine linke
Gesellschaftstheorie in Gebrauch zu nehmen, die aus dem Scheitern des
Aufstandes im Mai 1968 die defensive Konsequenz zog, "sich aus
auswegslosen linksradikalen Praxisformen zurückzuziehen, ohne das
radikale Selbstverständnis preisgeben zu müssen" (S. 10). Während
Rehmann auf die militante Radikalisierung linksradikaler Fraktionen
wie die RAF in Deutschland, die Brigate Rosse in Italien oder die
Action directe in Frankreich als finalen Fluchtpunkt gescheiterter
Aufbrüche nicht weiter eingeht, weist er den Kompromiss aus den
gleichen Quellen revolutionärer Radikalisierung schöpfender
Intellektueller mit der Staatsgewalt als "widersprüchliche
Ästhetisierung des Politischen, die nach links wie nach rechts
ausschlagen kann" (S. 10), aus.

Was als "Befreiung gegenüber Determinismus und Klassenreduktionismus"
(S. 11) für die Überwindung der Herrschaft des Menschen über den
Menschen hätte produktiv gemacht werden können, läuft in den von
Rehmann ausgemachten Entwicklungslinien postmoderner Uminterpretation
des nietzscheschen Begriffsarsenals auf subversive Formen des
linken Aktivismus hinaus, deren Kämpfe gegen Sexismus und Patriachat,
gegen Rassismus, Kolonialismus und Nationalchauvinismus maßgeblich
von postmodernen PhilosphInnen wie Gilles Deleuze, Michel Foucault,
Jacques Derrida und Judith Butler beeinflusst sind. Dabei auf
antikapitalistische Praxis und Kritik zu verzichten, weil dies ein
Mindestmaß an marxistisch geprägter Analyse gesellschaftlicher
Verwertungsformen und Tauschlogiken erforderte, ergibt sich wiederum
aus den Transformationsimpulsen einer Postmoderne, "absolute Werte,
metaphysische Grundlagen und selbst-identische Subjekte" (S. 12) in
die Formlosigkeit bloßer Textualität zu entlassen.

Was historisch aus der Opposition der radikalen Linken Frankreichs
nicht nur gegen kapitalistische Herrschaft, sondern in wachsendem
Maße gegen stalinistische Willkür bis hin zur generellen Entsorgung
marxistisch-leninistischer Revolutionsdoktrin als elitäre
Bevormundung der Massen und aggressive Ausschaltung
sozialrevolutionärer Alternativen resultierte, vollzog spätestens
nach dem Ende der von der Sowjetunion dominierten realsozialistischen
Staatenwelt die Kehre zu einer affirmativen Form von Teilhaberschaft
an staatlicher Handlungsgewalt, die in der Befürwortung
imperialistischer Kriege durch postmoderne Philosophen wie Bernard
Henri Lévy, Alain Finkielkraut oder André Glucksmann ihren
deutlichsten Ausdruck fand.

Die geistesgeschichtlichen und epistomologischen Grundlagen der
Transformation herrschaftskritischer Positionen zu systemopportuner
Affirmation staatlicher Handlungsgewalt arbeitet Rehmann mit einer
philologischen Gründlichkeit - die Primärliteratur wurde im
französischen Original gelesen, zentrale Begriffe werden in ihrer
Etymologie verankert - heraus, die dem Lesepublikum umfassende
Einblicke in die Begriffsgeschichte die geistes- und
sozialwissenschaftliche Welt seit den 1970er Jahren umtreibender
Wissenspostulate gewährt. Wie schon bei der anfangs vorgenommenen
Differenzierung der Leitworte Postmoderne und Poststrukturalismus zu
erfahren dreht es sich in einer Worte und Sprache als ProduzentInnen
der Welterkenntnis a priori setzenden Theorie dennoch um
Wahrheitsdebatten, deren Eskamotierung durch die Aufkündigung
jeglicher Gültigkeit für wahr gehaltener Positionierungen nicht
verhindern kann, dass auch die postmoderne Sprachkultur von
hegemonialen Ansprüchen durchsetzt ist.

Das zu behaupten ergibt sich weniger aus semantischen Reflexionen als
der nicht wirklich in Frage gestellten Verfasstheit des Menschen als
neoliberales Konkurrenzsubjekt. Obwohl die postmoderne Philosophie
die Individuation des Menschen zu bloßen Partikeln disparater Denk-
und Verhaltensweisen an die Stelle einer Subjektqualität stellt, die
rationales Handeln und autonome Selbstbestimmung zumindest möglich
macht, werden ihre programmatischen Auffassungen im Rahmen linker
emanzipatorischer Bewegungen mit einer aggressiven Durchsetzungskraft
zur Geltung gebracht, die der aufgekündigten Kollektivität sozialen
Widerstands in seiner postmodernen Umwertung als hegemonialer Block
akademischer Wissensproduktion und postmodern vergemeinschaftetes
Interesse an Deutungshoheit wiederum ähnlich wird.

Dem von der Wortmächtigkeit und Denkleistung Nietzsches beeindruckten
Publikum versichert der Autor, dass sich seine Argumentation
"keineswegs gegen das Anliegen" richte, "sich vom Scharfsinn der
nietzscheschen Intuitionen anregen zu lassen, sondern gegen den
Konformismus, ihn als symbolisches Kapital einzusetzen, ohne seine
'hierarchische Obsession' aufzudecken" (S. 23). Deren Übersetzung auf
den von Nietzsches analytischer Schärfe inspirierten
Poststrukturalismus mündet allerdings in nichts Geringeres als das
Vorhaben, das Instrument dialektischer Analyse und Kritik durch den
horizontal entuferten Begriff der Differenz abzulösen, den
Ideologiebegriff zugunsten des Diskurses "als zentrale Instanz
des gesellschaftlichen Lebens" abzulösen, in die "Ablehnung einer
linearen Geschichtsauffassung" und die "Kritik des autonomen
'Subjekts' und seiner universalistischen 'Wahrheit'" (S. 14).

Da der emanzipatorische Gehalt der Überwindung dogmatischer, im
politischen Ereignishorizont schlussendlich Gewaltanwendung
provozierender "Wahrheiten", der vermeintlichen Autonomie einer
Individuation, die von der Einbindung jedes Menschen in soziale
Interdependenzen und gesellschaftliche Naturverhältnisse nichts
wissen will, und eines Menschenrechtsuniversalismus, der
Klassenantagonismen und Kolonialgewalt wegbehauptet, allemal gegeben
ist, bedarf die von Rehmann artikulierte Kritik an der Orientierung
linker Gesellschaftstheorie auf die Philosophie Friedrich Nietzsches
der sorgfältigen Sezierung ihrer Brüche und Passagen.


Gilles Deleuze - Pluralismus mit Gefühl

Dies leistet der am Union Theological Seminary, New York, als
Visiting Professor for Critical Theory and Social Analysis sowie als
Director of the PhD Program lehrende Autor nach der Übersicht
verschaffenden Einleitung in sechs Abteilungen des Buches. Jedem
dieser Abschnitte lassen sich Erkenntnisse zur postmodernen
Weltaneignung entnehmen, die das angeblich zu Überwindende wiederum
in seiner Verbindlichkeit und Streitbarkeit hervortreten lassen. Um
so deutlicher tritt die postmoderne Transformationslogik als
harmonistischer, materielle Antagonismen wortreich überblendender
Entwurf hervor. So in dem Gilles Deleuze gewidmeten Teil 1, in dem
die von Nietzsche betriebene Ablösung dialektischer
Widerspruchsbearbeitung durch Kategorien der Differenz in die
positive Ausformulierung einer Pluralität münden, die sich
antitotalitär geriert, in der "Metaphysik gegensatzloser Differenzen"
jedoch in die nächsthöhere Ordnung einer inversen Totalität mündet,
die dem notwendigen Außen jeder noch so entgrenzten Pluralität
geschuldet ist.

Der unausweichliche Widersinn aller Differenz liegt in dem dazu
erforderlichen Vergleich zum Zwecke der Unterscheidung wie der
Unterscheidung zum Zwecke des Vergleichs. Dieser Aporie ist durch die
bloße Einführung kategorialer Gegensatzpaare wie "das Hohe und das
Niedrige, das Vornehme und das Gemeine", so Nietzsche in Ablehnung
der hegelschen Dialektik, nicht zu entkommen, auch dann nicht, wenn
der wertende Charakter dieser Begriffe durch Deleuze mit der Aussage
in Abrede gestellt wird, sie "stellen das differentielle Element dar,
aus dem der Wert der Werte selbst sich erst ableitet" (S. 34). Das
philosophischen Spekulationen vermeintlich fremde gesellschaftliche
Interesse erweist sich bei Nietzsche und seinen Adepten immer wieder
als gerade das, die Verortung der eigenen Urteilskraft im Gefüge
herrschaftlicher Deutungsmacht.

Wie sehr Deleuzes Problem mit dialektischer Widerspruchsbearbeitung
in die affirmative Haltung prinzipieller Bejahung und damit einer
Flucht aus der Brisanz sozialer Kämpfe mündet, dokumentiert Rehmann
mit einem Zitat aus dessen Buch "Nietzsche und die Philosophie":

Das "Ja" Nietzsches opponiert dem "Nein der Dialektik; die
 Bejahung der dialektischen Verneinung; die Differenz dem
 dialektischen Widerspruch; die Freude, der Genuss der dialektischen
 Arbeit; die Leichtigkeit, der Tanz der dialektischen Schwere; die
 schöne Unverantwortlichkeit (belle irresponsabilité) den
 dialektischen Verantwortlichkeiten. Das empirische Gefühl der
 Differenz, kurz die Rangfolge (hiérarchie), ist der wesentliche,
 wirksamere und tiefgründigere Antrieb des Begriffs als jedes Denken
 des Widerspruchs. 
(S. 50 f)


Rehmann mutet die Anti-Dialektik Deleuzes als Inszenierung einer
Spaßgesellschaft an, die auf Dichotomien basiert, "die auch
Nietzsches philosophische 'Produktionsweise' bis zur Karikatur
verflachen", habe dieser doch sein fatalistisches "Ja" verzweifelt
"der Krankheit und dem Pessimismus abgetrotzt", ja, so Nietzsche in
Ecce Homo, "jenem langen langsamen Schmerz, in dem wir gleichsam wie
mit grünem Holz verbrannt werden" (S. 51). In der verworfenen
dialektischen Wirklichkeitsaneignung liegt auf der Hand, "dass
Nietzsches Affirmation von ihrem Gegenteil durchdrungen ist" und
zudem "der Herrenlinie einer antiken Sklavenhaltergesellschaft"
geschuldet ist, "bei der die Arbeit als menschenunwürdig gilt und die
Philosophie auf der Muße der Kontemplation beruht" (S. 51).

Folgerichtig belegt Rehmann den damit in Frage gestellten
Gleichheitsanspruch mit der von Deleuze vorgenommenen Herleitung des
Differenz-Begriffs aus einem von Nietzsche in Zur Genealogie der
Moral postulierten "Pathos der Vornehmheit und Distanz", den dieser
als Ursprung des Gegensatzpaares gut-schlecht und "Grundgefühl" einer
"höheren herrschenden Art im Verhältnis zu einer niederen Art, zu
einem 'Unten'" verstanden wissen will. Nietzsches Argument, dieser
Gegensatz sei nicht moralisch-wertender Art, sondern "ständisch"
begründet, kann auch deshalb nicht überzeugen, weil "gut" und
"schlecht" gerade auch in dem von ihm ausgewiesenen Sinne eine
elementare Dichotomie des Sozialen begründen. Dies belegt zudem die
etymologische Untersuchung Nietzsches, bei der der Philosoph erklärt,
dass dieser Pathos dazu geführt habe, "sich das Recht, Werthe zu
schaffen, Namen der Werthe auszuprägen, erst genommen" zu haben.

So setzt er das, was als "seelisch-vornehm", "seelisch-hochgeartet"
und "seelisch-privilegirt" mit dem Guten assoziiert wird, parallel zu
allem, was als "gemein", "pöbelhaft" und "niedrig" erachtet
schließlich in den Begriff "schlecht" übergeht. Wenn Nietzsche in Zur
Genealogie der Moral derart plakative Gegensatzpaare aufmacht, dann
keineswegs in lediglich deskriptiver Absicht. Der von ihm
vorgenommenen Anerkennung einer gesellschaftlichen Ständeordnung ist
die essenzialisierende Absicht, Klassenantagonismen als gegeben und
damit nicht veränderbar zu setzen als auch Menschen in einander
ausschließende Antipoden einer Ästhetik bewundernswerten Raubes und
virulenten Ekels einzuteilen, immanent. Das zeigt sich unter anderem
in der emphatischen Bezichtigung all jener, die in seinem Sinne
"unten" verortet werden, und der daraus resultierenden Ausbildung
einer Herren- und Sklavenmoral.

Gesetzt, dass es wahr wäre, was jetzt jedenfalls als "Wahrheit"
 geglaubt wird, dass es eben der Sinn aller Cultur sei, aus dem
 Raubthiere "Mensch" ein zahmes und civilisirtes Thier, ein
 Hausthier herauszuzüchten, so müsste man unzweifelhaft alle jene
 Reaktions- und Ressentiments-Instinkte, mit deren Hülfe die
 vornehmen Geschlechter sammt ihren Idealen schliesslich zu
 Schanden gemacht und überwältigt worden sind, als die eigentlichen
 Werkzeuge der Cultur betrachten; womit allerdings noch nicht
 gesagt wäre, dass deren Träger zugleich auch selber die Cultur
 darstellten. Vielmehr wäre das Gegentheil nicht nur wahrscheinlich
 -- nein! es ist heute augenscheinlich! Diese Träger der
 niederdrückenden und vergeltungslüsternen Instinkte, die
 Nachkommen alles europäischen und nicht europäischen Sklaventhums,
 aller vorarischen Bevölkerung in Sonderheit -- sie stellen den
 Rückgang der Menschheit dar! Diese "Werkzeuge der Cultur" sind
 eine Schande des Menschen, und eher ein Verdacht, ein
 Gegenargument gegen "Cultur" überhaupt! Man mag im besten Rechte
 sein, wenn man vor der blonden Bestie auf dem Grunde aller
 vornehmen Rassen die Furcht nicht los wird und auf der Hut ist:
 aber wer möchte nicht hundertmal lieber sich fürchten, wenn er
 zugleich bewundern darf, als sich nicht fürchten, aber dabei den
 ekelhaften Anblick des Missrathenen, Verkleinerten, Verkümmerten,
 Vergifteten nicht mehr los werden können? [6]


Die Nähe dieser Worte zu eugenischer Reinheitsdoktrin allein wirft
die Frage auf, warum dieser Philosoph, der in rassistischer und
patriarchaler Manier aus seiner Bewunderung des "Raubtiers, die
prachtvolle nach Beute und Sieg lüstern schweifende blonde Bestie",
wie seiner Verachtung gegenüber "den schmutzigen Weibern des niederen
Volkes" kein Hehl macht (53), für linke Theoriebildung in Frage
kommen soll. Selbst wenn derartige Zitate niemals für das ganze Werk
dieses Denkers stehen können, so reichen doch in anderen Fällen
geringfügigere Repräsentationen herrschaftsförmiger Einstellungen
dazu aus, sich damit hervorgetane AktivistInnen oder AutorInnen aus
dem Kreis linker Konsensbildung auszugrenzen.

Attraktiv für eine Linke, die sich an den herrschenden
Gewaltverhältnissen verbrannt hat und die Spannung nicht mehr
aushalten will, die eine dialektische Gegensatz- und
Widerspruchsanalyse erzeugt, wenn die sozialen und materiellen
Verhältnisse, aus denen sie hervortritt, sich als
veränderungsresistent erweisen, scheint das große "Ja" zu sein, das
Deleuze der von Marx auf die Füße gesellschaftlicher Kämpfe
gestellten Dialektik Hegels entgegenstellt. Das große Gefühl der
Entlastung nach gelungener Übereinkunft, sich harmonischen Lösungen
nicht weiter zu verweigern, nimmt in der "Leichtigkeit", mit der
Deleuze die "dialektische Schwere" konterkariert, die emphatische
Gestalt einer Werbung für ein besonders luftiges Konsumerlebnis an.
Der dazu angeführte "Tanz" kann das Abheben zum Flug, das
Versprechen, der Gravitation entkommen zu können, allerdings nur für
jene Augenblicke euphorisch überhöhen, die den unausweichlichen
Aufprall auf dem Boden und dessen Konsequenz, die Rückkehr allen
Himmelsstrebens in die physikalischen Aggregate bioorganischer
Wechselverhältnisse, vergessen machen. Das Abstoßen und Aufprallen
stofflicher Wuchten bedarf des Vergessens der Wiederholung und der
Wiederholung des Vergessens schon deshalb, um inmitten dieser
Vergeblichkeit Antworten und Lösungen generieren zu können, die an
die Stelle eines Streites treten, den überhaupt zu beginnen das
kategorische Nein am Anfang steht.

"Deleuze verkennt, dass durch die Dialektik selbst ein Riss geht, der
letztlich mit gegensätzlichen Funktionsbestimmungen in
Herrschaftsordnungen zusammenhängt" (S. 41), erklärt Rehmann unter
Verweis auf Theodor W. Adorno, Bertolt Brecht und Walter Benjamin,
die einer mit dialektischer Methodik geschärften Kritikfähigkeit das
Wort redeten. Wie sonst können menschliches Erkenntnisstreben und
eine Welt voller Gewalt und Zerstörung in ein Verhältnis treten, das
nicht von fatalistischer Ergebenheit und Anerkennung notwendiger
Grausamkeit zur Sicherung eigenen Überlebens bestimmt ist, als dem
Mittel perspektivischer Harmonisierung aller Widersprüche und dem
daraus geschöpften Versprechen darauf, dem Dilemma irgendwie
entkommen zu können, den Abschied zu geben? Das Dilemma, vor dem
entweder-oder zu stehen und sich nicht entscheiden zu können, wird
durch die Strategie affirmativer Gutheißung all dessen, was
andernfalls Probleme und Schmerzen bereitete, erst in die Welt
gesetzt. Das Ja wird niemals ausreichen, um den Riss zu kitten, aus
dem Fragen hervortreten, auf die es keine Antwort gibt.

Jan Rehmanns Kritik am Linksnietzscheanismus deleuzescher Prägung hat
nach ausführlicher Analyse der Gleichsetzung des "Willens zur Macht"
bei Nietzsche mit dem Begriff des Handlungsvermögens bei Spinoza, der
er entgegenhält, "dass hier unter dem Deckmantel sprachlicher
Äquivokationen entgegengesetzte Bedeutungen zusammengeworfen werden"
(S. 24), die Diagnose eines so tief klaffenden wie unerkannt
bleibenden Bruches zwischen "der Sprache radikalster Befreiung" und
"dem entgegengesetzten Standpunkt naturalisierter Herrschaft" (S. 89)
zum Ergebnis.

Was als Befreiungsperspektive verkündet wird, liest sich wie ein
 neoliberales Flexibilisierungsprogramm, das darauf abzielt, die
 letzten "Territorien" der Natur, der Gesellschaft und der
 Subjektivität abzuräumen. Entlang der anempfohlenen "Fluchtlinien"
 des Begehrens lassen sich die "dezentrierten" Subjekte von der
 digitalisierten Warenästhetik und Illusionsindustrie leicht
 auseinanderjagen und vereinzeln. Nietzsches Geschenke sind nicht
 ungefährlicher geworden. 
(S. 91)



Michel Foucault - wie weit reichen die Impulse Nietzsches?

Das Bekenntnis des französischen Philosophen und Sozialhistorikers
Michel Foucault, dessen Einfluss auf linke Theoriebildung bis heute
kaum hoch genug einzustufen ist, zum Denken Friedrich Nietzsches
stehe in den damit befassten Wissenschaften zwar außer Frage, so
Rehmann, aber diese exakt zu bestimmen werfe das Problem auf, dass
eine an den Schriften Foucaults orientierte historisch-kritische
Untersuchung im postmodernen Leseverständnis weitgehend der
"flexiblen Verwendbarkeit" (S. 27) seiner Texte gewichen sei. Was
daraus, "dass man inmitten einer sich als radikal verstehenden Macht-
und Subjektkritik immer wieder auf einen Philosophen verwiesen wird,
dessen anti-metaphysisches Denken v.a. in seiner Spätphase mit der
radikalsten Macht- und Herrschaftsbegeisterung verbunden ist, und
dessen protofaschistische und faschistische Wirksamkeit als
Tatbestand, d.h. zunächst unabhängig von den vielfältigen Debatten um
'Missbrauch' oder 'Missverständnisse' seiner Philosophie, außer Frage
steht" (S. 25), für Schlussfolgerungen zur Einordnung Nietzsches in
den Kanon linker VordenkerInnen zu ziehen sind, beantwortet sich im
Falle des vorliegenden Buches schlicht darin, dass sein Verfasser
diesen offenliegenden Widerspruch mit aller erdenklichen Mühe bis in
seine feinsten ideengeschichtlichen und exegetischen Verwinklungen
untersucht und an der Unverbrüchlichkeit emanzipatorischer Anliegen
bemisst.

Dabei neigt Rehmann bei so entscheidenden Fragen wie dem Verhältnis
Nietzsches zum Judentum, dem er einen eigenen Exkurs widmet, oder
dessen Indienstnahme durch den NS-Faschismus zu einer eher
vorsichtigen, plakative Zuschreibungen durch gründliche Arbeit am
Text ersetzenden Herangehensweise. Um so bedeutungsschwerer für die
Einschätzung der ideologischen Triebkräfte heutiger Rechtsentwicklung
ist die Schilderung des Zusammenhangs zwischen "Nietzsches
Antimetaphysik sowie der Kritik universalistischer Ideologien und
Wahrheitsansprüche, die einen wichtigen Anknüpfungspunkt für die
Postmoderne darstellen," und der aus ihrer "faschistischen
Umarbeitung" resultierenden Wirkung, "die normativen Hemmschwellen
gegen Krieg und Völkermord wegzusprengen" (S. 26). Selbst wenn der
durch legalistische Instrumentalisierung, konsensstrategischen
Missbrauch und sozialdarwinistische Sachzwanglogik zerrüttete
Restbestand an universalem Menschenrecht und Gleichheitsgebot kaum
noch über einen apellatorischen Anspruch hinauskommt, so schafft
dieser Wertehorizont doch zumindest die Möglichkeit, die herrschenden
Verhältnisse an ihrem Anspruch zu messen und sie mit einem
progressiven Gegenentwurf herauszufordern.

Paradoxerweise hat die von Nietzsche unter das "Gute" subsumierte
Verachtung alles Schwachen und Elenden heute eine nur scheinbar
ironisierende, tatsächlich aber genau so gemeinte Umwertung bei der
polemischen Verwendung des Begriffs "Gutmensch" erfahren, mit dem all
diejenigen von rechts her denunziert werden, die sich noch für den
Schutz von Minderheiten und die Aufnahme von Flüchtenden einsetzen.
Dieser Verfall basalen menschlichen Gewährens von Schutz und
Solidarität ist auch unter sich links verortenden Menschen anlässlich
einer Kritik des Werteuniversalismus anzutreffen, die dessen
Instrumentalisierung etwa durch die Kriegführung des humanitären
Interventionismus mit der Aufkündigung jeglichen Anspruchs auf
universelle Gleichheit und Gerechtigkeit in eins setzen.

An dieser Entwicklung hat die postmoderne Subjektkritik und
Aberkennung universaler Gültigkeiten zugunsten der Unbestimmtheit in
alle Richtungen entgrenzter Diskurslogiken einigen Anteil. Wie dies
im einzelnen begründet und legitimiert wird, kann den weiteren fünf
Teilen des Buches, die in erster Linie die verschiedenen
Entwicklungsphasen der Theoriebildungen Foucaults zum Gegenstand
haben, entnommen werden. Dieser hat insbesondere mit den Bänden
"Wahnsinn und Gesellschaft" (1961) und "Überwachen und Strafen"
(1975) großen Einfluss auf die theoretische Grundlegung
antipsychiatrischer und medizinkritischer Bewegungen, auf linke
Antirepressionsarbeit und Antidiskriminierungspolitik in den
Geschlechterverhältnissen genommen. So sehr diese verdienstvolle
Arbeit wertzuschätzen ist, so wirft die von Rehmann herausgearbeitete
Frontstellung Foucaults gegenüber Marx nicht nur als politischer
Ökonom, sondern auch als Quelle der Inspiration emanzipatorischer und
revolutionärer Bewegungen die Frage nach dem politischen Standort des
Pariser Philosophen insbesondere in dessen Spätphase auf.

Worin die antikommunistische Orientierung Foucaults unter anderem
wurzelt, schildert Rehmann anhand des Prozesses, in dem der Diskurs
an die Stelle einer Ideologiekritik gesetzt wird, die konkrete
Positionen im Feld gesellschaftlicher Kämpfe voraussetzt. Im Ergebnis
der daraus hervorgehenden Aufkündigung der Vorstellung eines linearen
Geschichtsverlaufes, wie etwa im von Marx geprägten Verständnis den
gesellschaftlichen Fortschritt antreibender Klassenkämpfe, wurde
schließlich das Paradigma einer determinierenden Sozialstruktur von
einem Machtbegriff abgelöst, der sich potentiell in unendlich viele
Einzelteile auflöst und mehr als bloße Eigenschaft sozialer
Relationen verstanden wird denn als hierarchisch und hegemonial
verortbare Antagonismen. Was als Kritik an der simplifizierenden
Betrachtung personifizierter, staatszentrierter oder identitärer
Gegensätze einen präziseren Zugriff auf die konstitutiven
Machtverhältnisse verspricht und in der Absicht, "die Konstruktionen
konsensförmiger Normen und Werte ideologie- und machttheoretisch
hinsichtlich der ihr zugrundeliegenden gesellschaftlichen
Kräfteverhältnisse zu analysieren" (S. 154), weiterführen sollte,
stößt an die Grenzen der Kritik gesellschaftlicher Machtverhältnisse,
wenn Macht bei Foucault dadurch "produktiv" gemacht wird, dass sie
"nicht ausschließt, unterdrückt oder verschleiert, sondern die
Gegenstands- und Wissensbereiche (wie z.B. des 'Menschen' oder der
'Sexualität') sowie die entsprechenden Subjekte und deren Haltungen
erst hervorbringt" (S. 156).

Rehmann führt dies darauf zurück, dass Foucault seinen Machtbegriff
bei Nietzsche entlehnt hat, "insofern dieser seinen 'Willen zur
Macht' als einzige und omnipräsente Produktivkraft in Natur,
Individuum und Gesellschaft konzipierte" (S. 157). Was bei Foucault
die Funktion einer essenzialistischen Einschreibung in die Vielfalt
sozialer und gesellschaftlicher Mikrostrukturen annimmt, enthebt
linke Gesellschaftskritik der Notwendigkeit, unsichtbar gemachte und
gar nicht erst in Erscheinung getretene Herrschaftsimperative beim
Namen zu nennen und anzugreifen. Was als Machtfrage von unten
aufgeworfen werden kann, wenn das Ausmaß politischer und ökonomischer
Gewalt existenziell bedrohliche Formen annimmt, kann denn auch über
die notwendige Kritik marxorthodoxer Dogmatik und parteipolitischer
Konformität hinaus mit dem Verdacht eines kontraproduktiven
Aktionismusses belegt werden, was als Abkehr von der Machbarkeit
sozialen Widerstandes vor allem berufständisches Interesse und
bourgeoises Distinktionsstreben zu reflektieren scheint.

Diese Polarisierung in Hinsicht auf die Frage verlorengegangener
linker Wirkungsmacht untersuchen zu können kann ein wertvolles
Ergebnis der Auseinandersetzung mit dem Wirken Foucaults und seiner
Anleihen an die herrschaftlichen Ambitionen Nietzsches sein. Auch im
weiteren Verlauf des Werkes Jan Rehmann gibt zu innerlinken
Kontroversen Anlass gebendes zu lesen, so unter anderem eine
kritische Relektüre von "Überwachen und Strafen", eine umfassende
Abhandlung der Ausführungen Foucaults zu Biopolitik, Biomacht und
Neoliberalismus sowie "Drei Thesen zur Re-Interpretation der
'Gouvernementalitäts-Studien'" (S. 322).

Auf dem intellektuellen Niveau eines sozial- und
geisteswissenschaftlichen Fachbuches verfasst empfiehlt sich die
Lektüre des Buches Postmoderner Links-Nietzscheanismus dennoch allen
Menschen, die wie der Autor dieser Zeilen über keine akademische
Vorbildung verfügen. Das schon deshalb, weil die ideengeschichtlichen
und philologischen Tiefenbohrungen, mit denen Jan Rehmann die Quellen
postmoderner Inspiration offenlegt, wichtige Erkenntnisse zum
Zustandekommen oft undurchschaut bleibender herrschaftsaffiner
Deutungsmacht in linken Bewegungen und aktivistischen Gruppen
ermöglichen. Das zudem, weil ungenügendes Wissen über die
Gegengeschichte sozialrevolutionärer Aufbrüche und sozialer Kämpfe
ein wesentlicher Hemmschuh in der Formierung einer linken
außerparlamentarischen Opposition ist, die auf der Höhe heutiger
Kriseneskalation wirksam werden will. Das aber auch im Kontext einer
progressiven Ermächtigungsrhetorik, deren gesellschaftsveränderndes
Potential unerschlossen bleibt oder in Regression umzuschlagen droht,
wenn die Frage der Befreiung nicht mit jener autonomen Subjektivität
aufgeworfen wird, die für nichtexistent zu erklären die vielleicht
wichtigste Konstante postmoderner und poststrukturalistischer
Theoriebildung ist.
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APPELL/192: Krieg als Mittel der Politik ächten (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 9. September 2021

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Krieg als Mittel der Politik ächten 

20 Jahre "Krieg gegen Terror": Verheerende Bilanz



09.09.2021 - Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW gedenkt anlässlich
des 20. Jahrestages den Opfern der Anschläge auf die USA und ihren
Angehörigen. Die Antwort der USA auf diese verheerenden Anschläge war der
"Krieg gegen Terror", der unzähligen unschuldigen Zivilist*innen das Leben
gekostet und viele Menschen in die Flucht getrieben hat. Das Beispiel
Afghanistan zeigt, dass die Bekämpfung von Terrorismus durch militärische
Gewalt gescheitert ist. Die IPPNW fordert daher ein Ende der
Militärinterventionen im Nahen und Mittleren Osten. Sie appelliert an die
Bundesregierung, statt einer militärischen Sicherheitspolitik zukünftig
eine an ziviler Konfliktbearbeitung und Diplomatie orientierte Politik zu
verfolgen.

Die Ärzteorganisation verweist auf die verheerende Bilanz des sogenannten
"Krieges gegen Terror". Die Wissenschaftlerinnen Neta Crawford und
Catherine Lutz des "Costs of War"-Projekt der Brown Universität (USA) haben
für Afghanistan, Pakistan, Irak, Syrien und Jemen bis Oktober 2019
insgesamt etwa 800.000 direkte Kriegstote ermittelt, 335.000 davon zivile
Tote. Da die Zahlen auf offiziell gemeldeten und registrierten Fällen
beruhen, gehen die Wissenschaftlerinnen von einem Vielfachen an indirekten
Todesfällen aus. David Vine, ein weiterer Mitarbeiter von "Costs of War"
nimmt an, dass die Gesamtzahl der durch die Kriege getöteten Menschen
bereits Ende 2019 3,1 Millionen überstiegen hat. Zudem schätzt er die Zahl
der durch den "Krieg gegen Terror" vertriebenen Menschen auf 37 Millionen.

Dies stimmt gut mit den in der IPPNW-Body Count-Metastudie ermittelten
Zahlen überein. Die IPPNW untersuchte darin die Zahl der Opfer nach den
ersten 10 Jahren "Krieg gegen Terror". Die Studie beschränkte sich dabei
auf die hauptsächlich betroffenen Länder Afghanistan, Pakistan sowie den
Irak.

Eine realistische Schätzung der Gesamtzahl der Opfer eines militärischen
Konflikts ist nur mit Hilfe repräsentativer Mortalitätsstudien möglich. Es
ist der persönlichen Initiative von Wissenschaftler*innen zu verdanken,
dass es wenigstens für die ersten 10 Jahre des Irakkrieges realistische
Schätzungen durch solche Studien gibt. Nun, nach weiteren 10 Jahren, ist
eine Untersuchung der humanitären Folgen komplexer geworden. Mit Libyen und
Syrien kamen weitere Länder hinzu, in denen die NATO-Staaten militärisch
intervenierten. Die Kriege in den Jahren nach dem 11. September 2001 haben
zudem in hohem Maße zur Erderwärmung und zur Klimakrise beigetragen.

Als ärztliche Friedensorganisation schlägt die IPPNW seit Jahren eine
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittleren und Nahen Osten
vor. Es ist überfällig, möglichst viele Akteure des Nahen und Mittleren
Ostens mit dem Ziel der Erarbeitung von "gemeinsamer Sicherheit" an einen
Tisch zu bringen, angelehnt an das Vorbild der KSZE in Europa. Die Idee zu
solch einer Konferenz griff 2018 auch UN-Generalsekretär Guterres auf. Im
November 2019 haben die UN die erste Konferenz für den Aufbau einer Zone
frei von Massenvernichtungswaffen im Nahen und Mittleren Osten
durchgeführt.


Weitere Informationen zu den Opferzahlen von "20 Jahren Krieg gegen
den Terror" finden Sie unter: 

ippnw.de/commonFiles/pdfs/Forum/167/20_Jahre_Krieg_Afghanistan.pdf

Die IPPNW Body Count-Studie finden Sie unter:

www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/BodyCount_internationale_Auflage_deutsch_2015.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. September 2021

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des

Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW)

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Telefon: 030/698 07 40, Fax: 030/693 81 66

E-Mail: kontakt@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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REZENSION/049: Christoph Hein - Guldenberg (SB)

Christoph Hein

Guldenberg

von Christiane Baumann



Lackmustest in Guldenberg.

Christoph Heins aktueller Roman seziert messerscharf deutsches
Kleinstadtmilieu

Das Gedächtnis ist die "stachlige Kehrseite unseres Lebens" (247), wie
es in Heins neuem Roman heißt, denn die Erinnerungen bleiben. Bad
Guldenberg fungiert im Schaffen des Autors als eine Art historisches
Gedächtnis, als jener Ort, an dem die Schlacken der Geschichte
exemplarisch freigelegt werden. Das begann 1985 mit Horns Ende
und setzte sich 2004 mit dem Roman Landnahme fort. In Heins
neuem Roman wird nun der Ort titelgebend. In der mitteldeutschen
Dübener Heide gelegen, kann sich Bad Guldenberg inzwischen sehen
lassen: sanierte Straßen, Fassaden und Dächer, eine zum Mulde-Heilbad
gehörende Wellness-Anlage am Stadtrand - all das wurde mit
Fördermitteln von Land, Bund und EU gebaut und schön hergerichtet.
Farbe, Geschmack und Geruch der Stadt, wie es eingangs heißt, haben
sich dadurch verändert. Doch hinter der Fassade ist alles beim Alten.
Es gibt noch immer "die Gleichgültigkeit der Bewohner füreinander"
(7), von der man bereits in den Vorgänger-Romanen lesen konnte. Neu
ist eine "auffällige Verunsicherung" (7), die die Menschen der Stadt,
die uns teils als frühere Romanfiguren bekannt sind, ergriffen hat.
Der Grund sind die im Alten Seglerheim untergebrachten minderjährigen
Migranten aus Syrien und Afghanistan. Sie sind "Fremde", die von den
Guldenbergern nahezu unisono abgelehnt, ausgegrenzt, kriminalisiert
und tätlich angegriffen werden.

Ähnliches erlebten in Horns Ende andere "Fremde", die Sinti und
Roma, die aus der Stadt systematisch vertrieben wurden. In
Landnahme richteten sich Ablehnung und Hass gegen schlesische
Übersiedler, die nach dem Zweiten Weltkrieg in die Stadt kamen und zu
denen Bernhard Haber gehörte, dessen Lebensweg der Roman ausbreitete
und dem wir in Guldenberg wiederbegegnen. Mit dem nun
vorliegenden Band spannt Hein den zeitlichen Bogen von der Nazizeit
bis in die deutsche Gegenwart des Jahres 2017. Das Einstiegskapitel
nimmt explizit auf beide Vorgänger-Romane Bezug und betont die
Kontinuität des Erzählten, das weder singulär noch zufällig ist,
sondern strukturelle Ursachen hat. Dass es um diese Kontinuität geht,
unterstreicht die Abwertung der Migranten durch Guldenberger Bürger,
selbst durch den Vertreter der Ordnungsmacht, die jene als "Zigeuner"
(30) und als "Neger" (66) bezeichnen. Das wirkt beim Lesen mitunter
plakativ, weist aber in der Überhöhung auf das Symptomatische und
Exemplarische der Vorgänge und auf ihre Historie. In einem Gespräch zu
seinem Roman Horns Ende äußerte Hein 1991, dass es im Roman um
die "Art" gehe, wie die Stadt auf die Sinti und Roma reagiere. Die
"Ausländer" seien "wie Lackmuspapier", an ihnen könne man "den Zustand
der Deutschen" erkennen. Sie seien gewissermaßen ein "Testfall"
(Der Tagesspiegel, 12. Mai 1991).

Betrachtet man den dritten "Lackmustest" in Guldenberg so sind dessen
Befunde ebenso ernüchternd, wie die der vorausgegangenen Romane.
Fremdenfeindliche Übergriffe werden durch Behördenvertreter ignoriert
und heruntergespielt, da sie die kleinbürgerliche Gemütlichkeit stören
und schlimmstenfalls der Karriere schaden. Es funktionieren die
gleichen Mechanismen der Ignoranz, des Schweigens und der Verdrängung,
die schon Jahrzehnte zuvor den Nährboden für Intoleranz und
Ausländerfeindlichkeit bildeten und in die Gaskammern der Nazis
führten beziehungsweise in Überfälle, Brandanschläge und - in
Landnahme - in einen Mord mündeten. Jene, die sich für die
Migranten engagieren, die menschlich handeln und den traumatisierten
Jugendlichen helfen wie der Bürgermeister, der Pfarrer und die
Betreuer im Seglerheim, werden selbst zur Zielscheibe
fremdenfeindlicher Attacken, denen der Staat und seine Behörden
tatenlos zusehen. Dem Pfarrer Guldenbergs, der den "Weg des
Zerwürfnisses und der Zwietracht" offenlegt und eine "brüderliche
Gesinnung" (52) anmahnt, wird unmissverständlich die Versetzung
nahegelegt. Bernhard Haber, einst ein Übersiedlerkind, das Ablehnung
und Hass in allen Spielarten zu spüren bekam, hat Denkart und -
strukturen, denen er einst als Opfer ausgesetzt war, verinnerlicht, so
dass er problemlos in die Täterrolle wechseln kann. Inzwischen in
Guldenberg zu Geld und Macht gekommen, folgt sein Handeln der
repressiven Denkweise seiner einstigen Peiniger. Waren es im Roman
Horns Ende, der in der DDR der 1950er Jahre spielte, die
Perversionen stalinistischer Ideologie und Machtausübung, die Horn in
den Selbstmord trieben, so wird in Guldenberg die Diktatur des
Geldes in all ihren Auswüchsen durchgespielt. Der in Landnahme
gegründete Karnevalsverein Grün-Gold, eine Kaste der
Wirtschaftsmagnaten Guldenbergs, deren Präsident Bernhard Haber wurde,
hat seinen Einfluss weiter ausgebaut und den Staffelstab bereits an
die Erben weitergegeben. Kunst und Kultur spielen nur insoweit eine
Rolle,
 als sie in Marketingstrategien eingebunden werden können und somit
profitabel werden. Korruption und Vetternwirtschaft sind an der
Tagesordnung. Es sind die "Donnerstag-Skatbrüder", die in Guldenberg
das Sagen haben und mit denen auch eine ganze Generation
Frauenemanzipation auf dem Müllberg der Geschichte gelandet ist. Zu
ihnen gehört Sigurd Kitzerow, der die Guldenberger Ablehnung gegenüber
den schlesischen Vertriebenen in Landnahme auf den Punkt
brachte: "Sie besaßen nichts und ließen sich alles von der Stadt
schenken, sie lebten auf unsere Kosten." Wie sich Bilder und Parolen
gleichen.

Hein hat in seinem neuen Roman diese Bilder wie Film-Szenen in einer
fast durchgängig dialogischen
Struktur aneinandergereiht. Das Gesamtbild muss der Leser aus der
Vielfalt der Perspektiven und Standpunkte gewinnen. Dabei sind in
einzelnen Szenen, zum Beispiel in der Kneipe, die Personen den
Dialogen mitunter kaum zuzuordnen. Er verzichtet auf Nachnamen ebenso
wie darauf, Figuren aus früheren Romanen, wie Sigurd Kitzerow
einzuordnen. Wer sie aus den Vorgänger-Romanen kennt, dem eröffnen
sich tiefere Zusammenhänge, die Entwicklung der Figur und die
Fortsetzung ihrer Lebensgeschichte. Doch auch bei nicht eingeweihten
Lesern dürften diese Szenen "funktionieren", weil sie
Charakteristisches wiedergeben beziehungsweise einen bestimmten Typus,
den des Durchschnitts-Kleinbürgers, repräsentieren.

Mit Sigurd Kitzerow begegnen wir in Guldenberg einem der
Erzähler aus dem Roman Landnahme. Mit Gertrude Fischlinger
greift Hein auf eine der fünf Erzählerfiguren aus Horns Ende
zurück. Mit ihren 98 Jahren hat Gertrude nunmehr ein biblisches Alter
erreicht. Sie ist Zeugin und Gedächtnis eines Jahrhunderts und
erscheint ins Mythische überhöht. Gertrude Fischlinger redet mit den
Toten, die keine Ruhe finden, weil "ihnen die Stadt auf der Seele
liegt. Guldenberg quält sie über den Tod hinaus" (74). Es ist das von
den Guldenbergern verübte Unrecht, das sie nicht zur Ruhe kommen
lässt. Es ist ihr Denken, das sich aus Sicht Gertrudes in ihren
Häusern "niedrig und geduckt" (74) widerspiegelt. Gertrude ist nun
eine "Schwester" Marlenes aus Horns Ende, jener psychisch
Kranken, die denunziert wurde, den Hitlerfaschismus durch das Opfer
ihrer Mutter überlebte und die unverstellt auf den Wahnsinn der Welt
blickt. Gertrude ist Mahnerin wider das Vergessen. Das Leugnen und
Verdrängen von sozialen Demütigungen, Erfahrungen und Fakten führt im
Privaten wie im Sozialen zu Albträumen und in die Katastrophe oder wie
im zitierten Film La Habanera in den Tod.

Mythologisches ist nicht nur in der Figur Gertrude Fischlingers
angelegt. Die mythologischen Bezüge des Romans erinnern immer wieder
Menschlichkeit. In der Mitte des Romans kulminiert diese Ebene in
der Konfrontation des Pfarrers mit Walter Lichtenberger, der als Stadt-
 und Pfarrgemeinderat gegen die Unterbringung der minderjährigen
Migranten in Guldenberg massiv Front macht. Als Lichtenberger mit dem
Hinweis auf den Propheten Habakuk auf das vermeintliche Unrecht weist,
das den Guldenbergern durch die Migranten entsteht, beruft sich der
Pfarrer auf die Apostelgeschichte und mahnt zu Toleranz und
Versöhnlichkeit gegenüber Menschen in Not und anderer
Glaubensgemeinschaften. Nicht zufällig wird in diesem zentralen
Kapitel die Geschichte der Jüdin Malka Goldt eingeflochten, die 1939
mit ihren Eltern aus Nazideutschland floh, sich aber später ebenso
weigerte, nach Israel, das den palästinensischen Nachbarn "brutal
unterdrücke, rechtlos mache und ihm völkerrechtswidrig sein Land
raube" (149), auszuwandern. Mythische Züge trägt auch das
Opferfestessen der zwölf Migranten im Seglerheim, das abrupt endet,
weil die Jugendlichen wegen haltloser Vorwürfe mit Polizeigewalt zu
einer Gegenüberstellung auf das Revier gebracht werden. Dass diese
jungen Menschen, die ihre Heimat, ihre Eltern und damit ihre Wurzeln
verloren haben, untereinander verfeindet sind, und ihre teils
unrealistischen Wünsche und Ansprüche, die ausgebliebene Integration,
Perspektivlosigkeit und Langeweile zu Aggressivität und Gewalt führen,
gehört ebenso zur Wahrheit des Romans und unterstreicht dessen
Komplexität. Am Ende, nach der Abreise der Migranten und der
Schließung des Seglerheims, werden es die fünf Betreuerinnen und
Betreuer sein, die ihre Arbeit mit einem letzten gemeinsamen Essen des
syrischen Gerichts "Maqclube" beschließen. Sie, die zur untersten
sozialen Schicht unserer Gesellschaft gehören, erwartet aufgrund ihrer
Arbeit mit den unbegleiteten minderjährigen Syrern und Afghanen nicht
nur Ausgrenzung, sie gehen in eine ungewisse Zukunft, i
n Arbeitslosigkeit oder schlecht bezahlte Jobs, womit Hein
nachdrücklich auf die sozialen Ursachen, die hinter dem Erzählten
stehen, weist.

Heins Roman ist ein nachdrückliches Plädoyer, sich bequemem Vergessen
entgegenzustellen. Der Roman-Titel unterstreicht das Exemplarische der
Vorgänge, die sich in anderen deutschen Kleinstädten in ähnlicher Form
wiederfinden ließen. Guldenberg ist eine beeindruckende
Milieustudie, die auch im Sprachlichen in ihrer Differenziertheit mit
Kneipenjargon, Bürokratendeutsch und mythischem Erzählgestus
überzeugt. Ihre Tiefgründigkeit erschließt sich insbesondere im
Kontext mit den Vorgänger-Romanen. Gnadenlos werden die Mechanismen
kapitalistischer Profitmaximierung seziert, die, gestützt von Politik
und Staat, alle Lebensbereiche, Kultur, Bildung, das Gesundheitswesen
bis zur Pflege, durchdrungen haben. Das ist keine freundliche Lektüre,
aber es lohnt sich.

Christoph Hein

Guldenberg

Roman

Berlin, Suhrkamp Verlag 2021

285 Seiten

ISBN 978-3-518-42985-3

13. September 2021






Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/9032: Und morgen, den 14. September 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 14.09.2021 bis zum 15.09.2021 +++
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Nun tauch schon ein,

verfehl Jean knapp,

vorbei am Bein,

der lacht sich schlapp.
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ITALIEN/363: Proteste bei der neuen Fluggesellschaft ITA gegen Massenentlassungen (Gerhard Feldbauer)

Proteste bei Italiens neuer Fluggesellschaft ITA halten an

8000 Beschäftigte kämpfen um ihre Arbeitsplätze

von Gerhard Feldbauer, 13. September 2021



In den vergangenen Monaten hat Italien mit der Zerschlagung seiner
Fluggesellschaft Alitalia ein bisher beispielloses Kapitel nationaler
Würdelosigkeit erlebt. Der dafür verantwortliche frühere EZB-Chef und
jetzige Premier Mario Draghi hat sich dabei als ein williger
Vollstrecker der Weisungen aus Brüssel gezeigt. Das Ergebnis ist die
neue Gesellschaft Italia Trasporto Aereo (ITA), "eine kleine
Billigfluggesellschaft, die auf kommerzieller Ebene bereits tot geboren
ist. Wenige Flugzeuge (ungefähr fünfzig), wenige Strecken und fast
keine der profitabelsten", fasst das kommunistische Online-Portal
Contropiano zusammen.

Mit den Folgen - zu denen weiter gehört, dass von den etwa 11.000
Beschäftigten 8.000 skrupellos auf die Straße gesetzt werden - wollen
die Alitalia-Mitarbeiter sich nicht abfinden. Am vergangenen Sonnabend
demonstrierten sie auf der Piazza San Silvestro in Rom und forderten
von der Regierung sofortige Maßnahmen zur Gestaltung der neuen ITA
auf sicherer ökonomischer Basis und die Gewährleistung entsprechender
Arbeitsplätze. Es war, berichtete das linke Manifesto, "eine
einheitliche Demonstration der Alitalia-Mitarbeiter aus allen
Bereichen: Piloten, Flug- und Bodenpersonal bis zur Wartung".

Inzwischen ist bekannt geworden, dass noch nicht einmal sicher ist, ob
die zugesagten 2.800 Arbeitsplätze bei der ITA frühere
Alitalia-Beschäftige erhalten. Für diese Stellen sind Ausschreibungen
erlassen worden, auf die sich 30.000 Bewerber meldeten, "darunter auch
Personen, die offensichtlich keine Berufserfahrung in der
Luftfahrtbranche haben, sowie auch Mitarbeiter anderer
Billigunternehmen, die von einem besseren Gehalt träumen". Es sei
klar, so Manifesto, dass das "der Austritt aus dem nationalen
Vertrag - mit Lohnkürzungen" ist.

Von den Verhandlungen über die Bildung der ITA sind die Gewerkschaften
ausgeschlossen worden. Es sei, so der Generalsekretär der größten
Gewerkschaft CGIL, Maurizio Landini, "inakzeptabel, dass die
Europäische Kommission entscheidet, welche Art von Verträgen auf
italienische Arbeitnehmer angewendet wird". Die Tragweite bestehe
darin, dass "ein Präzedenzfall" geschaffen werde. Der nationale
Sekretär von Filt CGIL, Fabrizio Cuscito, warnte: "Die Regierung
schaut untätig zu, die Spannungen wachsen" und forderte eine sofortige
Sitzung der Regierung, sonst "bewegen wir uns auf einen Punkt ohne
Wiederkehr zu". Der Nationalsekretär von Uiltrasporti, Ivan Viglietti,
forderte Arbeitsminister Andrea Orlando auf, für die Mitarbeiter, die
von ITA nicht übernommen werden, "soziale Sicherheitsnetze" zu
garantieren.

Unter dem Druck der Gewerkschaften versprach Minister Orlando laut der
Nachrichtenagentur ANSA, Verhandlungen über die Einstellung und
den Vertrag aufzunehmen. Vize-Finanzministerin Laura Castelli habe
zugesagt, nächste Woche im Ministerium "einen Tisch für Arbeit und
Sozialpolitik einrichten", um die "Gespräche über die Einstellung
neuer Mitarbeiter fortzusetzen".

Konfliktstoff dürfte laut ANSA weiter sein, dass ITA in den
nächsten drei Jahren nicht mehr als 1,35 Mrd. EUR Kapital erhalten
soll, davon 700 Mio. in diesem Jahr. Im Relaunch-Dekret der
Conte-Regierung seien Kapitalerhöhungen in Höhe von 3 Milliarden Euro
vorgesehen gewesen.

Inzwischen "fordern die Wettbewerbshüter der EU-Kommission die
Rückerstattung staatlicher Beihilfen in Höhe von 900 Millionen Euro",
die Italien für Alitalia erhalten habe. Das sehe Brüssel als "illegale
staatliche Beihilfen". Laut ANSA soll die Regierung das Geld
zuzüglich Zinsen von Alitalia zurückfordern. Die Summe war als
Darlehen gezahlt worden, damit Alitalia seinen Betrieb
aufrechterhalten konnte.

 * 
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ITALIEN/362: Mitte-Links-Parteien denken über Verbleib in Draghi-Regierung nach (Gerhard Feldbauer)

Nachdenken über Verbleib in Draghi-Regierung

Für Lega-Chef Salvini steht Leaderschaft der faschistischen Allianz auf
dem Spiel

von Gerhard Feldbauer, 8. September 2021



Im Frühjahr 2022 steht die Wahl eines neuen Staatspräsidenten an, bei
der die der sogenannten Mitte-Links-Regierung Mario Draghis
angehörenden Parteien - der sozialdemokratische Partito Demokratico
(PD), die Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) als auch die Faschisten der
Forza Italia (FI) Berlusconis und der Lega Salvinis - ein gewichtiges
Wort mitzureden haben. Auf beiden Seiten setzen Überlegungen ein, ob
man dazu in der Regierung des EX-EZB-Chefs Draghi gut plaziert ist
oder sie besser verlassen sollte. In den vergangenen Tagen hat sich
dazu aus der PD-Leitung der EU-Parlamentarier Goffredo Bettini zu
Wort gemeldet und erklärt, die Draghi-Regierung "ist nicht unsere
Regierung". Man solle sie besser verlassen, enttäuschten Linken "ein
neues politisches Angebot" vorlegen, in dem "wir ihnen klar sagen,
wohin wir wollen". Dazu wollte Bettini auch noch den Ex-Kommunisten,
Mitbegründer und früheren Parteichef des PD, Luigi Bersani, der die
Partei wegen ihres Rechtskurses verließ, gewinnen.

Da schrillen bei Lega-Führer Matteo Salvini wohl die Alarmglocken. Wie
die staatliche Nachrichtenagentur ANSA am Dienstag berichtete,
will er Draghi im Parlament eine Abstimmungsniederlage bereiten, was
eine Regierungskrise auslösen könnte. Es geht um den umstrittenen
"Grünen Pass", was aber, wie das linke Manifesto am Mittwoch
bemerkte, nur ein Vorwand ist. Die Pirouetten Salvinis bedeuten in
Wirklichkeit, dass er "die Machtverhältnisse" in der faschistischen
Koalition überprüfen will. Das betrifft die Chefin der Brüder Italiens
(FdI), Giorgia Meloni, die ihm vor kurzem die Leaderschaft in der
Koalition mit der Ankündigung streitig machte, nach den nächsten
Wahlen (sie stehen planmäßig im Frühjahr 2023 an, könnten aber auch
vorgezogen werden) werde sie "die Führung der Nation" übernehmen. Das
schließt logischerweise ein, dass sie als Kandidatin der Allianz
antreten will.

Ihre Position in der Allianz hat sie vor allem dadurch gefestigt, dass
sie der Draghi-Regierung nicht beitrat. In Wählerumfragen ist sie
danach auf über 18 Prozent angestiegen und hat damit ihren Anteil fast
verdoppelt, während Salvinis Lega von 32 Prozent bei dem Märzwahlen
2018 auf 21 Prozent abgesunken ist. Laut Manifesto laviert
Salvini. Er werde sich "den Brüdern Italiens anschließen, um das grüne
Zertifikat zu begraben". Ob er Draghi danach aufgibt, hänge davon ab,
ob er als Führer der Allianz bestätigt wird. Dann werde er "sich auf
den Sieg der Rechten konzentrieren".

Vorerst hat Salvini aber andere Sorgen. In Palermo wird im September
gegen ihn ein Prozess eröffnet. Es geht um den Fall des spanischen
Rettungsschiffes "Open Arms" der gleichnamigen
Nichtregierungsorganisation, dem Salvini im August 2019 als
Vizepremier und Innenminister der Regierung Giuseppe Conte mit etwa
hundert Migranten an Bord die Einfahrt in den Hafen von Lampedusa auf
Sizilien verweigerte. In dem Verfahren wird er wegen Entführung und
Machtmissbrauchs angeklagt. Im Fall einer Verurteilung drohen ihm bis
zu 15 Jahre Haft.

Der Rassistenchef hofft allerdings, Kapital für sich herauszuschlagen.
Bei der vorangegangenen Anhörung in Palermo zeigte er sich, wie
ANSA berichtete, "überhaupt nicht" beeindruckt von dem Antrag
der Staatsanwaltschaft. "Ich bin stolz darauf, für den Schutz meines
Landes gearbeitet zu haben", verbreitete er danach auf Twitter. Er
habe sich "an das Gesetz gehalten und Europa aufgeweckt". Das Gesetz
ist zwar modifiziert worden und wird nicht mehr angewendet, ist aber
auch unter der Draghi-Regierung noch nicht aufgehoben worden, obwohl
die Nichtregierungsorganisation "Open Arms" nach der Anhörung
bekräftigte, dass der frühere Innenminister "die Rechte schutzloser
Menschen verletzte, was ein Verbrechen in jedem demokratischen Land,
das die Verfassung und internationale Konventionen respektiert, ist".

 * 
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ITALIEN/361: Ökonomieprofessor kritisiert den von Draghi akzeptierten EU-Recovery-Fund (Gerhard Feldbauer)

Ökonomie-Professor rechnet mit Draghi ab

Recovery Fund wird nicht aus der Krise führen

von Gerhard Feldbauer, 30. August 2021



In seinem bei Editore Hoepli (Mailand) erschienenem Buch "Regnum" hat
der renommierte Ökonomie-Professor Gustavo Piga von der Universität
Tor Vergata von Rom schonungslos mit dem von Premier Mario Draghi als
"Rettung für Italien" gepriesenen Recovery Fund der EU abgerechnet. In
einem Interview für das linke Manifesto vom 28. August weist er
darauf hin, dass dieser Plan an "zu viele Auflagen und Sparmaßnahmen"
geknüpft ist. Die EU setze zur Bedingung: "Wir geben euch das Geld nur,
wenn ihr versprecht, die Defizitquote im Verhältnis zum BIP in nur
einem
Jahr von derzeit 12 auf 3 Prozent zu senken".

Draghi komme den Forderungen aus Brüssel nach und habe sich bereit
erklärt, das Defizit in einem Jahr von 12 auf 4 Prozent zu reduzieren.
Das sei "ein totaler Wahnsinn", der die Sparmaßnahmen nach Italien
zurückbringen wird, von denen ein Teil bereits zurückgekehrt ist. Das
wird "uns nicht aus der Krise führen, sondern im Gegenteil weitere
Probleme für uns schaffen. Italien wird das letzte europäische Land
sein, das auf das bereits niedrige Niveau vor Covid zurückkehrt.
Spanien wird uns um 3 Punkte des BIP übertreffen". Draghi hätte sagen
können: "Anstatt zum 3 Prozent-Defizit zurückzukehren, höre ich bei 6
Prozent auf und verwende die restlichen 3 Prozent für öffentliche
Investitionen." Die Italien auferlegten Auflagen zeigten, dass "der
Neoliberalismus immer noch die Grundlage des europäischen Modells ist"
und in Brüssel die Neoliberalen regieren. Und, so Piga weiter, die
liberale Hegemonie achte "auch sehr darauf, dass eine Schwelle
öffentlicher Eingriffe in die Wirtschaft nicht überschritten wird".
Das zeige sich, so Piga, u. a. am Beispiel der Überführung der
Fluggesellschaft Alitalia in die ITA, mit der "der Elefant eine Maus
zur Welt gebracht hat, die schnell erdrückt werden könnte".

Um Europa vor einer Doppelkrise (Covid und eine Wirtschaftskrise wie
2008)
zu retten, seien, so schlussfolgert der Wirtschaftsprofessor,
öffentliche Investitionen erforderlich. Die Politik müsse das Modell
so ändern, dass es jedem Land eine verantwortungsvolle Fiskalautonomie
ermöglicht, bis es in Brüssel selbst eine wirklich einheitliche
europäische Fiskalpolitik gibt.

Piga, ein Experte des Keynesianismus, der auch an der Colombia
University lehrt, hält das Vorgehen von US-Präsident Biden für die
bessere Wahl. Der habe sich für eine bedingungslose Ausweitung
entschieden, die einschließe, die Löhne der Arbeiterklasse, die am
stärksten von Covid und der Zunahme der Ungleichheiten betroffen ist,
zu erhöhen. Bidens Plan sei keynesianisch und ziele auf
Vollbeschäftigung ab, ein Ziel, das es in Europa in keinem Land gibt.

 * 
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TIERGESCHICHTEN/014: Nicht verraten ... (SB)



Das war also nun sein neues Zuhause. Er schnüffelte den Boden ab,
konnte doch nichts Besonderes erfahren, hob die Nase in die Höhe und
immerhin duftete es hier nach Essen. Schritte näherten sich der
Haustür, sie wurde geöffnet und ein kräftiger Mann trat heraus, der
eine Weile mit jenen Menschen sprach, die ihn hierher gebracht hatten.
Dann griff er nach der Leine und lockte den Hund sanft seinen Namen
rufend: "Komm Nico, na komm, hier kannst du ab jetzt wohnen. Es wird
dir gefallen. Jetzt wird alles wieder gut."

Nico zögerte einen Moment, blickte sich noch einmal um, folgte dann
aber dem Mann in den Hausflur. Würde er sein neues Herrchen sein?
Unsicher hielt er inne und schnupperte.
Plötzlich polterte ein kleiner Junge die Treppenstufen hinunter, blieb
in gewissen Abstand vor dem Tier stehen, denn er wollte es nicht
erschrecken. Tatsächlich wirkte der Hund verängstigt. Besorgt blickte
der Junge auf den Verband, der durch die langen Fellhaare zu sehen
war.

"Hallo Tim, darf ich vorstellen, das ist Nico. Wenn du möchtest,
kannst du dich ab jetzt um ihn kümmern." - "Papa, wirklich, das ist
toll, ist das jetzt richtig echt mein Hund?" - "Aber
sicher, nur denk dran, ich habe ihn aus einem Tierheim geholt.
Er ist noch ganz jung und wird sicherlich noch wachsen. Doch wie du
sehen kannst, wurde ihm eine Verletzung von seinem ehemaligen Besitzer
zugefügt." - "Was hat er getan?"

"Er hat ihn so heftig geschlagen, dass es blutete. Glücklicherweise
hat die Ehefrau des Mannes den kleinen Kerl geschnappt und ihn ins
Tierheim gebracht. Ihr Mann war einfach nicht geeignet, einen kleinen
Hund zu erziehen."

"Ja, das glaube ich auch", erschüttert näherte Tim sich dem
verschüchterten Hund. "Hallo Nico, nun brauchst du dich nicht mehr zu
fürchten, wir machen dich wieder ganz gesund, dann kannst du groß und
stark werden und ich passe immer auf dich auf."
Er konnte nicht anders, umarmte Nico, der ihn darauf übers Gesicht
schleckte. Tim lachte: "Auf gute Freundschaft, mein Guter."


         
   

[image: Tim beugt sich zu seinem neuen Hund hinunter, um ihn zu begrüßen. Ein weißer Verband schimmert durch das Fell - Buntstiftzeichnug: 2021 © by Schattenblick]

Tim begrüßt seinen Hund

Buntstiftzeichnug: 2021 © by Schattenblick




Mit der Unterstützung seines Vaters hegte und pflegte der Junge den
verletzten Hund, dessen Wunde erstaunlich rasch verheilte. Nico wurde
immer zutraulicher und Tim gab acht, dass der Hund ihn überall hin
begleiten konnte. Noch waren die Sommerferien nicht zu Ende und so
unternahm er kleine Ausflüge mit seinem neuen Gefährten.
Sie tobten und tollten herum, rannten und jagten sich, warfen
beziehungsweise fingen Frisbee-Scheiben. Genauso taten sie es auch an
dem verhängnisvollen Tag.

Mitten im wilden Toben bemerkte Tim gar nicht, wie sich der eben noch
so blaue Himmel verfinsterte. Schwere Wolken, die schon beinahe
schwarz erschienen, türmten sich über ihnen auf. Er sah zum Himmel und
erschrak. "Nico, schnell, komm, wir müssen sofort nach Hause, das
sieht nach einem bösen Unwetter aus."

Der Wind blies heftig und schien sekündlich stärker zu werden. Ein
gewaltiger Orkan tobte über Tims Dorf und die Umgebung. Eine kräftige
Bö riss ihn plötzlich zu Boden. Benommen richtete Tim sich wieder
auf, er schwankte noch ein wenig, als ein lautes Bersten im Baum zu
hören war. Tim erschrak über das unheimliche Krachen, sah jedoch in
die falsche Richtung und wurde im nächsten Augenblick von Nico so
heftig angesprungen, dass er zur Seite kippte. Nur ein Bruchteil einer
Sekunde später schlug ein abgebrochener Ast genau dort ein, wo er eben
noch gestanden hatte. Nico schnüffelte Tim ab und leckte seine Hände.
"Nico, wenn du mich nicht umgeschubst hättest, läge ich jetzt unter
diesem schweren Ast!" Erleichtert herzte er seinen Hund und bedankte
sich viele Male.

Doch der Sturm ließ ihnen nicht lange Zeit, um sich von dem Schrecken
zu erholen. Sie mussten sich einen sichereren Platz suchen. Doch wohin
so schnell? Der Weg nach Hause führte über eine einfache Holzbrücke
und war ohnehin viel zu weit. Ratlos drehte Tim sich im Kreis und da
fiel ihm der alte Schafstall ein, der auf der nächsten Koppel stand.
"Komm, Nico, schnell!", rief er und rannte auch schon los. Der Wind
zog ihm beinahe die Füße vom Boden weg, doch irgendwie gelang es dem
Jungen, den Stall zu erreichen. Er stürzte hinein, Nico hinterher.
Durch die Ritzen in der Bretterwand pfiff der Wind ein böses Lied. Tim
konnte sich nicht erinnern, jemals so viel Angst gehabt zu haben. Die
Holzlatten wackelten heftig, das Dach wurde mit jeder Sturmbö ein
wenig angehoben.

"Das dauert nicht lange, dann reißt der Sturm uns das Dach weg",
dachte Tim und in dem Moment geschah es tatsächlich. Das Holzdach
wurde regelrecht weggezogen, so als hätte es überhaupt kein Gewicht.
Nun prasselte aus den schweren, dunklen Wolken Regen mit so einer
Wucht, als seien im Himmel Schleusentore geöffnet worden.
Tim schluchzte und weinte, Nico stupste ihn an und drängte sich an
ihn. Doch mit dem Regen ebbte bald auch die Windstärke ab. Allmählich
wurde es ruhiger und schließlich hörte es auch auf zu regnen. Das
Dunkel des Himmels erhellte sich zusehends.

Triefnass und durchgefroren verließen die beiden den völlig zerstörten
Schafstall und schlugen den Weg nach Hause ein. Der Boden war
aufgeweicht und matschig und als sie die glitschige Holzbrücke hinter
sich gelassen hatten, musste Tim laut lachen. Nico schüttelte sich,
von seinen langen Fellhaaren spritzte das Wasser nur so umher.
"Hey, Nico, lass dass, ich habe die Nase voll vom Regen, mir reicht
`s!" Schuldbewusst setzte der durchnässte Hund sich hin und blickte
Tim traurig an. "Na, komm, mach nicht so ein Gesicht, wir haben doch
alles gut überstanden, komm, jetzt laufen wir nach Hause und ich
trockne dich auch ab, okay?" Er klopfte Nico auf den Rücken und rannte
los, der Hund nebenher.

Als sie sein Elternhaus erreichten, kamen ihnen schon Vater und Mutter
entgegen gelaufen. "Tim, wo warst du, ist dir was passiert?", rief
seine Mutter besorgt schon von weitem.

"Nein Mama, es ist alles gutgegangen. Wir haben im Schafstall Schutz
gesucht, aber der ist nun auch hinüber, das Dach wurde fortgerissen",
versuchte Tim seine Mutter zu beruhigen, was gründlich misslang.
"Was, das ist ja furchtbar, komm her, lass dich anschauen, bist du
auch wirklich nicht verletzt?"

Seine Mutter war furchtbar aufgeregt, sie konnte sich gar nicht
beruhigen. "Ich habe mit so einem Wetterumschwung überhaupt nicht
gerechnet. Hätte ich das nur geahnt, ich hätte dich gar nicht aus dem
Haus gelassen. Was hätte alles passieren können."
Nun mischte sich Tims Vater ein: "Wir wussten einfach nicht, wo wir
nach dir suchen sollten, alles ging so schnell. Im Nachbardorf hat
eine Windhose zwei Dächer abgerissen und einige Bäume entwurzelt. Wir
können von Glück sagen, dass sie nicht bis in unser Dorf kam."

Als Tim seine Eltern so besorgt sah und merkte, dass sie sich Vorwürfe
machten, weil sie nichts von alledem verhindern konnten, entschloss er
sich, ihnen nichts von dem herabgestürzten Ast zu berichten, der ihn
nur deswegen nicht traf und wahrscheinlich schwer verletzt hätte, weil
Nico ihn im rechten Augenblick umgeschubst hatte. Er fühlte sich
seinem Hund eng verbunden wie mit einem echten Freund und nun teilten
sie auch noch ein Geheimnis. Erst irgendwann später würde er seinen Eltern
alles erzählen.

"Jetzt aber schnell ins Haus, duschen und trockene Sachen anziehen",
forderte die Mutter ihren Jungen auf.
"Papa, kannst du Nico bitte trockenreiben? Ich habe es ihm
versprochen? Er ist patschnass geworden." -
"Wird gemacht", und zu Nico gewandt, "so du kleines Wassertier, komm,
trockenruffeln."

Ende
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TIERE/144: Fische - Schwarmforschung ... (SB)



Kleine Fische, wie beispielsweise Heringe oder Makrelen, sind eine
leichte Beute für ihre größeren Feinde, wenn sie vereinzelt durchs
Meer schwimmen.
Um sich vor diesen hungrigen Fressfeinden zu schützen, versammeln sich
diese Tiere und bilden einen Schwarm. Auch Vögel und Insekten bilden
Schwärme, ebenso viele Landtiere, die riesige Herden bilden, wie in
Afrika die Gnus. Hier allerdings kümmern wir uns um Fische, die sich
im Kampf ums Überleben zu Schwärmen organisieren.
Wissenschaftler, die sich mit der Erforschung dieses Verhaltens
befassen, stehen noch heute vor einigen Rätseln.


Wie entsteht ein Schwarm?

Gibt es einen Anführer oder eine bestimmte Gruppe, die den anderen
zeigt, wie und in welche Richtung geschwommen wird? Schwimmen sie ihr
Leben lang in dieser riesigen Gemeinschaft oder bilden sie nur dann
einen Schwarm, wenn Gefahr droht?






[image: Unzählige kleine Fische, silbrig glänzend mit seitlich roten Farbstreifen, glitzern im blauen Meerwasser, sie schwimmen alle in eine Richtung - Foto: 2004, by Brocken Inaglory, (own work) CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons]

Ein Fischschwarm vor Papua Neuginea

Foto: 2004, by Brocken Inaglory, (own work) CC BY-SA 3.0
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons




Einen Schwarm im Ozean zu beobachten und daraus Schlüsse auf ihr
Verhalten zu ziehen, erweist sich als sehr schwierig. Deshalb haben
Forscher im Labor überschaubare Verhältnisse geschaffen mit einer
festgelegten Anzahl an Fischen. In diesen großen Aquarien können sie
Fische über eine lange Zeit genau studieren. Videoaufzeichnungen
ermöglichen es ihnen, sich bestimmte Schwimmverhalten der Fische noch
einmal anzuschauen.

Eine Neuerung auf diesem Forschungsgebiet ist die Konstruktion eines
Roboter-Fisches. Ein Stichling aus Plastik wurde seinen Artgenossen so
ähnlich wie möglich angefertigt und mit einem Magneten versehen. Ein
zweiter Magnet, der zudem mit einem Rechner verbunden wurde, wurde
unter dem Aquarium angebracht. Mit ihm kann dieser Robo-Fisch hin und
her bewegt werden. Gleichzeitig werden diese Bewegungen in einem
Computerprogramm gespeichert, um später angesehen und ausgewertet zu
werden.

Die Stichlinge, die in das Versuchsaquarium mit dem Robo-Stichling
gesetzt wurden, folgten ihm nach einer Weile. Doch war ihre Anzahl wie
auch die Menge des Wassers, das sie durchschwimmen konnten, allein
durch die Größe des Aquariums, begrenzt. Welche Schlüsse können nun
aus dieser Versuchsanordnung gezogen werden?

Wäre es möglich, dass die hinzugegebenen Stichlinge die gleiche
Richtung einschlagen, weil es in dem begrenzten Raum des Aquariums
ohnehin nicht so viele alternative Bewegungsmöglichkeiten gibt? Aber
auch das wäre denkbar: mehr und mehr Fische schwimmen in eine Richtung
und es entsteht eine leichte Strömung. Kommen weitere Fische hinzu,
müssten sie gegen den Strom schwimmen, was anstrengender wäre, als
sich den anderen Fischen anzuschließen. Wie dem auch sei, ist es
ratsam, bei den im Folgenden genannten wissenschaftlichen
Erkenntnissen stets zu bedenken, dass sie zu einem großen Teil unter
Laborbedingungen entstanden sind.

An der Erforschung des Schwarmverhaltens sind viele Wissenschaftler
aus verschiedenen Forschungszweigen und -instituten beteiligt.
Übereinstimmung gab es bei der Erkenntnis über die mutmaßlichen drei
Grundregeln der Schwarmbildung.

Die erste Regel lautet: Bleibt zusammen. (Das bedeutet, das einzelne
Tier sieht sich nach den nächsten 6 bis 7 Artgenossen in seiner Nähe
um und schwimmt in deren Mitte.

Die zweite Regel lautet: Bewege dich in dieselbe Richtung. (Das soll
verhindern, dass ein großes Durcheinander entsteht)

Die dritte Regel lautet: Halte konstanten Abstand (Das Einhalten
dieses Mindestabstands lässt jedem Fisch die Bewegungsfreiheit ohne
Zusammenstöße zu verursachen)

Selbstverständlich wurden diese Regeln bei den freilebenden Schwärmen
im Ozean überprüft, doch wie gesagt, eine ganz genaue Aussage ist hier
schwerlich zu treffen. Es bleiben auch noch Fragen offen. Gelten diese
Regeln immer? Was geschieht, wenn ein Fressfeind auftaucht? Wer
bestimmt, wie sich der gesamte Schwarm organisieren soll, um effektiv
gegen den Angreifer geschützt zu sein? Gibt es überhaupt einen Fisch
oder eine kleine Gruppe, die dieses Verhalten auslöst?


Was geschieht, wenn Gefahr droht?

Werfen wir einen Blick auf einen Makrelenschwarm, der von Barrakudas
und Blaufischen angegriffen wird. Geschwind formieren sich die
Makrelen zu einer Kugel. Unzählige einzelne Makrelen behalten diese
Kugelform bei, innerhalb der sie mit hoher Geschwindigkeit schwimmen.
Die Angreifer umrunden nun das Knäuel flinker, zuckender und
flimmernder Fische. Es wird vermutet, dass die Fressfeinde eine Art
Reizüberflutung erleiden und nicht mehr gezielt handlungsfähig sind.
Weiterhin wird in diesem besonderen Fall davon ausgegangen, dass die
dabei entstehenden Schwingungen und elektrischen Impulse des Schwarms,
die Angreifer so weit irritieren, dass sie keine einzelne Makrele
erfassen können.

Dieses Verhalten konnte im freilebenden Schwarm im Meer beobachtet
werden. Doch wie kommt es, dass die Makrelen diese Kugelform bilden.
Ist die Bedrohung durch die Barakudas das Signal für alle Fische
gleichzeitig? Woher wissen sie, wie eine Kugelform aussieht? Nun, man
darf annehmen, dass die Fische kein Wissen über eine Kugel in sich
tragen. Selbst wenn hier die oben genannten drei Regeln der
Schwarmbildung unterstellt werden, ist damit nicht erklärt, warum die
Makrelen genau diese runde Form wählen.


Großes wissenschaftliches Interesse an Schwarmforschung

Auch Informatiker, Philosophen und Soziologen interessieren sich für
Schwarmforschung, weil sie vergleichbare Verhaltensweisen auch bei den
Menschen vermuten. Sollte es möglich sein, die Mechanismen
herauszufinden, die für eine Schwarmbildung verantwortlich sind,
könnten diese Erkenntnisse auf Menschenansammlungen angewendet werden.
So könnte es in einem Katastrophenfall vielleicht verhindert werden,
dass Menschen in Panik andere tottrampeln. Ein relativ geordnetes
Verlassen der Gefahrenstelle wäre dann möglich, wenn alle einem Einzelnen oder
einer Gruppe, die genau weiß, was zu tun ist, folgen würden. Soweit
die Theorie und die Hoffnung, auf diese Weise Menschenmassen steuern
zu können. Doch vermutlich sind Menschen die schwierigeren
"Versuchstiere", denn geleitet von einem individuellen
Überlebenswillen und einem geprägten überwiegend egoistischen
Verhalten, dürfte es schwer sein, ein Schwarmverhalten hervorzurufen,
dass dem der Makrelen ähneln würde.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.igb-berlin.de/verhaltensbiologie-und-schwarmintelligenz

https://www.swr.de/wissen/1000-antworten/umwelt-und-natur/1000-antworten-1178.html

https://www.wissenschaftsjahr.de/2019/neues-aus-der-wissenschaft/oktober-2019/bei-gefahr-setzen-fische-auf-schwarmintelligenz/index.html

https://www.n-tv.de/wissen/Schwarmintelligenz-So-verhalten-sich-Fische-article22521309.html
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/1057: Afghanistan - Inszenierung militärischer Evakuierung

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2021/50 vom 31. August 2021

Afghanistan: Inszenierung militärischer Evakuierung

von Christoph Marischka



Die tatsächliche Fähigkeit der NATO und der Bundeswehr besteht darin,
eine Informationsblase um die Einsätze ihrer Soldat*innen zu schaffen.
So ist es ihnen gelungen, sich fast zwei Jahrzehnte in Afghanistan als
Retter zu inszenieren und Handlungsfähigkeit zu suggerieren. Die
zivilen Opfer von Bombardierungen, Drohnenangriffen, nächtlichen
Razzien und auch durch Anschläge der Taliban und des IS waren über
diese Zeit von wenigen Ausnahmen abgesehen allenfalls Randnotizen.

Der jüngste Einsatz der Bundeswehr zur "Evakuierung" folgte exakt
dieser Logik: Sich als Retter zu inszenieren und Handlungsfähigkeit zu
simulieren. Der Flugbetrieb in Kabul wurde nicht gegen, sondern in
Kooperation mit den Taliban aufrecht erhalten. Die Masse des Personals
zu seiner Absicherung von NATO-Seite stammte aus den USA und diese
Kräfte haben Kabul auch als letzte verlassen. Die deutschen
Spezialkräfte hingegen saßen zum Zeitpunkt des großen Anschlags am
26.8. vor den Toren des Flughafens bereits in den Fliegern und diese
legten einen Alarmstart hin wegen Befürchtungen, der Flughafen könnte
überrannt werden. Aber auch die US-Kräfte vor Ort waren eher Geiseln
der Taliban als Retter der Zivilbevölkerung. Sie sperrten den
Flughafen für zivile Flugzeuge, selbst Transporte von humanitären
Organisationen konnten ihn so tagelang nicht mehr nutzen. Neben der
Simulation von Handlungsfähigkeit im Großen dienten die NATO-Präsenz
am Flughafen konkret v.a. der Priorisierung der Ausreisewilligen. Auch
wenn es völlig richtig ist, dass Deutschland Verantwortung für das
Botschaftspersonal und die bedrohten Ortskräfte übernehmen muss,
gehört zur Wahrheit eben auch, dass diese von Spezialkräften in den
Flughafen geschleust wurden, während gleichzeitig andere NATO-Kräfte
mit Schusswaffen und Tränengas und Taliban mit Peitschen
Ausreisewillige vom Betreten des Flughafens abhielten und dabei
mehrfach Panik entstand, bei der Menschen umkamen. Tatsächliche
Verantwortung hätte die Bundesregierung übernommen, wenn sie das
betreffende Personal früher und unbürokratischer ausgeflogen und
aufgenommen hätte, anstatt sich noch Anfang August darum zu bemühen,
Afghanen aus Deutschland nach Afghanistan abzuschieben. Andere
Staaten, die nicht an der NATO-Intervention beteiligt waren, haben ihr
Botschaftspersonal lediglich reduziert und Absprachen mit den Taliban
über deren Sicherheit getroffen. Es war auch Teil einer verzerrten
Wahrnehmung, dass Ein- oder Ausreisen nach Afghanistan nur noch über
den Flughafen Kabul und auch dort nur bis zum Abzug der
US-amerikanischen Streitkräfte möglich wären. Das World Food Programm
etwa plante in den Tagen vor dem Abzug jedenfalls bereits den Aufbau
einer Luftbrücke für humanitäre Güter aus Pakistan über die Flughäfen
in Kandahar und Mazar-i-Sharif. Die UN zeigte sich auch optimistisch,
weiterhin den Flughafen in Kabul nutzen zu können. Es ist möglich,
dass sich auch die deutsche Diplomatie an entsprechenden Bemühungen
beteiligt hat, die auf Verhandlungen mit den Taliban herauslaufen. Die
öffentliche Aufmerksamkeit jedoch lenkte sie auf die militärische
Inszenierung und deren nachträgliche Mandatierung. Selbst diese nutzte
sie noch für ein völlig unnötiges diplomatisches Geplänkel gegen die
Taliban, indem sie als völkerrechtliche Grundlage im Mandatstext u.a.
die "Zustimmung der Regierung der Islamischen Republik Afghanistan"
(Drucksache 19/32022) nannte, welche sich zu diesem Zeitpunkt bereits
aufgelöst hatte.

Die Inszenierung erreichte ihren Höhepunkt mit der Ankunft eines
Großteils des Deutschen Kontingents der "Evakuierungsmission" auf dem
Fliegerhorst Wunstorf, wo die ankommenden Militärtransporter A400M von
Wasserfontänen der Flughafenfeuerwehr begrüßt wurden, die
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer (die bereits von Taschkent
aus mitgeflogen war) dem Brigadegeneral Arlt vermeintlich spontan um
den Hals fiel und dieser mit umgehängten G36 vor Kameras und Mikrofon
trat.

Die Inszenierung verfehlte ihre Wirkung nicht. Schon vor der Landung
in Wunstorf hatte tagesschau.de einen Kommentar von Uli Hauck
(ARD-Hauptstadtstudio) unter dem Titel "Der Bundeswehr sei Dank"
veröffentlicht: "Das nach - rechtsextremistischen Skandalen -
gescholtene Kommando Spezialkräfte hat gezeigt, warum es existiert.
Die Spezialeinheit hat Menschen in den sicheren Flughafen geholt. Die
Bundeswehr hat für die Bundesregierung die Kohlen aus dem Feuer
geholt. Gemacht, was möglich war, in einer Extremsituation. Dafür
gebührt ihr - der oftmals verweigerte - Respekt. Dank und
Anerkennung." Die Debatte über Kosten, Sinn und Unsinn von 20 Jahren
Krieg in Afghanistan war damit - zumindest kurzfristig - wieder
vergessen.

 * 
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Großen Teilen der Grünen kann es augenscheinlich gar nicht schnell
genug gehen, mit den letzten friedenspolitischen Restchen der Partei
endgültig aufzuräumen. Dass in Deutschland unter den aktuellen
Machtverhältnissen nur regiert, wer sich rückhaltlos zum Krieg
bekennt, wusste schon der designierte Außenminister Joseph Fischer,
als er - bereits gewählt, allerdings noch nicht im Amt - im Oktober
1998 zusammen mit dem künftigen Kanzler Gerhard Schröder (SPD) der
damaligen US-Regierung versicherte, an ihnen werde ein Angriffskrieg
gegen Jugoslawien nicht scheitern. Und so war es dann auch. So lange
wollten der aktuelle Grünen-Chef und mögliche künftige Außenminister
Robert Habeck und andere aber nicht warten. Noch vor der
Bundestagswahl im September wurde damit begonnen die allerletzten
friedenspolitischen Positionen der Partei zu schreddern.


NATO & Nukleare Teilhabe

Zunächst setzte Habeck der Linkspartei die Pistole auf die Brust, als
er ihr bereits im Mai in bester grüner Manier ins Stammbuch schrieb,
in Deutschland schließe eine Regierungsfähigkeit ein Bekenntnis zur
NATO ein. Die Zeit [1] beschrieb den Vorgang mit folgenden Worten:
"Grünen-Chef Robert Habeck hat ein Linksbündnis nach der
Bundestagswahl nicht ausgeschlossen - fordert von der Linkspartei für
eine mögliche Koalition aber Zugeständnisse. [...] Die Linkspartei
müsse 'in besonderem Maße beweisen, dass sie regierungsfähig und
bereit ist, für dieses Land Verantwortung zu übernehmen', sagte
Habeck. Das schließe ein Bekenntnis zur Nato ein, aber auch, 'dass der
industrielle Kern dieser Republik nicht zerstört wird'." Auch die
grüne Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock äußerte sich Ende August
2021, es sei in der Außen- und Sicherheitspolitik erforderlich,
"handlungsfähig und als Partner verlässlich sein", was auch bedeute,
"zur NATO zu stehen."[2]

Auch von der Forderung nach einem sofortigen Abzug der in Deutschland
im Rahmen der "Nuklearen Teilhabe" der NATO lagernden US-Atomwaffen
wollen prominente Grüne inzwischen nichts mehr wissen. Wenn etwa der
Grünen-Haushälter und Verteidigungspolitiker Tobias Lindner von einem
Zeitfenster zwischen 2030 und 2035 spricht,[3] das hierfür
"realistisch" angepeilt werden könne, wird klar, dass hier der St.
Nimmerleinstag gemeint ist. Ganz ähnlich scheint dies auch
Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock zu sehen [4], die damit unter
Beweis stellt, dass auch ihr keine (frühere) friedenspolitische
Position ernsthaft heilig ist: "Wir können ja nicht einfach sagen, wir
schicken die US-Atomwaffen mal eben zurück in die USA."

Noch weiter ging bereits Anfang des Jahres das Papier
"Transatlantisch? Traut Euch!", [5] dessen Ko-Autorin Ellen Ueberschär
auch als eine von zwei Vorständen der Grünen-nahen Böll-Stiftung
fungiert (ihr Mit-Autor war im Übrigen Patrick Keller, der
Vizepräsident der "Bundesakademie für Sicherheitspolitik"). Mit kaum
überbietbarem Pathos wird darin schwadroniert, die NATO sei der
"Glutkern des Westens", weshalb das Bündnis massiv gestärkt werden
müsse, damit die USA nicht von der Fahne gehen und am Ende sogar noch
ihre Atomwaffen aus Deutschland abziehen würden: "Das kann nur durch
eine ambitionierte neue Übereinkunft gelingen, die im Kern besagt: Die
europäischen NATO-Staaten - mit Deutschland an erster Stelle - erhöhen
ihre Fähigkeiten zur konventionellen Verteidigung erheblich. Dadurch
entlasten sie die USA in Europa und erleichtern es ihnen, sich auf den
Indo-Pazifik zu konzentrieren und dort die Interessen der liberalen
Demokratien zu schützen. Im Gegenzug bekräftigen die USA ihr
Bekenntnis zur Verteidigung des gemeinsamen Bündnisgebietes und
untermauern es durch ihre nukleare Schutzzusage sowie ihre dauerhafte
militärische Präsenz in Europa."


Rüstungsexporte & Kampfdrohnen

Nach der NATO machte Grünen-Chef Habeck kurz darauf mit der Aussage
von sich reden, die Forderung nach "Defensivwaffen" für die Ukraine
sei berechtigt. Als es daraufhin Kritik hagelte, ging er mit teils
reichlich dubiosen Argumenten zur Verteidigung über: "Alle reden
dauernd von mehr europäischer Souveränität. Ich auch. Wenn diese Rede
irgendeinen Sinn hat, dann muss sich das doch zum Beispiel im Donbass
beweisen.", wird Habeck zitiert. [6] Dass es mit der Unterscheidung
zwischen offensiven und defensiven Waffen nicht ganz so einfach ist,
wie sich Habeck das wohl zusammenreimt, musste er sich zum Beispiel
von Carlo Masala, Professor an der Bundeswehr-Universität in München,
sagen lassen: [7] "Die Gefahr ist eben, dass diese Waffen doch für
offensive Operationen eingesetzt werden [...], was dann sicherlich
eine massivere russische Antwort bedeuten würde [...] Der Krieg in der
Ostukraine würde also nochmals eskalieren. Diese Gefahr ist durchaus
existent." Ganz abgesehen davon verletzt Habecks Forderung nicht nur
die deutschen Rüstungsexportrichtlinien, keine Waffen in Krisengebiete
zu exportieren. Auch das grüne Grundsatzprogramm vom letzten November
hatte sich hierzu noch bekannt: "Exporte von Waffen und Rüstungsgütern
an Diktatoren, menschenrechtsverachtende Regime und in Kriegsgebiete
verbieten sich."

Generell lässt sich wohl sagen, dass das Verhältnis zu Rüstungsgütern
für die meisten Grünen heute weit entspannter ist als dies noch in
früheren Jahren der Fall war. Selbst die Position zur Bewaffnung von
Drohnen wurde beim Online-Parteitag der Grünen im Juni 2021 begradigt,
indem sich dort mit 347 von 728 Delegierten eine knappe Mehrheit der
Delegierten dafür aussprach, den Einsatz bewaffneter Drohnen zu
prüfen. Im Antrag [8] hieß es: "Gleichzeitig erkennen wir an, dass
diese Systeme Soldat*innen in gewissen Situationen besser schützen
können. Deshalb muss klar gemacht werden, für welche Einsatzszenarien
der Bundeswehr die bewaffneten Drohnen überhaupt eingesetzt werden
sollen, bevor über diese Beschaffung entschieden werden kann." Im
Bundestagswahlprogramm 2017 hieß es noch: "Wir sind gegen die
Beschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen für die Bundeswehr."


Systemkonkurrenz & Rüstung

Das sind nur einige von vielen Beispielen, die belegen, dass die
Grünen längst sturmreif geschossen sind - besonders konfrontativ
fallen die Positionen gegenüber China und Russland aus. Hier tun sich
führende Grüne schon seit vielen Jahren als Speerspitze in Sachen
Stimmungsmache gegen diese beiden Länder unangenehm hervor - gerne
auch verknüpft mit einem Plädoyer für die Aufrüstung der Europäischen
Union. Am 16. April 2020 veröffentlichte zum Beispiel die grüne
Bundestagsabgeordnete Franziska Brantner das Papier "Grüne vernetzte
Außenpolitik für eine Welt in Unordnung" [9], in dem es hieß: "Wir
erleben die Rückkehr des geopolitischen Wettbewerbs. Revisionistische
Kräfte, wie China und Russland, versuchen die Welt neu zu ordnen.
[...] Europa muss als geopolitischer Akteur erwachsen werden. [...]
Wenn wir nicht zusammenstehen, dann werden wir Schachbrettfiguren, im
Spiel der Großmächte." Auch die grüne Spitzenkandidatin Annalena
Baerbock hat sich voll dem Gerede vom "Wettstreit der Systeme"
verschrieben, [10] unter dessen Vorzeichen sie sich für eine
"Perspektive einer Ukraine in der EU und in der Nato" ausspricht.
China geißelt sie für seine "knallharte Machtpolitik", weshalb die
"liberalen Demokratien" eine Mischung aus Dialog und Härte finden
müssten. Selbst wenn nicht alle Kritikpunkte an China und Russland
völlig abwegig sind, übertrieben werden sie allemal. Noch schwerer
aber wiegt, dass bei den Grünen jedwede Kritik an der
Eskalationspolitik des Westens mit Abwesenheit glänzt.

Somit verwundert es auch nur noch wenig, dass die Grünen für ihre
harte Haltung gegenüber den erklärten Rivalen Russland und China viel
Applaus in den bürgerlichen Medien erhält. Allerdings wird dies
zumeist mit dem Hinweis verbunden, dann müsste die Partei auch
konsequent sein und sich weiteren drastischen Erhöhungen des
Militärhaushaltes nicht verschließen. Doch auch hier sind die Grünen
bereits weite Wege gegangen: Zwar stellte sich Annalena Baerbock
bislang nicht vorbehaltlos hinter das sogenannte
2-Prozent-Aufrüstungsziel der NATO. Allerdings lassen ihre Positionen
auch hier viel zu wünschen übrig, wenn sie etwa das Märchen wiederholt
[11] unter den Verteidigungsministern Karl-Theodor zu Guttenberg
(2009-2011) und Thomas de Maizière (2011-2013) sei bei der Bundeswehr
"massiv gespart worden". Das entspricht schlicht nicht den Tatsachen,
der Etat wurde in dieser Zeit nur nicht in dem Maß erhöht wie in den
Jahren davor und vor allem danach. Vor allem aber sieht sie trotz der
absurden Steigerungen des Militärhaushaltes zwischen 2010 (€31,1
Mrd.) und 2021 (€46,9 Mrd.) Bedarf für noch mehr Geld. Schon
letzten November gab sie dazu ihre Rüstungsformel zum Besten, [12] die
sie seither beständig wiederholt: "Wir müssen uns da ehrlich machen.
Ja, in manchen Bereichen muss man mehr investieren, damit Gewehre
schießen und Nachtsichtgeräte funktionieren."


Anmerkungen:

[1] https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-05/bundestagswahl-gruene-robert-habeck-linkspartei

[2] https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/bekenntnis-zur-nato-baerbock-geht-auf-distanz-zur-linkspartei,ShSL937

[3] https://taz.de/Die-Gruenen-und-die-Bomben/!5731186/

[4] https://www.sueddeutsche.de/politik/parteien-baerbock-zur-bundeswehr-wir-duerfen-uns-nicht-wegducken-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-201130-99-512397

[5] https://anewagreement.org/

[6] https://www.n-tv.de/politik/Habeck-verteidigt-erneut-Ukraine-Vorstoss-article22598466.html

[7] https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8616/

[8] https://augengeradeaus.net/2021/06/knappe-mehrheit-billigt-im-gruenen-wahlprogramm-moegliche-beschaffung-bewaffneter-drohnen-fuer-die-bundeswehr/

[9] https://www.franziska-brantner.de/2020/04/16/gruene-vernetzte-aussenpolitik-fuer-eine-welt-in-unordnung/

[10] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/gruenen-chefin-annalena-baerbock-plaediert-fuer-harten-kurs-gegenueber-russland-und-china-a-494e7e8b-8126-4adc-a7b5-8480d8ebe864

[11] https://www.baks.bund.de/de/aktuelles/dfs2021-sicherheitspolitisches-gespraech-im-livestream

[12] https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/gruenen-chefin-baerbock-offen-fuer-staerkung-der-bundeswehr-17077631.html
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Der Pflegenotstand spitzt sich zu. Die brisante Kombination von
alternder Gesellschaft und Pflegekräftemangel führt zu immer
schrecklicheren Zuständen.

Eine Frau, deren Mutter im Pflegeheim ist, beschreibt ihre Erfahrungen
in diesem Heim. Weil sie Angst um ihre Mutter hat, möchte sie anonym
bleiben. Denn wenn bekannt wird, dass da die Tochter schreibt, sind
negative Rückwirkungen auf die Pflege der Mutter nicht auszuschließen.
Das fürchtet die Tochter und sie dürfte Recht haben. Sie schreibt:

"Willst Du den Wert eines alten Menschen wissen, geh in ein
Pflegeheim! Schau Dich um! Achte auf Sauberkeit und Hygiene im Haus!
Rieche und schmecke das fade Essen! Trinke einen Schluck vom kalten
Kaffee! Probiere vom trockenen Brot! Beobachte das mürrische Team!
Nimm Kenntnis vom Umgangston! Höre das respektlose Duzen! Analysiere
die Hektik des Pflegeablaufs! Erfahre von Demütigungen und
Misshandlungen! Versuche, für den Toilettengang Hilfe zu bekommen!
Sieh die übergroße Windel, die vier Liter fasst! Beachte die Grobheit
im Umgang mit den Pflegebedürftigen! Blicke auf die Haut, die
Finger- und Fußnägel der Bewohner!

Bemerke die blauen Flecken und Körperverletzungen! Vergleiche die
Pflegedokumentation mit der durchgeführten Pflege! Erdulde die
Stumpfheit endloser Tage! Erkenne die Vernachlässigungen! Empfinde die
Einsamkeit alter Menschen! Begreife die Abhängigkeit der hilflosen
Menschen! Nimm den Stellenschlüssel für Pflegekräfte wahr! Probiere
aufzubegehren! Erlebe die Ohnmacht der Pflegebedürftigen!

Willst Du wissen, was DEIN Leben im Alter wert ist, sieh Dich in
Pflegeheimen um!"

Warum gibt es noch kein #MeToo von Menschen, die Gewalt oder
Vernachlässigung in der Pflege erfahren? Naja, die Antwort ist klar:
Welche 88jährige Frau im Pflegebett hat schon ein Smartphone und kann
es auch noch bedienen? Aber selbst, wenn sie es hätte und wenn sie das
"#" auf der Tastatur finden würde - wer würde sie hören? Und würde
sich die Öffentlichkeit für die #MeToo-Botschaft einer 88-Jährigen
interessieren? Ist nicht sexy. Dabei kann kaum ein Zweifel darüber
bestehen, dass viele, viele Pflegebedürftige zu Opfern werden. Opfer
von Gewalt. Opfer von Pflegefehlern. Opfer von Vernachlässigung.
Konkreter gesagt: Wie wollen wir es nennen, wenn jemand stundenlang in
seinen Exkrementen liegt? Wie wollen wir das nennen, wenn jemand vor
Durst schreit und schreit und schreit und niemand kommt? Wie wollen
wir das nennen, wenn Menschen "ins Bett gepflegt werden", weil der
Ertrag eines bettlägerigen Menschen für die Einrichtung höher ist als
der von einem noch mobilen Menschen? Wie wollen wir das nennen, wenn
ein Mensch, der Hilfe braucht, um zur Toilette zu gehen, diese Hilfe
nicht bekommt? Wie wollen wir es nennen, wenn ein Mensch mit Tabletten
so ruhiggestellt wird, dass ihm nur noch dumpfe, betäubte Zuckungen
bleiben?

Wann endlich wird das jahrelange Schweigen zu
Menschenrechtsverletzungen im Pflegebereich und im Umgang mit fragilen
Alten gebrochen? Wer sorgt für ein #MeToo im Pflegebereich? Für einen
Aufstand von unten? Wahrscheinlich müssten es die Angehörigen selbst
sein, die mit einem "Pflege-MeToo" beginnen. Und dieses MeToo wird
zunächst sicher mit dem Verdacht konfrontiert sein, den wir aus der
Debatte um sexuelle Belästigung kennen: Das ist doch nicht
glaubwürdig! Das ist doch übertrieben! Das kommt doch von denen, die
immer etwas zu meckern haben!

Als Antwort auf einen Zeitungsaufruf des Instituts für Soziologie der
Universität Gießen erreichte uns ein Stapel von Klagebriefen, in denen
Angehörige von ihren Erlebnissen in Pflegeheimen berichteten. Immer
wieder lasen wir, dass die Betroffenen und ihre Angehörigen es nicht
wagen, sich über die Zustände in den Heimen zu beschweren - aus Angst
vor Repressalien. Und der Autor und Pflegekritiker Claus Fussek hat
mir einen Brief zur Verfügung gestellt - unter der Überschrift "Sag
bitte nichts, aber schreib alles auf! Das glaubt dir sonst niemand!",
ebenfalls geschrieben von einer Tochter, deren Mutter im Pflegeheim
ist:

"Meine Mutter hatte zeitlebens tatkräftig und selbstständig gehandelt.
Im Pflegeheim war Eigenverantwortung nicht mehr möglich. Sie war
plötzlich abhängig von den Pflegekräften, von der Heimleitung oder der
Pflegedienstleitung. Sie war abhängig von deren Launen und deren mehr
oder minder vorhandenem guten Willen. Da meine Mutter zwar hochbetagt,
aber geistig absolut fit war, wusste ich, dass ihre Angst begründet
war. Außerdem stimmten ihre Schilderungen zum Umgang einiger
Pflegekräfte mit den Pflegebedürftigen mit meinen Beobachtungen
überein. Zum Beispiel das Verwechseln von Medikamenten, das wochenlang
nicht frisch bezogene Bett, die langen Wartezeiten bei Hilferufen, ein
ruppiger Befehlston, das schlechte Essen - all das und noch viel mehr
durfte ich nicht an zuständiger Stelle ansprechen. Das hatte ich
meiner Mutter zugesagt. Abgesehen von wenigen lebensnotwendigen
Beschwerden hielt ich dieses Versprechen bis zu dem Tag, an dem das
zweilagige Toilettenpapier rationiert wurde. Die gemeinsame Toilette
zwischen zwei Zimmern wurde von der benachbarten Bewohnerin wegen
einer Magen-Darm-Grippe stark frequentiert. Das hauchdünne
Toilettenpapier und die Ersatzrolle waren schnell aufgebraucht. Die
Bitte meiner Mutter um eine weitere Rolle wurde von der Pflegekraft
abgelehnt: 'Sie haben erst gestern eine Ersatzrolle bekommen. Das geht
nicht, dass sie so viel Papier verbrauchen.' Ich war über diesen
Vorfall empört, habe notgedrungen von der Angestellten-Toilette zwei
Rollen geholt und am nächsten Tag Nachschub gekauft. Mit dem gerade
erworbenen Mehrfach-Pack Klopapier unterm Arm betrat ich das
Pflegeheim. Irgendjemand hat dann diese überaus 'bedeutsame' Lieferung
der Pflegedienstleitung mitgeteilt. Die Pflegedienstleitung, die ich
bis dahin nur bei der Anmeldung gesehen hatte, bat mich zum Gespräch.
Ich wurde aufgefordert, das Toilettenpapier in einer Tasche verpackt
mitzubringen. Die teilweise durchsichtige Plastiktüte, in der die
Rollen verkauft werden, lasse den Inhalt erkennen. Das sei seitens des
Heimes nicht zu akzeptieren. Dass ich überhaupt Toilettenpapier
anliefern musste, stand nicht zur Diskussion. Da die Zimmernachbarin
meiner Mutter keine Angehörigen hatte, habe ich bei meinen täglichen
Besuchen häufig Toilettenpapier mitgebracht, verpackt in der üblichen
Verkaufsfolientüte. Während man pflegerische Missstände ignorierte,
war dem Pflegeheim meine für alle Bewohner und Besucher
offensichtliche Klopapierlieferung ein Dorn im Auge. Mir wurde
wörtlich gesagt: 'Ihre Mutter kann bleiben, Sie nicht!' Zuerst glaubte
ich, mich verhört zu haben. Aber es war ernst gemeint. Meine Besuche
wurden nicht mehr geduldet. Da ich meine Mutter nicht allein lassen
konnte und wollte, mussten wir innerhalb kürzester Zeit ein anderes
Pflegeheim suchen."

Die Verunglimpfung, die jene erleben, die sich beschweren, lautet
immer: ein Querulant. Kennen wir das nicht aus der Debatte um sexuelle
Belästigung? Wurden nicht die Frauen zunächst (und manchmal bis heute)
als unglaubwürdig diskreditiert? Ein Pflege-Me-Too würde ähnliche
Barrieren zu überwunden haben. Aber wahrscheinlicher ist, dass es ein
solches Pflege-Me-Too unter der Überschrift: "Das lassen wir uns nicht
mehr gefallen!" nie geben wird. Natürlich liegt das auch an der schwer
verständlichen ängstlichen Haltung des Pflegepersonals, das nicht für
seine eigenen Interessen eintritt, geschweige denn für die der
Pflegebedürftigen. Zwei Pflegende, die für 30 Menschen zuständig sind:
Wann werden die sagen: "Das machen wir nicht mehr mit"?

Übrigens: Nach Auffassung des Zentralen Immobilien Ausschusses ZIA
braucht Deutschland bis zum Ende dieses Jahrzehnts jährlich zwischen
210 und 390 neue Pflegeheime. Und professionelle Anleger wie Fonds,
Versicherungen und Private-Equity-Firmen haben begriffen, dass die
Nachfrage nach Pflegeplätzen steigen wird. Die Käufe und Verkäufe von
Pflegeheimen nehmen kräftig zu, Transaktionen von
Gesundheitsimmobilien stiegen 2020 um 61 Prozent, Pflegeheime hatten
daran einen Anteil von 72 Prozent - das berichtete die Süddeutsche
Zeitung am 4. Mai 2021. Die Privatisierungswelle, die vor unseren
Augen im Bereich Pflege stattfindet, dürfte dazu führen, dass die
Renditeerwartungen noch wichtiger werden als gute Pflege.


Der zweifach promovierte Theologe und Soziologe Reimer
Gronemeyer forscht seit Jahren zu den Fragen des Alters in der
Gesellschaft und engagiert sich u. a. in der Aktion Demenz e. V. und
im Deutschen Hospiz- und PalliativVerband.
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Leider zu teuer: Menschliche Medizin

von Walter Möbius



Vierzig Jahre lang habe ich als Arzt gearbeitet und in dieser Zeit
viel erlebt: Oft konnte ich helfen, immer wieder war ich auch
machtlos. Ungezählte Patienten haben mein Leben bereichert, einige
wurden Freunde.

In diesen vier Jahrzehnten hat die Medizin gewaltige Fortschritte
gemacht. Das Wissen in den Arzt- und Heilberufen hat sich um ein
Vielfaches vermehrt. Wir können immer mehr Krankheiten immer besser
bekämpfen. Doch dies ist nur die eine Seite des Fortschritts. Die
andere Seite gibt weit weniger Anlass zu Euphorie. Das Medizinsystem
steht unter ökonomischem und bürokratischem und zeitlichem Druck. Mit
der Erfindung der Fallpauschalen ist die Marktwirtschaft in die
Krankenhäuser eingezogen.

Die Fallpauschale ist die Vergütung einer definierten Erkrankung und
deren Behandlung in einer fest kalkulierten Zeit. Gilt sie zum
Beispiel bei der Krankheit X für fünf Tage und der Patient braucht
aber sieben Tage, um gesund oder guten Gewissens nach Hause entlassen
zu werden, bedeutet das für ein Krankenhaus ab dem sechsten Tag rote
Zahlen. Weswegen der Patient möglichst schon am fünften Tag wieder
gehen muss. Oder ein anderer schon am dritten, damit sich die Kosten
ausgleichen. Alle Patienten werden also nur noch nach der für sie
vorhandenen Fallpauschale betrachtet. Weswegen es zum Beispiel anders
als früher auch nicht mehr möglich ist, einen alten Menschen mit
verschiedenen Erkrankungen zu einer Gesamtuntersuchung ins Krankenhaus
einzuweisen. Was bei gehbehinderten oder bettlägerigen Patienten die
einzige Möglichkeit wäre, diverse Arztbesuche mit Krankentransporten
zu vermeiden. Ein Verfahren, das nicht nur aufwändige (und ungewisse)
Genehmigungen der Krankenkassen voraussetzt, sondern auch extrem
belastend für den Patienten ist und zudem eine Gesamtbetrachtung des
Kranken und den Austausch zwischen den Fachrichtungen unmöglich macht.
Auch wegen der Fallpauschalen erhalten gesetzlich versicherte alte
oder schwerkranke Menschen kaum noch eine richtige ärztliche
Versorgung. Das lässt sich nur noch für Privatpatienten regeln - wenn
sie mehr haben als eine private Zusatzversicherung.

Private und öffentliche Krankenhäuser konkurrieren mit gefährlichen
Einsparungen am Patienten um Gewinne. Und die Pflicht zu ausufernden
Dokumentationen über die Einhaltung der kalten Regeln der Zahlen
zwingt Ärzte und Pflegepersonal, selbst zu Bürokraten zu werden.
Pflegende und Ärzte haben immer weniger Zeit für die Patienten, denn
Zeit schmälert den Profit und wird deshalb nicht honoriert. Zeit heißt
Zuhören und Verstehen. Zeit bedeutet, Nähe zu signalisieren und
Aufgehobenheit zu vermitteln. Immer mehr Menschen klagen über den
Verlust dieser gelebten Menschlichkeit im gesamten Gesundheitswesen.
Denn bei allen Fortschritten im Kampf gegen die Krankheit haben wir
den kranken Menschen selbst vergessen. Dabei steht außer Zweifel:
Heilung ist ohne Gespräche, ohne Empathie, ohne Wärme kaum möglich.

Das Ungleichgewicht könnte nicht größer sein. Während die
Medizintechnologie in einem atemberaubenden Tempo revolutionäre
Fortschritte macht, schwindet die Menschlichkeit, die sprechende
Medizin. Dabei ist es kein Geheimnis, dass es nicht die
Medizintechnologie allein ist, die die Menschen gesund macht. Auch
menschliche Zuwendung ist ein wichtiger Faktor im Heilungsprozess.
Beide Komponenten sollten zueinander in richtiger Beziehung stehen.

Wenn wir uns die Situation in den Krankenhäusern und Arztpraxen mit
Hilfe einer Waage verdeutlichen, so ist die eine Waagschale, sagen wir
die rechte, voll beladen. Es handelt sich um die Fortschritte in
Forschung, Wissenschaft, Technologie, Pharmazie, kurz: um die "moderne
Medizintechnologie". Dieser Seite haben wir viel zu verdanken. Aber
hier steht allein der mechanische Kampf gegen die Krankheit im
Vordergrund.

So sehr sich die rechte Waagschale füllt, so wenig findet sich in der
linken. Zwischen Hochleistungsmedizin und der sogenannten
Wirtschaftlichkeit wurde der kranke Mensch selbst, wurde seine Seele
vergessen. Während sich die Technik auf die Krankheit konzentriert,
hat sich das System von den Patienten entfernt und sie immer mehr
vernachlässigt. Die Kranken wurden zu Kunden gemacht, deren Versorgung
sich eben meist nach der Höhe der Fallpauschalen richtet. Und nicht
nach ihren Vorgeschichten, Lebenssituationen oder Gefühlslagen. Doch
wenn wir den kranken Menschen wirklich helfen wollen, müssen wir auch
wieder die linke Waagschale beachten. Ihre Gewichte aus medizinischer
Sicht heißen: Verständnis, Respekt, Zeit, Kommunikation,
Hilfsbereitschaft, kurz: Menschlichkeit. Wenn die rechte Waagschale zu
schwer wird und es an Menschlichkeit mangelt, kommt es zu
Fehlbehandlungen, der Heilerfolg wird gefährdet.

Aber ist Menschlichkeit in der Medizin noch zeitgemäß? Die Antwort
lautet eindeutig: Ja! Sie ist so unverzichtbar wie eh und je. Wenn wir
den Menschen wieder in den Mittelpunkt stellen, werden wir
erfolgreicher und nachhaltiger heilen. Menschlichkeit rechnet sich
übrigens auch bei strenger ökonomischer Betrachtung: Wenn wir den
ganzen Menschen behandeln, haben wir am Ende nicht Zeit verloren,
sondern gesunde Lebenszeit gewonnen. Wir haben nicht mehr Geld
ausgegeben, sondern Geld gespart. Langfristige Heilung ist mit
Menschlichkeit viel eher möglich. Und die setzt mehr Personal voraus.
Eine Unterbesetzung im Pflegedienst von Krankenhäusern erhöht das
Risiko schwerer Komplikationen. Zahlreiche internationale Studien
zeigen, dass Pflegekräfte im Krankenhaus Symptome und Komplikationen
bei Patienten eher übersehen, wenn sie überlastet sind. Was im
Extremfall zum Tod des Patienten führen kann.

Doch ungerührt von allen Fakten werden kleine Allgemeinkrankenhäuser
in der Fläche geschlossen (was auch für die Armen, die Hilflosen eine
Katastrophe ist) und die anderen (Groß)Krankenhäuser für Profite und
Einsparungen umgekrempelt. Übernächtigte Ärzte, die wie Maschinen am
Laufband operieren müssen, überlastete Schwestern und Pfleger,
überfordertes externes Hilfspersonal - wer soll sich da Zeit nehmen
für ein Gespräch? Für den Menschen hinter der Krankheit? Durch den
Management-Gedanken verschwindet das nicht direkt Messbare der
Menschlichkeit. Und damit ein wesentlicher Teil unseres Sozialstaates.


Walter Möbius ist Arzt, Hochschulprofessor und Buchautor und
war u. a. 24 Jahre lang Chefarzt der Inneren Abteilung am Bonner
Johanniter-Krankenhaus.
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STANDPUNKT/083: "Trauerspiel Afghanistan" - Zweiter Akt (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

"Trauerspiel Afghanistan": Zweiter Akt

Der Wertewesten führt seinen terroristischen Kolonialkrieg weiter.
Mit anderen Mitteln. 

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 2. September 2021



Ist es Ihnen auch aufgefallen? Die Bundeswehr stellte in
Afghanistan 20 Jahre lang eine Besatzertruppe von durchschnittlich
2500 Soldaten (Höchststand vor zehn Jahren: 5433 Soldaten; im März
2021 waren es noch knapp 1100). (1) Doch jetzt müssen, laut
Außenminister Maas und Tagesschau, "mehr als 40.000 afghanische
Ortskräfte der Bundeswehr" (2) aus ihrem Heimatland heraus- und in
Deutschland in Sicherheit gebracht werden. Pro Bundeswehrsoldat circa
17 Hiwis. Die ARD-aktuell-Hofberichterstatter fanden das keiner
Nachfrage wert. - 

Bei dem Bombenattentat am Flughafen Kabul "haben Terroristen des
'Islamischen Staates' zahlreiche Afghaninnen und Afghanen sowie 13
US-Soldaten getötet". (3) Wie viele Tote das "zahlreich" bedeutet,
bezifferte die Tagesschau nicht mal überschlägig. Dass darunter auch
Menschen waren, die im Kugelhagel durchgeknallter US-Soldaten starben,
verschwieg sie gleich ganz. Die GIs hatten nach der Explosion wahllos
in die Menschenmenge geballert. (4)

Es ist schon beeindruckend, wie es unseren Mainstream-Medien unter
Führung ihres "Flaggschiffs" Tagesschau gelingt, selbst in Berichten
von den aktuellen Panikszenen am Kabuler Flughafen von den Verbrechen
der westlichen Besatzer in Afghanistan abzulenken und sie "unsichtbar"
zu machen. (5) Bis heute - und trotz der verdienten Niederlage in
diesem zwanzigjährigen Kolonialkrieg - propagiert die transatlantische
Medienmeute das Bild vom edlen Kampf für "Demokratie und
Menschenrechte", in dem es leider nicht gelungen sei, in Afghanistan
rechtsstaatliche Ordnung zu schaffen. Woran die Afghanen selbst schuld
seien. Die verantwortlichen US-NATO-Polit-Eliten werden zwar jetzt
wegen ihrer Fehleinschätzungen und Versäumnisse beim Abzug gescholten,
aber die Frage nach der Verantwortung für die monströsen
Kriegsverbrechen in Afghanistan wird (immer noch) nicht aufgeworfen.
(6) Konsequente Ermittlung und Strafverfolgung finden nicht statt.

Die oberflächlichen Bildreportagen vom chaotischen Rückzug aus Kabul
verstellen den Blick dafür, dass auch die deutsche Außenpolitik ihre
verbrecherischen Komponenten hat. ARD-aktuell, wichtigste deutsche
Nachrichtenredaktion, hat laut Gesetz "die Grundsätze der Objektivität
und Unparteilichkeit der Berichterstattung zu berücksichtigen" (7),
und praktiziert doch das genaue Gegenteil: Durch ihre Selektion,
Distraktion und Fragmentierung von Fakten behindert sie eine
qualifizierte Meinungsbildung.

Ein paar Zahlen:

Vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2020 bestanden ihre rund 130
Afghanistan-Beiträge zu fast 50 Prozent aus Sensationsberichten über
Terror-Anschläge und sonstige katastrophale Ereignisse. Wobei
selbstverständlich die US-Drohnenbombardements und ungezählte
Luftangriffe der alliierten Streitkräfte nicht erwähnt wurden. 20
Prozent waren pure Übernahmen von regierungsoffiziellen
Verlautbarungen über Bundeswehr- und Militärangelegenheiten. Nur knapp
10 Prozent der Reportagen spiegelten die gesellschaftlichen
Verhältnisse der afghanischen Bevölkerung, zumeist der städtischen.
Kontinuierliche, unabhängige Information über die Ziele und Ergebnisse
des Bundeswehr-Engagements hatte die Tagesschau nicht zu bieten. Das
zentrale Problem des Landes stand völlig außerhalb ihrer Betrachtung:
Afghanistan mit seinen 39 Millionen Einwohnern rangiert bis heute auf
Platz 8 der ärmsten Länder der Welt - mit einem Pro-Kopf-Einkommen von
jährlich nur 438 Dollar. (8) (Deutschland: 41.621 Euro. [9])


Nicht zu fassen

Weder die Bundeskanzlerin noch einer ihrer Minister noch gar der
einzelne Abgeordnete wüssten präzise zu sagen, wieviele Milliarden
Euro genau aus Deutschland am Himalaya eigentlich verpulvert wurden -
7 Milliarden, 17 Milliarden, 47 Milliarden, X-Milliarden? Auch der
Bundesrechnungshof weiß es nicht. (10, 11) Ein Offenbarungseid, aber
kein Thema für die Tagesschau-Redaktion. Um Legendenbildungen
vorzubeugen: Die Antwort der Bundesregierung auf eine entsprechende
Anfrage der Linksfraktion, es seien 12,1 Milliarden Euro für
Afghanistan ausgegeben worden (12), erlaubt nur einen Blick auf einen
Teil des Verteidigungshaushalts, auf andere Etats und verdeckte
Zahlungen aber nicht.

Bereits vor 11 Jahren bekannte eine NDR-Redaktionsleiterin: "Über die
Lage in Afghanistan erfährt man nichts." (13) 2007 schrieb der
ehemalige NVA-Offizier und spätere deutsche Militärattaché in Kabul,
Oberstleutnant Jürgen Heiducoff, dem damaligen Außenminister
Frank-Walter Steinmeier:

"... Wenn immer mehr zivile Opfer und unsägliches Leid durch
 die eigenen Militärs unter der Zivilbevölkerung produziert werden,
 dann eignet sich das Mittel der militärischen Gewalt nicht, um die
 Probleme in diesem Land zu lösen. ... Tragen Sie bitte dazu bei,
 die weitere Eskalation der militärischen Gewalt in AFG zu
 stoppen." (14) 


Heiducoff musste seinen Platz räumen. Steinmeier hingegen nahm Platz
auf Schloss Bellevue. Von dort verkündete er kürzlich, nach der
Katastrophe in Kabul, gestützt auf seine gewaltigen Gedächtnislücken:

"Wir erleben in diesen Tagen eine menschliche Tragödie, für die
 wir Mitverantwortung tragen, und eine politische Zäsur, die uns
 erschüttert und die Welt verändern wird". (15) 


"Wir, Bundespräsident von Gottes Gnaden", meinte er nicht. "Ich trage
Mitverantwortung", sagte er nicht. Vielmehr schob er die Verantwortung
von sich auf uns alle und zelebrierte sich dabei selbst als
edelmütig-betroffen. Der Grüßaugust der Nation weiß, er kann nicht
mehr dafür zur Verantwortung gezogen werden, dass er entgegen dem
Willen von zwei Dritteln der Deutschen immer für die Auslandseinsätze
der Bundeswehr stand und steht.


Die Beleidigung des denkenden Bürgers

Fast genau zwei Jahrzehnte dauerte der Kolonialkrieg der USA und der
NATO gegen Afghanistan. Kolonialkrieg, richtig, denn die
regierungsoffizielle Behauptung, man wolle das Land mit Demokratie und
Menschenrechten beglücken, war eine ebensolche Beleidigung des
denkenden Bürgers wie das Sozialdemokraten-Wort "Deutschlands Freiheit
wird auch am Hindukusch verteidigt". In einem Anfall von
Aufrichtigkeit hat der einstige Bundespräsident Horst Köhler einmal
gesagt, in Afghanistan gebe es nicht nur den Terrorismus, sondern auch
Seltene Erden. (16, 17) Wenig später sah er sich zum Rücktritt
gezwungen.

Rund 3.600 Soldaten der westlichen "Wertegemeinschaft" WWG ließen bis
2020 in diesem Krieg ihr Leben. Auch sie sind mitverantwortlich dafür,
dass in Afghanistan und im benachbarten Pakistan rund 241.000 Menschen
umgebracht wurden. Die allermeisten Opfer waren Frauen, Kinder und
Alte sowie Soldaten der regulären afghanischen Armee und Polizisten.
Die Kriegskosten für die USA betrugen 2,3 Billionen (!) Dollar. (18)
Das ist mehr als das Hundertfache des jährlichen afghanischen
Brutto-Inlandsprodukts von 19 Milliarden Dollar.

Das Verbrecherische dieses Krieges wurde der Öffentlichkeit nie
wirklich bewusst. Ursache für diesen "Erfolg" bei der Pflege unserer
Unbedarftheit waren Falschaussage, Desinformation und Sprachregelung.
Unsere nahezu gleichgeschalteten Massenmedien ließen sich von einer
Politikerkaste briefen, deren Selbstbetrug sich mit ihrer
Charakterlosigkeit die Waage hält:

"Da, wo wir konnten, haben wir geholfen, dass so etwas wie eine
 wache Zivilgesellschaft entsteht. Wir unterstützen junge Afghanen
 und noch mehr junge Afghaninnen, die ihre Gesellschaft moderner und
 offener machen wollen, immer noch gegen harte Widerstände. Ich darf
 Ihnen nach meinem letzten Besuch versichern: Auch das trägt
 Früchte." (Frank-Walter Steinmeier) (19) 


 Oder der hier:

"Gemeinsam mit den Menschen in Afghanistan arbeiten Sie seit
 zwei Jahrzehnten hart für die Sicherheit und eine bessere Zukunft
 dieses Landes. Ihre Leistungen und ihre Opfer sollten deshalb auch
 uns hier Verpflichtung sein, unser militärisches Engagement in
 Afghanistan verlässlich und verantwortlich zu beenden, sobald es
 die Bedingungen erlauben, um so dem Frieden in Afghanistan eine
 echte Chance zu geben". (Heiko Maas) (20) 



Fortgesetzte Heuchelei

Bis heute, zwanzig Jahre danach, ist sogar die Standardlüge noch im
Schwange, die Taliban seien mitverantwortlich gewesen für die
Terroranschläge am 11. September 2001 in New York und Washington.
Nicht die "Bäckerblume" oder ein ähnliches Käseblatt bringt das
fertig, sondern die Tagesschau. (21) Den gerichtsfesten Beweis, Osama
bin Laden habe sich namens der al-Qaida zu dem Anschlag bekannt, hat
niemand je antreten können. Der frühere Außenminister Colin Powell
betonte vielmehr in einem Interview mit der 'New York Times', gegen
Bin Laden habe es keine Indizien gegeben. Die Anklage sei vielmehr

"ein Rechtsfall, der nicht einmal vor einem normalen
 Strafgericht standhalten würde." (22) 


Vor diesem Hintergrund wirkt die vorgebliche Sorge der WWG um die
afghanischen Frauen erst recht heuchlerisch. Perverses Denken rechnet
Menschenleben gegen Frauenrechte auf. (23) Die Sendungen der
ARD-aktuell sind voll von diesem Gejammer. Dass zehntausende
afghanischer Frauen mit ihren Kindern bei US-Drohnenangriffen von
US- und NATO-Soldaten massakriert wurden, war dagegen kein vorrangiges
Thema. Dass sich die Bundesluftwaffe seit Ende 2009 aktiv an den
Bombenflügen der Royal Air Force im Süden Afghanistans beteiligt hatte
(24) und wahrscheinlich ebenfalls für den Tod ungezählter Frauen
mitverantwortlich ist, fand die Tagesschau nie einer eigenen
Nachforschung wert.

"Schießereien, Schnitte in Ohren, Nase und Hals, sexueller
 Missbrauch ... und andere Formen der Brutalität gegen afghanische
 Frauen sind zur Routine geworden": 2014, während der
 Präsidentschaft Hamid Karsais, wurde in Kabul ein Gesetz
 beschlossen, das Männern, die Frauen misshandeln, "praktisch
 Straffreiheit garantiert". (25) 


Karsai war eine Marionette der USA. Folglich tauchte in der Tagesschau
keine Meldung über sein frauenfeindliches Regime auf.


Synonym für Kollaborateur

Von den Tagesschau-notorischen "mindestens 40.000 afghanischen
Ortskräften der Bundeswehr" war eingangs schon die Rede. Insgesamt hat
der in Afghanistan engagierte Werte-Westen 250.000 solcher Personen
vorerst "im Stich gelassen" (26), lässt darüber aber dicke
Krokodilstränen fließen. Ein Experte der muslimischen Welt, der in
Syrien lebende Franzose Thierry Meyssan (Herausgeber von
Voltaire-Netz), hat eine andere Bezeichnung für diese Hilfskräfte der
westlichen Besatzer: Er nennt sie schlichtweg "Kollaborateure" und
erinnert daran, dass viele von ihnen "Blut an den Händen" haben. (27)

Diesen "Ortskräften" - wer war der Erfinder dieses verschleiernden
Begriffs? - gilt nun auch Deutschlands demonstratives Mitgefühl. Wir
wollen ja immer auf Seiten der "Guten" stehen. Das berücksichtigen
unsere politischen Entscheidungsträger bei ihrem Lippenbekenntnis zur
Verantwortung für die Ortskräfte. Hintenherum bemühen sich
Außenminister Maas und Innenminister Seehofer derweil, die Einreise
dieser und aller anderen Fluchtwilligen nach Deutschland zu
blockieren. (28)

Maas düste mit vielen geldwerten Versprechen im Gepäck gleich nach dem
deutschen Abzug aus Afghanistan in dessen Nachbarländer. Es galt, dort
Aufnahmebereitschaft und Internierungslager für afghanische
Flüchtlinge zu organisieren. Die Tagesschau übernahm die
Schaumschlägerei und meldete, Maas verhandle hauptsächlich über eine
sichere Durchreise für die Ortskräfte auf deren Weg nach Deutschland.
(29) Gewohnheitslügner, alle miteinander.

Weder die Kanzlerin noch einer ihrer Minister bekannten sich
mitschuldig am schändlichen Abgang aus Afghanistan. Vom Blitzerfolg
der Taliban beim Vormarsch auf Kabul wollen sie alle gemeinsam
überrascht worden sein. Dass dies entweder Eingeständnis vollkommener
politischer Unfähigkeit oder glatte Lüge ist, ließ die ARD-aktuell
kalt. Schuld an dem Desaster sind, folgt man einem zur Ablenkung
entwickelten "Narrativ", die rund 160.000 feigen und treulosen
Soldaten der afghanischen Armee. Die seien, obwohl bestens
ausgerüstet, ja schlichtweg davongelaufen, wie wir nun der Tagesschau
abkaufen sollen.

Solch primitives Besatzer-Denken nimmt sich heraus, die mehr als
66.000 gefallenen afghanischen Soldaten und zweihunderttausend
Verwundeten zu ignorieren, die dabei halfen, "Deutschlands Freiheit am
Hindukusch" zu verteidigen. (30)


Afghanisches Kanonenfutter

Nach dem strategischen Konzept der westlichen Besatzer waren Polizei
und Armee Afghanistans nur Lieferanten von Kanonenfutter.
Bundeskanzlerin Merkel sprach schon vor Jahren von einer
"Übergabestrategie in Verantwortung". Sie meinte mit dieser zynischen
Formel, dass der Großteil der Kämpfe von den einheimischen
"Sicherheitskräften" ausgetragen werden solle, ungeachtet der Gefahr
eines Bürgerkrieges. Die Kampfhandlungen sollten eben

"Schritt für Schritt ein afghanischeres [sic!] Gesicht
 bekommen." (31)  


Es ging um Kostensenkung im Besatzungsregime, nicht um afghanische
Menschenleben und auch nicht um Entwicklung demokratischer
Verhältnisse. Deshalb hatten Armee und die Polizei Afghanistans
zwanzigmal mehr Tote zu beklagen als die NATO-Truppen insgesamt. Dass
die afghanische Armee sich binnen Tagen auflöste und ihre Soldaten
desertierten oder zu den Taliban überliefen, weil sie nicht länger für
ein korruptes Kolonialregime sterben wollten, ist keine Schande für
sie, sondern der moralische Bankrott des "Wertewestens".

Der tut nun so, als wolle er daraus die Lehren ziehen. Frieden und
Freiheit für Afghanistan gewährt er nicht. Er setzt vielmehr sein
Terrorregime mit anderen Mitteln fort. In den vergangenen zwanzig
Jahren standen die USA und ihre Verbündeten dafür, dass die Afghanen
vom Reichtum ihrer Bodenschätze (32) nicht den geringsten Nutzen
hatten. Jetzt nehmen die Ex-Besatzer und Ausbeuter ihre Opfer
endgültig in den Würgegriff.

Die USA beschlagnahmten Afghanistans 6 Milliarden Dollar
Währungsreserven und kassierten seinen Goldvorrat von 1,2 Milliarden
Dollar. Der Zugang zum Internationalen Währungsfonds wurde gesperrt.
Die Bundesregierung, herzallerliebst, hatte schon zu Jahresbeginn die
Entwicklungshilfe für Afghanistan gestoppt. Die EU hält eine weitere
Milliarde Euro zurück. (33) Drei Viertel der afghanischen Bevölkerung
leben eh schon weit unterhalb der Armutsgrenze, teils in
unbeschreiblichem Elend.

Hilfe wäre dringend geboten, berichtete auch die Tagesschau. (34)
Statt zu helfen, verschlimmert der Wertewesten die Situation. Wir,
"die Guten", schauen lieber dabei zu, wie die Taliban versuchen, gegen
das Elend zu kämpfen. Und wehe ihnen, sollten sie sich um russische
oder chinesische Partnerschaft bemühen.


Räuber und Mörder

Der klassische US-amerikanische Imperialismus: Ganze Nationen
überfallen, ausrauben, ethnische und religiöse Gegensätze fürs
Anzetteln von Bürgerkriegen nützen und damit "failed states"
(gescheiterte Staaten) schaffen, von denen aus sich die Weltregionen
beherrschen lassen. Condoleezza Rice, von 2005 bis 2009
US-Außenministerin des Präsidenten George Dabbeljuh Bush, brachte
diese Verbrechen auf den Begriff "kreatives Chaos schaffen". Gerne
nehmen die USA dafür die Dienste krimineller Söldner und
islamistischer Terroristen in Anspruch. (35) Das Rezept bewährte sich
für Washington nicht nur in Afghanistan, sondern später auch in Irak,
Syrien, Libyen, Sudan und Somalia.

Die USA haben anscheinend schon vor länger Zeit eine "Rattenlinie" aus
der von Terroristen beherrschten nordsyrischen Provinz Idlib nach
Afghanistan eingerichtet. (36) Der russische Außenminister Lawrow warf
den USA kürzlich unwidersprochen vor, ihre Mörderbande mit
ungekennzeichneten Hubschraubern in Afghanistan abzusetzen und mit
Waffen zu versorgen. (37) Verdächtig schnell bekamen diese
Kopfabschneider die Bezeichnung "ISIS-K". Sie sind Feinde der Taliban,
und das dürfte sie bald zu unseren "Freunden" machen. Dann wird dieses
Geschmeiß in der Tagesschau wieder einmal zu "moderaten" Rebellen
mutieren.

Eines muss man den Schreibtischtätern der ARD-aktuell nämlich lassen:
Sie verstehen es, unsere schändliche Abhängigkeit vom
angloamerikanischen Machtkomplex und unsere totale gedankliche
Auslieferung an denselben als gewollt und positiv darzustellen. Die
grausamste Verbrecherpolitik wird uns mit dem Etikett "mehr
Verantwortung übernehmen" verhökert. Die Tagesschau macht uns blind
für das, was Deutschlands unvergessener Fernsehjournalist Peter
Scholl-Latour schon vor elf Jahren erkannte:

"Torheiten einer Regierung, die weder zu einer Außenpolitik noch
 zu einer Strategie fähig ist." (38) 
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Dass es von Weisheit zeuge, aus der Geschichte zu lernen, wird
allenthalben unterstrichen und gern kolportiert. Dabei fällt freilich
nicht selten die skeptische Nachfrage unter den Tisch, was genau
darunter zu verstehen sein soll. Denn bei näherem Nachfassen zeichnet
sich zunächst ab, dass niemand sich selber als geschichtsvergessen
einstufen würde - es sind immer die anderen, die auf diese Weise
ermahnt, belehrt und verwarnt werden, nur ja nicht die alten Fehler
aufs Neue zu begehen. Und selbst der wohlmeinende Rat, man müsse das
Rad ja nicht immer wieder neu erfinden, kommt kaum ohne die Fuchtel
andernfalls drohender Verdammnis aus, der geschichtsresistenter
Ignoranz zwangsläufig blühe. Hinzu kommt natürlich als grundsätzliches
Hindernis, dass von "der Geschichte" im Sinne eines umfassend und
objektiv belegten Archivs keine Rede sein kann. Was als historisch
relevant einzuschätzen und zu bewahren sei, ist erstens eine
nachträgliche Festschreibung die zweitens interessengeleitet
vorgenommen wird. Dass Geschichte von den Siegern geschrieben werde,
legt zwar die Richtung weiterführender Überlegungen nahe, läuft aber
seinerseits Gefahr, nur unter umgekehrtem Vorzeichen die
Wahrheitsfindung ebenfalls allein für sich zu reklamieren. Wer aber
wollte schon auf die Wahrheit als letztgültige Richtschnur verzichten,
obgleich sich diese doch unversehens als Würgeschlinge erweisen
könnte. Wiederum tritt die Deutungsmacht auf den Plan, zu verfügen,
was richtig oder falsch sei.

Ist dies ein Plädoyer für Beliebigkeit, da vermeintliche historischen
Fakten bloßes Resultat willkürlicher Auslegung seien? Das wäre eine
voreilige Interpretation, die dem Scheine nach allseitige Pluralität
unterstellt, um den herrschenden Verhältnissen die Hintertür offen zu
halten. Jenseits allen Leistungszwangs im schulischen
Geschichtsunterricht, karriererelevanten akademischen Strebens oder
nischenverhafteten Historikerstreits könnten indessen auch
eigenständige Gründe erwachsen, angesichts unerträglicher Bedingungen
die Machtfrage zu stellen und voranzutreiben - nicht weil Vorväter
dies festgeschrieben haben, kirchliche und weltliche Glaubenshüter es
gebieten oder erfolgversprechende Perspektiven daraus erwachsen. In
diesen zu führenden Kämpfen wäre nicht auszuschließen, Menschen wie
Rudi Dutschke insofern zu begegnen, als übereinstimmende Fragen und
Auseinandersetzungen geeignet sein könnten, zeitliche Distanzen zu
tilgen. Handelte es sich um denselben noch nicht entschiedenen Streit,
bliebe Vergangenheit als ihrem Wesen nach Unzugängliches ebenso auf
der Strecke wie hilflos-nostalgische Rückschau auf bessere Zeiten samt
der bloßen Hoffnung auf deren Wiederkehr.

Es kann also nicht darum gehen, sich in der Kontroverse einzufinden,
wer oder was Rudi Dutschke "wirklich" war, und der Vermächtnisdebatte
eine weitere Wendung anzufügen. Ob er uns heute noch etwas zu sagen
hat oder nicht spiegelt zuerst und vor allem den Drang wider, sich
seiner zur Bestätigung der eigenen Auffassung im positiven oder
negativen Sinn zu bemächtigen. Und das gilt nicht nur für
journalistische Platzhirsche von Spiegel bis Springer, die Tiraden und
Expertisen über die 68er-Zeit und deren prominenteste Personen
absondern. Es gilt nicht minder für die Kampfgefährten und
Mitstreiterinnen jener Tage, die dafür einstehen, sich rechtfertigen
oder in Abrede stellen müssen, was sie seinerzeit gedacht und getan
haben.

Was heute kein Mensch mehr weiß, der die damalige gesellschaftliche
Stimmungslage nicht miterlebt hat, war die in linken Kreisen bis tief
ins bürgerliche Lager hinein anwachsende Erwartung, dass eine
revolutionäre Umwälzung möglich sei, wenn nicht gar vor der Tür stehe.
Das später geprägte Bild, es habe sich lediglich um eine kleine
radikale Minderheit gehandelt, deren agitatorischer Eifer hochgespielt
und weit überschätzt worden sei, verkörpert die ideologische
Komponente einer Restauration, welche den massiven Schub repressiver
Staatlichkeit zur Reaktion auf linksextremistische Gewalt ummünzte,
was sich zur zentralen Scheidelinie zwischen verwerflichem Sägen an
tragenden Teilen und lobenswerter Aufbauarbeit am gesellschaftlichen
Gefüge auswachsen sollte.

All diejenigen, die damals dabei waren und wie Rudi Dutschke um Mittel
und Wege rangen, das ungeachtet aller vehement ausgetragenen
Diskussionen und Kontroversen noch als gemeinsames Anliegen erachtete
Vorhaben in die Tat umzusetzen, mussten sich seither der Frage
erwehren, was aus diesem Bestreben und nicht zuletzt ihnen selbst
geworden ist. Wenngleich es nur wenige so weit treiben konnten wie
Joseph Fischer, der von der Frankfurter Putztruppe zum Pudel Madeleine
Albrights und kriegstreibenden Außenminister aufstieg, um sich auf
seine alten Tage pfauengleich als Elder Statesman zu gerieren, fielen
doch auch sonst genug Karrieren oder wenigstens gutbürgerliche
Existenzen dabei ab, wenn es galt, auf dem Rückzug tief zu vergraben,
was einst aus der Seele sprach, und dies mit vergessensgetränkten
Umdeutungsschüben zu versiegeln.

Setzen wir also den Spaten an, nicht um historische Artefakte zu
bergen und zu musealen Ausstellungsstücken aufzuhübschen, sondern zu
lauschen, ob "die Stimme der Revolution" tatsächlich verklungen ist,
wie behauptet wird. In diesem Sinne könnte es sich als fruchtbar
erweisen, in die zwölf Originalaufnahmen mit Rudi Dutschke
einzutauchen, die der Ousia Lesekreis in einer Box mit fünf Audio CDs
sowie einer MP3-Bonus-CD veröffentlicht hat. Sie enthält zudem zwei
umfangreiche Booklets, in denen Gretchen Dutschke sowie die beiden
SDS-Historiker Tilman Fichter und Siegward Lönnendonker zu Wort
kommen, aber auch ein Glossar, das wesentliche Stichworte aus den
Tondokumenten erläutert und somit Verständnis und Einordnung der
Beiträge unterstützt. Herausgeber ist Carsten Prien, der sich dem
Vermächtnis Dutschkes verschrieben und ein nach dem SDS-Theoretiker
Hans-Jürgen Krahl benanntes Institut in Schleswig-Holstein gegründet
hat.

Seit Dutschkes Tod am 24. Dezember 1979 wurden diverse Versuche
unternommen, das Geheimnis seiner außergewöhnlichen Bedeutung und
Wirkung in dieser prägenden Epoche der Bundesrepublik zu
entschlüsseln. Dokumentarfilme, Biografien und Tondokumente wie etwa
eine 2008 von dem Dutschke-Biografen Ulrich Chaussy herausgegebene
vierteilige Box riefen die Erinnerung wach, zogen aber in wesentlichen
Einschätzungen Schlüsse, die nicht unwidersprochen blieben. Unter dem
Deckel für jeweils letztgültig erklärter Deutungsmacht, so scheint es,
sind die Gärungsprozesse unabgegoltenen Aufbegehrens gegen die
herrschenden Verhältnisse nie restlos versiegt.

Hat Rudi Dutschke als Christ und Marxist, aus der DDR entwichen, doch
im Westen nicht angekommen, als Führungsperson in SDS und APO, aber
mit dezidiert kollektiver Positionierung zwischen allen Stühlen
gesessen, wie oftmals Bilanz gezogen wurde? Von westlichen und
östlichen Geheimdiensten überwacht, hier als Kommunist, dort als
Anarchist, Trotzkist oder Maoist zum Zwecke der Diskreditierung
abgestempelt, trifft doch wohl eher zu, dass er fortgesetzt darum
rang, sich auf keinen der etablierten Stühle zu setzen. Im legendären
Interview mit Günter Gaus, das am 3. Dezember 1967 von der ARD zur
besten Sendezeit vor einem Millionenpublikum ausgestrahlt wurde,
brachte er dies mit den Worten zum Ausdruck:

Wir sind nicht hoffnungslose Idioten der Geschichte, die unfähig
 sind, ihr eigenes Schicksal in die Hand zu nehmen. [1]


Obgleich ein Wellenschlag des Aufstands in Frankreich, wo Studierende,
Schülerinnen und Arbeiter für eine kurze Frist gemeinsam auf die
Straße gingen und den Staat erschütterten, wuchs sich doch auch das
Aufbegehren in der Bundesrepublik zu einem aus Sicht der
Herrschaftssicherung bedrohlichen Eigenleben aus. Noch konnten
traditionelle Marxisten, Anarchisten, Maoisten, Trotzkisten,
Sozialrevolutionäre, linke Sozialdemokraten und Christen, vor allem
aber junge Menschen in rasant wachsender Zahl, die sich in diesem
Aufbruch einzufinden versuchten, miteinander reden. Sie lehnten zu
allererst das "Establishment" in Gestalt ihrer Eltern, Lehrer und
Lehrherrn ab, dessen Zwänge sie tagtäglich verspürten. Es debattierten
und stritten Studenten mit Professoren und Dekanen, namhafte
Theologen, Schriftsteller und hochrangige Politiker waren involviert,
der gesellschaftliche Konsens nach dem Ende des Wirtschaftswunders
stand zu Disposition.

In dieser Gemengelage ragte Rudi Dutschke insofern heraus, als er dank
langjährigen Bemühens ein außergewöhnlicher Redner geworden war, aber
auch die theoretische Auseinandersetzung entschieden vorantrieb. So
sehr man ihm Ausstrahlung und Überzeugungskraft attestieren kann, war
er doch nicht der begnadete Demagoge oder charismatische
Heilsprediger, zu dem man ihn zu verteufeln oder zu glorifizieren
trachtete, um seine verstörende Präsenz einzuhegen. Er blieb den
Menschen zugewandt und hörte zu, ohne mit seiner Auffassung hinter dem
Berg zu halten, so dass sich seine Wirkung wohl am zutreffendsten
darin zum Ausdruck bringen lässt, dass er glaubwürdig war.

Die hier vorliegenden Originalaufnahmen aus den Jahren 1966 bis 1979
zeugen nicht nur von Dutschkes bemerkenswerter sprachlicher
Ausdruckskraft, sondern ebenso von seiner ausgeprägten
Auseinandersetzung mit der für ihn unverzichtbaren Theoriebildung
angesichts dramatisch zu nennender Veränderungen der
Lebensverhältnisse und des gesellschaftlichen Klimas in der damaligen
Bundesrepublik. Dabei wird deutlich, wie viele der heute für eine
emanzipatorische Bewegung relevante Fragen schon damals und zumeist
wesentlich umfassender wie auch radikaler aufgeworfen und
weiterentwickelt wurden. Auch was die diskutierten und praktizierten
Aktionsformen betrifft, dürfte manches durchaus anschlussfähig für
gegenwärtige Organisierungsweisen von Protest und Widerstand sein.

In einem Radiointerview vom Dezember 1966 zum Thema "Die studentische
Linke" weist Dutschke den Vorwurf der Rädelsführerschaft als Ausdruck
einer Agententheorie zurück und hebt das Wechselspiel von Führung und
Basis auf Grundlage einer Selbsttätigkeit der Menschen hervor. Der SDS
habe kein Programm, sondern rufe zu intensiver theoretischer Arbeit
wie auch Aktionen mit praktischen Folgen auf. Als Beispiel für eine
Aktionsform nennt er den "Spaziergangsprotest" als Antwort auf
Polizeirepression gegen geschlossene Demonstrationszüge, so dass die
Teilnehmenden ihr Ziel ohne frontale Konfrontation mit den
Absperrungen und Knüppeln der Ordnungsmacht erreichen. Der SDS stelle
das etablierte Gleichgewicht in Frage, in dem diverse
gesellschaftliche Gruppen keine Repräsentanz hätten. Ausgangspunkt in
der Bundesrepublik seien jedoch nicht verelendete Massen, es gehe
vielmehr um einen Bewusstwerdungsprozess, wobei die Minderheit der
Mehrheit nicht vorschreiben könne, wie sie zu leben hat. Diese
Minderheit praktiziere Neues, jedoch nicht als Avantgarde, sondern
organisiere sich in Form freier Assoziation von Individuen. Es gelte
im Alten Keimzellen des Neuen zu entwickeln, wozu es einer
revolutionären Wissenschaft bedürfe. Er strebe eine ununterbrochene
Revolution an, denn die gesellschaftliche Entwicklung komme zu keinem
Ende, weshalb jeder Abschluss zu negieren sei. Der Kampf um bessere
Formen des Zusammenlebens müsse unablässig fortgeführt werden.

In diesem Interview umreißt Dutschke also einen Entwurf, der dem
Ausbleiben traditioneller Klassenkämpfe Rechnung trägt, dem von ihm
als Bürokratie kritisierten Realsozialismus eine Absage erteilt und
das Prinzip der Kaderpartei verwirft. Der politische Aufbruch, wie er
ihn verstand, zeichnete sich durch die innovative Frische und Dynamik
eigenständigen Protests und Aufbegehrens ohne den Kniefall vor einem
Establishment gleich welcher Couleur aus. Zugleich verzichtete er aber
keineswegs darauf, marxistische, anarchistische, trotzkistische oder
maoistische Studien vorzunehmen, um sie einzubeziehen. Während die
Marxisten-Leninisten vergeblich der Arbeiterklasse harrten, die damals
zumeist aller Unordnung abhold war, fasste Dutschke die Frage des
revolutionären Subjekts neu und anders. So sprach er in einer
ebenfalls in der Box dokumentierten Diskussion mit Herbert Marcuse im
Juli 1967 an der FU Berlin davon, dass angesichts der ungleichen
Entwicklung in Europa nicht die proletarische, sondern die menschliche
Revolution als Gesamtrevolution gegen das System auf der Tagesordnung
stehe.

Diese Auffassung kommt auch in einer Kontroverse mit Jürgen Habermas
zum Ausdruck, der sich damals als Marxist verstand, aber der
antiautoritären Bewegung mit Argwohn begegnete und nur absolut
gewaltlose Kritik an der bestehenden Ordnung akzeptierte. Er nahm zwar
den Vorwurf des "linken Faschismus" später zurück, meinte aber mit
Marx zu argumentieren, wenn er darauf beharrte, dass es nicht genüge,
dass der Gedanke zur Wirklichkeit dränge, die Wirklichkeit müsse auch
zum Gedanken drängen. Damit meinte er im Klartext, die Zeit sei
objektiv noch nicht reif für eine Revolution. Darauf erwiderte
Dutschke bei der Beerdigung Benno Ohnesorgs im Juni 1967:

[...] Die materiellen Voraussetzungen für die Machbarkeit unserer
 Geschichte sind gegeben. Die Entwicklungen der Produktivkräfte
 haben einen Prozesspunkt erreicht, wo die Abschaffung von Hunger,
 Krieg und Herrschaft materiell möglich geworden ist. Alles hängt
 vom bewussten Willen der Menschen ab, ihre schon immer von ihnen
 gemachte Geschichte endlich bewusst zu machen, sie zu
 kontrollieren, sie sich zu unterwerfen, das heißt: Professor
 Habermas, Ihr begriffsloser Objektivismus erschlägt das zu
 emanzipierende Subjekt. [2]


Bei einer Protestveranstaltung im Januar 1968 in Baden-Baden mahnte
Dutschke die Einbeziehung von Schülern und Auszubildenden an. Er
beharrte darauf, kein Führer der Bewegung zu sein, da diese mit der
Selbsttätigkeit der Menschen stehe und falle. Der Formaldemokratie sei
eine Realdemokratie entgegenzusetzen. Die faschistische Gefahr gehe
nicht nur von der NPD aus, sondern sei insbesondere in der Struktur
der Institutionen verankert, welche die Restauration und Aufrüstung
vorantrieben. Den Ost-West-Konflikt revolutionär zu überwinden laufe
nicht auf einen Sieg der DDR hinaus, sondern auf ein sozialistisches
Gesamtdeutschland.
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Rudi Dutschke am 21. Februar 1968 bei der Anti-US-Demonstration in
Amsterdam

Foto: Kroon, Ron/Anefo, Public domain, via Wikimedia Commons



Zu den zentralen Elementen und Impulsgebern der 68er-Bewegung gehörte
der Internationalismus wie insbesondere der Protest gegen den
Vietnamkrieg. Ein weiterer Höhepunkt der vorliegenden Audiosammlung
ist denn auch eine mitreißende Rede, die Dutschke im Februar 1968 bei
dem von ihm maßgeblich organisierten Internationalen Vietnam-Kongress
in der TU Berlin hielt. Die Krise des Kapitalismus münde in globale
Rückzugsgefechte des Imperialismus, gegen den sich sozialrevolutionäre
Kämpfe in aller Welt formierten. Während die USA ihren Vorsprung zu
sichern versuchten, vereine die Globalisierung der revolutionären
Kräfte die Erhebung der leidenden Völker. Dutschke geht auf den
wachsenden Widerspruch zwischen dem Akkumulationsmodell und der
technischen Entwicklung ein, wodurch der permanente Hunger nach
Verwertungsmöglichkeiten immer weniger gestillt werden könne, und ruft
zum antiimperialistischen Kampf in den Metropolen auf. Die BRD arbeite
eng mit den USA und Regimen zusammen, weshalb es gelte, mit
Befreiungsbewegungen zu kommunizieren wie auch Aktionen zu planen und
durchzuführen. Der Kampf des vietnamesischen Volkes erlange
weltgeschichtliche Bedeutung, denn der neue Mensch des 21.
Jahrhunderts im Sinne Che Guevaras und Frantz Fanons sei das Resultat
eines schmerzlichen Kampfes voller Höhen und Tiefen. Die gegenwärtige
kulturrevolutionäre Phase in der Bundesrepublik sei eine
vorrevolutionäre Phase, in der man nicht auf Parteien warten dürfe,
sondern Zirkel bilde und sich organisiere. Es gelte die
antiautoritäre, eine wahrhaft freie und somit sozialistische
Gesellschaft zu erkämpfen. Wie die Aufstände in Vietnam, Spanien oder
Griechenland zeigten, sei die Erhebung an jedem Ort möglich.
Revolutionäre Solidarität mit dem vietnamesischen Volk bestehe im
Kampf in den Zentren des Imperialismus selbst. "Es lebe die
Weltrevolution!", schloss Dutschke seine emphatische Rede.

Der Internationale Vietnamkongress war einer der Höhepunkte und
zugleich ein Wendepunkt der Studentenbewegung. Hier traten noch einmal
fast alle Fraktionen gemeinsam auf, doch schon wenige Monate später
gewann nach dem Attentat auf Rudi Dutschke am 11. April 1968 auf dem
Kurfürstendamm die Fraktionierung der Linken endgültig die Oberhand.
Neben der moskautreuen DKP wurden marxistisch-leninistische und
maoistische K-Gruppen gegründet, während sich Vertreter des
undogmatischen Flügels in Basisgruppen organisierten.

Die weiteren Tondokumente stammen aus den Jahren 1974 bis 1979, setzen
also nach der Zäsur ein, die Dutschkes Genesungsprozess erzwang.
Erforderlich ist beim Zuhören folglich auch ein gedanklicher Sprung,
da die zwischenzeitlichen Ereignisse die Bedingungen der politischen
Intervention erheblich verändert haben. Der linke Aufschwung hat seine
Bündelung zu einer gemeinsamen Stoßrichtung verloren, verläuft in die
Breite und weicht unter Grabenkämpfen gegen andere Fraktionen bereits
zunehmend zurück in weniger riskante Betätigungsfelder und
Kampfesweisen oder versandet im langen Marsch durch die Institutionen.
Letzterer ein von Rudi Dutschke geprägter, in der Folge aber in sein
Gegenteil verkehrter Begriff: Sah sein Ansatz vor, raus aus der
Universität und rein in die Institutionen zu gehen, um sie
aufzubrechen, so wurde daraus zunehmend eine Integration in
Erwerbsweisen und Laufbahnen unter Legitimation reformistischer
Beteiligung und womöglich sogar erfolgreichen karrieristischen
Aufstiegs in administrative oder politische Spitzenfunktionen. Während
der Staat sein Gewaltmonopol unter Waffeneinsatz und dem forcierten
Ausbau eines repressiven Arsenals bis hin zu Folterhaft und physischer
Vernichtung der Gefangenen mit Zähnen und Klauen durchsetzte, gesellte
sich zu dem Zurückschrecken vor dieser exekutierten Übermacht die
Beteiligung an den herrschenden Verhältnissen mittels legalistisch
zurückgestutzter Denkweisen und Ausdrucksformen.

Über die Schwierigkeiten einer kritischen Solidarität unter Linken
spricht Dutschke im November 1974 in der TU Berlin nach einem
Gefängnisbesuch bei Jan Raspe, der als politischer Gefangener im
Hungerstreik gegen die Isolationshaft stand. Ungeachtet bestehender
Differenzen in der Einschätzung der gesellschaftlichen Lage gelte es
Solidarität zu üben und den Kampf der Gefangenen zu unterstützen. Die
Repression gegen die RAF ziele auf die Prävention einer massenhaften
sozialen Revolution.

Wenn zwischen den verschiedenen sozialistisch-kommunistischen
 Richtungen nicht ein vermittelndes Mindestmaß an
 kritisch-solidarischen Verkehrsformen - ohne Manipulation hinter
 dem Rücken - lebendig ist, wird die politische Qualität im Rahmen
 der objektiven Möglichkeiten nicht umgesetzt werden können. [...]
 Die Auswirkungen sind bisher eine Serie der Wiederholung von
 Frustrationen, aber kein Lernprozess. [3]


In Auseinandersetzung mit der damals regierenden SPD unter Helmut
Schmidt analysiert er die Funktion der Sozialdemokratie zwischen
Reform und Repression. Wenngleich die These des Sozialfaschismus
grundfalsch sei, erweise sich die SPD immer wieder als Handlanger des
Kapitals, so dass ihre Bewegung nach "links" immer unwahrscheinlicher
werde. Die grundlegende Gewalt der bürgerlichen Gesellschaft bestehe
im Eigentumsverhältnis, also dem naturwüchsigen Verhältnis von
ausbeutendem Kapital und Mehrwert schaffender Lohnarbeit. Aus diesem
Strukturzusammenhang entstehe in verschiedenartiger Erscheinungsform
die politische Gewalt der herrschenden Klasse. Im Sinne emanzipativer
Gegengewalt müsse zugleich das Verhältnis von Marxismus und
Anarchismus neu durchleuchtet und beiderseits eine Naturwüchsigkeit
von Fehlern eingeräumt werden. Dutschke spricht von einer schweren
Niederlage der Neuen Linken, die er zum Abschluss so charakterisiert:

Ja, wir sind keine liberalen Humanisten, wir sind revolutionäre
 Humanisten. D. h. bei uns gibt es ein Verhältnis von "Liebe" und
 "Hass", wir hassen die Verhältnisse und wir lieben die
 "Unterdrückten und Beleidigten", allerdings auch unsere eigene
 Menschenwerdung. Wir lieben nicht den Tod. Der ist immer nur das
 Ende der Menschenwerdung des Einzelnen, die "Gattung lebt weiter".
 Und wie wichtig ist da die Länge! Holger Meins wird ihn mit
 Sicherheit auch nicht gewünscht haben, darum trifft die
 Herrschenden eine eindeutige Schuld! [4]


Holger Meins war am 9. November 1974 im Hungerstreik gestorben. Am
folgenden Tag wurde der sozialdemokratische und antifaschistische
Kammergerichtspräsident Günter von Drenkmann von der Bewegung 2. Juni
erschossen, was Dutschke verurteilte.

Als eigenständiger Wanderer zwischen den Blöcken des Kalten Krieges
beschäftigte sich Dutschke auch mit der Entwicklung in Jugoslawien. Im
April 1975 geht er in einer Podiumsdiskussion an der Uni Frankfurt auf
die Repression gegen kritische Wissenschaftler der Belgrader
Praxisgruppe ein. Es stehe stalinistischer Positivismus einem
schöpferischen Marxismus, Bürokratismus einer demokratischen
Selbstverwaltung gegenüber. Der jugoslawische Revolutionsprozess sei
als ein von Partisanen angeführter Massenaufstand in ländlichen
Regionen eine Erhebung gegen die Okkupation, aber keine proletarische
Revolution gewesen. Obgleich es kein Sieg der Arbeiterklasse gewesen
sei, habe Tito den traditionellen Weg der Industrialisierung
eingeschlagen, der in Akkumulation und Ausbeutung mündete. Verbrechen
bleibe Verbrechen, der Zweck der Produktionsmaximierung rechtfertige
unterdrückerische Mittel nicht. Aus der Partisanenmaschine sei die
Parteimaschine erwachsen, Marxismus diene der Legitimation, doch die
Realität sei eine andere. Kritische marxistische Positionen würden
denunziert und angegriffen, weil sie eine Gefahrenzone für die
Herrschaftsverhältnisse darstellten.

In einem Radiointerview vom Oktober 1976 spricht Dutschke, der dem
Sozialistischen Büro beigetreten ist, über die von ihm beworbene
Gründung einer sozialistischen Rätepartei. Die junge Generation sei
nicht bereit, SPD oder DKP zu wählen, das SB ein Ansatz, sich zu
organisieren und aktiv zu werden. Bewegungsräume in Institutionen wie
1967/68 seien nicht mehr gegeben, die Krise gefährde
Berufsperspektiven und lasse die Arbeitslosigkeit anwachsen, Reformen
würden zurückgefahren. Auf eine Periode der Rebellion folge wie so oft
der Konter, dem linke Splitterfraktionen nicht gewachsen seien. In
Westeuropa stünden demokratische Sozialisten vor der Aufgabe,
außerparlamentarische Klassenkämpfe zu führen, ohne parlamentarische
Wege zu missachten. Der kritische Materialismus im Sinne einer Kritik
jeglicher Verhältnisse, in denen der Mensch ein erniedrigtes Wesen
ist, sei in Deutschland nicht zuletzt durch die historische Erfahrung
einer Befreiung nicht durch Klassenkämpfe, sondern durch äußere
Mächte, kaum entwickelt.

In einer kurzen Rede bei der Beerdigung Ernst Blochs Anfang August
1977 in Tübingen kontrastiert Dutschke diese mit dem pompös
inszenierten Staatsbegräbnis des von der RAF getöteten Jürgen Ponto,
was unter einigen Anwesenden Empörung auslöst. Rudi Dutschke, der mit
Ernst und Karola Bloch in Freundschaft verbunden war, würdigt den
Verstorbenen als gelebtes Prinzip Hoffnung und gelebte Kontinuität des
aufrechten Gangs. Er habe die Neue Linke maßgeblich mitgeprägt und in
der Tradition der Befreiung den Zusammenhang zwischen Menschenrecht
und Sozialismus stets hervorgehoben.

Ebenso unterhaltsam wie aufschlussreich ist das Tondokument einer
Talkshow mit Rudi Dutschke, Henri Nannen und Ulla Meinecke, die Anfang
September 1977 in der Kieler Druckerei stattfand. Drei Tage nach der
Entführung des Arbeitgeberpräsidenten Hanns Martin Schleyer durch die
RAF, die den Auftakt zum Deutschen Herbst markiert, der sich zu diesem
Zeitpunkt abzeichnet, zeigt sich Dutschke den paternalistischen bis
aggressiven Übergriffen des Stern-Chefredakteurs nicht nur gewachsen,
sondern argumentativ klar überlegen. Als Nannen die BRD als "freiesten
Staat, den wir je hatten" hochlobt, erwidert Dutschke lachend,
dasselbe habe Fidel Castro kürzlich über die Sowjetunion gesagt. Herr
Nannen habe seine Freiheit, Rudi Dutschke eine andere samt Überwachung
und abgehörtem Telefon. Freiheit habe doch etwas mit Egalisierung und
Sozialisierung zu tun, während die Löhne und Lebensmöglichkeiten in
dieser Gesellschaft höchst ungleich verteilt seien. Was seine eigenen
Einkünfte betreffe, sei jüngst ein vom Stern bei ihm angefragter
Artikel über Gewalt im politischen Kampf dann doch nicht abgedruckt
worden. Als Nannen behauptet, der Beitrag sei eben zu kompliziert und
unverständlich gewesen, erwidert Dutschke ironisch, so könne man sich
auch herausreden. In belehrendem Ton legt der Chefredakteur nach, wo
denn der sozialistische Staat sei, in dem Arbeitnehmer mehr Rechte als
in der BRD hätten. Damit handelt er sich jedoch Ausführungen über
Produktivkräfte, technologische Entwicklung und selbsttätige
Fortschritte der Menschen, aber auch den Zusammenhang von direkter und
parlamentarischer Demokratie ein, die zu widerlegen ihm die Mittel zu
fehlen scheinen. Ohne sich zu empören oder zu ereifern pariert
Dutschke alle Versuche, ihn mit Bezichtigungen in die Enge zu treiben,
geradezu entspannt und mit hörbarer Freude am Streitgespräch.

Aus dem Dezember 1977 datiert ein Interview mit zwei Studenten in
Groningen, in dem Dutschke einen neuen Faschismus in der BRD nach dem
Muster des NS-Staats als Fehleinschätzung bezeichnet. Wenngleich der
autoritäre Staat anwachse, unterliege er doch spezifischen Bedingungen
wie der Amerikanisierung oder der Entspannungspolitik zur Einhegung
des Marktes in Osteuropa in Reaktion auf die ökonomische Krise.
Begriffe dürften nicht zu Propagandazwecken aufgepfropft werden, sie
sollten aus einer Analyse erwachsen. Die Verelendungstheorie wies er
als zutiefst antisozialistische Auffassung zurück, wesentlich seien
doch die Erfahrungen im Klassenkampf und die Autonomie des Menschen.
Auch hier geht er auf die Gründung einer linken Partei ein, die ihre
eigene Geschichte haben sollte und nicht bei der SPD räubern dürfe,
die keine sozialistische Perspektive aufweise.

Fast zwei Jahre später schließlich im November 1979 eine Diskussion
über "Marxistische Pluralität und kommunistische Systemerhaltung" mit
dem DDR-Dissidenten Rudolf Bahro, dem 83-jährigen kommunistischen
Soziologen Karl August Wittfogel und dem SPD-Abgeordneten Conrad
Ahlers. Wittfogel, einst KZ-Insasse und Emigrant, hat bereits in den
50er-Jahren die These einer asiatischen Despotie aufgestellt, welche
die Entwicklung in der Sowjetunion maßgeblich geprägt habe. Auch
Dutschke zieht diese doch recht befremdlich anmutende Einlassung zur
Erklärung des Stalinismus heran, während Bahro ihr nicht ganz
abgeneigt ist, aber historische Errungenschaften der UdSSR anführt,
die das Feindbild des Westens sei. Rudi Dutschke spricht von einer
stalinistischen Tradition selbst in der SPD, wofür er Gustav Noske als
Beispiel anführt. Ahlers weist diesen Vorwurf zurück und versteigt
sich sogar zu einer Verteidigung Noskes, worauf er den östlichen
Despotismus in der Abschaffung des Privateigentums verortet und das
dortige Wirtschaftssystem für gescheitert erklärt. Man muss indessen
die These einer etwa durch Polen verlaufenden Grenzscheide zwischen
byzantinischem und römischem Einflussbereich, asiatischem Despotismus
und westlicher Geistesgeschichte als Achse der Erklärung nicht teilen,
um Dutschkes Forderung zu würdigen, dass sozialistischer Pluralismus
auch die Erbschaft der bürgerlichen Revolution aufweisen oder
zurückgewinnen müsse.

Bleibt noch die beigefügte Bonus MP3-CD mit der ORF-Sendung Club 2:
"1968 - Das Jahr des Aufstandes" vom Juni 1978 zu nennen. Gastgeber
Günther Nenning diskutiert mit Rudi Dutschke und Daniel Cohn-Bendit
sowie Matthias Walden und Kurt Sontheimer. Es trafen also auf
neutralem Boden in Österreich deutsche Kontrahenten von damals nach
einem Jahrzehnt abermals aufeinander, um die verbalen Klingen zu
kreuzen. Walden, scharfer Kommentator in Springers Tageszeitung "Die
Welt", und der sozialdemokratische Politologe und Extremismusforscher
Sontheimer haben die Wucht des staatlichen Konters als vorgeblichen
Erfolgsbeleg auf ihrer Seite, was die beiden Kontrahenten in dieser
Debatte jedoch nicht daran hindert, die Bezichtigung als "Generation
der Gescheiterten" und "Wegbereiter des Terrorismus" nach besten
Kräften aus dem Feld zu schlagen.

In seiner Magisterarbeit der Philosophie an der
Karl-Franzens-Universität Graz gelangt Daniel Hacker 2013 zu der
abschließenden Wertung:

Dutschke [kann] als Revolutionär im Spannungsfeld der
 widersprüchlichen bundesrepublikanischen Gesellschaft verortet
 werden, weil es ihm um eine Praktizierung eines utopischen
 Sozialismus in der Tradition eines Georg Büchner, anderer
 SozialrevolutionärInnen in anarchistischer und rätedemokratischer
 Tradition [und um eine] Wiederaneignung von oppositionellen
 Lehrmeinungen innerhalb der Linken ging.


Dutschke bezog sich in seinem Argumentationsstrang auf
 traditionell-kommunistische TheoretikerInnen, etwa auf Karl Marx
 oder Wladimir Lenin, was nicht als Kanonisierung dieser
 Lehrmeinungen gedacht sein soll, sondern es ist als typisierende
 Charaktereigenschaft Dutschkes zu sehen, dass er sich mit allen
 Lehrmeinungen auseinandersetzte, die er in kritisch-reflektierender
 Analyse auf die realen gesellschaftlichen Verhältnisse überprüfte.
 [5]


Rudi Dutschke war zweifellos ein brillanter Rhetoriker, aber zugleich
auch ein ernstzunehmender Theoretiker des Sozialismus, der die
Umsetzung in die Praxis gesellschaftlicher Veränderung nie aus den
Augen verlor. Wer sein antiautoritäres Leitmotiv einer
emanzipatorischen Menschwerdung teilt, dürfte in dieser Präsentation
ausgewählter Tondokumente gewiss anspornenden Erkenntnisgewinn finden
und zu schätzen wissen.


Fußnoten:

[1] Die Stimme der Revolution, Texte, S. 21

[2] ebd. S. 23

[3] ebd. S. 41

[4] ebd. S. 49

[5] unipub.uni-graz.at/obvugrhs/content/titleinfo/234144/full.pdf
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Schutz vor "Lebensschützern"

Der Kampf um sichere Zugänge zu Abtreibungskliniken in Irland

von Jenny Farrell



Im Mai 2018 entschieden die Iren in einem Referendum, ein fast 100 Jahre andauerndes Abtreibungsverbot zu brechen. Die irischen Abtreibungsrechte gehörten zu den restriktivsten der Welt und setzten laut UN-Menschenrechtskommission "Frauen grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung aus".

Ersetzt wurde das Abtreibungsverbot durch eine Gesetzgebung, die Schwangerschaftsabbrüche auf Wunsch und ohne staatliche oder klerikale Einmischung bis zur zwölften Schwangerschaftswoche legalisiert. Zwischen der 12. und 24. Woche wird sie nur aus medizinischen Ausnahmegründen ermöglicht. Die entsprechende Gesetzgebung trat am 20. Dezember 2018 in Kraft.

Seither gibt es in der Republik Irland Abtreibungskliniken, nicht jedoch im Norden Irlands. Dort besteht weiterhin das archaische Abtreibungsverbot von 1861, aufgrund dessen alljährlich etwa 900 schwangere Frauen gezwungen sind, Schwangerschaftsabbrüche außerhalb Nordirlands vornehmen zu lassen. Unter den Betroffenen sind Kinder, Vergewaltigungsopfer und Frauen, bei denen eine schwere fötale Anomalie vorliegt.

Im Vorfeld der neuen Gesetzgebung wurden auch sichere Zugangszonen zu den Räumlichkeiten von Abtreibungsdiensten diskutiert. Das Gesundheitsministerium bestätigte nun, dass derzeit keine Pläne zur Einführung sicherer Zugangszonen vor solchen Diensten bestehen.

Abtreibungsgegner organisieren seit der Einführung der neuen Gesetzgebung in Irland Proteste vor den Kliniken. Diese zielen darauf, mit Abschreckungsbildern, "Mörder"-Slogans und Kindersärgen Patientinnen und Mitarbeiter einzuschüchtern.

Die offensiven Auftritte der Abtreibungsgegner schrecken auch Mediziner ab, die berufliche und private Auswirkungen befürchten - besonders in ländlichen Gebieten. Irland braucht jedoch mehr Ärzte, die Schwangerschaftsabbrüche vornehmen. Es geht hier also auch um das Recht, den eigenen Beruf ungehindert ausüben zu können.

Selbst während der Corona-Pandemie gab es solche Einschüchterungsversuche - nun nimmt deren Zahl wieder zu. Ein investigativer Journalist brachte eine von der US-Organisation "Sidewalk Advocates for Life" geleitete Kampagne ans Licht, die Verbindungen zu "Gianna Care" unterhält, einer nichtstaatlichen Beratungsstelle mit Filialen in Dublin, Galway und Tralee, die Hilfe für ungewollt schwangere Frauen vorgaukelt, tatsächlich aber Abtreibungen bekämpft. Die Forderung an die Regierung wird nun lauter, endlich die nötigen sicheren Zugangszonen zu schaffen, um Frauen und Medizinern den Zugang zu den Gesundheitseinrichtungen zu ermöglichen, ohne Schikanen ausgesetzt zu sein.

Die Einführung solcher Zugangszonen wurde von Gerichten zum Beispiel in Kanada, Australien und Britannien als rechtmäßig und menschenrechtskonform anerkannt. Die irische Regierung ist verpflichtet, diese Rechte gemäß der irischen Verfassung, der Europäischen Menschenrechtskonvention, dem "UN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau" (CEDAW) und anderen Rechtsvorschriften zu wahren. Das ignoriert sie geflissentlich. Selbst Beschwerden bei der Polizei wegen Einschüchterungsversuchen wird nicht nachgegangen.

Mehrere Stadt- und Kreisräte sowie Menschenrechtsorganisationen setzen sich seit 2019 und jetzt wieder verstärkt für die Einrichtung sicherer Zugangszonen ein. Aktivisten und Menschenrechtsgruppen arbeiten nun an einem Gesetzentwurf zur Einführung sicherer Zugangszonen, um Druck aufzubauen. Senatorin Annie Hoey erklärte, sie werde im September eine Gesetzesvorlage zu diesem Thema einbringen, falls der Minister dies nicht tue. Es besteht dringender Handlungsbedarf.
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Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft

Gesundheit und Recht: reformierendes, retardierendes oder reaktionäres Moment?

von Felix Welti (*)



I. Einleitung

Wenn Reformen des Gesundheitswesens diskutiert werden, kommt
irgendwann die Rede auf Recht, Verrechtlichung, auf ein rechtlich
gegliedertes System. Es zeigen sich Widersprüche: Einerseits ist Recht
Fluchtpunkt fast jeder Reformdebatte: Wer verändern will, will sein
Anliegen in einem Gesetz verewigen: Recht als Instrument der Reform.
Andererseits wird vielen Ideen entgegengehalten, sie seien "aus
rechtlichen Gründen" nicht zu realisieren: Recht als retardierendes
Moment, vielleicht sogar als reaktionäres, weil es etablierte
Positionen zu schützen scheint. Aber ist das so? Ist gewachsene
rechtliche Regulierung eine eigenständige Fessel produktiver Kräfte?
Oder ist "Das geht aus rechtlichen Gründen nicht" eine zu sich selbst
und anderen höfliche Umschreibung von "Das haben wir schon immer so
gemacht und wollen es auch nicht ändern", also nur ein Schleier
ökonomischer und bürokratischer Interessen? Sind der Armen Rechte und
der Reichen Pflichten noch immer nur leere Worte oder haben sich die
Sozialgesetze der letzten 140 Jahre zu jenen Schranken des freien
Marktes entwickelt, als die sie dessen Verfechter sehen?


II. Immer mehr Gesetze, immer mehr Recht?

Die bloße Menge von Rechtsnormen scheint die Verrechtlichung
eindrucksvoll zu bestätigen: Das eng bedruckte Taschenbuch des
Sozialgesetzbuchs mit seinen dreizehn Büchern und dem
Sozialgerichtsgesetz hat mehr als 2.000 Seiten. Für die
Gesundheitsversorgung sind alle relevant, die drei speziellen SGB V
(Krankenversicherung), SGB IX (Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen) und SGB XI (Pflegeversicherung) füllen
allein fast 1.000 Seiten. Dazu kommen viele Gesundheitsberufe-,
Gesundheitsprodukt-, Krankenhaus- und Einrichtungsgesetze von Bund und
Ländern. Über ihnen liegt eine wachsende Zahl von EU-Normen. Unter dem
gesetzlichen Recht ist dichtes Wurzelwerk von Verordnungen,
Kollektivverträgen und Richtlinien. Das SGB V wird sehr oft geändert,
2020 zu 18 Terminen und an vielen Stellen. Unreformierbar scheint es
nicht zu sein, eher wird Rechtsunsicherheit beklagt, die durch
laufende Änderungen entsteht.

Aber ist die Menge öffentlichen Rechts überhaupt ein Indikator für
Verrechtlichung? Andere in sich differenzierte Sektoren von
Dienstleistung und Produktion mögen weniger und sich weniger schnell
ändernde Gesetze haben. Was aber im deutschen Gesundheitswesen durch
Gesetze und unter gesetzliche Normen geregelt wird, ist dort durch
nicht weniger umfangreiche Verträge privaten Rechts reguliert, die die
Öffentlichkeit nicht kennt.

Der hohe Grad sichtbarer Verrechtlichung kann also zunächst als Preis
allgemeinpolitischer und selbstverwaltungsförmiger Vergesellschaftung
des Gesundheitswesens interpretiert werden. In der Binnensicht des
Rechtssystems heißt das Gesetzesvorbehalt: Alles Wesentliche muss von
Verfassungs wegen durch Gesetz geregelt werden. Da es im
Gesundheitswesen meist um Leben und Tod geht, mindestens aber um
wirtschaftliche Existenzen, viel Geld oder um sensible Daten, lassen
sich mit dem Gesetzesvorbehalt oft neue Gesetze begründen. Immer neue
Regelungen sind Folge des Ringens um Kompromisse und des Strebens nach
Handlungssicherheit. Regelungsdichte und Regelungstempo scheinen
allerdings beides mittlerweile zu untergraben. Ab einer gewissen
Dichte und Geschwindigkeit führen Regulation und Konflikt der Akteure
nicht mehr dialektisch zum Fortschritt, sondern zu faux frais, zu
falschen Produktionskosten.


III. Ein durch Gesetze gegliedertes System?

Das führt zur Frage, ob die Rechtsform an sich das Problem ist oder
eher die Vielzahl institutioneller Akteure, die sich ihrer bedienen.
Beides hängt allerdings zusammen: Kann man sich die eigentlich
produktiven Einheiten, eine Physiotherapiepraxis oder ein Krankenhaus,
vielleicht noch vorstellen, wenn man sich das Recht wegdenkt, ist das
für Akteure wie Krankenkassen, Kassenärztliche Vereinigungen oder
private Berufsverbände anders: Sie sind Zweckschöpfungen durch Recht
um bestimmter rechtlicher Funktionen willen.

Käme man mit weniger Institutionen aus und alles würde einfacher? Ja,
vielleicht, aber: Dieses Anliegen ist viele Versuche wert. Die vielen,
die es schon gegeben hat, zeigen: Weniger Institutionen machen nicht
alles automatisch einfacher. Hundert bundesweite Krankenkassen im
Wettbewerb können komplizierter sein als 1.000 regionale mit
eingegrenztem Aufgabengebiet. Fusionen haben schon manche
funktionierende Behörde introvertiert und lahmgelegt. Institutionen
abzuschaffen, bei denen Menschen arbeiten und auf die sich Menschen
verlassen, ist so schwierig, dass viele Reformen damit endeten, neue
Institutionen zu schaffen, die zwischen den alten vermitteln sollen:
Arbeitsgemeinschaften, Servicestellen, Landes- und Bundesverbände sind
so entstanden. Muss dabei aber die Unordnung ständig zunehmen? Oder
kann Bürokratie planvoll entwickelt werden, so dass sie ihre
unverzichtbaren Planungs- und Koordinationsfunktionen wahrnehmen, ihre
notwendigen Übel aber eng begrenzen kann? Der äußere Rahmen eines
solchen Plans ist die verfassungsmäßige Staatsorganisation. Ausgefüllt
wird er durch Akteure mit eigenen ökonomischen und politischen
Interessen, die Handlungsoptionen nutzen, die sie vorfinden.


IV. EU, Bund und Länder

Das Gesundheitswesen steht nicht im Mittelpunkt der EU-Kompetenzen.
Gleichwohl ist seit den 1990er Jahren deutlich, dass prinzipiell
marktfähige Güter und Dienstleistungen wie Arzneimittel,
Krankenhausbehandlungen oder Versicherungen zum gemeinsamen Markt
gehören. Sobald und soweit die Mitgliedstaaten ganz oder teilweise
marktförmig regulieren, müssen sie dies auf den EU- und nicht den
nationalen Markt ausrichten. Trotz des Kassenwettbewerbs hat der EuGH
2004 die deutschen Krankenkassen zutreffend als Behörden erkannt,
deren gesetzlicher Auftrag vor allem die gemeinsame Organisation der
Gesundheitsversorgung ist. Hätte er der Rhetorik der Kassenvorstände
geglaubt, wären diese nicht nur im konkreten Fall wehrlos gegen die
Marktmacht der Pharma-Industrie gewesen. Das deutsche Gesundheitswesen
sähe wohl insgesamt anders aus, wenn sich im nächsten Schritt
Versicherungskonzerne in die gesetzliche Krankenversicherung hätten
einklagen können.

So bleibt das deutsche Gesundheitswesen im Kern national reguliert,
also: durch Bund und Länder. Da das Grundgesetz dem Bund zwar eine
Kompetenz für Sozialversicherung, für öffentliche Fürsorge und für den
Zugang zu Gesundheitsberufen, nicht jedoch für das Gesundheitswesen
als Ganzes zuweist und Verwaltung ohnehin erst einmal Ländersache ist,
kann der Bund nicht alles regeln. Über extensive
Sozialversicherungsgesetze ist der Bund über die Jahrzehnte schon bis
an die Grenzen des von ihm Regelbaren gegangen. Infrastruktur und
Prävention aber bleiben im Kern Länderaufgabe. Mehr noch: Viele
bundesgesetzliche Regelungen im Sozialgesetzbuch können nicht sinnvoll
ausgeführt werden, ohne dass Landesgesetzgeber und -behörden,
Körperschaften auf Landesebene und insbesondere die Kommunen tätig
werden. Insofern sind die Länder nicht nur punktuell über den
Bundesrat an den Bundesgesetzen beteiligt, sondern ohne sie
funktionieren diese nicht. Das ist unter dem Grundgesetz so gewollt
und kann demokratisch fruchtbar gemacht werden. Es setzt jedoch
voraus, dass auf jeder Ebene Gesundheitspolitik mit Geld,
Aufmerksamkeit und Kompetenz hinreichend ausgestattet ist. Die Länder
setzen bei der Infrastruktur von Krankenhäusern und
Gesundheitszentren, Rehabilitation und Pflege keinen materiell
unterlegten Schwerpunkt. Wer sich für Gesundheitspolitik interessiert,
blickt eher nach Berlin als in die Landeshauptstädte. Schlimmer für
Politik, als von Lobbyisten bedrängt zu werden, ist, wenn sich niemand
für sie zu interessieren scheint.

Die Föderalismusreform von 2006 hatte die gewachsenen Beziehungen im
Sinne einer klaren Zuordnung von Verantwortlichkeiten und Finanzen
entflechten wollen. Das war theoretisch interessant (Fritz Scharpf:
"Politikverflechtungsfalle"), aber unpraktisch. Für Bildung,
Digitalisierung und die Grundsicherung für Arbeitsuchende ist das im
Grundgesetz schon wieder korrigiert (Art. 91a-91e GG). Für den Ausbau
der Kinderbetreuung sind Bund-Länder-Staatsverträge das Mittel, um zu
kooperieren (KiQuTG von 2018). Für einen bundesweiten Aus- und Umbau
des öffentlichen Gesundheitsdienstes und der gesundheitlichen
Infrastruktur wäre das normative Instrument wohl noch zu schaffen.


V. Staat und Kommunen

Ebenfalls die Föderalismusreform 2006 hat verankert, dass der Bund
Kommunen keine Aufgaben übertragen darf (Art. 84 Abs. 1 Satz 6 GG).
Dies dürfen nur die Länder. Diese sind wiederum durch die in den
Landesverfassungen enthaltenen Konnexitätsgebote gebunden: Jede neue
Aufgabe für die Kommunen muss mit entsprechenden Mitteln unterlegt
werden. Diese Normen, zum sinnvollen Schutz der Kommunen vor
finanzieller Überforderung gedacht, führen zu sehr zurückhaltender
Landesgesetzgebung bei allem, was Geld kostet, also auch beim
Gesundheitswesen. Landesgesetze werden nur so allgemein formuliert,
dass sich keine konkreten Handlungspflichten daraus ergeben. Dazu
kommt, dass Kommunen in Haushaltsnotlagen auch freiwillig Geld nur
noch für das ausgeben dürfen, was sie müssen, nicht mehr für das, was
sie wollen. Die armen Gemeinden dürfen also keine kreative kommunale
Sozial- und Gesundheitspolitik machen, die reicheren wollen es oft
nicht. Wozu "freiwillige Aufgaben" für Kranke, Alte, Menschen mit
Behinderungen? Dafür gibt es die Sozialversicherung, deren Ausbau
immer auch, zuletzt bei der Pflegeversicherung, der finanziellen und
inhaltlichen Entlastung der Kommunen diente. Anders als in den 1920er
Jahren, der hohen Zeit präventiver kommunaler Gesundheitsverwaltung,
oder in den 1970er und 1980er Jahren als kommunale Sozialstationen und
Selbsthilfeförderung die Pflege- und Gesundheitsversorgung ergänzten,
ist gesundheitspolitisches Engagement in die Arenen der Bundes- und
der Berufspolitik abgewandert.


VI. Staat und Sozialversicherung

Am Anfang der Sozialversicherung war Verrechtlichung: Arbeiter wurden
Versicherte, waren nicht mehr auf die Kapazität des gemeindlichen
Armenarztes und des kirchlichen Hospitals und für den Verdienstausfall
auf Familie und Fürsorge angewiesen, sondern bekamen einen klagbaren
Anspruch. Sozialversicherungsträger konnten sich selbst Satzungen
geben, mit Selbstverwaltung der Versicherten und Arbeitgeber. Sie
wurden auch der erste Zugriff der Arbeiterbewegung auf kommunale
Verwaltung und Gesundheitspolitik. Auch heute noch bieten Unfall-,
Renten- und Krankenversicherung vor allem bei Prävention und
Rehabilitation gewerkschaftliche Gestaltungsoptionen für
arbeitsweltbezogene Gesundheitspolitik.

Doch woher bekommt die Sozialversicherung die benötigten Dienste und
Einrichtungen? Die Tradition eigener Einrichtungen ist in Resten bei
Unfall- und Rentenversicherung noch erhalten. Bei den Krankenkassen
wurde sie von den Nationalsozialisten weitgehend beendet. Schon vor
1933 war der harte Kampf zwischen niedergelassener Ärzteschaft und
Krankenkassen durch das System der Kassenärztlichen Vereinigungen als
öffentlich-rechtlicher Pflichtkörperschaft befriedet worden, die
Gesamtverträge mit den Krankenkassen schließen. Dieses System der
"gemeinsamen Selbstverwaltung" behauptet seitdem für die
niedergelassene Ärzteschaft eine doppelte Schutzrichtung: unmittelbar
zum Schutz der Einkommensinteressen gegen die Kassen, mittelbar zum
Schutz des Zuständigkeitsbereichs gegen Krankenhäuser, gegen größere
Einheiten der ambulanten Versorgung und gegen nichtärztliche
Berufsgruppen. Angesichts des Vorwärtsdrängens großer
gewinnorientierter Krankenhauskonzerne in den Gesundheitsmarkt mag die
antagonistische Kooperation von Krankenkassen und Kassenärztlichen
Vereinigungen wie ein institutionalisiertes antimonopolistisches
Bündnis wirken. Sie erscheint jedoch auch als Bremse produktiven
Fortschritts durch größere und interdisziplinäre Einheiten, die auch
kommunal- oder gemeinwirtschaftlich getragen sein könnten.

In den 1990er Jahren schienen sich die gesundheitsrechtlichen
Vorzeichen zu ändern. Wettbewerb sowohl der öffentlichen Krankenkassen
wie auch der öffentlichen, gemeinnützigen, freiberuflichen und
kapitalbasierten Leistungserbringer sollte die Strukturen moderner und
effizienter machen und Integrierte Versorgung ermöglichen. Der
Kassenwettbewerb startete übrigens im Zeichen der Gleichheit: Das
Bundesverfassungsgericht hatte die hohen Beitragssatzunterschiede, die
sich aus unterschiedlicher regionaler Wirtschaftskraft und
Versichertenstruktur ergaben, für bedenklich erklärt. Die Öffnung der
vormals regional (AOK), betrieblich (BKK) oder ständisch
(Ersatzkassen, IKK) gebundenen Kassen sollte gleiche und niedrigere
Beitragssätze erreichen. Gleicher sind sie heute, niedriger eher
nicht. Was an Verwaltungskosten gespart wurde, kam an Kosten des
Wettbewerbs hinzu. Für lebenswelt- und populationsbezogene
Gesundheitsversorgung fallen die bundesweit durchmischten Kassen immer
mehr aus. Auch die Selbstverwaltung änderte sich: Wie in
Aufsichtsgremien privater Unternehmen führte der Wettbewerb zu einer
Identifikation mit dem Wettbewerbsziel anstelle lebensweltlicher und
gesellschaftlicher Interessenvertretung. Vor kurzem wurde unlauterer
Wettbewerb zwischen den Krankenkassen - immer noch Behörden - explizit
verboten (§ 4a SGB V), während die Kooperationspflicht nie
aufgehoben worden war. Auf der Leistungserbringerseite schuf der Geist
der 1990er Jahre Raum für privates Krankenhaus- und Pflegeheimkapital,
das jedoch die begrenzten Wettbewerbsräume nicht nutzte, um Angebote
für sozial integrative Versorgungskonzepte zu machen, sondern um
profitträchtige Einzelleistungen und Standorte zu identifizieren.
Inzwischen suchen immer mehr Reformen notgedrungen tastend den Weg
heraus aus dieser wenig zielführenden Mischung von Korporatismus und
Wettbewerb. "Hybrid" ist auch hier mäßige Fahrleistung mit schwerem
Gepäck, das unter anderem in widersprüchlichen Rechtsnormen besteht.

Der Zuwachs an bundesweiten Krankenkassen und bundesrechtlicher
Regulierung hat zudem die Probleme bei ihrer Kooperation mit Ländern
und Kommunen verschärft. Das ist auch eine Frage des
Verfassungsrechts: Kassen unter Bundesaufsicht (Art. 87 Abs. 2 GG)
fehlt der rechtliche Antrieb, sich in effektive Kooperation mit den
Ländern zur Bedarfsplanung und den Kommunen zur Prävention zu begeben.


VII. Systeme und Lebenswelten - ist Kooperation möglich?

Niklas Luhmann, Jurist und Soziologe, scheint Behörden gut beobachtet
zu haben. Er interpretierte Institutionen als durch einen einzigen
Code geprägte Teile von Systemen, die sich selbstreproduzieren und mit
ihrer Umwelt kaum kommunizieren können. Das scheinen
Sozialleistungsträger bisweilen eindrucksvoll zu bestätigen: Sie geben
vor, allein nach "ihrem" Gesetz zu handeln, das um einen
Schlüsselbegriff wie "Krankheit", "Behinderung", "Arbeitsunfall",
"Erziehung" oder "Arbeitslosigkeit" aufgebaut ist. Was nicht zu diesem
Code gehört, ist störendes Rauschen. Daran verzweifeln diejenigen
Sozial- und Gesundheitsberufe, die mit "Ganzheitlichkeit",
"Sozialraum" oder "Lebenslauf" eine integrative Perspektive einnehmen
wollen, aber konkret auch diejenigen (vielen) Personen, die in mehr
als einer der genannten Dimensionen Unterstützung brauchen.

Weil die einzelnen Bücher des Sozialgesetzbuches greifbare Symbole
institutioneller Abschottung sind, hält mancher sie für deren Ursache.
Es wird dann nach "SGB-übergreifenden" Lösungen gesucht. Aber: Schon
am Anfang des Sozialgesetzbuchs stand genau dieser Impuls. Denn es ist
nur ein Sozialgesetzbuch mit verschiedenen Büchern, das seinen
Ausgangspunkt in der Regierungserklärung Willy Brandts von 1969 hatte.
Am Anfang standen die allgemeinen Teile, das SGB I (1975), SGB IV
(1977) und das SGB X (1981), die genau das seit dem Bericht der
Sozial-Enquête von 1966 - sie forderte unter anderem einen gemeinsamen
Rehabilitationsträger - drängender gewordene Anliegen aufnahmen:
gemeinsame Prinzipien, verbindende Rechte der Bevölkerung auf
trägerübergreifende Aufklärung. Auskunft, Beratung, Antragsaufnahme
und Sorge für die soziale Infrastruktur (§§ 13-17 SGB I) und
die Pflicht der Sozialleistungsträger zur strukturierten
Zusammenarbeit (§§ 86-96 SGB X). Der Soziologe Franz-Xaver
Kaufmann hat das als Sozialpolitik zweiter Ordnung bezeichnet, mit der
die Eigeninteressen der Institutionen sinnvoll begrenzt werden sollen.

Gibt es eine der Schwerkraft vergleichbare Selbstläufigkeit der
Systeme? Das macht die Systemtheorie unbefriedigend für Menschen, die
gut materialistisch fragen, ob gesellschaftlichen Verhältnissen
Interessen zu Grunde liegen. Die mag man noch dechriffriert sehen bei
der Abgrenzung zwischen beitrags- und steuerfinanzierten Behörden.
Aber was steckt hinter einem Zuständigkeitsstreit zwischen
Krankenkasse und Rentenversicherung, die doch ähnlichen Zielen
verpflichtet sind, von den Abzügen vom Lohn der gleichen Menschen
finanziert und von den gleichen Gewerkschaften mitkontrolliert werden?
Es gibt ein Interesse von Institutionen an sich selbst, hinter dem
Menschen stehen, denen die Institution zu Einkommen, Sinn und Relevanz
verhilft. Das gibt es auch bei schlichten Behörden. Institutionelle
Designs, wie ein Kassenwettbewerb, in dem Führungspersonal der Verlust
gut bezahlter Positionen droht, können diesen Faktor nicht unerheblich
verstärken.

Kooperation der Sozialleistungsträger bei der Gesundheitsversorgung
ist keine neue Idee. Die gemeinsamen Servicestellen der
Rehabilitationsträger (2001) wurden 2016 wieder abgeschafft, weil die
Träger sie nie dem gesetzlichen Auftrag entsprechend ins Werk gesetzt
hatten. Die Pflegestützpunkte (2008) (§§ 7-7c SGB XI) zur
Kooperation zwischen Pflegekassen und Kommunen bestehen zum Teil in
regionaler Kooperation von Kommunen und Kassen, wenn sie auch keine
Macht zur Koordination und Planung haben. Besonders anspruchsvoll
wirkt die durch das Präventionsgesetz (2015) in §§ 20-20h
SGB V festgeschriebene Struktur der Kooperation der Krankenkassen
miteinander, mit anderen Sozialleistungsträgern und den Kommunen in
einer nationalen Präventionskonferenz, Landesarbeitsgemeinschaften und
übergreifender Prävention in Betrieben und Lebenswelten. Letzterer
gemeinsamer Bezugspunkt wirkt wie ein trotziges Bestehen auf der von
Habermas philosophierten Kraft der Kommunikation gegen die
systemtheoretisch beschriebene Kommunikationsunfähigkeit. Die
seitenlangen gesetzlichen Vorgaben haben sich aber eher nicht
hinreichend in gemeinsames regionales und betriebliches Handeln zur
Verminderung sozial bedingter Ungleichheit der Gesundheitschancen
(§ 20 Abs. 1 SGB V) übersetzt. Die Krankenkassen haben immerhin
gemeinsam vor Gericht durchgesetzt, dass sie auf Bundesebene nicht die
Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
finanzieren müssen (BSG, Urt. v. 18.5.2021, Az. B 1 A 2/20 R). Der
Bund, so das Bundessozialgericht, ist für allgemeine Prävention nicht
zuständig, aus Beitragsmitteln muss sie nicht finanziert werden. Zur
effektiven Zusammenarbeit bei bevölkerungsbezogener Prävention
miteinander, mit den Ländern und Kommunen kann die Kassen, wie es
scheint, in der gegenwärtigen Lage ebenfalls niemand wirksam
verpflichten. 
VIII. Basis und Überbau
 Eine
materialistische Analyse des Gesundheitsrechts kann sich nicht damit
begnügen, die Interessen gewinnorientierter Akteure zu identifizieren
und zu kritisieren. Auch Non-Profit-Akteure wie Krankenkassen,
Kommunen und die freie Wohlfahrtspflege können institutionelle
Eigeninteressen haben, die einer bevölkerungsbezogenen und auf soziale
Gleichheit von Gesundheitschancen gerichteten Politik entgegenwirken.
Ohne eine kritische Bürokratietheorie ist die politische Ökonomie des
Gesundheitsrechts unvollständig. Eine zentrale Steuerung des
Gesundheitswesens allein mit dem Medium des Gesetzes stößt immer
wieder an Grenzen, wie sich an bisherigen Reformen studieren lässt.
Soziale, berufliche und kommunale Selbstverwaltung und die
Selbstorganisation der Betroffenen können probate Mittel sein,
Gegengewichte zu ökonomischen und bürokratischen Interessen zu setzen.
Dafür bedarf es jedoch eines institutionellen Rahmens, in dem sie sich
bewegen können, der nicht nur die zentralstaatliche Ebene erfasst.

Die letzten Jahre haben gezeigt, dass eine Markt-, Wettbewerbs- und
Gewinnorientierung nicht geeignet ist, die inhaltlichen Zukunftsfragen
der Gesundheitsversorgung zu lösen. Auch kann ein tragfähiger
Kompromiss politischer Strömungen und Interessen nicht allein durch
die Addition öffentlicher und privater, staatlicher und
wettbewerblicher Strukturen hergestellt werden. Zuletzt die
Corona-Krise und zuvor die Herausforderungen der chronischen
Volkskrankheiten und der sozialen Ungleichheit von Gesundheitschancen
haben gezeigt, dass das deutsche Gesundheitssystem zu wenig über sich
und seine Kapazitäten, aber auch über die Gesundheit der Menschen und
ihre Bestimmungsgründe weiß. Der Markt scheidet hier als effizientes
Informationssignal selbst dort meist aus, wo die Menschen formale
Wahlfreiheiten haben. Aber auch die verwaltungsförmige Planung ist
unterinformiert und hat zu wenig Kompetenzen für die regionalen
Strukturen. Das hat technische, rechtliche und institutionelle Gründe.
Um das deutsche Gesundheitswesen auf die Höhe seiner möglichen
Produktivität für die bestmögliche Gesundheit aller zu bringen, müssen
diese im Kontext reformiert werden. Das ist wohl nur dann
aussichtsreich, wenn sich eine die politischen Strömungen, Interessen
und staatliche Ebenen übergreifende Koalition herausbildet, wie sie
auch für eine Verfassungsänderung gebraucht wird. Unter dem Eindruck
von Corona könnte das wahrscheinlicher sein als vorher.
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STANDPUNKT/003: Corona - Erklärung der DKP zur verschärften Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes (DKP)

Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP)

Erklärung der DKP zur verschärften Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes

Essen, den 13. September 2021



Die Aussetzung der Lohnfortzahlung für Ungeimpfte im Fall der behördlich angeordneten Quarantäne ist ein massiver Angriff auf die Rechte der Beschäftigten. Getroffen werden alle Beschäftigten, am härtesten die mit den geringsten Einkommen. Diese Maßnahme ist auch aus epidemiologischer Sicht völlig kontraproduktiv.

Der Druck auf Ungeimpfte durch das Aussetzen kostenloser Tests, den Drang, in immer mehr gesellschaftlichen Bereichen die G2-Regelung Zugang nur für Geimpfte und Genesene durchzusetzen und nun die Aussetzung der Lohnfortzahlung trifft vor allem arme Menschen. Ihnen droht im Falle behördlich angeordneter Quarantäne der Verlust halber Monatsgehälter. Geringverdiener, die ohnehin Schwierigkeiten haben, monatlich Miete und Strom zu zahlen, kann das an den Rand der Existenz bringen. Aber auch sogenannte Normalverdiener geraten bei einem solchen Lohnverlust in Not.

Diese verschärfte Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes ist das Gegenteil einer Impfkampagne, die vor allem auch in den ärmeren Bevölkerungsschichten auf Aufklärung und niederschwellige Impf-Angebote setzt. Beschäftigte werden über finanziellen Druck gezwungen, sich impfen zu lassen oder die Regelungen zu unterlaufen, indem sie sich nicht mehr testen, nicht mehr melden und nicht in Quarantäne begeben. So wird die Pandemie nicht eingedämmt, sondern befördert. Notwendig sind nicht die Einschränkung kostenloser Testmöglichkeiten und der Wegfall sozialer Absicherungen und Entschädigungen, sondern deren Ausweitung.

Im Angesicht einer möglichen vierten Welle der Corona-Pandemie fährt die Bundesregierung mit ihrer chaotischen Pandemiebekämpfung fort. Das ist insbesondere an den Schulen zu beobachten, wo unter anderem die Quarantäne-Regelungen nicht mehr nachvollziehbar sind, während in den vergangenen eineinhalb Jahren so gut wie nichts unternommen wurde, um die Schulen sicherer zu machen. Auf Lüftungen und kleinere Klassen, die pädagogisch ohnehin sinnvoll wären, warten die Schülerinnen und Schüler und ihre Eltern noch immer.

Die Verantwortung im Umgang mit der Pandemie wird auf die Menschen abgewälzt, vom staatlichen Versagen wird abgelenkt. Es ist kein Wunder, dass das Vertrauen in die Maßnahmen der Regierung und auch in die Impfkampagne weiter schwindet.
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ASIEN/1001: Vietnams Parlamentspräsident Dinh Hue zu Gesprächen in Europa (Gerhard Feldbauer)

Vietnams Präsident der Nationalversammlung Vuong Dinh Hue auf Konferenz
der Interparlamentarischen Union in Wien und zu Besuch beim
EU-Parlament

von Gerhard Feldbauer, 9. September 2021



Der Präsident der Nationalversammlung Vietnams, Mitglied des
Politbüros der Kommunistischen Partei Vietnams (KPV), Vuong Dinh Hue,
hat am Donnerstag in Brüssel einen zweitägigen Arbeitsbesuch beim
Europäischen Parlament und in Belgien beendet. Zuvor hatte er am
6./7. September in Wien an der fünften Weltkonferenz der
Interparlamentarischen Union (IPU) teilgenommen, berichtete die
staatliche Nachrichtenagentur Vietnam News Agency (VNA).

In den Gesprächen mit EU-Parlamentspräsident David Sassoli, der zu dem
Besuch eingeladen hatte, ging es um eine umfassende Intensivierung der
Wirtschafts- und Handels-Zusammenarbeit zur Umsetzung des 2019
geschlossenen EU-Vietnam Free Trade Agreement (EVFTA), das nach seiner
Ratifizierung in Brüssel am 1. August 2020 in Kraft trat. Dieselben
Themen, darunter Covid 19, standen auch im Mittelpunkt der Gespräche,
die der Gast mit dem Präsidenten des Europäischen Rates Charles Michel
und dem Vorsitzenden der Internationalen Handelskommission Bernd Lange
führte. Dinh Hue hob hervor, dass das gleichzeitig mit EVFTA
geschlossene Investitionsschutzabkommen (EVIPA), das bisher aber erst
von sechs Mitgliedstaaten ratifiziert worden ist, für die Umsetzung
des Freihandelsabkommens eine wichtige Voraussetzung darstelle. David
Sassoli würdigte die Schritte, die Vietnam in dieser Angelegenheit
bereits unternommen hat.

Vietnam stand 2020 in der Gesamtliste der EU-Handelspartner an 15. Stelle,
ist aber im Verband der Südostasiatischen Nationen (ASEAN) der
größte. Seine Hauptausfuhren in die EU sind elektronische
Produkte, Schuhe, Textilien und Bekleidung, Kaffee, Reis,
Meeresfrüchte und Möbel. Hauptexporte der EU nach Vietnam sind
Hightech-Produkte, darunter elektrische Maschinen und Ausrüstungen,
Flugzeuge, Fahrzeuge und pharmazeutische Erzeugnisse. Mit
Direktinvestitionen von 6,1 Mrd. EUR (2019) ist die EU einer der
größten ausländischen Investoren in Vietnam. Beide Seiten wollen sowohl
das Volumen als auch den Produktrahmen erweitern.

Dinh Hue traf auch mit Belgiens Präsidentin Eliane Tillieux und
Premier Alexander De Croo zur Beratung über die Vertiefung der
wirtschaftlichen Kooperation zusammen. Vietnam betrachtet Belgien bei
einem bilateralen Handelsumsatz von 1,9 Milliarden US-Dollar in den
ersten 7 Monaten 2021 als einen der wichtigsten Handelspartner,
Belgien ist der sechstgrößte Exporteur auf dem vietnamesischen Markt.
Auch hier drängte Dinh Hue auf eine baldige Ratifizierung von EVIPA
als Grundlage, damit belgische Unternehmen in Bereichen wie
Schifffahrt, Logistik, erneuerbarer Energien und
Hightech-Landwirtschaft investieren können.

In Wien führte der vietnamesische Parlamentspräsident Gespräche mit
IPU-Präsident Duarte Pacheco und dem Präsidenten des Österreichischen
Nationalrats Wolfgang Sobotka. Der IPU-Präsident würdigte den aktiven
Beitrag Vietnams bei der Verwirklichung des Planes zur "Förderung des
Friedens, Wohlstands und Schutzes unseres Planeten" (Sustainable
Development Goals, SDGs). Dinh Hue habe versichert, dass Vietnam
weiter aktiv an den SDGs mitwirken und dazu entsprechende Gesetze
verabschieden werde. Die Teilnahme an den IPU-Aktivitäten bezeichnete
er als wesentlichen Bestandteil der multilateralen
Parlamentsdiplomatie Vietnams, berichtete VNA. Dabei vertrete
Vietnam seine Interessen bei Fragen von globaler Bedeutung und erhalte
Zugang zu den Erfahrungen anderer Parlamente in der Welt, was zur
Verbesserung seiner eigenen Kapazitäten beitrage. Die IPU sollte, wie
der vietnamesische Parlamentspräsident in seiner Rede auf der Tagung
vorschlug, ihre Rolle in aktuellen internationalen Angelegenheiten
stärken und besonders ihre Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen
vertiefen. Von Brüssel aus flog Dinh Hue nach Helsinki, womit er
einer Einladung der Präsidentin des finnischen Parlaments Anu
Vehviläinen folgte.

Hanoi kann die Reise, die vom Inhalt der Gespräche her weit über den
parlamentarischen Rahmen hinausging, als vollen Erfolg verbuchen.
Dinh Hue erwies sich, wie in Brüssel verlautete, als ein kompetenter
Partner, der als früherer Finanzminister und Vizepremier bei den
Verhandlungen über EVFTA und EVIPA die Feder geführt und dafür
wichtige Standards in Vietnam realisiert hatte. Der Besuch gab Vietnam
die Gelegenheit, Vorbehalte, wie sie nach dem jüngsten Besuch der
US-Vizepräsidentin Kamala Harris in Hanoi aufgekommen waren, nämlich
dass die USA bevorzugter Partner Vietnams seien, auszuräumen und seine
vielseitige und unabhängige Außen- wie Wirtschaftspolitik zu demonstrieren.

 * 
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Kamala Harris beendete Besuch in Hanoi

Vietnam bekräftigt seine "unabhängige, eigenverantwortliche,
multilaterale und vielfältige Außenpolitik"

Meinungsaustausch mit China

von Gerhard Feldbauer, 26. August 2021



US-Vizepräsidentin Kamala Harris hat am Donnerstag einen zweitägigen
Besuch in der Sozialistischen Republik Vietnam, der zweiten Station
ihrer ersten offiziellen Reise nach Asien, beendet. Zuvor hatte sie in
Singapur für eine verstärkte Unterstützung der US-Vorherrschaft im
Asiatisch-Pazifischen Raum geworben, den Marinestützpunkt Changi des
Stadtstaates und das Küstenkampfschiff USS Tulsa besucht. Auf dem
Rückflug nach Washington wird sie einen Zwischenstopp auf der
US-Militärbasis auf Hawaii einlegen. Im Juli hatte bereits
Verteidigungsminister Lloyd Austin in Hanoi geweilt. Harris' Besuch
signalisierte, dass die Regierung Biden ihren Beziehungen zu Vietnam
im Rahmen ihrer Indochina-Strategie Priorität einräumt. Medien lagen
wohl nicht ganz falsch, wenn sie hervorhoben, dass Biden mit Harris
als seiner Running Mate mit indisch-tamilischer Herkunft dabei in der
Region Punkte sammeln konnte.

Die vietnamesische Hauptstadt stand bei der Ankunft des Gastes unter
strengen Corona-Beschränkungen. Nach einer guten Bewältigung der
Pandemie wird Vietnam derzeit von einer neuen Welle erfasst, die am
vergangenen Sonntag 737 Todesfälle verursachte und die Gesamtzahl seit
Beginn der Pandemie auf 8.277 ansteigen ließ.

Harris wurde von Präsident Nguyen Xuan Phuc empfangen und traf mit
Ministerpräsident Pham Minh Chinh und weiteren führenden
Persönlichkeiten zusammen. "Vietnam betrachtet die USA als einen
seiner führenden Partner", mit dem es die bilaterale Zusammenarbeit
"auf dem Grundsatz des Respekts der gegenseitigen Achtung der
Unabhängigkeit, Souveränität, territorialen Integrität und der
politischen Institutionen für Frieden, Stabilität und
Entwicklungszusammenarbeit in der Region und der Welt insgesamt"
weiter entwickeln möchte", sagte Xuan Phuc.

Im Vordergrund der Gespräche über die weitere Gestaltung der
bilateralen Zusammenarbeit standen wirtschaftliche und
Sicherheitsfragen sowie die Bekämpfung der Corona-Pandemie, berichtete
die staatliche Nachrichtenagentur "Vietnam News Agency" (VNA). Harris
sagte zusätzlich zu bereits gelieferten fünf Millionen eine weitere
Sendung von einer Million Dosen des Biontech/Pfizer-Impfstoffes zu. Im
Rahmen der Kooperation in Gesundheitsfragen eröffnete sie in Hanoi ein
neues Büro des US-amerikanischen Zentrums für die Kontrolle und
Prävention von Krankheiten (CDC) in Südostasien.

Laut "Hanoi Times" wollen die USA und Vietnam ihre "umfassende
Partnerschaft" vor allem bei der Bekämpfung der Covid-19-Pandemie
stärken. Weitere Bereiche seien die Eindämmung des Klimawandels,
Cybersicherheit und digitaler Handel. Vietnam sei interessiert, seine
Elektroindustrie auf einen höheren Standard zu heben, um ihr ein
Absatzgebiet auf dem amerikanischen Markt zu schaffen. Darunter falle
auch der Ausbau seiner Kapazitäten zur Herstellung von Halbleiterchips
für den Verkauf in den USA, wo derzeit ein Mangel besteht.

Während der Südostasien-Reise Harris' findet bis Ende August das
Manöver "Large Scale Exercise 2021" (LSE 2021) im Indo-Pazifik,
darunter vor den Küsten Vietnams im Süd- und Ostchinesichem Meer, wo
die umstrittenen Spratley-Inseln liegen, statt. An dem "Planspiel
eines Weltkrieges" gegen China und Rußland nehmen 25.000 Soldaten und
36 Kriegsschiffe der USA und weiterer NATO-Partner teil, um zu
verdeutlichen, dass es darum geht, "die Kontrolle großer Meeresgebiete
durch feindliche Streitkräfte überall zu verhindern", schrieb das
US-Militär-Magazin "Stars and Stripes".

Nicht zuletzt unter diesem Gesichtspunkt hat Hanoi den Versuchen von
Harris, Vietnam in die Konfrontation gegen China einzubeziehen, erneut
eine Abfuhr erteilt. Eine während des Besuchs veröffentlichte
Regierungserklärung stellte klar, dass "Vietnam eine unabhängige,
eigenverantwortliche, multilaterale und vielfältige Außenpolitik
verfolgt und ein verantwortungsbewusstes Mitglied der internationalen
Gemeinschaft ist". Vietnam "verbündet sich nicht mit einem Land gegen
ein anderes". Territoriale Streitigkeiten im Südchinesischen Meer
"sollten nach internationalem Recht" und nach "hohem Menschenverstand"
beigelegt werden.

Laut der Nachrichtenagentur "Reuters" hat sich Premier Minh Chinh vor
dem Eintreffen von Harris auch mit dem chinesischen Botschafter in
Vietnam zu einem Meinungsaustausch getroffen, bei dem Peking eine
Spende von zwei Millionen Covid-19-Impfstoffdosen zusagte.

Harris trat Befürchtungen von ASEAN-Partnern entgegen, die USA könnten
sich, ähnlich wie in Afghanistan, aus der Region zurückziehen und
China das Terrain überlassen. Den Abzug der amerikanischen Truppen aus
Afghanistan hatte sie bereits in Singapur als "mutige und richtige
Entscheidung" ihres Präsidenten zur Beendigung eines seit 20 Jahren
dauernden Krieges verteidigt. Der Rückzug aus Afghanistan werde es
Washington ermöglichen, Ressourcen freizusetzen, die sich wieder auf
die Bekämpfung der Pekinger Politik konzentrieren können, kommentierte
der arabische Nachrichtensender "Al Jazeera". Vietnamesische Medien
vermieden Vergleiche mit Afghanistan und der Niederlage der USA 1975
im Krieg gegen Vietnam.

Auf das übliche Gerassel um mehr Demokratie oder ein
Mehrparteiensystem hatte Harris bei ihren Versuchen, Hanoi für eine
Frontstellung gegen China zu gewinnen, verzichtet. Dazu dürfte auch
beigetragen haben, dass der erste Mann der Führung Vietnams, der
Generalsekretär der Kommunistischen Partei, Nguyen Phu Trong, im
Vorfeld der US-Besuche (vor Harris war im Juni bereits
Verteidigungsminister Austin in Hanoi) die Führungsposition der Partei
durch die Zusammenarbeit mit in- und ausländischem Kapital bekräftigt
hatte, was unter der Bevölkerung breite Zustimmung fand.

 * 
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Per aspera ad astra

Vietnams rauer Weg zu den Sternen des Sozialismus


Zu dem Beitrag des Generalsekretärs der Kommunistischen Partei Vietnams,
Nguyen Phu Trong, "Einige theoretische und praktische Fragen zum Weg
Vietnams zum Sozialismus"

von Gerhard Feldbauer, 16. August 2021
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Die erste Regierung der von Ho Chi Minh (vorne in weiß) 1945 in ganz
Vietnam ausgerufenen "Demokratischen Republik Vietnam"

Foto: Vietnam Government, Public domain, via Wikimedia Commons



Seit Mai findet in Vietnam eine Diskussion über den Weg des Landes
zum Sozialismus statt. Eröffnet hat sie der Generalsekretär der
Kommunistischen Partei Vietnams (KPV), Nguyen Phu Trong, mit dem
Artikel "Einige theoretische und praktische Fragen zum Weg Vietnams
zum Sozialismus", der anlässlich des 131. Geburtstages Ho Chi Minhs am
19. Mai in der Parteizeitung Nhan Dan (Das Volk) erschien. Es geht vor
allem um die Richtung, die das Land nach dem Untergang der UdSSR und
der sozialistischen Staaten in Europa 1989/90 eingeschlagen hat.

Phu Trong geht von der nationalen Befreiungsrevolution aus, die vor
einem Dreivierteljahrhundert, im August 1945, in Vietnam siegte, in
den Annalen der Geschichte Augustrevolution genannt. Danach rief der
legendäre Führer Ho Chi Minh am 2. September die Demokratische
Republik Vietnam (DRV) aus. Der Beitrag befasst sich also mit
Meilensteinen der Geschichte des nationalen Befreiungskampfes, der bis
in die Gegenwart sowohl national als auch international wegweisende
Lehren und Erfahrungen vermittelt - nicht zuletzt oder, vielleicht
besser gesagt, gerade unter dem Gesichtspunkt der schöpferischen
Anwendung des Marxismus-Leninismus auf die konkreten
Entwicklungsbedingungen des Landes. Wir leben derzeit in einer Etappe
der Ebbe des revolutionären Kampfes, in der uns Vietnams Beispiel
zeigt, dass der Weg zu einer neuen, von Ausbeutung freien Gesellschaft
auch über Niederlagen und Rückschläge zum Sieg führt.


Erste Befreiungsrevolution unter Führung der Arbeiterklasse

Mit dem Sieg der Augustrevolution 1945 wurde die ein Jahrhundert vorher
über Vietnam errichtete französische Kolonialherrschaft beseitigt und
mit der Gründung der DRV die staatliche Unabhängigkeit
wiederhergestellt. Die Augustrevolution war die erste siegreiche
nationale Befreiungsrevolution in einem kolonial unterjochten Land
unter Führung der Arbeiterklasse mit ihrer kommunistischen Partei an
der Spitze.

Diese Revolution geht seitdem Schritt für Schritt den Weg der sozialen
Befreiung in der einzig möglichen Form, nämlich der des Übergangs zur
sozialen Umwälzung, die bis heute ihrem Inhalt nach eine
sozialistische Revolution ist.

Diese Revolution verstand es, sich zu verteidigen, was hieß, dass sie
den Versuch des französischen Imperialismus, Vietnam erneut seinem
Kolonialjoch zu unterwerfen, in einem neuen achtjährigen
Befreiungskampf (1946-1954) erfolgreich abwehrte. Als die USA 1956 die
Nachfolge Frankreichs antraten und über Vietnam ihre neokoloniale
Herrschaft errichten wollten, brachte die DRV der größten westlichen
Militärmacht, zuletzt 1975 in der Schlacht um Saigon, eine noch
vernichtendere Niederlage bei.
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17. August 1945 - Menschenmenge versammelt sich vor dem Grand Opera in Hanoi

Foto: Front pour l'indépendance du Vit-Nam, Public domain, via Wikimedia Commons



Die große Hilfe des damals existierenden sozialistischen Lagers,
darunter modernste konventionelle Waffen aus der UdSSR, die weltweite
Solidarität der Völker und Friedenskräfte waren entscheidende
Grundlagen dieses Sieges. Aber die letztlich ausschlaggebende
Bedingung, dass diese Faktoren zur Geltung kommen konnten, war der
nicht zu brechende Widerstandswille des vietnamesischen Volkes, der in
den Traditionen nationalen und antikolonialen Widerstandes wurzelte,
die die von Ho Chi Minh gegründete kommunistische Partei zu
mobilisieren verstand.

In seinem Artikel verweist Phu Trong folgerichtig darauf, dass die
Kommunistische Partei bei ihrer Gründung 1930 in ihrem "politischen
Programm" das Ziel ausgegeben hatte, die "national-demokratische
Revolution unter Führung der Arbeiterklasse" auf den Weg zu bringen,
um "danach in Richtung Sozialismus unter Umgehung des Kapitalismus und
unter den besonderen Bedingungen in Vietnam voranzuschreiten". Daran
habe sich zu keinem Zeitpunkt etwas geändert: "Während des ganzen
revolutionären Kampfes hat die Kommunistische Partei Vietnams immer
daran festgehalten, dass das Voranschreiten zum Sozialismus eine
objektive Forderung und der unvermeidliche Weg der Vietnamesischen
Revolution" ist.


Auf dem Weg Ho Chi Minhs

Dies sei, so Phu Trong, "das Ziel und der Weg, die Präsident Ho Chi
Minh, unsere Partei und unser Volk gewählt haben, und woran wir
festhalten werden". Auf der Grundlage "seines reichen
Erfahrungsschatzes, kombiniert mit den revolutionären und
wissenschaftlichen Theorien des Marxismus-Leninismus, kam Ho Chi Minh
zu der tiefgreifenden Schlussfolgerung, dass nur der Sozialismus und
Kommunismus die Frage der nationalen Unabhängigkeit vollständig
beantworten und allen Freiheit, Wohlergehen und Glück bringen kann".

Ich möchte hier erwähnen, dass ich und meine Frau Irene, die
Fotoreporterin war, während der Arbeit für die Nachrichtenagentur ADN
der DDR in der DRV von 1967 bis 1970 das große Glück hatten, Ho Chi
Minh mehrmals persönlich zu begegnen. Wenn er mit uns sprach, uns die
Hand drückte, uns freundschaftlich umarmte, sich nach unserem Befinden
erkundigte, erlebten wir in einer unvergesslichen Weise die kaum
wiederzugebende Ausstrahlung dieser faszinierenden Persönlichkeit, die
die Seele des Widerstandes war. Aber auch bei den vielen Begegnungen,
die wir mit den Menschen Vietnams hatten, war er einfach dabei. Sein
Testament, das er vier Monate vor seinem Tod, im Mai 1969, verfasst
hatte, ist durchdrungen von der Liebe zu seinem Volk und der
unerschütterlichen Gewissheit, dass es bis zum Sieg kämpfen wird. Man
möchte fast sagen, dass seine herausragende Führerpersönlichkeit erst
nach seinem Tod sichtbar wurde. Denn als er während des erbitterten
Befreiungskrieges gegen die US-Aggressoren und das südvietnamesische
Marionettenregime im September 1969 starb, hinterließ er nicht,
worauf seine Feinde spekuliert hatten, ein Vakuum, sondern eine
kampfgestählte Partei mit einem starken Führungskollektiv und ein von
seinem Unabhängigkeitswillen beseeltes Volk, die sein Werk
fortsetzten. Und so ist es bis heute, und es ist völlig richtig, wie
Phu Trong ausführt, "auf dem Weg, den Ho Chi Minh und unsere Partei
und unser Volk gewählt haben, zu beharren".
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Bekenntnis zum Erbe Ho Chi Minhs - Nguyen Phu Trong, Generalsekretär der heutigen KP Vietnams

Foto: Ron Przysucha / U.S. Department of State, Public domain, via Wikimedia Commons




Der Kurs des Doi Moi

Phu Trong geht auf den Kurs des Doi Moi ein. Der bereits 1986 auf dem
VI. Parteitag der KPV beschlossene Kurs "der Erneuerung" legte die
stärkere Einbeziehung privatkapitalistischer Betriebe in Industrie,
Landwirtschaft und im Finanzsektor fest. Das geschah vor dem
Hintergrund, dass sich zehn Jahre zuvor - ein Jahr nach dem Sieg über
die USA im April 1975 - der sozialistische Norden mit dem
kapitalistischen Süden zur Sozialistischen Republik Vietnam vereinigt
hatte. Nach dem Untergang der UdSSR und der sozialistischen Staaten in
Europa 1989/90 verlor Vietnam mit einem Schlag seine bis dahin
wichtigsten Partner im internationalen Handel.


Der Zwang zur Kooperation mit dem Kapital

Um seine Existenz zu sichern, ging Vietnam zur Kooperation mit der
kapitalistischen Weltwirtschaft über. Es ging darum,
Auslandsinvestitionen zu erschließen, Importe zu sichern und Zugang zu
neuen Absatzmärkten zu gewinnen. Diese Kooperation musste zwangsläufig
auch die USA, den früheren Kriegsgegner, als größte Wirtschaftsmacht
der westlichen Welt einschließen. Mit "Doi Moi" begann eine
Dezentralisierung des Bankensystems, die Zulassung privater
Geldhäuser, eine marktorientierte Finanzpolitik. Nach 1989/90 folgte
der Abschluss einer Vielzahl von bilateralen Verträgen mit
ausländischen kapitalistischen Unternehmen, der Beitritt zum
Internationalen Währungsfond, zur Weltbank und zuletzt 2019 nach über
dreijährigen Verhandlungen das EU-Vietnam Free Trade Agreement (EVFTA)
mit der Europäischen Union.

Ohne diese Zusammenarbeit einzugehen, wäre Vietnam dem Schicksal eines
dem Neokolonialismus unterworfenen Entwicklungslandes, wären seine
Menschen der Not und dem Elend ausgeliefert worden wie in den meisten
Ländern der "Dritten Welt".
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Start- und Landebahnen in Tan Son Nhat in der Nähe von Ho-Chi-Minh-Stadt (Aufnahme von 2006)
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Die Dimensionen

Welche Dimensionen die Einbeziehung privatkapitalistischer Betriebe in
die sozialistische Entwicklung inzwischen angenommen hat, verdeutlicht
beispielsweise die private Fluggesellschaft Vietjet Air. Mit ihrem
Start 2007 endete das Monopol der staatlichen Vietnam Airlines. 2011
besaß das Unternehmen lediglich drei geleaste Jets vom Typ Airbus
A320-200. Fünf Jahre später war der Flugzeugpark auf 40 Maschinen A320
und A321 angewachsen. Als 2017 der damalige US-Präsident Barack Obama
zum Staatsbesuch in Hanoi weilte, schloss Vietjet Air mit dem
Luftfahrt- und Rüstungskonzern Boeing einen Vertrag über den Kauf von
100 zivilen Boeing 737 für umgerechnet 11,3 Milliarden US-Dollar ab.
Soweit bekannt, fliegt Vietjet Air derzeit von ihrer Basis Tan Son
Nhat nahe der Metropole Ho-Chi-Minh-Stadt (dem früheren Saigon) aus 50
Ziele an, davon 17 internationale, mit täglich bis zu 300 Flügen, was
einem Marktanteil von mehr als 30 Prozent entspricht. Die Zahl der
Fluggäste beträgt 30 Millionen jährlich. Das US-Wirtschaftsmagazin
Forbes führte die Gründerin und Chief Executiv Officer (CEO) der
Vietjet Air, Nguyen Thi Phuong Thao, in seiner "Liste der stärksten
Frauen der Welt". Der damalige Minister für Transport und Verkehr,
Truong Quang Nghia, nannte das "eine gesunde Konkurrenz".

Besonders unter diesen Gesichtspunkten kritisieren Linke, mit diesem
Kurs weiche die KPV von den Grundsätzen des wissenschaftlichen
Sozialismus ab. Experten betonten dagegen, dass die staatliche
Fluggesellschaft Vietnam Airlines als Mitglied der Luftfahrtallianz
"Sky Team" ihren ersten Rang behauptet und führend auf dem
internationalen Markt bleibt. Sie ist mit bis zu 70 Prozent an Jetstar
Pacific beteiligt und gleichberechtigter Teilhaber an der staatlichen
Cambodia Angkor. 2016 besiegelte sie mit der japanischen ANA-Holding
ein Kooperationsabkommen, das eine Beteiligung des Tokioter
Unternehmens an Vietnam Airlines von 8,8 Prozent einschließt.


Vietnams Aufstieg zu einer modernen Industrienation 

Bei Doi Moi ist auch zu sehen, dass es dazu beigetragen hat, dass
Vietnam von einem durch das koloniale Erbe und die Folgen der bis 1975
andauernden US-Herrschaft in Südvietnam von einem wirtschaftlich
zurückgebliebenen Land zu einer der dynamischsten Volkswirtschaften
der Welt aufgestiegen ist. In den wenigen Jahrzehnten nach seiner
Wiedervereinigung 1976 gelangen ihm die ersten Schritte zum Aufbau
einer Industriegesellschaft. Der Beitrag Phu Trongs belegt, dass
Vietnam auf seinem sozialistischen Weg als einstiges Agrarland zu
einer modernen Industrienation aufgestiegen ist. Mit jährlichen
Wachstumsraten von sechs bis acht Prozent ist seine Wirtschaft die
stärkste im gesamten südostasiatischen Raum.

Laut dem Forschungsinstitut Statista betrug das Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf 2002 rund 550 US-Dollar, 2019 waren es bereits mehr als 3.400
US-Dollar. Das wird u. a. auf gestiegene Durchschnitts- und
Mindestlöhne sowie eine niedrige Inflationsrate zurückgeführt. Während
in den meisten Ländern der sogenannten Dritten Welt Hunger und Elend
herrschen, haben sich die Vietnamesen ein bescheidenes, aber besseres
Leben geschaffen, in dem die Versorgung mit Grundnahrungsmitteln
gewährleistet ist. Der Jugend stehen alle Möglichkeiten der Bildung
offen. Allein Ho Chi Minh-Stadt, die von zwei auf fast acht Millionen
Einwohner anwuchs, verfügt über 50 Universitäten und Hochschulen.
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Blick vom Saigon-Fluss auf Downtown Ho-Chi-Minh-Stadt (2013)

Foto: Diego Delso, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons






Beitrag zur Kooperation der Staaten Asiens

Nicht vergessen werden sollte, dass die Sozialistische Republik
Vietnam zur Entwicklung der Kooperation zwischen den Staaten Asiens
auf friedlicher und gutnachbarschaftlicher Basis beiträgt. Davon
zeugte, dass sie 2017 in Da Nang das Gipfeltreffen der
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft (APEC) ausrichtete, 2019
Gastgeber des zweiten (gescheiterten) Gipfeltreffens der Präsidenten
der USA und der Demokratischen Volksrepublik Korea (KVDR - Nordkorea),
Donald Trump und Kim Jong-un, war. Im Juni 2020 richtete sie in Hanoi
per Video-Konferenz den 36. Gipfel der Regierungschefs des Verbandes
Südostasiatischer Staaten (ASEAN) aus.


Partei behauptet Kommandogewalt in der Wirtschaft

Zweifellos trifft zu, dass westliche Unternehmer, unterstützt von
ihren Regierungen, in dieser wirtschaftlichen und auch
wissenschaftlich-technischen Kooperation versuchen, dem
privatkapitalistischen Sektor in Vietnam ein Übergewicht gegenüber dem
vorherrschenden gesellschaftlichen zu verschaffen und die führende
Rolle der KPV zu untergraben, um den sozialistischen Weg zu
unterminieren. Einige private Wirtschaftsmanager leisteten ihnen dabei
Schützenhilfe. Vietnam hat bisher jedoch alle Versuche, seine
wirtschaftliche Souveränität und die Kommandogewalt über seine
Wirtschaft anzutasten, zurückgewiesen. Die KPV hat nach 1989/90, im
Gegensatz zu den Kommunistischen Parteien der sozialistischen Staaten
Osteuropas, gerade nicht den Pfad der Sozialdemokratie eingeschlagen.
Auf dem 13. Parteitag im Januar dieses Jahres zählte sie 5,1 Millionen
Mitglieder, darunter 60 Prozent Jugendliche, die die im Westen
verbreitete Meinung, die Jugend interessiere sich nicht für
Befreiungskrieg und Sozialismus, Lügen strafen. Wobei sicher nicht
auszuschließen ist, dass bei einigen auch eine Rolle spielen wird,
dass sie in der Partei ihre berufliche Karriere am besten gesichert
sehen.


Phu Trong leitet persönlich den Kampf gegen Korruption

Nicht zu übersehen ist, dass als Resultat dieser Zusammenarbeit in
Vietnam bis dahin nicht gekannte Praktiken aus der Welt des Kapitals
wie die Korruption Fuß fassten. Dass die KPV dem einen schonungslosen
Kampf angesagt hat, bezeugt, dass Phu Trong das zur "Chefsache"
erklärt und persönlich unter seine Kontrolle gestellt hat. Ich
erinnere mich an einen Korruptionsprozess 2018 gegen 22 hochrangige
frühere Manager staatlicher Unternehmen, die in Hanoi angeklagt
wurden, schwerste Wirtschaftsverbrechen begangen, Bestechungsgelder
in Millionenhöhe kassiert sowie umgerechnet Hunderte Millionen Euro
veruntreut zu haben. Vertreter der deutschen Bundesregierung mischten
sich damals massiv ein und verweigerten die Auslieferung des nach
Deutschland geflohenen Hauptangeklagten Trinh Xuan Thanh an Vietnam.
Wie Medien zu entnehmen war, kehrte dieser dann auf Anraten seiner
Familie nach Vietnam zurück, worauf Berlin Vietnam bezichtigte, ihn
entführt zu haben. Angesichts der Tatsache, dass deutsche Unternehmen
2016 mit einem Handelsvolumen von acht Milliarden Euro wichtigster
EU-Partner Vietnams waren, unterblieben dann angedrohte
"wirtschaftliche Konsequenzen" und Berlin lenkte stillschweigend ein.


"Sozialistisch orientierte Marktwirtschaft" unter "Führung der
Kommunistischen Partei"

Der Generalsekretär der KPV bekräftigte das Festhalten am Kurs des Doi
Moi, den er als "sozialistisch orientierte Marktwirtschaft" definiert,
die in einem sozialistischen Staat "unter Führung der Kommunistischen
Partei praktiziert wird". Mit Doi Moi würden die Gesetze der
Marktwirtschaft berücksichtigt, er gründe aber zugleich "auf die
Prinzipien und das Wesen des Sozialismus".


Kapitalismus kann "keine sozialen Probleme lösen"

Das ist die eine Seite seiner Ausführungen. Die andere, die als die
entscheidende zu sehen ist, beeinhaltet, dass er zur internationalen
Zusammenarbeit mit dem Kapital vermerkt, sie vermittle die Erkenntnis,
dass der "freie Markt des Kapitalismus keine sozialen Probleme lösen
kann". Diese könnten, schlussfolgert er, "nur auf dem Weg zu einer von
Ausbeutung freien Gesellschaft" überwunden werden. "Wir brauchen eine
Gesellschaft, in der Entwicklung wirklich für den Menschen da ist und
nicht um des Profits willen im Dienste der Ausbeutung und der
Entmenschlichung steht. Wir brauchen eine wirtschaftliche Entwicklung,
die von sozialem Fortschritt und Gleichberechtigung begleitet wird und
die nicht für eine Vergrößerung der Kluft zwischen Arm und Reich
sorgt. Wir brauchen eine Gesellschaft des Mitgefühls, der Solidarität
und der gegenseitigen Unterstützung für fortschrittliche und
humanistische Werte."

Der erste Mann der KPV weist die westlichen Forderungen, Vietnam ein
Mehrparteiensystem aufzuzwingen, zurück. Die Realität in den
westlichen Ländern zeige, dass dieses System tatsächlich "die Diktatur
der kapitalistischen Konzerne" ist. "Das politische Leben wird von der
Macht des Geldes dominiert, die Macht des Volkes beseitigt."




[image: Foto: U.S. Department of State from United States, Public domain, via Wikimedia Commons]

Der damalige US-Präsident Trump und Vietnams Präsident Trong vor einer
Statue Ho Chi Minhs in Hanoi am 27. Februar 2019

Foto: U.S. Department of State from United States, Public domain, via
Wikimedia Commons




Ein steiniger Weg

Vietnam beschreitet einen steinigen Weg zum Sozialismus, was mich an
das lateinische Sprichwort "per aspera ad astra" erinnerte. Wörtlich
übersetzt "durch das Raue zu den Sternen" besagt es, "über raue Pfade
gelangt man zu den Sternen" oder "durch Mühsal gelangt man zu den
Sternen". Die Mühsal besteht unter anderem darin, dass Vietnam auf
diesem schwierigen und steinigen Weg Kompromisse eingehen musste: Zum
Beispiel den Schutz ausländischer Investitionen zu gewähren, dem
Umgang mit neoliberalen Essentials wie dem des geistigem Eigentums
zuzustimmen, Standards der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
zu berücksichtigen und, wie etwa im Abkommen mit der EU festgehalten,
den Abbau von 99 Prozent der Zölle zu akzeptieren, sich aber auch zur
Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens zu verpflichten.


Vietnam zweitgrößter ASEAN-Handelspartner der EU

Für Vietnam war entscheidend, dass es mit dem Abkommen seine Position
als zweitgrößter Handelspartner der EU aus dem Verband der Association
of Southeast Asian Nations (ASEAN) ausbauen kann. Vietnam exportierte
schon 2018 Waren und Dienstleistungen im Wert von mehr als 35
Milliarden Euro in EU-Länder, darunter neben Kleidung vor allem
Mobiltelefone und Ersatzteile, und importierte von dort Waren im
Volumen von mehr als zehn Milliarden Euro. Die vietnamesischen Exporte
lagen damit nur zehn Milliarden Euro unter dem, was die
Mercosur-Staaten Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay im
gleichen Jahr zusammen in die EU ausführten. Das ist auch ein Beispiel
dafür, dass Vietnam keineswegs ein Rohstofflieferant, sondern ein
wichtiger Produktionsstandort ist.


Führung der KPV sichert Vorwärtsschreiten

Der Beitrag des Generalsekretärs der KPV vermittelt, dass Vietnam in
seiner Kommunistischen Partei über eine kampfgestählte Vorhut verfügt.
Mit ihr haben seine Menschen in der Vergangenheit immer auch schwerste
Prüfungen der Geschichte bestanden. Das vermittelt die Gewissheit,
dass es den beschrittenen Weg, auch wenn die Schwierigkeiten noch
anwachsen sollten, was zweifellos der Fall sein dürfte, fortsetzen
wird.


Fleiß, Schaffenskraft, Erfindergeist und Idealismus

Dazu wird das im Volk tief verwurzelte revolutionäre Erbe Ho Chi Minhs
beitragen, seine im Widerstandskampf zur Verteidigung der
Unabhängigkeit vermittelten Lehren wie auch der Fleiß, die
Schaffenskraft und der Erfindergeist seiner Menschen, ihr Idealismus,
verbunden mit der Fähigkeit der Partei, die Kräfte, auch die eigenen,
richtig einzuschätzen, ein akzeptables Maß an Pragmatismus, verbunden
mit der Geduld, den richtigen Moment für das Handeln zu wählen und
nicht zuletzt, Fehler zu erkennen und zu korrigieren.

Ich selbst möchte sagen, dass ich davon überzeugt bin, dass Vietnam
und seine Menschen ihrer Partei folgen und den Weg zum Sozialismus
fortsetzen werden. Darin bestärkt mich, dass ich mit meiner Frau über
drei Jahre ihren aufopferungsvollen heldenhaften Kampf erleben konnte.


Leseempfehlung:


Von Gerhard Feldbauer liegen über Vietnam u. a. folgende
Publikationen vor:

• Zusammen mit Irene Feldbauer: Sieg in Saigon. Erinnerungen an
Vietnam. Pahl Rugenstein Nachf., Bonn 2005, 2. Aufl. 2006.

• Die Nationale Befreiungsrevolution Vietnams. Zum Entstehen
ihrer wesentlichen Bedingungen von 1925 bis 1945. Pahl Rugenstein
Nachf., Bonn 2007.

• Vietnamkrieg, Papyrossa, Köln 2013.

• Vor 75 Jahren siegte in Vietnam die Augustrevolution. Ho Chi
Minh rief am 2. September 1945 die Demokratische Republik Vietnam aus.
Schriftenreihe "Konsequent" der DKP Berlin, Heft 2/2020.


Zum Beitrag Phu Trongs gab Gerhard Feldbauer der
Nachrichtenagentur Vietnam News Agency (VNA) ein Interview, das
mehrere vietnamesische Medien veröffentlichten bzw. wiedergaben. Siehe
u. a.

https://www.vietnamplus.vn/nha-su-hoc-duc-bai-viet-cua-tbt-nguyen-phu-trong-co-y-nghia-to-lon/730888.vnp

(VNA sendet ins Ausland in Französisch, Englisch und Spanisch).

 * 
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Brasilien 

Zehn Botschaften der indigenen Völker an die Welt



Der "Marco Temporal" hätte verheerende Folgen - nicht nur für
Indigene, sondern für die ganze Welt. Warum, erklärt der
Indigenenverband APIB.

(Brasilia, 27. August 2021, Brasil de fato/poonal) - Das Oberste
Bundesgericht befasst sich derzeit mit der Frage, wie über die
Anerkennung indigener Landrechte entschieden werden soll. Die zur
Debatte stehende "Stichtagsregelung" (Marco Temporal [1])
sieht vor, dass nur diejenigen Gebiete als indigene Territorien
anerkannt werden sollen, die bereits vor dem 5. Oktober 1988 von
Indigenen bewohnt wurden. An diesem Tag war die brasilianische
Verfassung in Kraft getreten. Alle Gebiete, die seither zurückerkämpft
wurden, sollen entsprechend nicht mehr als indigene Territorien
gelten. Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs sollte am 25.8.
getroffen werden, wurde jedoch auf den 1.9. verschoben. Um zu zeigen,
wie bedeutungsvoll die Entscheidung über den Marco Temporal für das
Leben der indigenen Völker ist, hat der Verband "Articulação
dos Povos Indígenas do Brasil" [2] einen offenen Brief mit zehn
Botschaften verfasst, die an den Bundesgerichtshof und an die Welt
gerichtet sind:

1) Die Geschichte der indigenen Völker Brasiliens beginnt weder im
Jahr 1500 noch im Jahr 1988.

Die indigenen Völker kamen in dieses Land, noch bevor der Begriff der
Zeit überhaupt erfunden wurde, und wir sind die Nachfahren dieser
Menschen, die als erste ihren Fuß auf das Land setzten, das ihr
Brasilien nennt. Eure Uhren und Kalender können weder unsere Zeit
bemessen oder bestimmen noch können sie unsere Vorfahren ignorieren.

2) Unser Land ist unser Leben und keine Profitquelle.

Während Grundbesitzer, illegale Landbesetzer und Ausbeuter das Land an
sich gerissen und zerstört haben, pflegen wir, die indigenen Völker,
eine tiefe, spirituelle Beziehung zu unserem Land, die sich über
Generationen gehalten hat. Ohne Land gibt es für uns kein Leben. Wir
erforschen und untersuchen unsere Gebiete nicht, um den maximalen
Profit zu erzielen, sondern um uns zu ernähren, um unsere Kultur zu
erhalten und unsere Traditionen und unsere Spiritualität zu bewahren.

3) Wir kümmern uns um die Wälder, und die ganze Welt kann froh darüber
sein.

Mehr als einmal wurden die indigenen Völker als die besten Hüter*innen
der Wälder anerkannt. In unseren Territorien bleibt die Natur intakt.
In den indigenen Gebieten gibt es intakte Wälder, sauberes Wasser und
eine lebendige Tierwelt. Wie gut und wichtig das für alle ist, zeigen
die heutigen Klima- und Umweltkrisen, die das Überleben der Menschheit
bedrohen.

4) Unsere Vielfalt und die Verbindung mit unseren Vorfahren vereinen
uns.

Die Feinde der indigenen Völker versuchen um jeden Preis, künstliche
Gräben zwischen uns aufzubauen und uns zu spalten. Sie wollen
anscheinend nicht begreifen, dass das Erbe unserer Vorfahren stärker
und mächtiger ist als jeder Versuch, uns auseinanderzubringen.

5) Die Grundbesitzer beanspruchen den größten Teil des Landes und
zerstören ihn gnadenlos!

Das Argument, es gebe "zu viel Land für die paar Indianer", wurde
bereits mehrfach widerlegt. Der größte Teil der Flächen in Brasilien
wird bereits landwirtschaftlich genutzt. Ein kleiner Teil davon ist
indigenes Land, und was davon als indigenes Gebiet anerkannt wurde,
ist in einem hervorragenden Zustand!

6) Unser Kampf ist auch ein Kampf für die Zukunft der Menschheit.

Die Kultur der indigenen Völker pflegt die Verschiedenheit und das
Willkommenheißen. Wir kämpfen für den Erhalt der Umwelt und der
biologischen Vielfalt. Wir sind die Schützer*innen der Wälder, und wir
sind gern bereit, unser Wissen zu teilen - zum Wohle aller Menschen.

7) Seit 521 Jahren kämpft die indigene Bevölkerung um ihr Leben.
Offensichtlich ist hier etwas ganz und gar nicht in Ordnung.

Seit die Europäer in unser Land eindrangen, müssen wir tagtäglich um
unser Überleben kämpfen: gegen eingeschleppte Krankheiten wie
COVID-19, an der mehr als 1.100 Menschen aus unserer Familie starben,
gegen Völkermord, gegen Übergriffe. Auch heute noch gibt es viele
Menschen, für die unser Leben keinen Pfifferling wert ist. Das muss
ein Ende haben, sofort!

8) Wir haben ein Konzept entwickelt, das die gesamte Welt betrifft,
und wir wollen, dass die ganze Welt davon erfährt!

Wir haben über Jahrtausende unsere eigenen Produktionstechnologien
entwickelt. Daher können wir heute mit freiem Blick über eine
Gesellschaft ohne Ungleichheiten nachdenken, die auf einem guten Leben
und dem Schutz der Erde beruht und das freie Zusammenleben der Völker
ermöglicht. In unserem Gesellschaftskonzept wird Nahrung ohne Gift und
ohne Raubbau an der Natur produziert. Unsere Welt braucht ein solches
Konzept, um uns vor der Zerstörung zu retten!

9) Wir sind hier, und hier werden wir bleiben.

Wir haben die Kolonisierung überlebt, den Völkermord und die
Krankheiten. Unser Volk ist widerstandsfähig, wir haben immer einen
Weg gefunden, um zu überleben und uns zu schützen, selbst unter den
schlimmsten Bedingungen. Wir werden am Leben bleiben und für unsere
Rechte kämpfen, und wir hoffen, dass die Welt begreift, dass unser
Leben wichtig ist. Die indigenen Völker fordern ein erfülltes und
friedliches Leben, denn das ist es, was wir wollen und brauchen.

10) Brasilien ist ein indigenes Land, die Mutter Brasilien ist
indigen!

Seit 521 Jahren wird versucht, die indigene Abstammung dieses Landes,
das sie Brasilien nennen, auszulöschen. Wir haben dieses Land als
allererste betreten. Wir pflegen den Boden, halten die Wälder in
Ordnung und verehren die jahrtausendealten Vorfahren. Wir sind viele,
wir sind stark und wir sind stolz auf unsere Geschichte, und niemand
wird uns das je nehmen können!


Anmerkungen:

[1] https://amerika21.de/2020/05/239773/stf-stopp-verfahren-gegen-tis

[2] https://apiboficial.org/?lang=en
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Chile 

Präsidentschaftskandidaturen der parteipolitischen Blöcke stehen
fest
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Yasna Provoste, Präsidentschaftskandidatin der Unidad Constituyente,
hier als Senatspräsidentin im Mai 2021

Foto: Mediabanco Agencia, (CC BY 2.0) via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Mit der Wahl Yasna Provostes zur Kandidatin der Ex-Concertación ist
sicher, wer aus den politischen Lagern im November zur
Präsidentschaftswahl antritt.

(Montevideo, 22. August, la diaria/poonal) - Vor den allgemeinen und
Präsidentschaftswahlen in Chile am 21. November zeichnet sich das
politische Panorama immer klarer ab. Am vergangenen Samstag wählte die
Unidad Constituyente, ein Wahlbündnis der Parteien der ehemaligen
Concertación, ihre*n Kandidat*in. Die Senatorin der
Christdemokratischen Partei (DC) Yasna Provoste setzte sich in der
Wahl um die Präsidentschaftskandidatur mit deutlicher Mehrheit durch.
Die 51-jährige Abgeordnete und derzeitige Senatspräsidentin war unter
Ricardo Lagos und in der ersten Amtszeit von Michelle Bachelet
Ministerin.

In der Wahl erhielt Provoste nun 60 Prozent der Stimmen und ließ damit
die Sozialistin Paula Narváez sowie Carlos Maldonado, den Partido
Radical-Kandidaten, hinter sich. Die Wahlbeteiligung des
Mitte-Links-Bündnisses hielt sich jedoch in Grenzen: Nur wenig mehr
als 140.000 Personen nahmen an der Abstimmung teil. Wie El Mercurio
berichtet, sammelte Provoste davon 85.000 Stimmen, Narváez etwa 38.000
(27 Prozent) und Maldonado 17.000 Stimmen (12 Prozent).


"Die Führung nicht von einem Sebastián an den anderen
übergeben"

Provoste kommt aus der indigenen Bevölkerungsgruppe der Diaguita im
Norden des Landes. Noch am Wahlabend hielt Provoste in ihrer
Geburtstadt Vallenar in der Region Atacama ihre erste Rede als
Präsidentschaftskandatin. "Heute müssen wir dazu in der Lage sein,
vereint für das Gute für unser Land zu arbeiten. Nach allem, was wir
jetzt sehen, kann das Land nicht denken, dass die nächste Regierung
antritt, um zu experimentieren, um Dinge auszutesten und Fehler zu
begehen. Wir dürfen auch nicht denken, dass die Führung von einem
Sebastián an einen anderen übergeben wird", so die Kandidatin. Damit
wies sie auf den aktuellen chilenischen Präsidenten Sebastián Piñera
sowie seinen möglichen Nachfolger, den Kandidaten der politischen
Rechten Sebastián Sichel, hin.

"Das klare Zeichen, das wir setzen wollen, besteht darin, dass wir die
Moneda (den Präsidentenpalast in Santiago de Chile, Anm. d. Übers.)
für Chile öffnen werden, für das wahre Chile: das Chile der Regionen,
der Gemeinschaften; das Chile, das im ländlichen Raum lebt. Das ist
unsere Verpflichtung", fügte Provoste laut La Tercera hinzu.


Provostes Wahl wird auch die Zukunft der politischen Linken
und Rechten beeinflussen

Chilenische Medien analysierten Provostes Wahl auch in Hinblick auf
die Ergebnisse der Abstimmung im linken politischen Lager Apruebo
Dignidad. Hier tritt Gabriel Boric als Präsidentschaftskandidat an. So
ist es für die linken Parteien einfacher, sich von Provoste zu
distanzieren als von ihrer Gegenkandidatin Narváez. Mit der
Sozialistin wäre sich das linke Parteienbündnis schließlich in vielen
Punkten und Visionen des zukünftigen Chiles einig gewesen. Andersherum
bedeutet Provostes Wahl für das rechte Lager und den Kandidaten Sichel
einen Rückschlag: Provoste steht für die politische Mitte und könnte
der konservativen Rechten Stimmenverluste einbringen. Sowohl aus der
Rechten als auch aus der Linken wurde die geringe Wahlbeteiligung in
der Unidad Constituyente jedoch als politische Niederlage gedeutet.
Bei den Wahlen um die Präsidentschaftskandidatur beider Lager am 18.
Juli hatten jeweils über eine Million Menschen abgestimmt.

So steht das Panorama für die Wahlen im November fest: Provoste,
Sichel und Boric werden um den Einzug in die Moneda konkurrieren.
Daneben wird es noch weitere, politisch jedoch bisher deutlich weniger
relevante, Kandidaturen geben. Dazu gehört auch der Ultrarechte José
Antonio Kast, Chef der Republikanischen Partei, der am vergangenen
Sonntag seine Kandidatur bekanntgab. Auch der Mapuche Diego Ancalao
[1] kündigte seine Kandidatur für das Präsidentenamt an. Er erreichte
die nötige Anzahl an Unterschriften für eine unabhängige Kandidatur
und tritt als Vertreter der bewegungsnahen Lista del Pueblo, die sich
nach den Protesten zu Chile Despertó [2] für die Wahl zum
Verfassungskonvent [3] gebildet hatte, an.


Anmerkungen:

[1] https://www.flickr.com/photos/mediabanco/51190299740/

[2] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/adios-general-vom-ende-der-glaubwuerdigkeit-des-neoliberalen-modells/

[3] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/verfassungskonvent-waehlt-mapuchevertreterin-zur-praesidentin/
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HEGEMONIE/1836: Neuorganisierte NATO-Interessen ... (SB)



Dass die demokratischen Repräsentanzmächte des globalen
Kapitalismus ihre eigenen Prinzipien mit Füßen zu treten genötigt
sind, ist nüchtern zu konstatieren und zu analysieren. Der Beruf der
Kritik kann es nicht sein, ihren Gegenstand zu "retten" und
ausgerechnet in seiner Agonie zur "Zivilisation" zu verklären. Daran
kann sich höchstens erweisen, dass die Kritik eigentlich gar keine
war. Schon immer hat ja die Linke bloß die Prinzipien des
Kapitalismus in ihrer idealisierten Gestalt gegen den realen
Kapitalismus eingeklagt; und diese falsche Immanenz wird nirgends so
deutlich wie beim Verfall der politischen Hülle. Ob Linke, Rechte
oder Liberale: Alle Denkschulen und intellektuellen Charaktermasken
der Modernisierung wollen es nicht wahrhaben, dass die Ontologie
ihrer Welt untergeht und ihr Nomos sich auflöst.

Robert Kurz - Weltordnungskrieg [1]

Nichts Neues in Afghanistan - woran sich das British Empire schon im
19. Jahrhundert die Zähne ausbiss, woran die Sowjetunion scheiterte
und den eigenen Niedergang beförderte, das haben nun auch die
NATO-Staaten erleben müssen. Aller militärtechnologischen,
logistischen und ökonomischen Überlegenheit zum Trotz zogen die
Besatzungstruppen der NATO Ende August 2021 kurz vor dem 20.
Jahrestag des Beginns der Eroberung Afghanistans am 7. Oktober
2001wieder ab, ohne ihre vorgeblichen wie tatsächlichen Kriegsziele
erreicht zu haben.

Im Unterschied zur Sowjetunion, die mit dem Einmarsch in Afghanistan
zur Unterstützung ihres Gewährsmannes in Kabul und zur Rettung einer
säkularen Entwicklung des Landes allem Anschein nach einer
Provokationsstrategie des Konkurrenten USA auf den Leim ging, was
ihre ohnehin durch den Rüstungswettlauf des Kalten Krieges stark
belastete Wirtschaft bis an den Rand des Zusammenbruchs auszehren
sollte, werden die NATO-Staaten nicht an den finanziellen,
materiellen und menschlichen Kosten des Krieges scheitern. Die in 20
Jahren allein in den USA für diesen Krieg - hinzu kommen Irak,
Libyen, Syrien und weitere Interventionen - ausgegebenen 2.260
Milliarden Dollar schlagen selbst vor dem Hintergrund einer
akkumulierten Staatsschuld von 26.600 Milliarden Dollar dennoch so
heftig zu Buche, das seine Beendigung durch die vorherige und jetzige
US-Regierung auch einem finanziellen Kosten-Nutzen-Kalkül geschuldet
sein dürfte. Nicht eingerechnet sind die langfristigen Folgekosten
US-amerikanischer Kriegsversehrter, für deren Versorgung allein im
Falle Afghanistans bereits 175 Milliarden Dollar ausgegeben wurden.

Gerade weil die ökonomische Ratio der Staatsausgaben schwer wiegt,
dürfte die Räumung dieses geostrategischen Vorpostens an der Grenze
Chinas und im territorialen Umfeld seines Projektes der Neuen
Seidenstraße nicht das Ende der Einmischung in die regionale Politik
durch die USA sein, steht die Konkurrenz zur Volksrepublik doch ganz
oben auf der Agenda jedes US-Präsidenten. Gleiches gilt für die
Bundesrepublik, die mit 20 Milliarden Euro Kriegskosten
vergleichsweise glimpflich davon kommt, aber bereits die
außenpolitischen Fühler zu den Taliban ausstreckt, um auch in Zukunft
einen Platz am Tisch zentralasiatischer Verteilungskämpfe zu haben.


Befreiung kann niemals aufoktroyiert werden

Wären die Taliban nicht eine religiös-fundamentalistische Gruppierung
von brachialer patriarchaler Durchsetzungskraft, dann könnte der von
ihnen geleistete Widerstand Vorbildcharakter für Bevölkerungen im
Globalen Süden haben, die sich den Okkupations- und
Extraktionsstrategien übermächtiger Staaten ausgesetzt sehen. Die
Umkehr jener "Asymmetrie", mit der die Probleme einer
HighTech-Kriegführung gegen sprichwörtliche Barfußsoldaten in den
Planungsstäben der Kriegsstrategen und Militärwissenschaften ihrer
blutigen, die Körper zerfetzenden und pulverisierenden Wirklichkeit
enthoben werden, durch eine leichtbewaffnete, mit dem Land quasi
verschmelzenden Guerilla ist ein Erfolg für die materiell unterlegene
Seite schon deshalb, weil dieser Fall unter Einsatz
milliardenschwerer Rüstungsprogramme, der modernsten Aufklärungs-
und Waffentechnologie, der Etablierung einer Kriegsökonomie, die im
Falle Afghanistans mehr als 40 Prozent des BIP ausmachte, der
Indienstnahme ziviler Befriedungsagenturen wie die Verwundbarkeit des
Gegners evaluierender Sozialwissenschaften und nicht zuletzt des
Einsatzes gigantischer Geldsummen zur Rekrutierung einer
einheimischen Kompradorenbourgeoisie verhindert werden sollte

Die allemal beklagenswerten Folgen eines neuerlichen Talibanregimes
ändern nichts daran, dass der imperialistische Krieg durch nichts zu
rechtfertigen ist, was der Bevölkerung eines Staates oder den
Menschen einer Region die Mittel aus der Hand nimmt, selbst für ihre
Befreiung zu kämpfen. So sind afganische Frauen in den 1960er und
1970er Jahren bereits für ihre Rechte auf die Straße gegangen, noch
bevor die säkulare Entwicklung in quasi marxistisch-leninistischer
Manier von oben verordnet wurde. Doch auch das war ein Fortschritt
gegenüber der Herrschaft eines tradierten Islams, der die
Herabwürdigung von Frauen fast auf die Ebene sogenannter Nutztiere
legitimierte.

Es ist denn auch müßig, sich an den Behauptungen einer angeblich
werte- und regelbasierten Außen- und Sicherheitspolitik abzuarbeiten.
Wer dies etwa als JuristIn oder VölkerrechtlerIn tut, kann dem
dezisionistischen Charakter imperialistischen Regierungshandelns nur
hinterherhinken, kommt doch stets zu spät, wer mit Fassaden kämpft,
während die realen Schlachten schon woanders ausgefochten werden.
Längst sind die NATO-Staaten dabei, so mit der Neuen Atlantik-Charta,
sich sicherheitspolitisch aus dem System internationalen Rechts zu
verabschieden, um maximale Handlungsfähigkeit in der Konfrontation
mit China und Russland zu erlangen. Was zuvor bei der Berufung auf
die niemals in den Stand offiziellen Rechtsgutes gelangten
Responsibility To Protect (R2P) noch den Schein formaler Hinwendung
zum Völkerrecht wahrte, weicht zusehends der Maxime einer
Kriegführung, die sich aller rechtlichen Fesseln entledigt und ihre
Legitimation, wenn überhaupt, auf dem Weg populistischer Akklamation
erlangt.


Im Zerrspiegel der Kriegsvorwände

In einer "verkriminalisierten Politik" werden alle Fragen nach den
 gesellschaftlichen Ursachen von Gewalt, die meist in der sozialen
 Ungleichheit liegen, marginalisiert und als irrelevant hingestellt
 zugunsten einer zielstrebigen Bestrafungsstrategie, die sämtliche
 Erklärungen, abgesehen von der frei schwebenden Schuld des Täters,
 als Versuch abtut, sich der Verantwortung zu entziehen. Dass man
 die Strafstrategie verfolgt, weil sie weniger "teuer" sei, ist
 lediglich ein Scheinargument, mit dem sich die Eliten jeglichen
 Veränderungen eines Systems widersetzen, das sehr zu ihren Gunsten
 arbeitet, auch wenn es allen anderen enorme Kosten an
 Ungleichheit, Unsicherheit, Gewalt und Repression aufbürdet. Das
 internationale Strafrecht lässt sich als Globalisierung dieses
 Phänomens sehen: Die reichen Länder schaffen aus reiner Gier
 unerträgliche Bedingungen in der ganzen Welt und nutzen die
 Kämpfe, die diese Bedingungen hervorbringen, als Vorwand, um ihre
 eigenen Interessen unter Einsatz von Gewalt durchzusetzen. Die
 reichen Länder finden es "weniger teuer", Bedingungen zu schaffen,
 in denen Menschenrechte mit hoher Wahrscheinlichkeit verletzt
 werden, und anschließend über die Täter herzufallen und sie zu
 bestrafen, als von vorneherein Bedingungen zu schaffen, in denen
 die Menschenrechte gewahrt werden können. [2]


Über die entscheidenden Gründe, die die Regierung Präsident Bushs zum
Angriff auf Afghanistan veranlasste, ist viel spekuliert worden.
Zweifellos spielen geostrategische Interessen eine Rolle, auch der
Blick auf die mineralischen Ressourcen des Landes ist von Belang.
Doch der an erster Stelle angeführte Krieg gegen den Terrorismus
verfügt schon deshalb über wenig Glaubwürdigkeit, weil die erklärten
Täter vor allem aus Saudi-Arabien stammten, die Angriffe auf das
World Trade Center und das Pentagon an verschiedenen Stellen der Welt
geplant und initiiert wurden, und weil die Taliban die Auslieferung
des angeblichen Hauptverantwortlichen Osama Bin Laden schon vor dem
11. September 2001 wie auch angesichts des drohenden Angriffs auf das
Land angeboten hatten, obwohl kein Auslieferungsabkommen mit den USA
bestand. Sie verlangten allerdings die Vorlage glaubwürdiger Beweise
für die Täterschaft des saudischen Islamistenführers, was die
US-Regierung verweigerte. Wäre dieser Angriffsgrund von Relevanz
gewesen, dann wären die Taliban, deren politisches Handeln sich stets
auf ihr Land beschränkte und die keine Anschläge in westlichen
Staaten durchführten, ein eher nachrangiges Kriegsziel gewesen.

Ganz sicher ging es niemals um Frauenrechte, die Befreiung vom
Patriarchat oder die Etablierung einer demokratischen
Zivilgesellschaft in einer von tribalistischen Herrschaftsstrukturen
bestimmten Region. Die kriegerische Verwirklichung universaler
Rechtsansprüche hätte nicht nur bedeutet, große Teile der Welt mit
Krieg zu überziehen, sondern auch die eigene Bevölkerung von
Ausbeutung und Unterdrückung, von Rassismus und Sexismus befreien zu
müssen. Zudem waren es die USA, die die Mujaheddin aufgerüstet und
den Zug islamistischer Kämpfer nach Afghanistan für den Heiligen
Krieg gegen die Sowjetunion und die säkulare Regierung in Kabul über
ihren damaligen Verbündeten Osama Bin Laden organisiert hatten,
natürlich mit wohlwollender Unterstützung der deutschen Regierung.
Den höchsten Preis des Bomben- und Drohnenkriegs der NATO-Armeen
haben diejenigen entrichtet, die am wenigsten Verantwortung für das
Blutvergießen trugen - afghanische Frauen und Kinder, die zu
Zehntausenden starben, die verhungerten und vermeidbaren Erkrankungen
erlagen.

Für das vielzitierte Nation Building, von dem der ehemalige
US-Botschafter in Berlin, John Kornblum, behauptet , es sei vor allem
ein Anliegen der rot-grünen Bundesregierung gewesen, um damit die
deutsche Kriegsbeteiligung legitimieren zu können, gilt ähnliches.
Sogenanntes Staatsversagen ist im westeuropäischen und
nordamerikanischen Politikbetrieb kein Fremdwort mehr, und wer nach
den großen Problemen der Zeit wie insbesondere der Klimakrise fragt,
stößt bei den Regierungen von Berlin bis Washington auf ein Desaster
aus Abwarten und Ignoranz, aus Inkompetenz und verschobener
Verantwortung, das allemal Anlass für einen Regimewechsel böte.

Wie die Partei Die Linke erleben musste, als sie sich bei der
Abstimmung zum nachträglichen Mandat des sogenannten
Rettungseinsatzes der Bundeswehr mehrheitlich enthielt, führt die
Widerlegung ins Feld geführter Kriegsgründe, einzig von dieser Partei
durch permanente Ablehnung aller parlamentarisch dazu erteilter
Mandate geleistet, zur Stigmatisierung als für die Staatsräson
unzuverlässiger, mithin demokratiefeindlicher Paria. Diesem
Abstimmungsverhalten treu zu bleiben wäre denn auch wesentlich
produktiver für die Glaubwürdigkeit einer Linken gewesen, die im
Konsensmanagement des kapitalistischen Normalbetriebs bei Befolgung
ihrer erklärten Ideale gar nicht anders kann denn als schwarzes Schaf
gebrandmarkt zu werden.

Wo SPD-Kanzlerkandidat Scholz ein Herz für die NATO einfordert und
damit die Schwelle für eine Regierungsbeteiligung der Linken so hoch
legt, dass ihre Überwindung auch den Rest verbliebener
Streitfähigkeit zerstörte, wird die imperialistische Staatsräson
korrekt beziffert. Dementsprechend arbeiten sich viele
KritikerInnen deutscher Kriegsbeteiligung am Popanz falscher Gründe
ab, anstatt den Konsens deutscher Staatsräson aufzukündigen und eine
Gegenposition zu stärken, in der sich das Alleinstellungsmerkmal der
Linken, sich jeder Kriegsbeteiligung zu verweigern, durch echte
Systemopposition auszahlte. Schuld- und Wahrheitsfragen vor dem
Hintergrund kruder Interessenpolitik zu stellen führt zielsicher am
Kern des Problems, wie die eigene Ohnmacht zu überwinden ist, vorbei.


Wo die Berechnung von Kriegskosten nicht hinreicht

Ein von 80.000 Bomben und Raketen der Eroberer wie der Kämpfe am
Boden zerstörtes und verarmtes Land, mindestens 240.000 Kriegstote
unter der afghanischen Bevölkerung, fast die Hälfte der 33 Millionen
AfghanInnen hungert regelmäßig, an der wirtschaftlichen Lage des
Landes hat sich seit 2001 trotz milliardenschwerer Hilfsgelder nichts
geändert, das alte, geschlagene Regime ist das neue, siegreiche
Regime - die Bilanz dieses Krieges könnte aus der Sicht der davon
betroffenen Bevölkerung kaum schlechter ausfallen. Das Drama um die
sogenannte Rettungsoperation besetzt den Platz einer Kritik, die gar
nicht davon ausgeht, dass ein Staat, der noch vor wenigen Wochen
Flüchtende nach Afghanistan abgeschoben hat, irgendein Interesse
daran hätte, Menschen aus ihrer Not zu retten.

Es ist offenkundig und wurde selbst in Leitmedien unwidersprochen
erklärt, dass niemand in exekutiver Position vom schnellen Vormarsch
der Taliban überrascht sein konnte. Zudem wurde ein Antrag der Grünen
und Linken auf frühzeitige Evakuierung sogenannter Ortskräfte im Juni
im Bundestag abgelehnt, als diese noch auf unbehinderte Weise hätten
ausreisen können. Das Hauptproblem der Besatzer besteht darin, mit
der Abwicklung des Abzuges an den einheimischen Hilfskräften vorbei
ein weltweit wahrgenommenes Beispiel gegeben zu haben, dass die
Abneigung von NATO-Interventionen heimgesuchter Bevölkerungen, sich
auch bei erklärter bester Absichten nicht mit den Invasoren
einzulassen, kaum mehr hätte geschürt werden können als durch ein
Vorgehen, das konform geht mit der generellen Abwehr nichtweißer
MigrantInnen und Flüchtender durch die EU und USA.

Was also tun mit einer imperialistischen Politik, die auf den Begriff
der Menschenverachtung zu bringen durch die Hintertür den
Kriegsvorwand der Menschenrechte affirmiert, statt die Verankerung
deutschen Hegemoniestrebens im Interesse daran, die eigene Stellung
in der Staatenkonkurrenz zu welchem Preis auch immer zu konsolidieren
und zu verbessern, zu kritisieren? Vorzugehen gegen eine
Kriegspolitik, die die Bevölkerung zur Zustimmung zu einer
Staatsräson anhält, der Rassismus, Kolonialismus, Sexismus und
Klassenherrschaft inhärent ist, kann nur gelingen, wenn erkannt wird,
dass das herrschende Krisenmanagement längst seine Wahl getroffen
hat, wer davon profitieren und wer abgehängt werden soll.

Wozu sonst als den anwachsenden Antagonismus zwischen der
EigentümerInnenklasse und den auf ihre immer schlechter verwertbare
Arbeitskraft zurückgeworfenen Marktsubjekten abzusichern dienen
Maßnahmen wie die stetige Verschärfung staatlicher Sozialkontrolle,
polizeilicher Überwachung und gegen linke Bewegungen gerichteter
Repression, deren Verschärfung seit 2001 verstärkt mit dem
sogenannten Krieg gegen den Terrorismus begründet wird? Warum sind
bis heute die Streitkräfte der Staaten trotz ihres
verbrauchsintensiven Betriebs von jeglicher Verantwortung für die
Eindämmung der Klimakrise und jeglicher Rechenschaft für die von
ihnen ausgehende Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen explizit
ausgenommen?

Was am Hindukusch zur angeblichen Verteidigung Deutschlands mit einer
sogenannten Demokratisierung betrieben wurde, für die vor allem
KandidatInnen aufgestellt wurden, die der politischen und
ideologischen Maßgabe der BesatzerInnen entsprechen, wirft ein
bezeichnendes Licht auf das Projekt demokratischer Willensbildung in
einer von Kapital- und Eigentumsinteressen dominierten Gesellschaft.
Wenn mit eurozentrischem Blick neokolonialistische Projekte
angeschoben werden, ohne dem Anspruch der davon betroffenen
Bevölkerungen auf Selbstbestimmung und Selbstverwaltung den Vorrang
einzuräumen, weil das zum Scheitern dieser Projekte führte, dann sind
die Bevölkerungen der NATO-Staaten nicht minder der dazu
praktizierten Ratio des Teilens und Herrschens ausgesetzt. Die
altbekannte These, dass imperialistische Kriege stets auch der
Stabilisierung der Herrschafts- und Gewaltverhältnisse im eigenen
Land dienen, ist so trivial wie unwiderlegt.

"Nichts ist gut in Afghanistan", erklärte die damalige
Ratsvorsitzende der EKD, Margot Käßmann, in ihrer Heiligabendpredigt
2009. Das löste nicht nur einen Sturm der Entrüstung aus, sondern
machte ihren Rücktritt zwei Monate später, der angeblich wegen einer
persönlichen Verfehlung erfolgte, unausweichlich. Wenn schon honorige
BürgerInnen untragbar werden, weil sie auf kategorische Weise
Kritik üben, dann müssen sich jugendliche KlimaaktivistInnen, die
zusehends entdecken, dass Krieg, Kapitalismus, Kolonialismus und
Patriarchat wesentlich für die sich beschleunigende Zerstörung des
Lebens verantwortlich sind, warm anziehen. Sehenden Auges
mitzuerleben, dass der Anspruch der Nationalstaaten auf souveränes
Regierungshandeln zusehends in Widerspruch zu der von ihnen selbst
vorangetriebenen Globalisierung der Produktion, der Mobilität und des
Handels wie deren militärischer Absicherung gerät, könnte die
Klimagerechtigkeitsbewegung auf eine Weise politisieren, die sie zu
einem weit weniger pflegeleichten Verhandlungspartner als bisher
machte.

Je mehr die Jugend in den hochproduktiven Zentren des Globalen
Nordens begreift, dass mit den Menschen im Globalen Süden sehr
haltbare und streitfähige Bündnisse eingegangen werden können, desto
weniger ist sie auf Zugeständnisse der eigenen Regierungen und Eliten
angewiesen. Die Unfähigkeit und der mangelnde Bereitschaft,
entschieden für das Wohl des ganzen Planeten einzutreten, zeigt mit
zwingender Konsequenz auf, dass die nach wie vor als Treibstoff von
Innovation und Wachstum favorisierte Konkurrenz zwischen den zu
Marktsubjekten degradierten Menschen den schnellsten Weg in
eine Katastrophe bahnen, die alle Gewissheiten in Frage stellt und in
der nur die stärksten und brutalsten AkteurInnen den Stand einer
Reproduktion aufrechterhalten können, der ihnen überhaupt eine
Zukunft bietet.



Fußnoten:
   
 
[1] Robert Kurz: Weltordnungskrieg. Das Ende der Souveränität und die

Wandlungen des Imperialismus im Zeitalter der Globalisierung, Bad

Honnef 2003, S. 305

[2] Michael Mandel: Pax Pentagon. Wie die USA der Welt den Krieg als
Frieden verkaufen, Frankfurt am Main 2005, S. 362
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KRIEG/1797: Kriegsverwerter Türkei ... (SB)



Wir hatten unsere ersten Gespräche mit den Taliban, sie dauerten
dreieinhalb Stunden. Wenn nötig, werden wir weitere Verhandlungen
führen.

Recep Tayyip Erdogan [1]



Wo die Kriegsmaschine der westlichen Mächte überfallene Länder ins
Chaos gestürzt und ihr blutiges Werk verrichtet hat, um dann nach
fluchtartigem Rückzug auf neue Schlachtfelder weiterzuziehen, steht
Recep Tayyip Erdogan Gewehr bei Fuß. Wie in Syrien und Libyen will er
nun auch in Afghanistan in die Bresche springen, um als Sieger aus
diesem Krieg hervorzugehen, indem er einen drohenden regionalen
Flächenbrand einzudämmen und eine weiträumige Fluchtbewegung
drangsalierter Menschen abzuwürgen verspricht. Im Armdrücken der
Großmächte, die auf eine westlicherseits vorangetriebene finale
Konfrontation zusteuern, versteht er es ein ums andere Mal, sich mit
fatalen Folgen für die Mehrzahl der Menschen im eigenen Land wie auch
in der engeren und weiteren Nachbarschaft unentbehrlich zu machen und
der Rückendeckung seitens der Nato- und EU-Staaten zu versichern.

Die Beziehungen zwischen Afghanistan und der Türkei reichen bis ins
Jahr 1919 zurück, war doch die türkische Republik einer der ersten
Staaten, die Afghanistan nach seiner Unabhängigkeit diplomatisch
anerkannten. Man schickte Lehrer und Offiziere nach Kabul. "Kemal
Atatürk war für uns ein großes Vorbild", meldete sich kürzlich India,
die hochbetagte Tochter des ersten afghanischen Königs Amanullah Khan
aus dem italienischen Exil zu Wort. Aber leider hätten die
Rückständigen in ihrem Land letztendlich immer die Oberhand gewonnen.
Das solle allen eine Mahnung sein. [2]

Die Zeiten haben sich insofern geändert, als die Türkei 20 Jahre lang
Teil des westlichen Okkupationsregimes im Land der "Rückständigen"
war, zeitweise mit rund 2000 Soldaten. Sie stellte mit ihrem damaligen
Außenminister Hikmet Çetin den ersten politischen Vertreter der Nato
in Afghanistan, und vom Juni 2002 bis Februar 2003 sowie vom Februar
2005 bis August 2005 wurden die internationalen Besatzungstruppen aus
43 Staaten von einem türkischen General kommandiert. Die türkische
Entwicklungsagentur Tika errichtete oder renovierte nach Angaben des
Senders TRT für über eine Milliarde Dollar Krankenhäuser, Schulen und
Moscheen, der staatliche Energiekonzern TPAO investierte in die
bescheidene Öl- und Gasförderung im Norden des Landes. Bis zum Schluss
waren rund 500 türkische Soldaten am Hindukusch stationiert, dem Namen
nach keine Kampftruppen. Und am Ende schaffte es die Türkei, alle ihre
Landsleute rechtzeitig zu evakuieren und dabei sogar einige
Afghaninnen mit an Bord zu nehmen.

Zentrales Element des türkischen Auftrags war seit sechs Jahren die
Absicherung des Flughafens in Kabul und eben dies soll der Schlüssel
für die Regierung in Ankara sein, auch künftig den Fuß in die Tür zu
setzen. Dass die Idee einer Vermittlerrolle nicht spontan erwuchs,
sondern von langer Hand geplant war, zeigte die Einladung der Türkei
im Frühjahr 2021 zu Friedensverhandlungen zwischen der afghanischen
Regierung und den Taliban in Istanbul, was letztere jedoch ablehnten.
Am Rande des Nato-Gipfels im Juni besprach Erdogan mit US-Präsident
Joe Biden, dass das türkische Militär nach Abzug der Amerikaner die
Sicherung des Flughafens übernehmen könne. Wenngleich der rasante
Durchmarsch der Taliban einen geordneten Rückzug zunichte machte,
bleibt auch unter veränderten Vorzeichen die türkische Karte ein
Trumpf.

Die neue Führung in Kabul dürfte sich im Klaren darüber sein, dass
viele dringend benötigten Waren wie auch unverzichtbare internationale
Hilfsgelder nur über einen funktionsfähigen und sicheren Flughafen ins
Land kommen können. Die Versorgung der Bevölkerung ist wiederum eine
wesentliche Voraussetzung, die Situation zu stabilisieren und eine
Massenflucht zu bremsen. Das deckt sich mit dem Interesse der
westlichen Staaten, die ihre Evakuierung abschließen, dann aber den
Durchlass am liebsten versiegeln würden. Daraus erwächst für Erdogan
eine verlockende Möglichkeit, seine Kontroversen mit Washington und
Brüssel zu deckeln und sich als Retter in der Not zu profilieren. Der
Türkei komme "eine Schlüsselrolle" zu, unterstrich denn auch
Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg, während Heiko Maas und sein
französischer Amtskollege Jean-Yves Le Drian darauf drängten, die
Flughafenpläne zügig in die Tat umzusetzen. Von einem Wiederaufbau
Afghanistans könnten im übrigen auch türkische Baukonzerne mit
Milliardenaufträgen profitieren, wobei die großen Firmen der Branche
überwiegend in der Hand Erdogan nahestehender Unternehmer sind.

Nach Auffassung westlicher Beobachter könnte die Türkei als
mehrheitlich muslimisches Land eine Sonderrolle in Gesprächen mit den
Taliban einnehmen. Diese haben offenbar bei der Türkei und Katar
angefragt, ob sie den Flughafen wieder in Betrieb nehmen könnten.
Erdogan scheint bereit zu sein, das Taliban-Regime als legitime
Regierung von Afghanistan anzuerkennen. Allerdings hat
Taliban-Sprecher Suheyl Shaheen noch vor wenigen Wochen deutlich
gemacht, dass sich "alle ausländischen Streitkräfte, Auftragnehmer,
Berater, Trainer aus dem Land zurückziehen" sollten. Ende August
ruderte er dann im türkischen Fernsehen zurück und betonte, dass man
sich ein gutes Auskommen mit der Türkei wünsche. Die Länder seien doch
"Brüder im Glauben". Erdogan griff das Argument gerne auf und
erklärte, es gebe in der Türkei nichts, was dem Glauben der Taliban
widerspreche.

Das rief jedoch heftigen Widerspruch in den Sozialen Medien auf den
Plan, wo der Hashtag #TalibanKardesimDegildir ("Die Taliban sind nicht
mein Bruder") die Runde machte und es unter #SensinTaliban ("Du bist
der Talib") zu einem regelrechten Shitstorm gegen Erdogan kam. Einen
der meistgeteilten Tweets verfasste der bekannte Schauspieler,
Filmregisseur und Autor Ilyas Salman. Bezogen auf die Stimmung im
Land, so Salman, brauche man sich nichts vormachen. Abgesehen von
einem "sehr kleinen und radikalen Prozentsatz" würden selbst Anhänger
des Präsidenten ein Leben wie in Afghanistan nicht wollen. [3]

Die AKP/MHP-Regierung sieht sich gezwungen, auf eine zunehmend
fremdenfeindliche Stimmung in der Bevölkerung zu reagieren. Kemal
Kilicdaroglu, Vorsitzender der größten Oppositionspartei CHP, kündigte
an, im Falle eines Sieges bei den nächsten Wahlen alle Flüchtlinge
binnen zwei Jahren nach Hause zu schicken. Kurz nach dieser Äußerung
kam es zu einer Hetzjagd auf Migranten in einem Stadtteil von Ankara.
Auch in der AKP nehmen Ressentiments gegen Flüchtlinge zu, worin einer
aktuellen Umfrage zufolge 70 Prozent der Parteimitglieder ein Problem
sehen. Erdogan wettert zwar gegen die Opposition, die er als
hinterlistig und gefährlich abkanzelt, unterstreicht aber seinerseits,
dass der Staat vor allem für die Sicherheit und den Wohlstand der
eigenen Bürger verantwortlich sei. Die Türkei beherberge bereits fünf
Millionen Flüchtlinge und könne sich eine zusätzliche Migrationslast
aus Syrien oder Afghanistan nicht leisten. Das ist ein klares Signal
an die EU, dass ein neues Flüchtlingsabkommen, das auch die Afghanen
einschließt, einen hohen Preis hat und eine Ausweitung der Zollunion
wie auch Visafreiheit beinhalten sollte. [4]

Der türkische Staat gewährt afghanischen Flüchtlingen keinerlei
Schutzstatus, auch in den Städten gehen die Behörden verschärft gegen
"illegale" Einwanderer vor. In den ersten sieben Monaten dieses Jahres
wurden fast 36.000 Afghanen festgenommen, fast die Hälfte von ihnen
wurde abgeschoben. Im Frühsommer versuchten täglich etwa 1000 Menschen
die Grenze zur Osttürkei zu überwinden, die meisten von ihnen
Afghanen. Bereits zuvor hatte die Türkei begonnen, ihre mehr als 500
Kilometer lange Grenze zum Iran besser zu sichern und den Bau einer
fast 300 Kilometer langen Mauer zu beschleunigen, die zur Hälfte
fertiggestellt ist. Schwere gepanzerte Fahrzeuge patrouillieren
entlang der drei Meter hohen Absicherung aus Beton, alle zwei
Kilometer steht ein Wachturm. In gebirgigen Abschnitten sollen
Wärmebildkameras und Drohnen helfen, "illegale" Einwanderer
aufzuspüren. Von Grenzwächtern aufgegriffene Flüchtlinge werden in
einem von landesweit 25 Abschiebezentren hinter einem sechs
Meter hohen Zaun, vergitterten Fenstern und stählernen Zellentüren
gefangengehalten, bis wieder Abschiebungen nach Afghanistan möglich
sind.

Grenzmauer und Abschiebezentren werden teilweise von der EU
finanziert, die noch weit höhere Geldsummen auflegen will, um die
Flüchtlingsabwehr bis nach Zentralasien vorzuverlagern. Auf einer
Sondersitzung der EU-Innenminister in Brüssel wurden umfangreiche
Finanzhilfen für den Aufbau von Internierungslagern, Aufrüstung der
Sicherheitsorgane und polizeiliche Unterstützung in den afghanischen
Nachbarstaaten wie dem Iran, Pakistan, Usbekistan, Tadschikistan oder
eben auch der Türkei beschlossen. Für diese Investitionen wurde mehr
als eine Milliarde Euro zurückgestellt, wovon 600 Millionen für den
Erhalt und die Wahrung von guten Beziehungen mit den Ländern in der
Region vorgesehen sind, die afghanische Flüchtlinge aufnehmen. In
einer "Erklärung zur Situation in Afghanistan" des Gipfels heißt es:
"Auf der Grundlage der Lehren, die die EU und ihre Mitgliedsstaaten
gezogen haben, sind sie entschlossen zu einem gemeinsamen Handeln, um
das Wiederaufkommen unkontrollierter großer Migrationsbewegungen zu
verhindern, wie wir sie in der Vergangenheit erlebt haben." Handle man
schnell, werde sich 2015 nicht wiederholen, rezitierte Horst Seehofer
das agitatorische Leitmotiv.

30 Jahre lang haben die USA samt Verbündeten Länder im Nahen Osten und
in Zentralasien mit Krieg überzogen, um ihnen ihre Hegemonie
aufzuzwingen und die letztendlichen Angriffspläne gegen Russland und
China zu befördern. Diese Kriege haben Millionen Menschenleben und
Billionen Dollar gekostet wie auch die größte Flüchtlingskrise seit
dem Zweiten Weltkrieg ausgelöst - 82,4 Millionen Menschen sind in
dieser Zeit aus ihrer Heimat geflohen. Um diese fernzuhalten, hat die
EU ein Netzwerk von Lagern in den Mittelmeerstaaten errichtet, in
denen seit 2011 Millionen Flüchtlinge aus den Nato-Kriegen in Syrien
und Libyen leben. Neben weiteren hunderttausenden Flüchtlingen, die in
elenden Lagern wie im griechischen Moria oder auf den spanischen
Kanaren festgehalten werden, befinden sich weitere Lager in der
Türkei, im Libanon, in Jordanien und Libyen. Vor allem die libyschen
Lager sind dafür berüchtigt, dass dort Flüchtlinge misshandelt,
sexuell missbraucht, ermordet oder als Sklaven verkauft werden. [5]

Dieses System der Abschreckung, Drangsalierung, Zurückweisung und
oftmals Vernichtung geflohener Menschen soll nun in einem Kordon um
Afghanistan ausgebaut werden - weit entfernt von der Festung Europa.
Erdogan nahm schon im Flüchtlingsabkommen von 2016 eine
Schlüsselfunktion ein, die er nun in Kabul abermals exekutiert und zu
eigenen Gunsten perfektioniert. Mag sein Regime auch innenpolitisch
auf tönernen Füßen stehen, ist er doch Bruder im Geiste jener
imperialistischen Mächte, die ihn als Erfüllungsgehilfen zu schätzen
und schützen wissen.


Fußnoten:

[1] www.rnd.de/politik/afghanistan-worueber-erdogan-jetzt-mit-den-taliban-verhandelt-TMT27OMWWBCR3LUFFVETOMGFFI.html

[2] www.zeit.de/politik/ausland/2021-09/tuerkei-afghanistan-taliban-recep-tayyip-erdogan-fluechtlinge-flughafen

[3] www.dw.com/de/afghanistan-die-türkei-mittendrin/a-59041652

[4] www.tagesschau.de/ausland/asien/afghanistan-flucht-tuerkei-103.html

[5] www.wsws.org/de/articles/2021/09/02/euaf-s02.html

6. September 2021

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 167 vom 11. September 2021






Copyright 2021 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





FRAGEN/009: Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich - Teil 1 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich

Interview mit Amzat Boukari-Yabara von Olivier Flumian, 02.09.2021
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Vor einigen Wochen verstarb der ehemalige Präsident von Sambia, Kenneth
Kaunda. Auch wenn er außerhalb der englischsprachigen Welt kaum bekannt
ist, verdient er mehr als einen kurzen Absatz in den Geschichtsbüchern.

Kaunda war zunächst der Anführer der Bewegung gewesen, die der damaligen
britischen Kolonie Nordrhodesien 1964 die Unabhängigkeit unter dem Namen
Sambia brachte. Er wurde der erste Präsident und blieb es bis 1991.

Pressenza blickt auf den Werdegang dieser großen Persönlichkeit der
Unabhängigkeitsgeneration zurück, die sich als Humanist bezeichnete und
deren Erfahrung, mit ihren Licht- und Schattenseiten, Anerkennung verdient.
Wir haben den Historiker und panafrikanischen Aktivisten Amzat
Boukari-Yabara interviewt, der uns die wichtigsten Momente dieser
Lebensgeschichte schildert.

Wir beginnen heute damit, die Jahre von Kaundas ursprünglichem Werdegang
und Aktivismus zu erörtern.


Kenneth David Kaunda wurde 1924 in der britischen Kolonie von
Nordrhodesien geboren. In welchem Kontext wurde der junge Kaunda
intellektuell und politisch geformt?

Seine Eltern stammen aus einer Region im damaligen Nyassaland (heute
Malawi), eine Tatsache, die später für Kontroversen sorgen sollte. Sein
Vater, Pfarrer der Kirche von Schottland, starb als er noch ein Kind war
und er wurde von seiner Mutter zusammen mit seinen Geschwistern aufgezogen.
Nach seinem Studium in Lusaka begann er eine Karriere als Lehrer. In den
frühen 1950er Jahren schloss er sich der national-afrikanischen
Kongress-Partei von Nord-Rhodesien unter der Führung von Harry Nkoumboula
an.

Sein Aktivismus brachte ihm zwei Monate Gefängnis ein, wodurch sich seine
Entschlossenheit nur noch verstärkte. Kaunda zwang sich zur
Selbstdisziplin, indem er mit dem Trinken und dem Rauchen aufhörte. Er
reiste nach England, dann nach Indien, wo er fast an Tuberkulose starb.
Nach seiner Rückkehr nach Lusaka trennte er sich von Nkoumboula, indem er
seine eigene Partei, den Sambischen Nationalkongress, gründete. Daraus ging
im Januar 1960 die Vereinigte Nationale Unabhängigkeitspartei (UNIP)
hervor, deren Name perfekt den Kampf beschreibt, den er für den Rest seines
Lebens führen sollte.


Kaunda ist nicht der einzige sambische Führer gewesen, der den
britischen Kolonialismus bekämpfte. Wie hat sich der Kampf um die
Unabhängigkeit abgespielt?

Im Jahre 1953 unterstützte das südafrikanische Apartheidregime, das den
Südwesten (Namibia) illegal in Besitz nahm, die Gründung einer Föderation
Zentralafrikas, die die britischen Protektorate von Njassaland (Malawi) und
Nordrhodesien (Sambia) mit der Kolonie Südrhodesien (Simbabwe) vereinigte.
Die Föderation bestand etwa aus dreihunderttausend Siedlern, die acht
Millionen Afrikaner auf einem Gebiet von der doppelten Größe Frankreichs
beherrschten. Die Bundespartei von Roy Welensky, Premierminister der
Föderation, war mit dem Apartheidregime verbunden, das sich zudem auf die
portugiesischen Kolonien Angola und Mosambik stützte.

Der südafrikanische Expansionismus und der britische Kolonialismus, die
sich zugleich ergänzten und widersprachen, provozierten Widerstände und
Spaltungen in den Reihen der Afrikaner. Nkoumboula akzeptierte das
'Wahlspiel', während Kaunda zu einem Boykott der Wahlen von 1958 aufrief.
Darauf folgte eine harte Bestrafung, das Verbot seiner Partei und Kaundas
mehrmonatige Inhaftierung. Die Briten luden ihn anschließend zusammen mit
Hastings Banda von Njassaland und Joshua Nkomo von Südrhodesien zu
Verhandlungen nach London ein. Jedes der drei Gebiete war Gegenstand einer
kleinen Konferenz und eine vierte Verfassungskonferenz fand im Plenum
statt. Die Abspaltung der reichen Bergbauprovinz von Katanga im Juli 1960,
die an das künftige Sambia grenzte, hatte Konsequenzen. Kaunda warf
Nkoumboula vor, mit dem "Präsidenten von Katanga", Moise Tshombé, in
Verbindung zu stehen, der in die Ermordung des kongolesischen
Premierministers Patrice Lumumba verwickelt war. Aufgrund der Beziehung
zwischen Tshombé und Welensky befürchtete Kaunda ein Bündnis von
rhodesischen mit belgischen Siedlern in Katanga, die von den mächtigen
multinationalen Konzernen unterstützt wurden.

Zur Entschärfung der polarisierten Debatten zwischen schwarzen
Nationalisten und weißen Siedlern versuchte London, sich auf eine gemäßigte
liberale Partei zu stützen, sowie auf ein duales Wählersystem und eine
"Multirassenklausel". Keines der Lager glaubte an diese Klausel, nach der
ein Kandidat mindestens vierhundert Stimmen einer "anderen Rasse" erhalten
mußte, um seinen Sieg für gültig zu erklären. Die Verhandlungen waren sehr
vielschichtig, da alle Beteiligten den britischen Vorschlag ablehnten,
allerdings aus diametral entgegengesetzten Gründen. Kaunda, der zögerte,
die Wahlen zu boykottieren, beschloß endlich teilzunehmen. Mit vierzehn zu
sechzehn Sitzen für die Siedler gewann Kaundas Partei dank der
Unterstützung von Nkoumboula, die ihm sieben Sitze zusätzlich einbrachte.


Am 24. Oktober 1964 wurde Sambia unabhängig. Unter welchen
Bedingungen ist dies geschehen?

Nach Kaundas Wahlsieg wurde eine neue Verfassung in Kraft gesetzt und im
Jahre 1963 wurde Sambia und Malawi ein "Abspaltungsrecht" gewährt, wodurch
die zentralafrikanische Föderation aufgelöst wurde. Im Januar 1964 gewann
Kaunda Neuwahlen gegen Nkoumboula und die Siedler mit großem Vorsprung. Es
gelang ihm, die Spannungen zwischen den Volksgruppen einzudämmen, bevor er
am 24. Oktober 1964 die Unabhängigkeit Sambias verkündete. Obwohl Malawi
schon etwas früher unabhängig geworden war, weigerte sich die weiße
Minderheit in Rhodesien nachzugeben. Sie brachte Ian Smith an die Macht,
der im November 1965 die einseitige Unabhängigkeit von Weiß-Südrhodesien
verkündet. Erst im Jahre 1980 und mit der tatsächlichen Unabhängigkeit von
Simbabwe wurde die Unabhängigkeit Sambias in gewisser Weise bestätigt, weil
beide Länder, die eine Reihe von Infrastrukturen teilen, ein gemeinsames
Schicksal hatten.


Kaunda bezog sich auf einen "afrikanischen Humanismus". Was meinte
er mit diesem Begriff?

Kaundas afrikanischer Humanismus ist eine politische Philosophie, die
traditionelle afrikanische Werte mit einer Auswahl an westlichen und
christlichen Werten verbindet, die mit dem sambischen Gesellschaftsprojekt
vereinbar sind. Der sambische Humanismus stellt den Menschen über
wirtschaftliche und materialistische Interessen. Neben der Ablehnung der
Ausbeutung und damit des Kapitalismus, ist die Dimension der Nächstenliebe
und der Gleichheit stark ausgeprägt. Die Tatsache, dass Kaunda beschlossen
hatte, kein Fleisch mehr zu essen, um gegen das Gesetz zu protestieren, das
Schwarze verpflichtete, Fleisch an anderen Theken zu kaufen als Weiße, war
ein deutliches Zeichen.

Als Verfechter von Askese und Gewaltlosigkeit und inspiriert von Martin
Luther King und Ghandi, war Kaunda von der Notwendigkeit einer geistigen
Führung der Politik überzeugt. Deshalb rief er im März 1962 aus Furcht,
dass sein Wahlsieg niedergeschlagen werden könnte, zur Einsetzung einer
"Friedensbrigade" auf, die sich aus deutschen, amerikanischen, kanadischen,
indischen, japanischen, norwegischen, aber auch aus französischen
Persönlichkeiten wie Abt Peter zusammensetzte, die bereit waren einen
"Friedensmarsch" zu starten, um Druck auf die weiße Macht auszuüben.
Kaundas sambischer Humanismus schafft einen Zusammenhang, der sich auf
moralische Stärke gründet.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Doris Fischer vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Zwei weitere Teile des Interviews sind bisher nur auf französisch
erschienen, eine deutsche Übersetzung folgt:

Kenneth Kaunda, un humaniste africain qui se réclamait de Gandhi - partie II

17.08.21 - Olivier Flumian

https://www.pressenza.com/fr/2021/08/kenneth-kaunda-un-humaniste-africain-qui-se-reclamait-de-gandhi-partie-ii/

Kenneth Kaunda, un humaniste africain qui se réclamait de Gandhi - partie
III

18.08.21 - Olivier Flumian

https://www.pressenza.com/fr/2021/08/kenneth-kaunda-un-humaniste-africain-qui-se-reclamait-de-gandhi-partie-iii/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 14. September 2021 
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STANDPUNKT/984: Abstiegskämpfe (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. September 2021

german-foreign-policy.com

Abstiegskämpfe

Experten stufen Niederlage in Afghanistan als "weitere Etappe im Abstieg
des Westens" ein. Der will nun "Nation Building" zurückstellen und
orientiert auf Großmachtkonflikte.



BERLIN/WASHINGTON - Der Westen geht geschwächt aus 20 Kriegsjahren in
Afghanistan sowie im Nahen und Mittleren Osten hervor und konzentriert
seine Kräfte nun geballt auf die großen Machtkämpfe gegen Russland und vor
allem gegen China. Dies zeigen mehrere Stellungnahmen aus Anlass des
endgültigen Abzuges der westlichen Streitkräfte vom Hindukusch, der diese
Woche abgeschlossen wurde. So erklärt US-Präsident Joe Biden, Washington
werde in Zukunft wohl auf Militäreinsätze zwecks "Nation Building"
verzichten, um sich stattdessen für die "neuen Herausforderungen" durch
Moskau und Beijing zu stärken. Deutschland hat den Schwenk zur
Großmachtkonfrontation in seiner Rüstungs- und Militärpolitik längst
vollzogen, rüstet vor allem für Kriege gegen Streitkräfte starker Staaten
auf und fokussiert seine Manöver vor allem auf Szenarien eines Waffengangs
gegen Russland; hinzu kommen zunehmend militärische Aktivitäten in Asien
und der Pazifikregion. Über die schwere Niederlage am Hindukusch, die mit
einer massiven Ressourcenverschwendung einherging, urteilen Experten, sie
sei eine "weitere Etappe im Abstieg des Westens".

Mehr Terror als 2001

Verloren hat der Westen den Krieg in Afghanistan nicht nur bezüglich seines
Ziels, in dem Land eine prowestliche Regierung mit den entsprechenden
staatlichen Strukturen zu etablieren ("Nation Building"): Die Taliban, mit
deren Sturz der Krieg im Oktober 2001 begann, sind in Kabul wieder an der
Macht. Anders als öffentlich behauptet, ist allerdings auch misslungen, was
seit einiger Zeit weithin zum "eigentlichen Ziel" des Waffengangs erklärt
wird, um das umfassende Scheitern zu verschleiern: den jihadistischen
Terror aus Afghanistan zu vertreiben. Das bestätigen nicht nur die
Anschläge des ISKP (Islamic State Khorasan Province), die die militärische
Evakuierung in den vergangenen Tagen begleiteten, sondern auch
Einschätzungen von Experten. So konstatiert Guido Steinberg,
Terrorismusexperte der Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP),
zwar seien "die Organisationen der Terrorszene" wie etwa Al Qaida womöglich
"heute etwas schwächer"; allerdings sei "die Gesamtszene stärker" geworden:
Es gebe inzwischen "mehr islamistische Terroristen an mehr Orten weltweit" -
 und diese hätten "in den letzten Jahren mehr Anschläge mit mehr
Todesopfern als um 2001" verübt.[1] "Schlimmer als 2001" sei die Situation
"vor allem in Syrien, Irak und Afghanistan".

Billionensummen verschwendet

Hinzu kommt, dass dass der Westen und insbesondere dessen Führungsmacht,
die Vereinigten Staaten, 20 Jahre lang gewaltige Ressourcen für den Krieg
aufgewandt haben - mit der Folge, dass diese an anderer Stelle fehlten. Die
Angaben schwanken. US-Präsident Joe Biden hat am Dienstag den Betrag von
zwei Billionen US-Dollar allein für den Krieg in Afghanistan genannt - im
Durchschnitt nahezu 300 Millionen US-Dollar pro Tag.[2] Beim renommierten
Council on Foreign Relations (CFR) ist gar von gut 2,3 Billionen US-Dollar
für den Afghanistan-Krieg die Rede; zusammen mit den anderen Kriegen der
vergangenen zwei Jahrzehnte, vor allem mit dem Krieg im Irak, komme man auf
eine geschätzte Summe von sechs Billionen US-Dollar.[3] Die direkten Kosten
für die Bundeswehreinsätze in Afghanistan werden von der Bundesregierung
auf 12,2 Milliarden Euro beziffert; für die staatlichen Gesamtausgaben
Berlins, Militärausgaben plus Mittel etwa für humanitäre Hilfe, werden 18
Milliarden Euro genannt.[4] Folgekosten sind dabei noch nicht eingerechnet.
Wie beispielsweise SWP-Experte Steinberg urteilt, hat "der relative Abstieg
der USA" gegenüber China, der in den vergangenen Jahren festzustellen war,
auch mit den "Kriegen und ihren enormen Kosten zu tun": Die Zeit seit 2001
sei "eine weitere Etappe im Abstieg des Westens".[5]

Großmachtkonflikt statt "Nation Building"

US-Präsident Biden hat die Konsequenzen daraus gezogen und den pünktlichen
Abzug zum 31. August durchgesetzt, um sämtliche Kräfte nun geballt auf den
erbitterten Kampf um die Weltmacht vor allem gegen China zu fokussieren.
"Die Welt ändert sich", konstatierte Biden zum Abzug vom Hindukusch; man
habe es nicht nur "mit Herausforderungen an mehreren Fronten mit Russland"
zu tun, man stecke darüber hinaus "in einem ernsten Wettbewerb mit China".
Um "diesen neuen Herausforderungen zu begegnen", müsse man "Amerikas
Wettbewerbsfähigkeit stärken".[6] Nichts gebe es, "was China oder Russland
lieber hätten", als dass "die Vereinigten Staaten ein weiteres Jahrzehnt in
Afghanistan feststeckten". Man müsse deshalb in Zukunft - anders als in
Afghanistan - immer "klare, erreichbare Ziele" verfolgen; es gehe darum,
"eine Ära großer Militäroperationen", die darauf abstellten, "andere Länder
neu zu gestalten", zu beenden. Anstelle "Nation Building" zu betreiben,
solle man sich gänzlich "auf die fundamentalen nationalen
Sicherheitsinteressen der Vereinigten Staaten von Amerika fokussieren". Als
zentral gilt dabei der Kampf um die Weltmacht gegen China.

"Umdenken in der Außenpolitik"

Ähnlich haben sich in den vergangenen Tagen einflussreiche
Leitkommentatoren in Deutschland geäußert. So hieß es etwa in der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, "nach Afghanistan" benötige die
Bundesrepublik "vor allem ein Umdenken in der Außenpolitik".[7] "Die
Lektion", die man am Hindukusch gelernt habe, laute: "Man kann fremde
Völker nicht zu ihrem Glück zwingen". Daher müsse man "lernen, unsere
moralischen und politischen Ansprüche an unsere Fähigkeiten und an die
Realität anzupassen". Die Kriege der vergangenen zwei Jahrzehnte in der
islamischen Welt hätten nur "zu Instabilität, Migration nach Europa und
geopolitischen Geländegewinnen von China und Russland geführt"; das sei
"nicht zu rechtfertigen". Vielmehr werde es in Zukunft gelten, im Sinne
"klassischer Außenpolitik ... die eigenen Interessen zu wahren". Der Westen
werde sich nur noch "dann in Konflikte einmischen", wenn er "sich
unmittelbar in seiner eigenen Sicherheit bedroht" sehe, urteilt der bestens
vernetzte Berliner Politikwissenschaftler und -berater Herfried Münkler.[8]
Münkler hatte die Niederlage des Westens in Afghanistan bereits im Mai
ausdrücklich als eine "historische Zäsur" eingestuft.[9]

Gegen Russland und China

Nicht anders als die Vereinigten Staaten nutzt auch Deutschland die
"Zäsur", um sich noch stärker als bisher auf die großen Machtkämpfe gegen
Russland und gegen China zu konzentrieren. Dies zeigen überdeutlich die
Verschiebungen in der Rüstungs- und Militärpolitik der vergangenen Jahre.
So steht bei den großen deutschen Aufrüstungsprogrammen die Beschaffung von
Kriegsgerät nicht mehr für die Piraten- und Aufstandsbekämpfung, sondern
für die Großmachtkonfrontation im Vordergrund - Mehrzweckkampfschiffe und U-
Boote, High-Tech-Kampfjets [10], die Befähigung zur Kriegführung im
Weltraum [11]. Manöver, die die Kriegführung gegen Russland simulieren,
sind stark ausgeweitet worden und erstrecken sich mittlerweile von der
Arktis [12] bis zum Schwarzen Meer; prominentestes Beispiel sind die
Defender Europe-Großmanöver, die zuletzt den militärischen Aufmarsch der US-
Streitkräfte in Südosteuropa gegen Russland mit Hilfe der europäischen
Verbündeten probten [13]. Gleichzeitig beginnt sich die Bundeswehr
zunehmend auf einen möglichen Waffengang gegen China vorzubereiten, weitet
die militärische Kooperation mit mehreren Staaten Asiens und der Pazifik-
Region aus - vor allem Australien, Japan, Südkorea, Indien - und hat Anfang
August mit der Fregatte Bayern erstmals seit vielen Jahren ein deutsches
Kriegsschiff in den Pazifik und das Südchinesische Meer entsandt.[14] Das
Ende des Kriegs in Afghanistan setzt auch in Deutschland Potenziale für die
Großmächtekonfrontationen frei.
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Die Ära der Straflosigkeit

Westliche Militärs töteten in Afghanistan tausende Zivilisten und
begingen Kriegsverbrechen. Fast nichts davon wurde vor dem endgültigen
Abzug gesühnt.



(Eigener Bericht) - Mit dem endgültigen Abzug der westlichen Truppen aus
Afghanistan am morgigen Dienstag gehen auch zwei Jahrzehnte tödlicher
westlicher Angriffe auf Zivilisten sowie systematischer westlicher
Kriegsverbrechen am Hindukusch zu Ende. Bis zum Abschluss des
US-Abzugsabkommens mit den Taliban im Februar 2020 kamen durch Luftangriffe
westlicher Streitkräfte und Spezialkräfteoperationen laut UN-Angaben
jährlich hunderte Zivilisten zu Tode - mindestens 559 im Jahr 2019.
Zahllose Unbeteiligte wurden bei US-Drohnenattacken getötet; laut
Unterlagen, die ein Whistleblower durchstach, war zeitweise nur eines von
zehn Drohnenopfern ein von den US-Militärs zur Ermordung freigegebenes
"Ziel". Informationen, die für die Drohnenangriffe benötigt wurden, wurden
auch von deutschen Stellen an US-Militärs weitergeleitet; dies gilt auch
für Informationen, die zu Verschleppung und Folter von Verdächtigen durch
die CIA führten. Australische Spezialtrupps begingen Morde an wehrlosen
Zivilisten als Initiationsritual. Westliche Kriegsverbrechen blieben in
aller Regel straflos - bis heute.

Zivile Todesopfer

Die westlichen Streitkräfte, die jetzt wohl endgültig aus Afghanistan
abziehen, haben bei ihren Operationen am Hindukusch bis zuletzt regelmäßig
eine hohe Zahl an Zivilisten umgebracht. Die Opferstatistiken der Vereinten
Nationen ordnen etwa von den 3.804 Zivilisten, deren Tod durch
Kriegshandlungen im Jahr 2018 verlässlich dokumentiert wurde, mindestens
1.185 Angriffen der diversen Truppen zu, die auf Seiten der Regierung in
Kabul kämpften; mindestens 406 von ihnen kamen demnach bei Einsätzen
westlicher Militärs ums Leben. Im Jahr 2019 stieg die Zahl der zivilen
Todesopfer westlicher Truppen auf mindestens 559; ein Rückgang ließ sich
erst nach dem US-Abzugsabkommen mit den Taliban im Februar 2020
konstatieren. Immer wieder haben die westlichen Streitkräfte Luftangriffe
durchgeführt, die wegen ihrer eklatanten Opferzahl zum Gegenstand der
internationalen Medienberichterstattung wurden. Im Juni 2007 etwa kamen bei
einem Luftangriff in der Provinz Helmand, dem letzten in einer langen Serie
an Bombardements, bis zu 80 Menschen, die meisten von ihnen Zivilisten, zu
Tode.[1] Am 5. Mai 2019 starben bei einem US-Bombardement angeblicher
Drogenlabore mindestens 30, vermutlich 60 oder gar mehr Zivilisten. Während
die USA behaupten, es habe sich um Taliban gehandelt, beklagt die UNO
hingegen den Tod von zivilen Arbeitern, Frauen und Kindern.[2]

"Man nahm das hin"

Die Liste ließe sich verlängern. Sie umfasst nicht zuletzt das gezielte
Bombardement einer großen Anzahl von Zivilisten, das am 4. September 2009
vom deutschen Oberst Georg Klein befohlen wurde. Die Bomben trafen Hunderte
Menschen, die sich bei einem feststeckenden Tanklastwagen eingefunden
hatten, um Benzin für ihre Familien abzuzweigen; über hundert Zivilisten
kamen zu Tode. Klein hatte den Luftangriff gegen ausdrückliche Warnungen
der US-Piloten angeordnet, die darauf hingewiesen hatten, es handele sich
bei der versammelten Menschenmenge offensichtlich nicht um
Aufständische.[3] Abgesehen von Luftangriffen sind Zivilisten oft bei
Operationen von - häufig US-amerikanischen - Spezialkräften zu Tode
gekommen. Erst vor kurzem berichtete der Potsdamer Militärhistoriker Sönke
Neitzel unter Berufung auf umfangreiche Interviews mit deutschen
Afghanistan-Veteranen von außergewöhnlich hohen zivilen Opferzahlen: "Wenn
bei Operationen der amerikanischen Spezialkräfte Zivilisten auch mal im
dreistelligen Bereich umkamen, nahm man das hin."[4] Regelmäßig am
Hindukusch im Einsatz waren auch Trupps des deutschen Kommando
Spezialkräfte (KSK). Ob und, wenn ja, zu wievielen zivilen Opfern diese
Einsätze führten, ist aufgrund der strikten Geheimhaltungspraxis der
Bundesregierung nicht bekannt.

Zufallsopfer: neun von zehn

Zahlreiche zivile Todesopfer forderten auch die US-Drohnenattacken, die vor
allem US-Präsident Barack Obama dramatisch ausweitete. Das Londoner Bureau
of Investigative Journalism, das die Drohnenangriffe seit Jahren
systematisch analysiert, listet für Afghanistan inzwischen mehr als 13.000
derartige Attacken auf. Die Zahl der Todesopfer wird mit zwischen 4.100 und
über 10.000 angegeben, die Zahl der nachweislich zivilen Todesopfer mit 300
bis 900.[5] Laut Recherchen der Onlineplattform The Intercept dürfte diese
Zahl zu niedrig sein. Wie The Intercept bereits im Oktober 2015 unter
Berufung auf Dokumente berichtete, die ein Whistleblower übergeben hatte,
fanden sich unter den mehr als 200 Todesopfern einer US-Drohnenkampagne von
Januar 2012 bis Februar 2013 im Nordosten Afghanistans lediglich 35, die
auf US-Ziellisten verzeichnet waren. Während fünf Monaten lag der Anteil
derjenigen, die ungeplant mit Drohnen umgebracht wurden, bei fast 90
Prozent.[6] Daniel Hale, der Whistleblower, der den Einblick in die
Abgründe der US-Drohnenmorde ermöglichte, wurde im Juni zu einer Haftstrafe
von drei Jahren und neun Monaten verurteilt.[7] Angaben, die der
Vorbereitung von Drohnenattacken dienten - Mobilfunkdaten von Verdächtigen
etwa -, wurden auch von deutschen Stellen an US-Einheiten weitergegeben.
Die Bundesrepublik ist damit in die US-Drohnenmorde involviert.[8]

Mord als Initiationsritual

Zu der hohen Zahl ziviler Todesopfer im Rahmen von Kriegsoperationen kommen
gezielte Morde ohne jeden Anlass hinzu. So belegt ein im Herbst 2020
veröffentlichter Untersuchungsbericht, dass Angehörige australischer
Spezialkräfte mindestens 39 Afghanen gänzlich willkürlich umbrachten. Auf
einem Video ist beispielsweise dokumentiert, wie ein australischer Soldat
einen wehrlos in einem Kornfeld liegenden afghanischen Zivilisten mit drei
Schüssen aus nächster Nähe ermordete. Dem Untersuchungsbericht zufolge
handelt es sich bei diesen Morden an unbewaffneten Zivilisten außerhalb
jeglichen Kampfgeschehens um ein Initiationsritual, mit dem neue Mitglieder
der australischen Spezialeinheit ihre angebliche soldatische Eignung unter
Beweis stellen mussten. Die Praxis wurde demnach "blooding" genannt.[9]
Morde außerhalb des Kampfgeschehens werden auch US-Soldaten vorgeworfen. So
berichtet der Militärhistoriker Neitzel, laut Berichten deutscher Militärs
seien "selbst hartgesottene Soldaten des KSK" (Kommando Spezialkräfte)
"erschüttert" gewesen, "als ihnen Amerikaner nonchalant davon berichteten,
wie sie gefangene Taliban exekutierten".[10] Auch für Morde britischer
Spezialkräfte an afghanischen Zivilisten liegen klare Hinweise vor.[11]
Konsequenzen hatten die Willkürmorde für die westlichen Soldaten fast nie.

Verschleppung und Folter

Kaum aufgeklärt und stets straflos sind nicht zuletzt zahllose Fälle der
Verschleppung Verdächtiger in Foltergefängnisse im Rahmen des
"Anti-Terror-Kriegs" seit dem Herbst 2001. Die Praxis betraf auch
Afghanistan, wo Personen, die - zutreffend oder unzutreffend -
jihadistischer Terroraktivitäten bezichtigt wurden, aufgegriffen, in
Verliese verschleppt und dort brutal gefoltert wurden. Nach Erkenntnissen
des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) kann bei mindestens 54
Personen klar aufgezeigt werden, dass Angehörige der US-Streitkräfte in
Afghanistan sie folterten, misshandelten sowie sexualisierte Gewalt an
ihnen verübten. Dieselben Verbrechen an 24 Personen lassen sich dem IStGH
zufolge auch CIA-Mitarbeitern nachweisen.[12] Zumindest in einige der Fälle
ist die Bundesrepublik involviert: Deutsche Stellen lieferten den USA nicht
nur Informationen, die zur Verschleppung und Festsetzung auch deutscher
Staatsbürger führten; Mitarbeiter mehrerer deutscher Geheimdienste
(Bundesnachrichtendienst, Verfassungsschutz) wie auch Polizeibehörden
(Bundeskriminalamt) verhörten Verschleppte in afghanischen Folterkerkern,
darunter Khaled el-Masri aus Ulm [13] und Ahmad S. aus Hamburg [14].
Berichte von Murat Kurnaz aus Bremen, er sei in einem US-Lager in Kandahar
nicht nur festgehalten und gefoltert, sondern auch von KSK-Soldaten
geschlagen worden, wiesen die Bundeswehr und die Bundesregierung zurück.
Neutralere Zeugen bestätigten Kurnaz' Version.[15]
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Fruchtbarer Boden für Jihadisten

Die Rolle Saudi-Arabiens, eines engen Verbündeten Berlins, bei den
Anschlägen am 11. September 2001 ist weiter ungeklärt. In den 1980er Jahren
förderten beide Länder Jihadisten am Hindukusch.



WASHINGTON/RIAD/BERLIN - 20 Jahre nach dem 11. September 2001 bleibt die
Rolle Saudi-Arabiens, eines der engsten Verbündeten Deutschlands am
Persischen Golf, bei der Vorbereitung der damaligen Anschläge ungeklärt.
Unter wachsendem Druck von Angehörigen der Opfer, die sich gerichtlich um
Aufklärung bemühen, hat US-Präsident Joe Biden angekündigt, eine Reihe von
Dokumenten zu veröffentlichen, die Aufschlüsse geben sollen, ob und
inwieweit saudische Stellen die Attentäter unterstützten. Das erste, am
Wochenende publizierte Papier liefert keine entscheidenden Informationen.
Die US-Regierung behindert die Aufklärung seit Jahren. Inzwischen liegen
jedoch Hinweise vor, denen zufolge ein Mitarbeiter der saudischen Botschaft
in Washington weitere saudische Staatsangestellte mit der Betreuung zweier
Attentäter beauftragte. In den 1980er Jahren förderten Riad und Washington
gemeinsam Jihadisten in Afghanistan, darunter Usama bin Ladin; beteiligt
war auch Bonn. Nach Recherchen der US-Opferanwälte hat auch die Botschaft
Saudi-Arabiens in Bonn bzw. Berlin bis 2001 Al Qaida-Strukturen
unterstützt.

"Mit erheblicher Regierungsförderung"

Dass Personen und Organisationen aus Saudi-Arabien eine tragende Rolle bei
Vorbereitung und Durchführung der Anschläge vom 11. September 2001
innehatten, ist seit langem bekannt. 15 der 19 Attentäter waren
Staatsangehörige der Golfmonarchie. Die offizielle 9/11-Kommission, die im
Dezember 2002 vom US-Kongress eingesetzt worden war, bestätigte in ihrem
Abschlussbericht vom 22. Juli 2004: "Al Qaida fand fruchtbaren Boden für
die Beschaffung von Geld in Saudi-Arabien, wo extreme religiöse
Auffassungen verbreitet sind".[1] Zwar äußerte die Kommission, man habe
"keinen Beweis gefunden, dass die saudische Regierung als Institution oder
höhere saudische Staatssbeamte individuell die Organisation finanziert
haben"; allerdings hat die präzise Wortwahl - "saudische Regierung",
"höhere Regierungsbeamte" - stets den Verdacht genährt, es könnten weniger
exponierte Beamte involviert gewesen sein, zumal es gängiger Praxis
enspricht, dass Spitzenfunktionäre heikle Aktivitäten nicht selbst
übernehmen, sondern sie der Ausführung durch andere überlassen. Außerdem
räumte die 9/11-Kommission eine "Wahrscheinlichkeit" ein, "dass
Wohltätigkeitsorganisationen mit erheblicher Förderung durch die saudische
Regierung Gelder an Al Qaida umgeleitet haben".

Die Administration mauert

Die US-Regierung hat jahrelang alles dafür getan, Erkenntnisse über eine
etwaige Mittäterschaft saudischer Stellen zu unterdrücken und gerichtliche
Untersuchungen zu unterbinden. So wurde ein Teil des
9/11-Kommissionsberichts im Umfang von 28 Seiten mehr als ein Jahrzehnt
lang strikt geheimgehalten und erst nach anhaltend massivem Druck am 15.
Juli 2016 teilweise freigegeben. Gerichtsprozesse, die Angehörige der Opfer
angestrengt hatten, um eine etwaige Mittäterschaft saudischer Stellen
aufzudecken und Riad zur Rechenschaft zu ziehen, scheiterten immer wieder
an einem Gesetz aus dem Jahr 1976, das fremden Staaten Immunität vor
US-Gerichten zuspricht. Der Justice Against Sponsors of Terrorism Act, der
dieses Gesetz - unter eng definierten Umständen - aushebelt, musste am 28.
September 2016 vom US-Kongress gegen ein Veto des damaligen US-Präsidenten
Barack Obama verabschiedet werden. Seither wird - auf Klagen von
Angehörigen der Opfer - gerichtlich umfassend ermittelt. Allerdings
berichten Kläger unverändert, die Regierung in Washington mauere bei der
Freigabe von Dokumenten; Behörden wie das FBI erklärten immer wieder, sie
seien außerstande, wichtige Beweismittel - darunter selbstverfasste
Berichte - aufzufinden.[2]

Auftraggeber in der Botschaft

Durch wachsende öffentliche Kritik von Angehörigen der Opfer unter Druck
geraten, hat US-Präsident Joe Biden kürzlich angekündigt, weitere Dokumente
öffentlich zugänglich zu machen; das erste davon wurde am Wochenende
publiziert. Es ist an zahlreichen Stellen geschwärzt und bringt keinen
Durchbruch, bestätigt aber bestehende Vorwürfe. Bereits bekannt ist etwa,
dass zwei der Attentäter, als sie im Januar 2000 nach Kalifornien
einreisten, dort umgehend Unterstützung durch zwei saudische Funktionäre
erhielten: durch Fahad al Thumairy, einen Angestellten des saudischen
Ministeriums für islamische Angelegenheiten, der damals als Diplomat beim
Konsulat Saudi-Arabiens in Los Angeles akkreditiert war, sowie durch Omar
al Bayoumi; von ihm heißt es, er sei für den saudischen Geheimdienst tätig
gewesen, und dies wird durch Indizien gestützt. Al Bayoumi hat die zwei
Attentäter mit Geld versorgt, ihnen eine Wohnung verschafft sowie die
Eröffnung eines Bankkontos ermöglicht. Im Mai 2020 wurde durch ein Versehen
des FBI die Identität von Mussaed Ahmed al Jarrah enthüllt, des Mannes, der
laut dem FBI Thumairy sowie Bayoumi beauftragt hatte, den beiden
Attentätern zu helfen. Jarrah war damals an Saudi-Arabiens Botschaft in
Washington angestellt und unmittelbar dem Botschafter, Prinz Bandar bin
Sultan al Saud, berichtspflichtig.[3] Dass Bandar bin Sultan, ein Mann mit
besten geheimdienstlichen Verbindungen, über den Auftrag zur Unterstützung
für die Attentäter nicht informiert gewesen sei, sei undenkbar, wird ein
ehemaliger FBI-Ermittler zitiert.[4]

Feste Verbündete

Die Frage, ob die Regierung, Staatsfunktionäre oder Geheimdienstler aus
Saudi-Arabien in die Vorbereitungen für die Anschläge involviert waren, ist
für die Vereinigten Staaten nicht nur heikel, weil das Land ihr wohl
engster Verbündeter im Mittleren Osten ist. Washington und Riad haben in
der Vergangenheit gemeinsam Jihadisten unterstützt - in den 1980er Jahren
am Hindukusch. Die US-Administration förderte damals zunächst unter Jimmy
Carter, dann verstärkt unter Ronald Reagan die Mujahedin, zu denen nicht
nur afghanische, sondern auch arabische Jihadisten zählten, darunter Usama
bin Ladin. In der saudischen Botschaft in Washington war der ab 1983 dort
als Botschafter tätige Bandar bin Sultan mit den Unterstützungsaktivitäten
befasst.[5] In Riad und vor Ort in Afghanistan koordinierte insbesondere
Prinz Turki al Faisal bin Abdulaziz al Saud die gemeinsamen Hilfsleistungen
für die Mujahedin, für die allein die Vereinigten Staaten im Lauf der
1980er Jahre Milliarden US-Dollar zur Verfügung stellten. Turki al Faisal
traf dabei zuweilen mit Usama bin Ladin zusammen, von dem er später
erzählte: "Er sprach wenig und erhob nie seine Stimme. Kurzum, er war ein
netter Kerl."[6] Der Afghanistanexperte und Publizist Ahmed Rashid hat
Turki al Faisal und Bin Ladin einst rückblickend als "feste Freunde und
Verbündete in einer gemeinsamen Sache" eingestuft.[7]

Jihadisten in Oberbayern

Turki al Faisal war damals auch ein Bezugspunkt für die Bundesrepublik: Er
stand von 1977 bis 2001 an der Spitze des saudischen Geheimdienstes GIP
(General Intelligence Presidency), der zu den Kooperationspartnern des
Bundesnachrichtendienstes (BND) gehörte. Der BND wiederum leistete
ebenfalls Unterstützung für die afghanischen Mujahedin - unter anderem,
indem er in Oberbayern, wie es in einem Standardwerk über den Geheimdienst
heißt, arabische Afghanistan-Freiwillige trainierte.[8] Der damalige
GIP-Chef Turki als Faisal hält noch heute Kontakt nach Deutschland: als
Mitglied des Advisory Council der Münchner Sicherheitskonferenz.

Geld für Al Qaida

Die Frage nach einer etwaigen Beteiligung saudischer Stellen an
Vorbereitungen für die Anschläge am 11. September 2001 ist für Deutschland
nicht nur deshalb von Bedeutung, weil das Land einer der engsten
Verbündeten Berlins im Mittleren Osten ist. Treffen Vorwürfe der
Opferanwälte zu, die aktuell vor US-Gerichten eine Aufklärung über die
saudische Rolle anstreben, dann sind aus der Golfmonarchie nicht nur - von
1996 bis 2001 - Mittel an Al Qaida-Strukturen in Deutschland geflossen, die
der Rekrutierung von Mitgliedern dienten, unter anderem der Hamburger
Zelle, der mehrere Attentäter angehörten. Zudem sollen zwei Mitarbeiter des
saudischen Ministeriums für islamische Angelegenheiten in ihrer Funktion
als Botschaftsmitarbeiter in Bonn bzw. Berlin rund 800.000 US-Dollar aus
Botschaftsmitteln an das Al Qaida-Netzwerk in Deutschland gezahlt haben:
bis unmittelbar vor den Anschlägen in den USA.[9]
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Mexiko 

ConTratoDigno: Eine Kampagne für die Rechte von Hausangestellten


Von Aline Espinosa Gutierrez
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Hausangestellte streiten für ihre Rechte

Foto: Olga Berrios via flickr, CC BY 2.0

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



(Mexiko-Stadt, 25. August 2021, cimacnoticias) - In Mexiko sind 95%
der Hausangestellten Frauen. Nur 1% hat einen schriftlichen
Arbeitsvertrag. Über 85% arbeiten ohne Zugang zu Sozialleistungen. Am
23. August hat nun die Pan American Development Foundation (PADF) die
Kampagne "ConTratoDigno" vorgestellt, die dazu beitragen soll, dass
Arbeitgeber*innen die Rechte ihrer Mitarbeiter*innen besser kennen und
respektieren. Der Name der Kampagne basiert auf einem Wortspiel und
bedeutet sowohl "angemessener Arbeitsvertrag" als auch "mit würdigem
Umgang".


Kaum offizielle Arbeitsverhältnisse im Haushaltssektor

Im Rahmen einer virtuellen Veranstaltung erklärte PADF-Direktorin
Valeria Uribe, das Hauptziel der Kampagne sei, dafür zu sorgen, dass
die Arbeitgeber*innen ihren Verpflichtungen gegenüber den
Hausangestellten nachkommen und sich darüber bewusst sind, dass ihre
Arbeitsrechte im Bundesarbeitsgesetz, im Sozialversicherungsgesetz und
im Abkommen 189 der Internationalen Arbeitsorganisation verankert sind
und dass es deshalb notwendig ist, das Arbeitsverhältnis durch einen
Vertrag abzusichern. Hinsichtlich der Rechte der Hausangestellten habe
es zwar einige Fortschritte gegeben. So habe Mexiko dieses Jahr das
Abkommen 189 ratifiziert. Trotzdem gebe es im Hausarbeitssektor immer
noch kaum offizielle Arbeitsverhältnisse. Für die Beschäftigten
bedeute das, von Arbeitsrechten und Sozialleistungen ausgenommen zu
sein. "Mit der Kampagne ConTratoDigno versuchen wir, dieses Defizit zu
überwinden und deutlich zu machen, welche Verantwortlichkeiten seitens
der Arbeitgeber*innen gegenüber den Hausangestellten bestehen.
ConTratoDigno ist Teil des Projekts "Förderung der Rechte von
Hausangestellten in Mexiko", das von der Pan American Development
Foundation initiiert wurde", erklärt Verónica Uribe. Den
Hausangestellten solle durch die Kampagne eine Stimme gegeben werden.
Ohne ihre Arbeit seien Tausende Haushalte nicht funktionsfähig. "Sie
übernehmen die Pflege Minderjähriger und älterer Menschen übernehmen
und haben damit einen erheblichen Einfluss auf die Wirtschaft des
Landes."


Es fehlt an politischem Willen

Auch Marcelina Bautista, Gründerin des Zentrums für die Unterstützung
und Ausbildung von Hausangestellten (CACEH), betonte, es sei sehr
wichtig, dass es Kampagnen wie diese gebe, die die Rechte von
Hausangestellten sichtbar machen, da viele der bisherigen Bemühungen
nicht dazu geführt hätten, dass die vereinbarten Löhne gezahlt oder
feste Arbeitszeiten eingehalten werden oder eine medizinischer
Versorgung in Anspruch genommen werden kann. So hatte die mexikanische
Sozialversicherungsanstalt (IMSS) ein Programm gestartet, das bis Mai
2021 zwar 30.296 Neuversicherungen verzeichnen konnte, darunter
Arbeiter*innen und Angestellte mit ihren Familien und Angehörigen,
dies entspricht jedoch nur 1,2% der 2,4 Millionen Menschen, die als
Hausangestellte tätig sind. Um zu erreichen, dass die gesetzlichen
Reglungen zum Schutz der Hausangestellten in die Praxis umgesetzt
werden, müssten die mexikanischen Behörden mehr politischen Willen
zeigen, so Bautista. Zuallererst müsse vor allem bekannt werden, dass
diese Rechte exisieren. "Dass es diese Gesetze gibt und dass die
internationalen Standards existieren, reicht nicht aus." Nach Angaben
von Martha González Calderón, Arbeitsministerin im Bundesstaat Mexiko,
beschäftigen 1.580.000 mexikanische Haushalte eine Hausangestellte.
Die wenigsten erhalten den Mindestlohn. Dieser wurde im Januar von
123,22 Pesos auf 141,7 Pesos pro Tag angehoben. Das entspricht etwa
6 EUR.

Die Organisatorinnen riefen im Rahmen der Online-Veranstaltung dazu
auf, die Informationen weiter zu verbreiten und mitzuhelfen, dass
Hausarbeit als eine würdige Beschäftigung respektiert wird. Ferner
ermutigten sie alle Arbeitnehmerinnen, Netzwerke zu bilden und sich
mit ihren Stimmen und Forderungen Gehör zu verschaffen. Alle wichtigen
Daten und Fakten rund um das Thema Hausarbeit sind auch online
verfügbar. Über die Homepage der Kampagne können außerdem alle
wichtigen Instrumente wie z. B. Verträge und Informationen über
Sozialversicherung, Arbeitsrechte und das Abkommen 189 abgerufen
werden.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/contratodigno-eine-kampagne-fuer-die-rechte-von-hausangestellten/
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Den Kampf um das Wort gewinnen - feministische Gegennarrative im Nahen
Osten und Lateinamerika

von Carolin Bracco, 6. August 2021



Die Kraft des Feminismus als politisches Subjekt zeigt sich besonders an
Orten, welche uns fern und andersartig erscheinen. So stößt die
feministische 'Ni Una Menos' (Nicht eine [Frau] weniger)-Bewegung weltweit
Veränderungsprozesse an, welche bis nach Kuwait reichen.

Über den eigenen Namen zu bestimmen, sich sprachlich zu definieren und sich
der Welt selbstbestimmt zu präsentieren, ist ein sehr persönlicher wie
kollektiver Prozess, welcher unsere Gesellschaften in Lateinamerika und dem
Nahen Osten verändert.

Für die Konstruktion eines Narrativs, das sich gegen althergebrachte, uns
und unsere Körper beschränkende Narrative wendet und deren Legitimität
infrage stellt, bedarf es nicht nur eines feministischen Bewusstseins,
sondern auch Mut und Instrumente des Selbstschutzes. Feminist:innen beider
Regionen fällt es schwer, das Thema Geschlechtsidentität und Sexualität in
den Fokus der Debatte zu platzieren und rechtskonservative Gruppierungen
nutzen dies aus, um den Diskurs von ihrer Seite her zu bestimmen und uns
genau hier zu attackieren. Und dies manifestiert sich, trotz der
kulturellen und sprachlichen Unterschiede, in ähnlichen politischen
Diskursen. Ziel der Rechtskonservativen, die mittlerweile transnational
organisiert sind, ist es, den Aktivismus und die professionelle Praxis des
Feminismus zu bekämpfen. Umso wichtiger ist es, dass wir uns mit unseren
Schwestern in anderen Regionen austauschen und vernetzen.

Die erste Schwierigkeit, abgesehen von der Sprachbarriere, ist der
koloniale Imperativ mit seinen rassistischen Zuschreibungen. In vielen
feministischen Kreisen in Lateinamerika herrscht die Annahme, dass das
Leben arabischer Frauen überproportional stark von Religion und Kultur
bestimmt und ihre Ungleichheit somit Produkt einer jahrtausendealten
Passivität sei. Vielleicht ist das der Grund, warum viele Feminist:innen
außerhalb des Nahen Ostens Schwierigkeiten haben, sich vorzustellen, dass
Frauen in der arabischen Welt dieselben Schwierigkeiten haben und dieselben
Kämpfe führen. Und einer dieser Kämpfe besteht darin, sich Gehör zu
verschaffen und Zustände zu benennen und Dinge zu sagen, die in der
Vergangenheit entweder verschwiegen oder beschönigt wurden: So wie der Tod
vieler unser Mistreiter:innen.


Was nicht angeklagt wurde, existiert nicht?

Eine Gemeinsamkeit, die wir in beiden Regionen antreffen, ist der Anstieg
von Frauenmorden und den hierdurch immer lauter werdenden Forderungen nach
juristischen Konsequenzen. In Argentinien zeigte sich das Ausmaß der
strukturellen geschlechtsspezifischen Gewalt zuletzt an den Morden an
Daiana García and Chiara Páez und den darauffolgenden Protesten der Ni
Una Menos-Bewegung.

Vielen von uns, die sich an den Protesten am 3. Juni 2015 beteiligten,
waren damals noch unfähig, das volle Ausmaß der Gewalt in unserer aller
Leben zu begreifen. Wir spürten, dass es zwischen den Gewalterfahrungen von
uns heterosexuellen und lesbischen Frauen sowie von Trans*- und anderen
Personen aus der LGBTIQ Community einen Zusammenhang gab. An jenem Tag
sahen viele von uns diesen Zusammenhang zum ersten Mal. Plötzlich waren wir
in der Lage, ihn zu begreifen und unsere Erlebnisse bis hierhin in Worte zu
fassen. Von nun an fanden wir uns im Feminismus wieder und begriffen seine
Wirkungsmacht. Unser Streben nach Freiheit führt über den Feminismus.

Der Begriff Feminismus war lange Zeit verpönt. In manchen Teilen des Nahen
Ostens ist er das auch immer noch, allerdings aus anderen Gründen als
gemeinhin angenommen. Mit dem Vorwand, Frauen aus ihrer Unterdrückung
befreien zu wollen, marschierten Truppen in Länder wie Afghanistan und den
Irak ein. Die Folgen waren weitreichende Zerstörung und ein sprunghafter
Anstieg geschlechtsspezifischer Gewalt. Es ist nicht weiter verwunderlich,
dass die Menschen vor Ort den Begriff Feminismus als "Trojanisches Pferd
des Imperialismus" ansehen und aus ihrer geschichtlichen Erfahrung heraus,
dem Feminismus westlicher Tradition mit seiner paternalistischen und
rassistischen Haltung gegenüber muslimischen Frauen misstrauen. Darüber
hinaus ist die rassistische westliche Rechte stets bestrebt, Kritik an der
Region und am Islam zu verbreiten, die ihre Vorurteile und diskriminierende
Politik nährt, so dass der Kampf der Feminist:innen - ob sie sich nun so
nennen oder nicht - gleichzeitig an mehreren Fronten geführt wird.

Argentinien hebt sich in seiner Entwicklung im Vergleich zu den umliegenden
Ländern deutlich hervor. Dies lässt sich auf die fortschrittliche
argentinische Gesetzeslage zurückführen, die sich unter anderem am
Medienbeteiligungsgesetz zeigt. Dieses Gesetz schreibt die Einbeziehung des
Genderaspekts und eine entsprechende Berichterstattung sowie ein
Weiterbildungsangebot für alle Arbeitnehmer:innen des Medienbereichs vor.
Leider ist die Gesetzeslage unzureichend und die Situation im Land sehr
divers. In einer Reihe von der Ombudsstelle geführten Interviews, die
anlässlich des 25. Jahrestages der Pekinger Erklärung und Aktionsplattform
(UN) im letzten September stattfand, äußerten sich Journalist:innen und
leitende Feminist:innen aus verschiedenen Ländern Lateinamerikas besorgt
über das Vorherrschen von geschlechtsspezifischen Vorurteilen und die
symbolische Gewalt der Medien. Darüber hinaus kritisierten sie die
bestehende Gesetzeslage und sprachen sich für deren Verbesserung unter
Einbeziehung des Genderaspekts aus.

Im Nahen Osten behindert die antidemokratische Tradition den Zugang zu
den öffentlichen Medien, nicht nur für Feminist:innen sondern auch für
jegliche Narrative, die von dem offiziellen abweichen. Für die Verbreitung
abweichender Narrative sind unabhängige Medien somit der einzige Weg. Im
Libanon gibt es zum Beispiel feministische Publikationen wie Kohl
[1], wo Texte von Aktivisten, Akademikern und Forschern aus der Region
versammelt sind und versucht wird, orientalistische Vorurteile zu
hinterfragen und unabhängiges, frei zugängliches Wissen zu fördern.

Bei dem sehr beliebten ägyptischen Sender Mada Masr [2] ist der
Genderaspekt bereits fest im Redaktionsplan verankert. Zudem hat er, wie
auch Daraj [3], eine große Anzahl von Gastautor:innen, die Artikel
zu diesem Themenbereich liefern. Dies sind einige jener Medien, die
zusammen mit dem feministischen Aktivismus in der Region ein Gegennarrativ
liefern, indem sie bestimmte Bräuche und Traditionen, wie die Bewahrung der
Ehre, welche meist dazu führt, dass Gewalt gegen Frauen gerechtfertigt wird
und damit ungeahndet bleibt, infrage stellen.


Scheiß auf die Ehre

Dank der Ni Una Menos-Bewegung ist in den lokalen Medien
Lateinamerikas der Begriff "Mord aus Leidenschaft" als Umschreibung eines
Frauenmordes heute kaum mehr zu finden. Im Nahen Osten hingegen ist einem
anderen Begriff, der geschlechtsspezifische Gewalt verharmlost, der Kampf
angesagt: Ehrenmorde.

Die Intifada arabischer Frauen im Jahr 2013, welche aus der
Demokratiebewegung des Arabischen Frühlings entstand, führte zu einer
verbesserten Vernetzung der Frauen der Region und ermutigte sie, ihre
täglichen Gewalterfahrungen öffentlich zu machen. Diese Bewegung kann als
ein erster Katalysator für die Veränderungen angesehen werden, die derzeit
in den Ländern stattfinden, und für die Auseinandersetzung mit dem Narrativ
der Ehre als Form der Kontrolle der weiblichen Sexualität.

Aber was sind Ehrenmorde? Sarah Qadurah, ein palästinensischer Flüchtling
im Libanon, erzählt die Geschichte in einem ihrer Videos [4] (Arabisch mit
spanischen Untertiteln).

Der Frauenmord an Israa Gharaieb im Jahr 2019 hatte eine sehr verbindende
und mobilisierende Wirkung auf Palästina und führte, ähnlich wie der Mord
an Chiara Paez in Argentinen, zur Entstehung einer feministischen Bewegung,
der Tala'at-Bewegung. Die Bewegung brachte Tausende palästinensische Frauen
in den Städten und Camps auf die Straßen und viele ihrer Wortführerinnen
bekamen mehr Raum in den Medien. Dies führte einen Narrativwechsel herbei
und warf Licht auf die Strukturen der Straflosigkeit, die zwischen Justiz,
Gesetzgebung und Institutionen bestehen und Frauenmörder schützen.
Der Schwerpunkt dieses Diskurses liegt auf der patriarchalischen Kultur und
wie diese auch mit anderen Formen der Gewalt gegen Frauen in Zusammenhang
steht.

Sheikha al-Hashem, eine feministische Autorin und Wissenschaftlerin, mit
der wir über Geschlecht und Nationalismus in den Golfstaaten diskutierten,
berichtete uns, wie inspirierend die Ni Una Menos-Bewegung für sie
und ihre Kolleg:innen gewesen sei. In ihrem Heimatland Kuwait hatte der
Mord an Farah Akbar im letzten April eine Massendemonstration in der
Hauptstadt und im Internet ausgelöst. "Anders als in anderen Golfstaaten
können wir in Kuwait zumindest über das Thema reden, uns organisieren und
dagegen demonstrieren, aber in Bezug auf das Patriarchat ist das System
dasselbe wie in allen anderen Ländern dieser Region. Trotz der Tatsache,
dass Kuwait bestimmte Fortschritte gemacht hat, die heute in der Verfassung
von 1962 festgehalten sind, ist die größte Schwierigkeit, mit der wir
Frauen heute zu kämpfen haben, dass alle Sektoren, nationale Gruppierungen,
Stämme und religiösen Gruppen sich darin einig sind, dass sie unsere reale
Situation nicht verbessern wollen. Die Anzahl der Frauenmorde ist in den
letzten Jahren wieder gestiegen, aber es gibt keine öffentlichen Zahlen.
Unsere sozialen Netzwerke und Kontakte haben uns geholfen, das Thema
stärker in den Fokus zu rücken und größere Aufmerksamkeit dafür zu
bekommen. 2016 organisierten wir eine Kampagne für die Abschaffung von
Artikel 153 des Strafgesetzes, welcher Frauenmorde als 'Morde aus
Leidenschaft' bezeichnet."

Wie Sarah Qadurah in ihrem Video bemerkt, stammt ein großer Teil der
Gesetzgebung in Bezug auf den Status der Frauen in der Region aus alten
französischen Gesetzbüchern. Der von Sheika angesprochene Artikel 153 ist
Teil dieser alten französischen Gesetzestexte und findet sich auch in
anderen Gesetzbüchern in der Region: Art.70 in Bahrain, Art. 334 in den
Vereinigten Arabischen Emiraten, Art. 252 im Oman, Art. 340 in Jordanien,
Art. 526 im Libanon, Art. 548 in Syrien, Art. 279 in Algerien, Art. 237 in
Ägypten, Art. 418-424 in Marokko and Art. 309 im Irak. Dies zeigt nicht nur
wie stark der Kolonialismus diese Region geprägt und die Entstehung einer
ungleichen Geschlechterordnung gefördert hat, sondern auch wie das
arabische neo-patriarchale System diese weiterhin aufrechtzuerhalten
versucht, um patriarchale Privilegien zu wahren.

Sheikha zufolge ist bei geschlechtsspezifischer Gewalt "das fundamentale
Problem nicht das Gesetz oder die Institutionen, sondern eine Kultur, die
Frauen und Mädchen geringschätzt, die denkt, dass Frauen minderwertig sind,
sie zum Schweigen bringt und ihnen beibringt, ihre Stimme nicht zu
erheben." Diese Bevormundung, ob reguliert oder unreguliert, scheint sich
überall dort zu zeigen, wo das Überleben einer Frau vom Begehren der Männer
um sie herum abhängt.


Wir sprechen viele Sprachen!

Patriarchat und Frauenfeindlichkeit sind nicht das Erbe einer bestimmten
Kultur, sondern Teil eines auf Unterdrückung basierenden Systems, welches
transnational existiert. Die Kraft des Feminismus als politischem Subjekt,
dessen Kampf um Bedeutung gleichzeitig auch ein Machtkampf ist, kommt immer
dann zum Vorschein, wenn diejenigen Regionen der Welt strategisch
beeinflusst werden, die uns als fremd und fernab erscheinen.

Die Ni Una Menos-Bewegung weckte Sheikhas Interesse, "weil sie so
viele Bereiche und Gruppen miteinschließt: trans*Frauen, Lesben, der
gesamte intersektionale Ansatz." Ich denke, dass wir mehr von Ni Una
Menos als von der #MeToo-Bewegung lernen können, weil #MeToo sehr
elitär ist. Und ich denke am allermeisten können wir vom Fortschritt
lernen, den die Ni Una Menos-Bewegung über die Jahre erreicht hat.
Ich weiß, dass die Situation wegen der hohen Anzahl von Frauenmorden in
Argentinien weiterhin schwierig ist, aber es wäre fantastisch, mehr von
ihnen zu lernen und nach Möglichkeiten der Zusammenarbeit zu suchen. Das
ist zweifelsfrei der Weg, den wir gehen müssen.

Über unsere Leben zu schreiben, bedeutet ebenso über unsere Toten zu
schreiben: Wir müssen das Wort und die Definitionsmacht zurückgewinnen, um
dem Tod zu trotzen. Wie die spanischsprachige Schriftstellerin Gloria
Anzaldúa in ihrem an die Schriftstellerinnen in der Dritten Welt
gerichteten Brief von 1980 schrieb:

"Schreiben ist gefährlich, weil wir Angst haben, etwas zu enthüllen: die
Ängste, den Mut, die Kraft der Frau unter dreifacher oder vierfacher
Unterdrückung. Aber genau diesem Schreibakt liegt unser Überleben zugrunde,
denn eine schreibende Frau hat Macht. Und eine mächtige Frau wird
gefürchtet."


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Merle Boppert vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:
 

[1] https://kohljournal.press/

[2] https://www.madamasr.com/en?s=gender

[3] https://daraj.com/en/subcategories/gender/

[4] https://youtu.be/-Nx9w1caE4s


Erstveröffentlicht bei LatFem, Peridismo Feminista, am 6. August 2021: 

https://latfem.org/ganar-la-palabra-contranarrativas-feministas-en-medio-oriente-y-america-latina/

Übernommen von ALAI (Latin-American Information Agency) am 11. August 2021:

https://www.alainet.org/es/articulo/213406


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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Guatemala 

Jugendwiderstand: Gleichberechtigung fördern, Rassismus
bekämpfen!

Von Lourdes Álvarez
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Demo der Landarbeiter*innen in Guatemala-Stadt, 2018

Foto: Ollantay Itzamná, CC BY-SA 4.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Die guatemaltekische Jugendbewegung hat viel vor: patriarchale
Strukturen abschaffen, Rassismus und Erwachsenenzentrismus überwinden.
Es bleibt spannend.

(San Jacinto, 12. August 2021, prensa comunitaria) - Nach offiziellen
Erhebungen zur Bevölkerungsstruktur im Zeitraum 2012-2022 sind rund
33% der Guatemaltek*innen zwischen 13 und 29 Jahre alt. Den von den
Vereinten Nationen ausgerufenen Internationalen Tag der Jugend am 12.
August nutzten junge Aktivist*innen, um Themen und Forderungen auf die
Straße zu tragen, die immerhin für ein Drittel der Bevölkerung
relevant sind. Spätestens seit den Mobilisierungen anlässlich des
jüngsten landesweiten Streiks, des #ParoPlurinacional, sind Frauen aus
den Jugendprotesten nicht mehr wegzudenken. Unüberhörbar fordern sie
ihre Rechte ein und benennen Unterdrückungsmechanismen, die sie nicht
länger tolerieren wollen.


"Der Staat will die Forderungen der Jugend unter den Teppich kehren"

"Wir müssen uns als Rechtssubjekte, als gesellschaftspolitische
Akteur*innen ins Spiel bringen und zeigen, dass wir sehr wohl einiges
an Einfluss besitzen. So wird es uns auch gelingen, die bestehende
Kluft zwischen den Generationen zu überwinden und dem
Erwachsenenzentrismus, der uns unterdrückt, eine Absage zu erteilen",
betont Jackeline Villagrán, Jugendkoordinatorin des Komitees für
bäuerliche Entwicklung (CODECA). Mirna Patricia Guerrero,
Koordinatorin der Landesweiten Jugendverbands, ergänzt: "Als soziale
Bewegungen betrachten wir es als definitiv nicht tragbar, dass die
Belange der Jugend unter den Teppich gekehrt werden. Fakt ist jedoch,
dass Staat und Regierung die Anliegen unserer Jugend oft nicht
berücksichtigen". Insbesondere bei den jüngsten Mobilisierungen im
Rahmen des #ParoPlurinacional sei ihr aufgefallen, dass junge Menschen
nicht nur auf der Straße zu sehen waren, sondern auch die Aufrufe mit
verfasst und die Aktionen wesentlich mit geleitet hatten: mutige junge
Menschen, die sich künstlerische, kulturelle und technische
Ausdrucksformen zu eigen machen, um ihre Positionen auszudrücken,
wobei die Schwerpunkte je nach Umfeld variieren: "In städtischen
Regionen konzentriert die Jugend sich eher auf intellektuelle
Ausdrucksformen, und in ländlichen Gebieten treten sie öfter durch
massive Aktionen in Erscheinung, was wiederum in den Städten vielfach
auf Kritik stößt", erzählt Guerrero.


Aktivistinnen: von patriarchalem Rollenverständnis und
Rassismus ausgebremst

"Unsere Aufgabe war es, die Beteiligung der Jugend am Plurinationalen
Streik zu organisieren und digitale Beiträge aus den ländlichen
Gebieten zusammenzustellen, um unsere Forderung nach strukturellen
Veränderungen durch die verfassungsgebende Plurinationale Versammlung
sichtbar zu machen", beschreibt CODECA-Aktivistin Jackeline Villagrán
ihre Arbeit als Jugendkoordinatorin. Und welche sind die
Herausforderungen, denen sich Frauen gegenübersehen, wenn sie in den
sozialen Bewegungen aktiv werden wollen? Die Gremien, die letztendlich
die Entscheidungen treffen, seien zumeist von Männern besetzt, fasst
Guerrero zusammen. Das Engagement von Frauen werde oft nicht
wahrgenommen, und wenn sie Vorschläge und Ideen einbrächten, werde
ihnen häufig die Legitimation abgesprochen. Rassismus sei auch ein
großes Thema, denn: "Auf die Bewahrung der indigenen Traditionen und
der Kultur sind vor allem die Frauen abonniert. Sie sind es, die ihre
kulturelle Identifikation durch Kleidung und bestimmte
Verhaltensweisen zum Ausdruck bringen, und weil sie Frauen sind,
werden natürlich sämtliche Vorurteile und das gesellschaftliche
Rollenverständnis auf sie übertragen." Um eine gleichberechtigte
Gesellschaft zu schaffen, müssten patriarchale Strukturen aufgebrochen
und die Kluft zwischen den Geschlechtern überwunden werden. Dafür sei
es unumgänglich, dass die tonangebende Stellung der Frauen in den
Landgemeinden respektiert und gefördert werde, erklärt Villagrán.


Landesweiter Jugendverband: aktiv für ein integratives
Jugendgesetz

Der von Guerrero koordinierte Landesweite Jugendverband arbeitet
integrativ, proaktiv und überparteilich und orientiert sich an den
Grundsätzen von Demokratie, Einheit und Solidarität. "Unser erklärtes
Ziel ist es, die Lebensbedingungen der Jugend und der Bevölkerung im
Allgemeinen zu verbessern, indem wir eine integrative, demokratische,
multikulturelle und friedliche Nation aufbauen, die die Menschenrechte
uneingeschränkt achtet und die Früchte gesellschaftlicher und
wirtschaftlicher Entwicklungen der gesamten Bevölkerung zur Verfügung
stellt." Zu den fortlaufenden Aktivitäten des Verbands gehört die
Entwicklung von Gesetzesinitiativen zugunsten der Jugend, z.B. die
Initiativen zum Jugendentwicklungsgesetz und zum
Jugendwirtschaftsgesetz; sowie Debatten, Versammlungen, nationale
Jugendkongresse, Runde Tische auf Departements- und Bundesebene und
vieles mehr. Darüber hinaus beteiligt er sich an der Ausarbeitung von
Dokumentationen zu Themen, die für die Jugend von Bedeutung sind, und
unterstützt Organisationen und soziale Bewegungen, die sich für die
Rechte benachteiligter Gruppen, Jugendliche, Frauen, indigene Völker
und andere, einsetzen. Die Verabschiedung eines nationalen
Jugendgesetzes ist für Guerrero eines der Hauptziele. Damit wäre die
Rechtsgrundlage für die Umsetzung von Programmen und Projekten
geschaffen, die eine umfassende Entwicklung des Jugendsektors anstoßen
sollen. Außerdem gelte es, den Erwachsenenzentrismus zu bekämpfen und
gleichberechtigte Räume ohne Rassismus und Diskriminierung zu
schaffen, die die Beteiligung der Jugendlichen ermöglichen und
fördern. Wichtig sei es außerdem, die zentralisierte Struktur des
Staats aufzubrechen und die Räume zu besetzen, an denen Entscheidungen
getroffen werden, wie Bürgermeisterämter und Sitze im Kongress.


CODECA-Jugend: Empowerment durch gesellschaftspolitische
Schulungen

"Die Aktivitäten von CODECA folgen den Grundsätzen: Plurinationalität,
Interkulturalität, Kollektivität, Anerkennung und Verteidigung der
Menschenrechte und der Mutter Erde sowie Intergenerationalität",
betont Villagrán. Außerdem organisiert die CODECA-Jugend regelmäßig
gesellschaftspolitische Schulungen zur Anerkennung und Verteidigung
von Rechten, darunter spezielle Schulungen von Frauen für Frauen,
plurinationale Jugendtreffen und Workshops zur Aufbereitung digitaler
Inhalte für soziale Netzwerke und das Radio. Für Villagrán geht es
darum, "dass die Jugend als gesellschaftspolitischer Akteur anerkannt
wird und lernt, sich selbst als solchen zu verstehen. Dass wir die
Kluft zwischen den Generationen überwinden und der plurinationalen
Jugend unsere Interkulturalität als etwas Bereicherndes vermitteln und
Diskriminierung und Rassismus beseitigen." Dazu Villagrán: "Wir müssen
deutlich machen, dass wir den gescheiterten Staat ablehnen, und uns an
den Protestaktionen beteiligen: mit konkreten Vorschlägen für
strukturelle Veränderungen in diesem Land."

Was die Jugendarbeit angeht, gibt es in Guatemala noch viel zu tun, da
sind sich beide Aktivistinnen einig.
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STANDPUNKT/116: Erst der Bürger, dann der Gläubige (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Erst der Bürger, dann der Gläubige

von Helmut Ortner, 25.08.2021



Wir leben in keinem Gottes-Staat, sondern in einem Verfassungs-Staat. Es
herrscht Glaubensfreiheit. Alle dürfen glauben, niemand muss. Gläubige,
Andersgläubige und Ungläubige müssen miteinander auskommen. Der Staat
selbst aber muss gottlos sein, meint Helmut Ortner.

Warum ich nicht an Gott glaube? Aus vielerlei Gründen. Ich lasse hier mal
alles beiseite, was man Religionen und ihren irdischen Machtzentren
vorwerfen kann: von der christlichen Inquisition bis zum islamischen
Fundamentalismus - um nur zwei Irrläufer herauszugreifen. Religionen sind
Menschenwerk - immer unvollkommen. Das aber genügt nicht zur Rechtfertigung
des Atheismus, in dessen Namen auch Verbrechen begangen wurden. Nicht
Glaube oder Unglaube führt zu Verbrechen, sondern Fanatismus.

Sagen wir es so: Ich bin ein überzeugter Gegner der Kirche, des Klerus, der
Religions-Fundamentalisten, ein undogmatischer Atheist. Ich selbst glaube,
dass es Gott nicht gibt. Beweisen kann ich es nicht. Man könnte mir
entgegenhalten, ich sei kein Atheist, sondern Agnostiker. Das verdient ein
paar Worte der Erläuterung: Atheisten und Agnostiker haben einiges
gemeinsam - weshalb sie auch häufig verwechselt werden: sie glauben nicht
an Gott. Der Atheist glaubt, dass Gott nicht existiert. Der Agnostiker
indes legt sich hier nicht fest, sondern lässt die Frage offen. Oder
anders: Wenn jemand behauptet: Ich weiß, dass es Gott nicht gibt, ist er
kein Atheist, sondern ein Dummkopf. Und genauso verhält es sich meiner
Ansicht nach, wenn einer sagt: Ich weiß, dass es Gott gibt. Auch er ist ein
Dummkopf, - einer der Glauben für Wissen hält. Und wenn einer sagt: Ich bin
davon überzeugt, dass Gott nicht existiert, ist auch der ein Dummkopf, weil
er Überzeugung mit Wissen verwechselt. Glaube und Unglaube müssen in
Demokratien miteinander auskommen. Und das ist gut so. Die Einzigen, die
das stört, sind Eiferer und Fanatiker.

Dass Religionen die Welt zu einem besseren Ort gemacht haben, wird niemand
behaupten. Heilige Krieger aller Denominationen berufen sich auf ihre
jeweilige Religion, um Andersgläubige und -denkende zu verfolgen, auch
umzubringen. Die meisten Religionen propagieren zwar ein friedliches
Miteinander, aber die wenigsten wirken sich dabei friedensstiftend aus.
Tatsächlich tobt der Kampf zwischen Frommen und Ungläubigen, aber auch
zwischen Gläubigen und Andersgläubigen. Tatsache ist: es gibt eine
anhaltende Spannung zwischen Religion und Moderne.

Émile Durkheim ging davon aus, dass die Religion in modernen Gesellschaften
ihre dominante Rolle verliert und keine verbindliche Welt- und Sinnstiftung
mehr anzubieten vermag; sie verliere ihre Deutungshoheit, aber würde nicht
verschwinden. Durkheim hat recht behalten. Religion und Moderne, das ist
bis heute ein schwieriges Verhältnis. Denn anders als die soziologischen
Klassiker meinten, ist die Macht der Religion und ihrer Institutionen in
der postmodernen Gesellschaft zwar eingeschränkt, aber keineswegs
gebrochen. In den Sozialwissenschaften heute wird viel weniger von
Säkularisierung als vielmehr von einer "Renaissance der Religionen"
gesprochen.

Gleichwohl: Der politische Bedeutungsverlust von Religion und Kirche ist
vor allem in West-Europa evident. Für Deutschland gilt: Kirchlich gebundene
und organisierte Gläubigkeit schwindet, das belegen jedenfalls rückläufige
Mitgliederzahlen. Das mag mit aktuellen Skandalen zu tun haben 
(Missbrauchs-Skandalen, Finanz-Skandalen), sicher aber auch mit einem Gesellschafts- und
Menschenbild, das keine Bindekraft mehr aktiviert.

Auch wenn konservative Stimmen eine neue "Sehnsucht nach Gott" (so der
Titel Neuerscheinung des Publizisten Wolfram Weimer) festgestellt haben
wollen und schon einen Übergang vom postmodernen zum neo-religiösen
Zeitalter prognostizieren - die Realität sieht freilich anders aus. Die
großen Kirchen verlieren überall in Europa dramatisch an Mitgliedern.
Allein in Deutschland sind im vergangenen Jahr etwa die 440.000 Menschen
ausgetreten. Bei den Katholiken kehrten 221.000 Menschen der Kirche den
Rücken, bei den Protestanten waren es etwa 220.000 Menschen. Nun fällt
nicht jeder, der das "Haus Kirche" verlässt, gleich von Gott und Glauben
ab. Eines aber wird deutlich: das Vertrauen in das irdische Bodenpersonal
bröckelt rasant.

Die Vertrauenskrise dürfte sich vor allem wegen der stockenden Aufarbeitung
von Missbrauchsskandalen weiter fortsetzen. Im Erzbistum Köln etwa führte
der Umgang mit den Missbrauchsfälle zu einer Welle von Kirchenaustritten.
Wochenlang gab es wegen Überlastung der Ämter Anfang dieses Jahres keine
Termine mehr.

Der Rechtstaat muss gottlos sein

Unser Grundgesetz kennt - anders als die Weimarer Verfassung - ein
Grundrecht auf Religionsfreiheit, das nicht durch allgemeine Gesetze
beschränkt werden kann, aber sich auch gegen diese wenden lässt. War der
Gläubige zu allererst Bürger, so weicht das Grundgesetz von dieser
"republikanischen" Sicht ab. Deutschland ist ein säkularer
Verfassungsstaat, dennoch kann eine religiöse Gemeinschaft oder ein
Einzelner Sonderrechte beanspruchen. Was Religion ist und wie sie
praktiziert wird, liegt nach Auffassung des Gesetzgebers in der
Definitionshoheit der Religionsgemeinschaften. Man kann dieses expansive
Verständnis von Religionsfreiheit - das einerseits die Standards unseres
liberalen Verfassungssystems in Anspruch nimmt, andererseits auf
Sonderrechten pocht - als Ausdruck einer fortschreitenden Aufweichung des
staatlichen Neutralitätsbegriffs sehen.

Gilt etwa eine rituelle Genitalbeschneidung bei Jungen als rechtmäßige
Körperverletzung? Am 7. Mai 2012 hatte das Kölner Landgericht über einen
operativen Notfall zu urteilen, bei der nach der Beschneidung in Folge von
Nachblutungen zu Komplikationen gekommen war. Nüchtern stellte der Richter
fest: "Die operative Entfernung der Penisvorhaut des minderjährigen
Patienten hatte ohne medizinische Notwendigkeit stattgefunden." Und weil
die Amputation eines gesunden Körperteils zwingend der Aufklärung und
schriftlichen Einwilligung des Patienten bedarf, der in diesem Fall nicht
einwilligungsfähig war, warf die Staatsanwaltschaft dem Arzt vor, "eine
andere Person mittels eines gefährlichen Werkzeugs körperlich misshandelt
und an der Gesundheit geschädigt zu haben." Oder deutlicher: das Kölner
Landgericht bezeichnete die rituelle Beschneidung als Körperverletzung.

Ein Sturm der Entrüstung brach los - und die brisante Frage: Was wird in
Deutschland höher bewertet - das Recht männlicher Kinder, die religiöse
Eltern haben, auf körperliche Unversehrtheit oder das Recht religiöser
Eltern, ihre Rituale auf ihre Söhne zu übertragen, auch wenn dies einen
schmerzhaften Eingriff zur Folge hat. Kindeswohl contra Religionsfreiheit?
Diese sahen die religiösen Eltern mit dem Kölner Urteilspruch in Gefahr und
sie bekamen lautstarke Unterstützung von Seiten ihrer offiziellen 
Religions-Funktionäre - unisono, ob vom Zentralrat der Juden, moslemischen Gemeinden,
Deutschen Bischöfen. Sie werteten das Urteil als Angriff auf die Ausübung
ihres Glaubens. Sie behaupteten, die ganze Welt akzeptiere die
Beschneidungspraxis - nur die Deutschen nicht. Wer sich für das Kindeswohl
einsetzte, galt schnell als Antisemit. Auch wenn es hier nicht um
generelles Beschneidungsverbot, sondern um ein Verbot der
Zwangsbeschneidung an Minderjährigen ging - in den Gottes-Communities
rumorte es kräftig. Wie aber nun wurde entschieden, an der Schnittstelle
zwischen Religion und dem Rechtsstaat?

Der Deutsche Bundestag beschloss im Rekordtempo auf Initiative der
Bundesregierung (und mit Mehrheit) das "Gesetz über den Umgang der
Personensorge bei einer Beschneidung des männlichen Kindes" und damit
wurden die rituellen Beschneidungen legalisiert. Und so sind hierzulande
nur Mädchen vor rituellen Genitalbeschneidungen geschützt, Jungen darf aus
religiösen Gründen weiterhin straffrei die Vorhaut amputiert werden, auch
wenn die ausführenden Ärzte keine Ärzte sind, sondern von
Religionsgemeinschaften dazu ausgebildet sind. In der
Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen, die 1992 in Deutschland in
Kraft trat, heißt es im Artikel 19, "die Staaten treffen alle Maßnahmen, um
Kinder vor jeglicher Form von Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder
Misshandlung zu schützen", die schmerzhaften Beschneidungen scheinen hier
ausgenommen zu sein.

Säkulare Grundsätze verteidigen!

Die Frage drängt sich auf: Wie säkular soll, ja muss die deutsche Justiz
sein? Wie viele religiöse Symbole verträgt die dritte Gewalt in einer
multireligiösen Gesellschaft? Das Bundesverfassungsgericht hat im
Zusammenhang zum Urteil zum Kopftuchverbot für Lehrerinnen bereits 2003
angemahnt, die "Pflicht des Staates zu weltanschaulich-religiöser
Neutralität" strenger zu handhaben, um Konflikte zwischen Religionen zu
vermeiden.

Für Richterinnen oder Staatsanwältinnen ist die Rechtslage eindeutig:
Landesgesetze wie das Berliner Neutralitätsgesetz schreiben vor, keine
"sichtbaren religiösen oder weltanschaulichen Symbole zu tragen". In Hessen
ist Musliminnen während der Referendarzeit das Tragen von Kopftüchern
innerhalb von Dienstgebäuden untersagt, bei Schöffinnen mit Kopftuch zeigt
sich die Justiz mal tolerant, mal ablehnend. Die Justiz reagiert eher hilf-
und orientierungslos. Zwei Wege sind möglich: "Einübung in die Toleranz",
etwa das Aufeinandertreffen im Gerichtssaal eines jüdischen Angeklagten mit
Kippa, der vor einer muslimischen Schöffin mit Kopftuch steht - unter einem
christlichen Kreuz. Oder aber, wie im laizistischen Frankreich, das Verbot
jeglicher religiöser Symbolik im Gerichtssaal - selbstredend auch Verzicht
auf das obligate Kruzifix an der Wand.

Im öffentlichen Streit wird hier vor allem von Seiten konservativer
Parteien oft und gerne auf "das christliche Abendland" verwiesen,
gewissermaßen als Pauschal-Legitimation für die Dominanz der christlichen
Kirchen im öffentlichen Raum. Niemand kann die Prägung unserer Kultur durch
das Christliche ignorieren, aber gab es nicht lange vor der 
christlich-abendländischen Imprägnierung (mit all ihren Wirrungen und Barbareien)
nicht auch schon die prägenden Philosophen? Staatskunde, Humanismus,
Sinnstiftung - bis heute haben ihre Fragen, ihre Gedanken, ihre Leitideen
für unser Leben und Zusammenleben Relevanz. Und was die elementaren
Bürgerechte betrifft - von Meinungsfreiheit bis Frauenrechten - kurz das,
was heute Staat und Staatsbürger ausmacht, sie alle wurden gegen die
Religionen und ihre irdischen Verwalter erkämpft. Also: Warum eigentlich
kein Philosophie-Unterricht statt Religions-Unterricht in unseren Schulen?

Fest steht: Die integrationsbedingte Pluralisierung der religiösen
Geografie hat die bewährte, traditionelle Arbeitsteilung zwischen Kirche
und Staat in Schieflage gebracht. Der Staat ist gefordert, sich
gewissermaßen religionspolitisch neu zu orientieren. Was fehlt, ist ein
Kompass dafür, wie das Neutralitätsgebot des deutschen Staates angesichts
wachsender kultureller, ethnischer und religiöser Vielfalt am besten zu
schützen ist. Es gilt, die Grundsätze des säkularen Staates zu verteidigen.

Erst der Bürger, dann der Gläubige

Ob im Gerichtssaal oder im Klassenzimmer: es geht nicht um die Austreibung
Gottes aus der Welt. Glaubens- und Religionsfreiheit ist Menschenrecht. Im
Gegenteil: Demokratische Staaten garantieren religiösen Gruppen,
Gemeinschaften oder Kirchen, dass sie frei agieren können, soweit sie nicht
die Freiheiten anderer gefährden oder die Gesetze verletzen. Aber wir
hätten keinerlei Einwände, wenn das Neutralitätsgebot endlich Anwendung
fände und der Einfluss der Religionen - hierzulande vor allem der der
beiden großen christlichen Konfessionen - eingeschränkt und zurückgedrängt
würde, inklusive aller Privilegien und Ressourcen, Subventionen und
Ordnungsfelder. Und der Gottesbezug in der Präambel unseres Grundgesetzes?
Auch der darf gerne gestrichen werden. Unser Grundgesetz sollte gottlos
sein. Ob moslemische Gottes-Fanatiker, christliche Fundamentalisten, ob
Hardliner des Vatikans oder alt-testamentarische Rabbiner - sie alle müssen
zur Kenntnis nehmen: Wir leben in einem säkularen Verfassungs-Staat, alle
Bürger dürfen ihren Gott, auch ihre Götter haben, der Staat aber muss ist
in einer modernen Grundrechts-Demokratie gottlos sein. Es geht darum, die
Errungenschaften der Aufklärung zu verteidigen, damit Gott nicht in die
Politik zurückkehrt. Der Staat vor der Religion, der Bürger vor dem
Gläubigen.



Helmut Ortner ist Herausgeber des viel diskutierten Sammelbandes, "EXIT -
Warum wir weniger Religion brauchen - Eine Abrechnung" mit Beiträgen von
Hamed Abdel-Samad, Michael Schmidt-Salomon, Andreas Altmann, Richards
Dawkins u.v.a.

Der Autor (1950) ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung. Er hat
zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in über 14 Sprachen erschienen sind.
Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte der Todesstrafe", mit einem Nachwort
von Bundesrichter a. D. Prof. Dr. Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 14. September 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/451: Kolumbien - Angehörige der Streikenden geraten zunehmend ins Visier der Polizei (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Angehörige der Streikenden geraten zunehmend ins Visier der
Polizei



Nicht nur wer an den landesweiten Protesten teilnimmt, muss mit
Repressalien rechnen. Auch Familienmitglieder erleben
Einschüchterungsversuche und Gewalt.

(Bogotá, 23. August 2021, contagioradio) - Die Polizei verfolgt und
bedroht weiterhin Menschen, die am kolumbianischen Nationalstreik
teilgenommen haben. Darüber hinaus häufen sich Berichte über
Polizeigewalt gegen Familienmitglieder der Streikenden. Eine dieser
Familien ist die von Lucas Villa. Der 37-jährige Aktivist war Anfang
Mai auf einer Protestdemonstration in Pereira mit acht Schüssen
getötet worden. Seither gehören Drohungen und Überwachungsmaßnahmen
der Polizei zum Alltag der Familie. Am 16. August entkam Jonathan
Correa, der Schwager des Getöteten, nur knapp einer Verhaftung. Er
hatte einen Polizeieinsatz dokumentiert, bei dem mehrere Jugendliche
festgenommen wurden. Als er den Ort verlassen wollte, wurde er von
Beamten aufgehalten und auf eine Polizeiwache gebracht mit der
Begründung, es gebe ein Video, auf dem zu sehen sei, wie jemand, der
Correa verdächtig ähnlich sehe, die Sicherheitskräfte mit
Molotowcocktails bewirft. Obwohl Correa mehrfach beteuerte, dass er
nur ein Video des Polizeieinsatzes aufgenommen habe, wollte man ihn
dazu bringen, ein Geständnis zu unterschreiben, in dem er sich selbst
als Terrorist bezichtigt. Für den Fall, dass er sich weigerte, wurde
ihm strafrechtliche Verfolgung angedroht. Correa blieb bei seiner
Weigerung, das Dokument zu unterschreiben, weil er kein Verbrechen
gestehen würde, das er nicht begangen habe. Nach mehreren Stunden
wurde er ohne Anklage freigelassen.


Unverhältnismäßige Anklagen zeugen von Voreingenommenheit
der Staatsanwaltschaft

Menschen, die sich am landesweiten Streik beteiligt haben, erleben
ähnliche Situationen wie Jonathan Correa. Den Berichten von
Menschenrechtsorganisationen zufolge wurden mindestens 165 Personen
allein deshalb terroristischer Umtriebe bezichtigt und strafrechtlich
verfolgt, weil sie die Proteste in den sozialen Netzwerken verbreitet
oder daran teilgenommen hatten. Die Staatsanwaltschaft wolle die
Anschuldigungen überhöhen, um eine Freilassung zu verhindern, so die
Einschätzung von Prozessbegleiter*innen. Dabei beziehen die Vorwürfe
sich auf Taten, die mit sozialem Protest zwangsläufig einhergehen,
insbesondere, wenn die Sicherheitskräfte mit massiver Gewalt gegen die
Protestierenden vorgehen.


Keine strafrechtliche Verfolgung von gewalttätigen
Zivilisten und Polizisten

Während Demonstrierende mit heftigen Repressalien rechnen müssen,
bleibt die strafrechtliche Verfolgung bewaffneter Zivilisten aus. Kaum
einer der Angreifer wird auch nur zu einer Befragung vorgeladen.
Ähnliches gilt für Sicherheitskräfte, die für Morde und schwere
Verletzungen mit Schusswaffen oder anderen Waffen, die regelwidrig
eingesetzt wurden, verantwortlich sind. Obwohl es genügend Beweise
gibt, ist nicht bekannt, ob diese Prozesse weitergeführt werden oder
nicht.


Demonstrationsrecht nicht mehr gewährleistet

Senator Gustavo Pedro hat im Kongress auf die Schwere der
Anschuldigungen aufmerksam gemacht. Da gezielt gegen die
Demonstrierenden vorgegangen wurde, könne man zu dem Schluss kommen,
dass es sich nun um politische Gefangene handelt. Verschiedene
internationale Organisationen fordern weiterhin eine Untersuchung und
strafrechtliche Verfolgung der Sicherheitskräfte, denen
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen werden. Diese Art von
staatlicher Gewalt dürfe nicht straffrei bleiben. Immerhin habe der
Staat die Pflicht, das Recht auf Protest zu gewährleisten, so die
Kritiker*innen.
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SCHACH-SPHINX/07326: Schicksalswende in Mannheim (SB)

Tartakower war in vielen Dingen seiner Zeit und Profession ein
hellsichtiger Kopf. Mit seinen Bonmots ließen sich ganze Galerien
füllen. Eines Tages warf er einen Blick auf die führenden Großmeister
seiner Epoche und resümmierte, daß Capablanca Schach schuf, Aljechin
es am Brett kämpfte, Lasker es dagegen ergrübelte, während Bogoljubow
Schach schlichtweg phantasierte. Efim Bogoljubow gehört zu den
Meistern, über die kurioserweise wenig bekannt ist. Und teils
schicksalshaft war sein Weg. Als er 1914 gerade ein Turnier des
Deutschen Schachbundes in Mannheim bestritt, elf von siebzehn Runden
waren gespielt worden, da brach die Meldung vom Ausbruch des Ersten
Weltkrieges in die stillen Gedanken der Teilnehmenden ein. Die
Turnierleitung entschied sich für den Abbruch der Spiele. Die Akteure
aus neutralen Staaten konnten die Heimreise antreten, während die
russischen Spieler zivilinterniert wurden. Für Bogoljubow, der in
Mannheim sein erstes internationales Turnier absolvierte, war es eine
herbe Erfahrung. Zwar mußte er nicht in ein Gefangenenlager, da er für
seine Unterkunft und seinen Unterhalt in Triberg selbst aufkommen
konnte, aber dennoch dauerte sein Martyrium über vier Jahre.
Schließlich entschied er sich dafür, in Deutschland zu bleiben und
nahm auch die deutsche Staatsbürgerschaft an. Bogoljubow war ein
grandioser Schachdenker, der nur das Pech hatte, daß ihn sein
einstiger Landsmann Aljechin in zwei Weltmeisterschaftsduellen
besiegte. Gleichwohl war sein Wirken auf dem Brett sehr umfassend, er
bereicherte die Theorie mit eigenen Eröffnungen und Varianten und
erntete in Moskau 1925 seinen wohl größten Turniersieg vor der
versammelten Weltelite. Bogoljubow konnte scharfsinnig kombinieren,
aber zuweilen leistete er sich gegen schwächere Gegner auch
patzerhafte Partien, weil er seine Stellung überreizte oder von der
Anlage her spröde und bruchhaft gestaltete. Im heutigen Rätsel der
Sphinx geriet er mit den weißen Steinen gegen den italienischen
Meister Monticelli in eine beklagenswerte Lage, Wanderer.
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Bogoljubow - Monticelli

San Remo 1930


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

11...Sc6-a5?? war ein klassischer Fehlzug und wurde entsprechend mit
12.Lb3xf7+!! bestraft. Nun war 12...Kg8xf7 geradezu erzwungen, weil
auf 12...Tf8xf7 mit 13.Sd4-e6 Dd8-e8 14.Sc3-d5! ein noch größeres
Unheil folgt. Doch auch 12...Kg8xf7 kam am Kelch nicht vorbei. Nach
13.Sd4-e6!! gab sich Heisler geschlagen, ohne sich 13...Kf7xe6 14.Dd2-
d5+ Ke6-f6 15.Le3-g5# zeigen zu lassen. Auch 13...Dd8-e8 wäre wegen
14.Se6-c7 De8-d8 15.Dd2-d5 verhängnisvoll gewesen.
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/283: Sport als positive Kriegsnachsorge ... (SB)



 "Sportliche Wettbewerbe sollten Frieden und Verständigung
fördern. Die Invictus Games missbrauchen aber Kriegsverletzte zur
Kriegsverharmlosung. Krieg tötet Soldaten und Zivilisten. Diejenigen,
die mit dem Leben davonkommen, bleiben für immer vom Krieg gezeichnet.
Das darf man nicht verherrlichen, indem man die Kriegsversehrten
'invictus', also 'unbesiegt' nennt."  

(Angelika Kraft-Dlangamandla, Sprecherin der LINKEN Ratsfraktion
Düsseldorf [1])



Kurz vor Eröffnung der Paralympischen Spiele in Tokio wurde eine
globale Menschenrechtskampagne mit dem Titel "WeThe15" gestartet,
die sich für die Rechte von Menschen mit Behinderung einsetzt. Die
Ziffer 15 spielt auf die 15 Prozent der Weltbevölkerung an, zu der
Menschen mit Behinderungen zählen. Zu den Trägern der Kampagne
gehören nicht nur große internationale Sport-Dachorganisationen,
sondern auch die "Invictus Games Foundation" für kriegsversehrte
Soldatinnen und Soldaten, ohne dass dies in der politischen
Behindertenbewegung - sofern es sie überhaupt noch gibt - kritisiert
wird. Die "Invictus Games" gehen auf die vom US-Militär organisierten
"Warrior Games" zurück und sollen demnächst auch in Deutschland
stattfinden, um breitere Akzeptanzen für (Ex-)Bundeswehrsoldaten zu
erwirtschaften, die im Sport heroisch um Respekt und Anerkennung
kämpfen. Dieser kriegsnachsorgenden Veranstaltung, die darauf
angelegt ist, dass sich die Bevölkerung an steigende Zahlen von noch
sportgeeigneten Kriegsinvaliden gewöhnt, scheint es nunmehr gelungen
zu sein, sich als Einkläger für Menschenrechte und Brecher von
Behindertenbarrieren zu inszenieren.

Noch bis vor kurzem galt das Umfrage-Paradoxon, dass die Mehrheit der
deutschen Bevölkerung zwar den Afghanistankrieg der Bundeswehr
ablehnt, bei Wahlen jedoch die Stimmen zu rund 90 Prozent
Pro-Kriegsparteien gibt. Erklärt wird das dadurch, dass die
Bevölkerung offenbar den Krieg von der Heimat-Normalität
abspaltet. Die bekannte Propagandafloskel, die Sicherheit
Deutschlands werde auch am Hindukusch verteidigt, sorgte eben auch
dafür, dass der Krieg als etwas wahrgenommen wird, das fern von der
Heimat stattfindet. Erst wenn vorwandsreiche Militäreinsätze und
hehre Evakuierungsaktionen in einer Katastrophe münden, tritt die
hässliche Fratze des Krieges etwas ungeschminkter zum Vorschein. Von
den Opfern und Verheerungen der Interventions- und Besatzungskriege im
Ausland bekommt der Normalbürger gewöhnlich nur das zu sehen,
was die Militär- und Medienfilter als politik- und sozialverträglich
durchlassen. Um die nicht selten verstörenden Bilder von getöteten
oder verwundeten Soldaten und Zivilisten zu verstecken und
gleichzeitig die öffentliche Präsenz der Bundeswehr zu erhöhen,
kündigte Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU)
schon vor zwei Jahren an: "Wir werden die Sichtbarkeit der Bundeswehr
in unserem Land, in unserer Gesellschaft erhöhen. Ob das das freie
Bahnfahren in Uniform ist, oder Gelöbnisse oder Zapfenstreiche in der
Öffentlichkeit." [2]

Inzwischen gelingt es den Kriegsparteien in Deutschland immer besser,
die Folgen von Krieg und Zerstörung in die Mitte der Gesellschaft zu
tragen und im Rahmen von Sportveranstaltungen zu einem heroischen Akt
sportlicher Bewährung und rehabilitatorischer Leistungsschau zu
verklären. So war Annegret Kramp-Karrenbauer persönlich nach London
gereist, um als Gast von Prinz Harry der offiziellen Bekanntgabe von
Düsseldorf als Austragungsort der "Invictus Games" im Jahr 2022
beizuwohnen. Die Bewerbung für die Spiele der kriegsversehrten
Soldatinnen und Soldaten, die später wegen der COVID-19-Pandemie auf
September 2023 verschoben wurden, geht auf einen positiven Beschluss
des Bundestags zurück, dem sich lediglich die Linkspartei verweigert
hatte. Als einzige Fraktion sah sie die Gefahr, durch solche
Sportereignisse "Militäreinsätze zu normalisieren" und stellte die
berechtigte Frage, ob es tatsächlich um die versehrten Menschen gehe
"oder nicht doch eher um die Nutzung des Sports und der Sportler zur
Rechtfertigung von Kriegen als Mittel der Politik". [3]

Medienberichten zufolge legen etliche Staaten aufwendige
Sportprogramme für ihre verwundeten Soldaten auf. In den USA, die
weltweit in zahlreiche Kriege verwickelt sind, sollen mehr als
15.000 ehemalige Militärangehörige mit einer Behinderung sportlich
aktiv sein. "Ihr Netzwerk mit Veteranenverbänden und dem
Verteidigungsministerium wächst, auch durch ihre jährlichen 'Warrior
Games'", berichtete Neues Deutschland. "Das Paralympische Komitee der
USA geht davon aus, dass künftig bis zu 15 Prozent der
US-amerikanischen Paralympier aus Soldatenprogrammen kommen werden."
[4]

2013 nahm Prinz Harry als Mitglied eines Teams britischer Soldaten an
den Warrior Games in den USA teil. Schon ein Jahr später feierte
mit den Invictus Games eine ähnliche Veranstaltung in London
Premiere. Geld war aus unterschiedlichen Quellen in Hülle und Fülle
vorhanden. Vor dem Hintergrund, dass auch Großbritannien an der
Heimatfront ein "Darstellungsproblem" aufgrund der zahlreichen
verwundeten, erkrankten oder traumatisierten Soldaten im
Afghanistankrieg hatte, kam eine solche Veranstaltung, in der die
sporttauglichen Kriegsversehrten im Agon als "unbesiegbar" (=
invictus) bejubelt und gefeiert wurden, gerade recht. 300
Sportlerinnen und Sportler aus 13 Ländern nahmen daran teil, die
meisten von ihnen wurden als Soldaten in Afghanistan verwundet, wo
Großbritannien zusammen mit Partnerländern blutige Kriegstaten
vollbracht hatte. Da nur NATO-Armeen und ihre Verbündeten an den
Invictus Games teilnehmen, ist ausgeschlossen, dass sich im
sportlichen Wettkampf Soldaten wiedertreffen, die sich zuvor an der
Front gegenseitig das Leben zur Hölle gemacht hatten. Langfristiges
Ziel von Prinz Harry, Captain a.d. des Army Air Corps, war es zudem,
das Engagement britischer Truppen im Afghanistan-Krieg in Erinnerung
zu behalten. Unheroische Berichte über durch NATO-Hubschrauber oder
-Drohnen getötete, verwundete und zeitlebens gezeichnete
Opfer aus der afghanischen Zivilbevölkerung tauchen in diesem
Zusammenhang selbstverständlich nicht auf. Eben Sportschau. Die BBC
übertrug die 1. Invictus Games im Fernsehen, hochrangige Gäste aus
Politik und Showgeschäft gaben sich ein Stelldichein. Die
Abschlusszeremonie, bei der bekannte Musiker wie die Foo Fighters,
Kaiser Chiefs und James Blunt auftraten, fand vor über 25.000
Besuchern im ausverkauften Olympic Park in London statt.

Einen ähnlichen Erfolg wünschen sich auch die Kriegsparteien in
Deutschland, wenn die 6. Invictus Games 2023 in Düsseldorf Station
machen. Ob dann auch der frühere US-Präsident Barack Obama als
Zuschauer vorbeikommt, der 2017 in Toronto zusammen mit seinem
damaligen Vize, dem heutigen POTUS Joe Biden einige Wettbewerbe
besucht hatte? Seine Frau Michelle hatte schon bei den 1. Spielen
eine Videogrußbotschaft an die Themse gesandt, bei der zweiten Ausgabe
in Orlando (Florida) nahm sie persönlich an den Feierlichkeiten teil.
Die Obamas sind richtige Fans der Kriegsversehrtenspiele. Bekanntlich
wurden während der Präsidentschaft Barack Obamas (2009-2017) Tötungen
mit der Drohne zur Staatsdoktrin, jede Woche unterschrieb er die
sogenannte "Kill List". Auf der standen Menschen, die ohne
Gerichtsprozess zur Tötung freigegeben wurden. Bei diesen regelmäßigen
Mordanschlägen der USA, die unter Obama dramatisch anstiegen, kamen
nicht nur feindliche Kräfte, sondern in der großen Mehrzahl auch
unschuldige Zivilisten ums Leben oder wurden schwer verletzt. Wenn
also bei den Invictus Games einsatzgeschädigte Soldatinnen und
Soldaten als Helden gefeiert werden können, auch im Andenken ihrer
patriotischen Einsätze, dann schlichtweg deshalb, weil all die
Menschenrechtsverletzungen und völkerrechtswidrigen Kriegshandlungen,
die untrennbar mit militärischen Auseinandersetzungen verbunden sind,
im Unterhaltungsgewerbe des Sports ausgeblendet werden.

Die weltweite Behindertenbewegung tut sich keinen Gefallen damit,
wenn sie es zulässt, dass sich das Militär z.B. im Rahmen einer
Kampagne wie "WeThe15" immer mehr in zivilgesellschaftliche
Institutionen und Strukturen einschleicht, um sich als wahrer
Menschenrechtshüter und Kämpfer für Behindertenrechte darzustellen.
Tatsächlich ist das Militär ein Hauptproduzent von körperlichen und
seelischen Leiden oder Behinderungen, und es liegt natürlich in seinem
urtümlichsten Interesse, diesen Zusammenhang im emotionalen
Theaternebel des Sports verschwinden zu lassen.

Wer wie die USA und Großbritannien Hunderte von Milliarden Dollar im
Afghanistankrieg verbrennen kann, die vielfach auch in hochkorrupte
Kanäle geflossen sind, der ist auch in der Lage, eine weltweite
Behindertenbewegung einzukaufen und in die militärische
Propagandamaschinerie einzubetten. Dass deutsche
RegierungspolitikerInnen nach dem schmerzhaften Desaster in
Afghanistan nun um so vehementer die Kriegstrommeln schlagen -
CSU-Chef Söder plädiert inzwischen für "robustere Einsätze der
Bundeswehr" und neue Waffensysteme wie "bewaffnete Drohnen" [5] -,
lässt befürchten, dass militärsportliche Nachsorgeveranstaltungen, die
dem Krieg ein sozial fürsorgliches Gesicht geben sollen,
gesellschaftlich immer bedeutsamer werden. Immerhin sind über 150.000
deutsche Soldatinnen und Soldaten in Afghanistan in den Einsatz
gegangen. 59 von ihnen sind dabei gestorben, Tausende wurden verwundet
und traumatisiert. Der Blutzoll der afghanischen Streitkräfte war
indessen um ein Vielfaches höher: Rund 67.000 getötete Soldaten und
weit mehr noch an körperlich und seelisch Verletzten. Es mag zynisch
klingen, doch für Nachschub bei den Paralympics oder den Invictus
Games ist gesorgt. Und für Geld und Kampagnenunterstützung durch die
Militärapparate der kriegführenden Länder auch.

Während nach zwanzig Jahren Krieg das Legitimationsgebäude vom
Demokratie- und Menschenrechtstransport nach Afghanistan faktisch
zusammengebrochen ist und immer deutlicher wird, welch ungeheurer
Preis an getöteten und verletzten Menschen gezahlt wurde, sind die
Kriegsparteien an der Heimatfront um so eifriger darum bemüht, ihren
vermeintlich unbesiegbaren Soldatinnen und Soldaten im Rahmen von
Invictus Games "Respekt und Anerkennung" zu zollen, um unbequeme
Fragen nach der Hin- und Herkunft von Kriegen gar nicht erst aufkommen
zu lassen. Schon bei den Paralympischen Spielen in Tokio, an denen
auch viele einsatzgeschädigte Soldatinnen und Soldaten aus allen
Ländern teilnahmen, wurde das Thema Krieg in den Berichten und
Interviews fast ausschließlich in einer die Streitkräfte positiv
darstellenden Weise berührt. KriegsgegnerInnen oder auch Veteranen,
von denen viele inzwischen eine ganz andere Einstellung zur
Kriegspolitik und zum Soldatenberuf haben als bei Eintritt in die
Armee, kamen überhaupt nicht zu Wort. Als Paradebeispiel für eine
bundeswehrfreundliche Berichterstattung diente Tim Focken. Der
Afghanistan-Veteran, der als erster deutscher kriegsversehrter
Bundeswehrsoldat an den Paralympics teilnahm, war 2010 im Gefecht mit
den Taliban angeschossen worden, sein linker Oberarm ist seitdem
gelähmt. Der Leistungssport half dem heutigen Sportschützen, sich aus
dem Loch, in das er nach der schweren Verwundung stürzte, zu befreien.
"Nun kann er mit einer Medaille in Japan auch die Bundeswehr in ein
positiveres Licht rücken. Und er kann zeigen, wie man den Krieg auch
auf sportliche Art verarbeiten kann", berichtete der Deutschlandfunk.
[6] Ein kleiner Vorgeschmack, mit welcher Bundeswehr-Propaganda in
Düsseldorf zu rechnen ist, wenn die Invictus Games Foundation zusammen
mit Schirmherr Prinz Harry unter dem Motto "A Home for Respect" ihren
Auftritt hat. Dass das Land Nordrhein-Westfalen die Versehrtenspiele
auch nutzen will, um sich als Bewerberkandidat für die Ausrichtung der
Olympischen Spiele international zu empfehlen, wirft ein Schlaglicht
darauf, wie weitreichend ziviler und militärischer Zweckopportunismus
bereits verwoben sind, ohne dass dies noch Befremden, geschweige denn
hörbaren Protest auslöst.

Fußnoten:

[1] https://www.linksfraktion-duesseldorf.de/nc/home/detail-home/news/invictus-games-die-linke-lehnt-militarisierung-des-sports-ab/. 11.01.2020.

[2] https://www.bmvg.de/de/aktuelles/regierungserklaerung-rede-annegret-kramp-karrenbauer-76920. 24.07.2019.

[3] https://www.das-parlament.de/2019/46/innenpolitik/667530-667530. 11.11.2019.

[4] https://www.nd-aktuell.de/artikel/1155856.paralympics-tokio-krieg-und-spiele.html. 23.08.2021.

[5] https://twitter.com/Markus_Soeder/status/1431918359411675136. 29.08.2021.

[6] https://www.deutschlandfunk.de/verwundete-soldaten-bei-den-paralympics-durch-den-sport.892.de.html?dram:article_id=501872. 22.08.2021.
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LATEINAMERIKA/218: Alarmstufe Rot für Klima und Umwelt (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

Alarmstufe Rot für Klima und Umwelt



Laut dem Jahresbericht der Wirtschaftskommission
Lateinamerika-Karibik sind die Ausgaben für Umweltschutz im letzten
Jahr um 35% zurückgegangen.

(Santiago de Chile, 14. August 2021, servindi) - Laut dem aktuellen
Bericht der UN-Wirtschaftskommission Lateinamerika und Karibik CEPAL
wurden zwischen 1990 und 2020 in der Region Lateinamerika und die
Karibik 138 Millionen Hektar Wald abgeholzt. Gleichzeitig befinden
sich die Ausgaben für Umweltschutzmaßnahmen auf dem Tiefstand von
2005: Im vergangenen Jahr gingen ausländischen Direktinvestitionen
gegenüber 2019 um 35 Prozent zurück, aus diesem Topf hätten aber die
Mittel für Umweltschutzmaßnahmen stammen sollen. "Wir reden viel, aber
wir handeln nicht", kommentierte Alicia Bárcena, Exekutivsekretärin
der Kommission, das Ergebnis bei einer virtuellen Pressekonferenz am
11. August.


Klimakrise spitzt sich zu

Während der Anteil der bewaldeten Flächen in Lateinamerika und der
Karibik 1990 noch 53 Prozent betrug, waren es 2020 nur noch 46
Prozent, so der Bericht. Als Ursachen werden die zunehmende
Flächennutzung für Land- und Forstwirtschaft und Viehzucht sowie der
Bau von Straßen für die Umsetzung der wirtschaftlichen Aktivitäten
genannt. Die CEPAL habe daher in der Region acht strategische Bereiche
ermittelt, die einer nachhaltigkeitsfördernden Umgestaltung der
Wirtschaft besonders entsprächen: die erneuerbaren Energien, die
nachhaltige Elektromobilität, die integrative Digitalisierung, die
Fertigungsindustrie im Gesundheitswesen, die Bioökonomie, der
Pflegesektor, die Kreislaufwirtschaft und der nachhaltige Tourismus.
Schwierig werde dies durch den derzeitigen Rückgang der ausländischen
Direktinvestitionen, ergänzte Bárcena. Lediglich Bahamas, Barbados,
Ecuador, Paraguay und Mexiko hatten einen Anstieg der ADIs verzeichnen
können. Der Anteil der Vereinigten Staaten stieg von 27 auf 37
Prozent, während der von Europa (von 51 auf 38 Prozent) und
Lateinamerika (von 10 auf 6 Prozent) erheblich zurückging.


Über den Bericht

Der CEPAL-Jahresbericht "Ausländische Direktinvestitionen in
Lateinamerika und der Karibik 2021" untersucht die globale und
regionale Entwicklung ausländischer Direktinvestitionen und gibt
Empfehlungen, wie diese Gelder den produktiven Entwicklungsprozess in
der Region fördern können. Das erste Kapitel behandelt die Tendenzen
auf dem Hintergrund der durch die COVID19-Pandemie ausgelösten
internationalen Krise und der weltweiten Klimakrise. Das zweite
Kapitel gibt einen historischen und aktuellen Überblick über die
chinesischen Investitionen in Lateinamerika und der Karibik und
diskutiert die Möglichkeit, nach der Überwindung der COVID-Krise in
eine neue Phase der wirtschaftlichen Beziehungen einzutreten.
Voraussetzung sei die "Entwicklung einer Politik, die gewährleistet,
dass die Investitionen zum Aufbau von Produktionskapazitäten in den
Empfängerländern beitragen, die Verbindungen zu lokalen Zulieferern
fördern und neue Arbeitsplätze schaffen", so Bárcena auf der
Konferenz. Das dritte Kapitel befasst sich mit Investitionen weltweit
und in der Region Lateinamerika-Karibik und analysiert
Investitionsstrategien im digitalen Zeitalter. Den vollständigen
Bericht gibt es hier [1].


Anmerkung:

[1] https://www.cepal.org/es/publicaciones/47147-la-inversion-extranjera-directa-america-latina-caribe-2021


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/alarmstufe-rot-fuer-klima-und-umwelt/
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ÖKOSYSTEME/117: Kolumbien - Mehr als die Hälfte der Nationalparks in Gefahr (poonal)
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Kolumbien 

Mehr als die Hälfte der Nationalparks in Gefahr






[image: Graphische Darstellung der Naturparks in Kolumbien - Bild: Milenioscuro, CC BY-SA 4.0, https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0, via Wikimedia Commons]

Karte der Naturparks in Kolumbien

Bild: Milenioscuro, CC BY-SA 4.0 

[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons




Die kolumbianische Naturschutzinitiative PNNCV hat ihren ersten
Bericht zu Nationalparks vorgestellt. Kolumbien müsse die Bedeutung
der Nationalparks verstehen.

(Bogotá, 27. August 2021, contagio radio) - Kolumbien ist laut dem
Bericht das Land mit der zweithöchsten Biodiversität an Spezies
weltweit. Außerdem ist es das Land mit der zweithöchsten Vielfalt an
Pflanzen, es rangiert an dritter Stelle bei der Vielfalt an Reptilien
und an fünfter Stelle bei der Säugetierdiversität. Das Land weist
weltweit die höchste Vielfalt an Vögeln und Amphibien auf. Es gibt 59
Nationalparks, in denen 17.613.380 Hektar an Flora und Fauna unter
Schutz stehen.

Nun hat die kolumbianische Naturschutzinitiative PNCV (Parques
Nacionales Cómo Vamos [1]) ihren ersten Bericht [2] aus dem
Beobachtungszentrum der Systeme Nationaler Naturparks präsentiert. Die
Initiative besteht aus zehn Organisationen aus der Zivilgesellschaft.
Laut der Vorsitzenden von PNCV, Sandra Vilardy [3], zeigt sich der
Klimawandel sehr deutlich im Verlust an Gletschern, Páramos (andine
Feuchtgebiete oberhalb der Baumgrenze), Korallenriffen, natürlichen
Savannengebieten und Wäldern. Dies verdeutliche die Notwendigkeit,
dass sich das Land darauf vorbereiten müsse, irreversiblen Schäden
vorzubeugen.

Es sei wichtig, betonte Vilardy, dass Kolumbien die Bedeutung der
ökologischen Abhängigkeit von der Natur und der Beziehung zur Umwelt
verstehe, die die indigenen, afrokolumbianischen und kleinbäuerlichen
Gemeinden haben. Dabei seien gerade die Nationalparks besonders
wichtig. Der Bericht zeige, "wie die kolumbianische Gesellschaft davon
abhängt, wie die Nationalparks funktionieren", so Vilardy. "Angesichts
der Klimakrise muss die Flächenplanung stärker auf die Beziehung der
Gesellschaft zur Biodiversität eingehen."


Abholzungen und Koka-Anbau bedrohen 45 der 59 Nationalparks


Obwohl die Nationalparks eine essentielle Bedeutung für das
Funktionieren des Wasserkreislaufs und Kohlestoffspeicherung in den
verschiedenen Regionen des Landes aufweisen und daher ein
Schlüsselelement für lokale, regionale und nationale Strategien zur
Anpassung an den Klimawandel bilden sollten, sind sie laut Sandra
Vilardy stark bedroht. Bei 45 Nationalparks, also 76 Prozent aller
existierenden Nationalparks, ist das Ökosystem starken Risiken
ausgesetzt.

Ein Risikofaktor für Nationalparks ist der Anbau von Kokaplantagen; 30
Nationalparks sind davon bedroht und 16 besitzen bereits
Kokapflanzungen innerhalb der Schutzzonen. Mit dem Anbau von Koka geht
eine enorme Abholzung einher sowie die Verunreinigung von Wasser, Luft
und Böden.

Die Vorsitzende von PNCV weist darauf hin, dass historisch betrachtet
Koka schon immer in den Regionen angebaut wurde, wo heute die Parks
bestehen. Die Zahlen schwanken jedes Jahr etwas, was den Anbau von
Koka innerhalb der Schutzzonen betrifft. Besondere Sorge bereite ihr
jedoch, was außerhalb der Grenzen der Nationalparks geschieht, da dies
sich wiederum auch auf das Innere der Parks auswirke.

Die Nationalparks La Macarena, Paramillo und Farallones sind
diejenigen, die bereits am längsten bedroht sind. "Hier wird an vielen
Stellen in die Parks eingedrungen, sie werden abgeholzt und
Koka-Plantagen angelegt", führte die Biologin Brigitte Baptiste in der
Präsentation des Berichts aus.


Strategische Gründe von Koka-Anpflanzungen in Nationalparks


Das Problem mit dem Koka-Anbau in Nationalparks ist eigentlich nicht
neu. Bereits 2015 hat das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung (UNODC) darauf hingewiesen, dass in 16 Parks
solche Anpflanzungen bestehen, die in diesem Jahr bereits 6,5 Prozent
des gesamten Anbaus in Kolumbien ausmachten.

Angesichts des unzureichenden Engagements zur Erfüllung des vierten
Punkts im Friedensvertrag zwischen der Nationalen Regierung und der
ehemaligen Guerilla FARC von 2016 gehen Expert*innen davon aus, dass
die Koka-Anpflanzungen aus strategischen Gründen in Nationalparks
angelegt werden. Der beschwerliche Zugang zu den Parks verhindere
Operationen zur Auslöschung der Pflanzen (z.B. durch Glyphosat),
außerdem erfordere Koka eine manuelle Schädlingsbekämpfung.

"Die stärksten Konzentrationen von Koka-Pflanzungen befinden sich im
Nationalpark Catatumbo Bari (Nordosten Kolumbiens). Diese entsprechen
15,5 Prozent des Gesamtanbaus im Land." Sandra Vilardy, Direktorin von
PNCV.

In der Meldung des UNODC wurde bereits darauf hingewiesen, dass sich
58 Prozent der Koka-Anpflanzungen auf zwei Nationalparks
konzentrieren, nämlich auf die Sierra de la Macarena und Nukak. Der
Bericht des PNCV macht jedoch zudem deutlich, dass die Zunahme von
Kokaflächen in Nationalparks Besorgnis erregend sei, zumal dort auch
bewaffnete Gruppen agieren.

Außerdem lassen sich in diesen Regionen hohe Armutsraten nachweisen.
Etwa 63 Prozent der Bewohner*innen von Nationalparks leben in Armut.
Gerade in den Landkreisen mit Nationalparks zeigen sich hohe
Inzidenzen für sog. multidimensionale Armut; diese umfasst in etwa
51,4 Prozent und tritt vor allem in den tropischen Regionen des Landes
auf. Die Nationalparks in den Bergregionen mit gemäßigtem Klima weisen
hingegen niedrigere Armutsraten auf.

Sandra Vilardy kritisiert in dem Bericht insbesondere das fehlende
Wissen des kolumbianischen Staates über die Nationalparks. So gäbe es
beispielsweise keine genauen Daten zur Anzahl an indigenen und
afrokolumbianischen Gemeinden in den Parks. Der Bericht zeigt jedoch
deutlich, dass der Schutz der Natur in den Nationalparks dort am
besten funktioniert, wo sich die indigenen und afrokolumbianischen
Gemeinden darum kümmern.


Anmerkungen:

[1] https://parquescomovamos.com/quienes-somos-2/
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RESSOURCEN/083: Umweltschädliche Rohstoffgewinnung durch Fracking nimmt zu (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lateinamerika 

Ganz schön abgefrackt: Umweltschädliche Rohstoffgewinnung nimmt
zu

Von José Díaz



Erlaubt ist, was Profite bringt: Trotz Luft- und
Wasserverschmutzung, Lärm und Erdbebengefahr gilt die Umweltgefährdung
durch Fracking als umstritten.

(Lima, 19. August 2021, servindi/poonal) - In den vergangenen Jahren
hat die Rohstoffgewinnung mittels hydraulischer Risserzeugung deutlich
zugenommen. Die besser unter dem Namen Fracking bekannte Methode der
Extraktion von fossilen Brennstoffen wächst sich zunehmend zu einer
Bedrohung für die lateinamerikanischen Staaten aus.
Wissenschaftler*innen und Expert*innen haben wiederholt darauf
hingewiesen, dass diese Art der Extraktion eine der schädlichsten für
das Klima darstelle. Die Warnungen sind jedoch weitestgehend an den
wirtschaftlichen Interessen der Länder abgeprallt. Ob die Länder von
einer rechts- oder einer Linksregierung geführt werden, macht dabei
keinen Unterschied, wie am Beispiel von Argentinien und Kolumbien
deutlich wird. Die politische Führung mag ansonsten sehr
unterschiedlich sein, was aber Energiepolitik und den Einsatz von
Fracking angeht, sind die Unterschiede graduell.


Proteste in Kolumbien und Argentinien

Ecopetrol, die größte Ölfirma in Kolumbien, gab kürzlich bekannt, ab
2023 Fracking für die Rohstoffgewinnung zu nutzen. In Argentinien ist
die Situation besorgniserregender: Die Regierung Alberto Fernández hat
bereits grünes Licht für Fracking für das Mega-Projekt Vaca Muerta
gegeben. Die Erdöl- und Erdgasformation erstreckt sich über ein Gebiet
von 30.000 Quadratkilometern, das entspricht etwa der Größe von
Belgien, und befindet sich in der Provinz Neuquén, wo die
Wasserversorgung der lokalen Bevölkerung schon lange ein Problem war.
In beiden Ländern wird gegen die umweltgefährdende Methode der
Rohstoffgewinnung protestiert. In Kolumbien verteilten Aktivist*innen
"Pilotwasser" unter den Mitgliedern des Parlaments, das vermutlich
durch Fracking kontaminiert war. Ziel war es, Druck auf die Politik
auszuüben und das Vorgehen zu stoppen.


Wieso ist Fracking so schädlich?

Fracking ist eine Extraktionsmethode, bei der ein vertikaler mit
Zement bedeckter Tunnel unter der Erde gegraben wird. Mit hohem Druck
werden große Mengen an Wasser injiziert, um Risse in der felsigen
Basis zu erzeugen, die dann das Gas oder Öl freigeben. Das Wasser wird
für gewöhnlich mit chemischen Produkten angereichert, um das
Speichergestein durchlässiger zu machen und das Austreten der fossilen
Brennstoffe zu erleichtern. Obwohl die Energieindustrie darauf
beharrt, dass nur in wenigen Fällen angrenzendes Wasser kontaminiert
wurde, sind Expert*innen anderer Meinung: Die eingesetzten Chemikalien
seien gefährlich für Mensch und Umwelt und vergifteteten die
Grundwasserreserven des betroffenen Gebiets. Das Aufbrechen des
Speichergesteins führe darüber hinaus zu erhöhten Emissionen von
chemischen Stoffen an der Oberfläche. Dazu wird ein erhöhtes
Erdbeben-Risiko befürchtet. Ein weiterer Aspekt sei die hohe
Lärmbelastung.

In den USA ist Fracking seit längerem eine beliebte Methode zur
Rohstoffgewinnung, die im letzten Jahrzehnt auch in einigen Ländern
Lateinamerikas zunehmend Verbreitung gefunden hat. Durch eine von der
Environmental Protection Agency (EPA) geführte Untersuchung des
Grundwassers in Wyoming konnte vor einigen Jahren die
Fracking-bedingte chemische Verschmutzung nachgewiesen werden. Deshalb
stellt die steigende Popularität des Fracking in Lateinamerika nicht
nur ein großes Risiko für die Biodiversität dar, sondern führt auch zu
einem erhöhten Risiko für die Bevölkerungsgruppen, in denen der Zugang
zu sauberem Trinkwasser als universelles Recht bisher nicht
verwirklicht wurde.
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KLIMA/765: Zukunftsschadenssteigerungen ... (SB)

"Die Ökosysteme am Tiefseeboden mit ihren an die extremen
            Lebensbedingungen angepassten Arten sind sehr empfindlich. Eingriffe
            sind kaum reversibel, die Folgen, z. B. beim Abbau der Manganknollen,
            wären noch nach vielen Tausend Jahren zu beobachten. Das Wissen über
            die Ökologie der Tiefsee ist äußerst begrenzt. Die Lebensräume mit
            ihren Artengemeinschaften sind oftmals einzigartig. Bergbauliche
            Vorhaben könnten die seltenen Arten und Habitate unwiederbringlich
            zerstören."

(Umweltbundesamt, 18. August 2021)



Bislang wird auf rund 62 Prozent der Erdoberfläche kein Abbau von
Rohstoffen betrieben, obschon dort aus Sicht der Industrie attraktive
Lagerstätten existieren. Nicht etwa der Klima- und Naturschutzgedanke
steckt hinter dieser ungewöhnlichen Zurückhaltung, sondern schlicht
die mangelnde Technologie und Wirtschaftlichkeit sowie der bislang
fehlende rechtliche Rahmen. Denn jene Fläche ist von mindestens einem
Kilometer Wasser bedeckt und gilt nach dem Seerechtsübereinkommen
(SRÜ) größtenteils als "gemeinsames Erbe der Menschheit". Lediglich
an sehr wenigen Orten der Erde wird am Tiefseeboden nach Erdöl
gebohrt, regelrechten Bergbau findet man hingegen nur in küstennahen,
flachen Meeresgebieten.

Zwar bleibt der Tiefseeboden von menschlichen Aktivitäten nicht
unberührt - selbst am tiefsten Punkt der Ozeane, dem Marianengraben,
hat sich Plastikmüll eingefunden -, doch gilt der Meeresboden sowie
die Wassersäule darüber als wenig erschlossen. Daran wird sich so
schnell nichts ändern, auch wenn in den letzten Jahren mit Nachdruck
das Relief der Ozeanböden ausgemessen wird und inzwischen über 20
Prozent von ihnen kartiert sind. Weniger als ein Prozent dagegen gilt
als erforscht. Immer wieder werden neue Arten im, auf dem und oberhalb
des Tiefseebodens entdeckt.

Obschon die Tiefseeböden hinsichtlich der dort lebenden Fauna wie
weiße Flecken auf der Weltkarte sind, rücken die submarinen Rohstoffe
mehr und mehr in den Fokus der Aufmerksamkeit von Politik und
Wirtschaft. Bergbau in der Tiefsee wäre sogar umweltfreundlicher als
an Land, wird von interessierten Kreisen behauptet. Ein Narrativ, das
sich an die Öffentlichkeit, Politik und nicht zuletzt potentielle
Investoren für den anspruchsvollen Tiefseebergbau richtet, aber
sowohl den vorhandenen wissenschaftlichen Erkenntnissen über die
Empfindlichkeit des Lebens in der lichtlosen Tiefsee Hohn spricht als
auch dem von der Forschung wiederholt bemängelten Erkenntnisstand zu
den ökosystemaren Verhältnissen. Man weiß noch viel zu wenig über das
Tiefseeleben; mit schwerwiegenden Schäden an der Meeresumwelt ist auf
jeden Fall zu rechnen, sollten die "Schätze" am Meeresgrund gehoben
werden.




[image: Im Vordergrund zwei Farreid-Glasschwämme, weiter hinten verschiedene Korallen und weitere Schwämme auf einer Mangankruste des 'Ridge'-Seamounts - Foto: NOAA Office of Ocean Exploration and Research, 2017 Laulima O Ka Moana]

Artenvielfalt am Tiefseeboden
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Rohstoffhunger und Elektronendurst - unersättliche E-Autos

Ausgerechnet die in diesem Jahr angelaufene UN-Dekade für
Ozeanforschung (2021-2030) könnte den entscheidenden Durchbruch für
Tiefseebergbau bringen. Als Bestandteil der von Deutschland und der
Europäischen Union vorangetriebenen Wachstumsinitiative "Blue
Growth", des "Blauen Wachstums" zur Stärkung der maritimen
Wirtschaft, soll Meeresbodenbergbau wichtige Rohstoffe für die
Elektromobilität liefern. Diese wiederum wird von der Politik als
wesentliches Element des Grünen Wachstums gepriesen, mit dem
angeblich die globale Erwärmung ausgebremst werden kann. Zwar werden
bei der Herstellung von Elektroautos wesentlich mehr Treibhausgase
emittiert als bei der von Autos mit Verbrennungsmotoren, aber das
wird bei der Förderung der Elektromobilität gerne vernachlässigt. Und
weil elektrisch angetriebene Fahrzeuge ihren Strom aus der Steckdose
beziehen, gelten sie als sauber, ganz egal, ob jener Strom durch das
Verbrennen von fossilen Energieträgern in Kohle- oder Gaskraftwerken
generiert wurde oder nicht. Mit E-Autos können die EU-Mitgliedsländer
ihre CO₂-Bilanz zur Einhaltung der Flottengrenzwerte
schönrechnen.

Vor kurzem hat die Bundesregierung angekündigt, die Elektromobilität
bis 2025 mit einer Milliarde Euro zu fördern. Das Geld ist die
jüngste in einer Reihe von üppigen Finanzspritzen, mit der die
deutsche Autoindustrie subventioniert wird. In diesem Fall werden die
mittelständischen Zulieferbetriebe, die in den Aufbau der Batterie-
und Ladeinfrastruktur für Elektroautos involviert sind, unterstützt.

Für den Umstieg auf Elektromobilität werden enorme Mengen an
Rohstoffen gebraucht, bei einzelnen Mineralen bedeutete dies eine
Steigerung um mehrere hundert Prozent innerhalb der nächsten ein,
zwei Jahrzehnte. Dabei wird der Wechsel von Verbrennungs-
auf Elektromotoren zumindest in den ersten Jahren auf keinen simplen
Umstieg, sondern den Aufbau eines weiteren, parallel betriebenen
Industriezweigs hinauslaufen. Versinnbildlicht wird dies durch die
notwendige doppelte Infrastruktur mit dem vorhandenen Netz an
Tankstellen für die Verbrenner und dem im Aufbau begriffenen,
engermaschigen Netz von öffentlichen und privaten Ladestationen
für E-Autos.

"Unser Ziel ist: Laden, immer und überall."

Minister für Verkehr und digitale Infrastruktur Andreas Scheuer

(Pressemitteilung vom 18.08.2021)


Mit der Elektromobilität wächst der primäre Energiebedarf, und der
wird in Deutschland nach wie vor hauptsächlich durch fossile Energien
gedeckt. Die erneuerbaren Energien haben zwar laut Umweltbundesamt im
vergangenen Jahr einen Anteil von 45,5 Prozent am
Bruttostromverbrauch erlangt, aber auf den Bruttoenergieverbrauch
(Strom, Wärme, Kraftstoffe, Umwandlungs- und Übertragungsverluste)
bezogen nur von 19,6 Prozent. Durch den aus Gründen des Klimaschutzes
subventionierten "Umstieg" werden also zunächst mehr Treibhausgase
emittiert. Erst nach mehreren Betriebsjahren kann sich bei
Elektroautos rechnerisch ein Einspareffekt an CO₂ im Vergleich
zu Verbrennern einstellen. Darauf wird weiter hinten noch
zurückzukommen sein.

Die Verfügbarkeit von Rohstoffen wird von der Bundesregierung als ein
Problem angesehen, um das sie sich unbedingt kümmern muss. Denn unter
Obertiteln wie Klimaschutz und Industrie 4.0 soll nicht nur die
Automobilbranche, sondern die gesamte Wirtschaft umgebaut und die
gesamte Gesellschaft digitalisiert werden. Das erfordert einen
vermehrten Zustrom an Kobalt, Kupfer, Seltenen Erden und vielen
weiteren Rohstoffen, von denen einige aus der Tiefsee geholt werden
könnten. Beispielsweise kommt auch der seit 2019 im Aufbau
befindliche 5G-Funkstandard nicht ohne spezielle Rohstoffe aus, wie
aus der vor kurzem veröffentlichten Auftragsstudie "Rohstoffe für
Zukunftstechnologien 2021" der Deutschen Rohstoffagentur (DERA)
hervorgeht.

Die Versorgungslage mit wirtschaftsstrategischen Rohstoffen gilt als
potentiell unsicher, wenn ein Land wie China quasi ein Monopol auf
Seltene Erden hat oder die Mehrheit des Kobaltbedarfs aus
Konfliktgebieten der Demokratischen Republik Kongo gedeckt wird (und
wiederum China der größte Raffinadeproduzent ist). Zumal nicht nur
Deutschland in Zukunft ein Mehrfaches an spezifischen Rohstoffen
braucht, auch andere Industrie- und Schwellenländer prognostizieren
einen beträchtlichen Mehrbedarf bis Ende des Jahrzehnts und darüber
hinaus. Die weniger wohlhabenden Länder wollen und sollen ebenfalls
nicht von dem "Fortschritt" abgekoppelt bleiben.

Die terrestrischen Kobaltressourcen werden mit 25 Mio. Tonnen
angegeben, die untermeerischen Manganvorkommen bergen nach
Einschätzung der DERA etwa 120 Mio. Tonnen. Auch wenn es Bestrebungen
gibt, Kobalt in Akkus für die Elektromobilität zu ersetzen, gilt
dieser Rohstoff als typisches Beispiel für die zunehmende
Attraktivität von Tiefseebergbau. Kobalt wird für Kathoden in
Lithiumzellen verwendet und ist dabei der teuerste unter den
Batterierohstoffen, heißt es in einem Themenheft des
Helmholtz-Zentrums Potsdam, Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ vom
Dezember 2018. Die Deckung von Kobaltbedarfen jenseits von
angenommenen 250.000 t im Jahr 2026 sei durch den Abbau von
landgebundenen Lagerstätten vermutlich "kaum realisierbar", daher
könnte "Kobalt aus marinen Lagerstätten zukünftig zu einer Steigerung
des Primärangebots beitragen".
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Minenfeld Mining Code

Bevor Bergbau am Tiefseeboden betrieben werden kann, müssen viele
Hindernisse bewältigt werden. Einige von ihnen wurden in den letzten
Jahren beiseitegeräumt. Zuletzt hat der pazifische Inselstaat Nauru
(Bevölkerungszahl knapp 12.000) für einen Schub gesorgt, indem er bei
der Internationalen Meeresbodenbehörde (IMB) einen
"Trigger-Mechanismus" ausgelöst und die "Zwei-Jahres-Regelung" aus
Artikel 15 in Anspruch genommen hat. Bildhaft gesprochen, hat das
Land den Hahn des Revolvers gespannt, mit dem die IMB vom 30. Juni
2021 an gerechnet innerhalb von zwei Jahren den Startschuss für
Bergbau am Tiefseeboden geben und den "Mining Code" beschließen muss.

Mit dem Trigger, der IMB und der Rolle eines wirtschaftlich winzigen
Staats wie Nauru hat es folgende Bewandtnis: Laut dem
Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) verwaltet die IMB
das "gemeinsame Erbe der Menschheit", "das Gebiet" oder im Englischen
auch "The Area" genannt. Das ist jener Meeresboden, der nicht der
nationalen Jurisdiktion unterliegt, also außerhalb der
ausschließlichen Wirtschaftszonen der Nationen liegt. Die Frage,
welche Regeln die 1994 gegründete IMB aufstellt, hat Bedeutung für
rund 54 Prozent der Erdoberfläche (eigene Angaben), laut dem von der
Heinrich-Böll-Stiftung herausgegebenen "Meeresatlas" nur noch 43
Prozent, nachdem einigen Staaten eine Erweiterung ihres
Kontinentalsockels zuerkannt worden war.

Falls in zwei Jahren kein Mining Code beschlossen wurde, darf Nauru -
vorausgesetzt der 36-köpfige IMB-Rat (Council) erteilt grünes Licht
und Nauru erhält Schürfrechte - nach den bis dahin als Entwurf
vorliegenden Regeln ("Plan of Work") mit dem Meeresbodenbergbau
beginnen. Die Lizenz zur Erkundung hat das Land bereits. Sie umfasst
eine Laufzeit von 15 Jahren mit der Möglichkeit zur zweimaligen
Verlängerung um fünf Jahre. Die Extraktionslizenz würde eine Laufzeit
von 30 Jahren haben.

Bereits vor acht Jahren erweckte Michael Lodge, damals Legal Counsel,
heute Geschäftsführer der IMB, auf einer Fachtagung in Kiel den
Eindruck, der Mining Code könne bald abgeschlossen werden. Damals
klang das wie Zweckoptimismus, heute wäre die Erwartung schon besser
begründet. Allerdings bestehen nach wie vor hohe Hürden, vor allem
hinsichtlich der fast schon sozialistisch anmutenden Idee, dass laut
dem Seerechtsübereinkommen die gesamte Menschheit von den Einnahmen
aus dem Meeresbodenbergbau profitieren soll.

Wie aber sollen Staaten berücksichtigt werden, die selber keinen
Meeresbodenbergbau betreiben wollen oder können? Zu dieser Frage
gehen die Ideen weit auseinander. Die IMB hat den Vorschlag
eingebracht, dass zwischen vier und sechs Prozent der Einnahmen aus
dem Erzabbau abgezogen werden, um die Gelder unter den
Mitgliedstaaten der IMB zu verteilen. Dabei sollten ärmere Länder und
Binnenstaaten besonders berücksichtigt werden. Unklar ist jedoch
ebenfalls, inwiefern ärmere Staaten, deren Einnahmen zu einem großen
Teil auf terrestrischem Bergbau beruhen, für ihre möglichen Verluste
aufgrund der neuen Konkurrenz in Zukunft entschädigt werden. Die
Gruppe der afrikanischen Staaten bei der IMB hat dementsprechende
Bedenken vorgebracht.

Unter welchem Modus auch immer in Zukunft Tiefseebergbau betrieben
wird, die Gefahr, dass einige Staaten und vor allem die wenigen
hinter ihnen stehenden Unternehmen in besonderer Weise davon
profitieren und dass das "Gemeinsame" am "gemeinsamen Erbe der
Menschheit" ein unerfülltes Versprechen bleibt, ist allein schon
deshalb groß, weil der gesamtgesellschaftliche Rahmen mit seiner auf
Profitmaximierung und Wachstum orientierten Wirtschaftsordnung keine
Alternativen duldet.
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Tiefseebergbau - Kapitalisierung des gemeinsamen Erbes der
Menschheit

Wie auch immer, es geht um nicht weniger als darum, das Erbe der
Menschheit zu verteilen - allen Beteuerungen zum Trotz, dass nicht
nur entwickelte und weniger entwickelte Länder, sondern sogar
künftige Generationen berücksichtigt werden sollen. Wie speziell das
Ziel zu erfüllen ist, bleibt bis heute offen. Luise von Pogrell vom
Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. (IASS) in Potsdam
erinnert in einem Beitrag vom Januar 2021 an den typischen Konflikt
zwischen Gesellschaft und einzelnen Unternehmen, wie er von der
Klimaschutzbewegung unter den Stichworten "Externalisierung der
Umweltschäden" und "Generationengerechtigkeit" diskutiert ist. Die
IMB könne das Erbe nicht durch das bestehende "mitgliedstaatliche
Repräsentationsformat" verteilen, schreibt sie. Denn die potentiell
Begünstigten beschränkten sich auf eine Handvoll Staaten und private
Einrichtungen. Damit würde die Entscheidungsfindung der IMB vor allem
von geopolitischen Interessen beeinflusst. Das Streben "nach einem
kollektiven Best-Case-Ergebnis" sei bedroht. Wohingegen die
Umweltkosten von der gesamten Menschheit getragen werden müssten.

Gemäß des Internationalen Seerechtsübereinkommens sollen
Entwicklungs- und entwickelte Länder den gleichen Zugang zum
gemeinsamen Erbe der Menschheit haben, nicht aber die Industrie.
Unternehmen erhalten keine Lizenzen. An dieser Stelle kommt Nauru ins
Spiel. Es hat in der Clarion-Clipperton-Zone, dem rund sechs
Millionen Quadratkilometer großen "Manganknollengürtel" im östlichen
Pazifik, der sich in mehreren tausend Metern Tiefe zwischen
Kalifornien und Hawaii erstreckt, von der IMB ein Lizenzgebiet zur
Erforschung der dort am Meeresboden liegenden Manganknollen
zugesprochen bekommen.

Einschätzungen zufolge liegen in der Clarion-Clipperton-Zone zwischen
21 und 30 Milliarden Tonnen Manganknollen. Zur Erkundung und späteren
Ausbeutung ist es Nauru gestattet, die Industrie mit ins Boot zu
holen. Daher hat sich das Land mit dem kanadischen Bergbaukonzern The
Metal Company (TMC), vormals GreenDeep, zusammengeschlossen und
bildet für diesen den "sponsoring state". Auch Deutschland zählt zu
den zwei bis drei Dutzend Staaten, die dort oder in anderen Ozeanen
Explorationsgebiete erhalten haben. Die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) führt die Erkundung durch, zu
der ebenfalls Untersuchungen der Umweltverträglichkeit zukünftigen
Tiefseebergbaus gehören.




[image: Stehend, beim Vortrag, mit Manganknolle in der rechten und Mikrophon in der linken Hand - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Dr. Carsten Rühlemann, Arbeitsbereichsleiter Marine Geologie und
Tiefseebergbau bei der Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe (BGR) in Hannover, erforscht in der Clarion-Clipperton-Zone
die Abdrift von Sedimentwolken.

(Welttag der Ozeane, Berlin, 7. Juni 2019)
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Goldrausch der Tiefe

Bislang wurden drei Arten von Lagerstätten von Rohstoffen in der
Tiefsee ausgemacht. Diese weisen teils deutlich höhere Gehalte an
Kupfer, Nickel, Kobalt und Zink auf als die terrestrischen
Lagerstätten.

Erstens Manganknollen, auch polymetallische Knollen genannt. Sie
enthalten bis zu 27 Prozent Mangan, rund 15 Prozent Eisenoxide sowie
jeweils 1 - 2 Prozent Kupfer, Kobalt und Nickel und in noch
geringeren Mengen Molybdän und Seltene Erden. Die kartoffel- bis
blumenkohlgroßen Knollen liegen vor allem auf den weiten, kaum
geneigten Ebenen der Ozeanböden in Wassertiefen zwischen 3.000 und
6.500 Metern, teilweise dicht an dicht, und sind von keiner
Sedimentschicht überdeckt. Auch auf untermeerischen Bergrücken wurden
bereits Manganknollen entdeckt.

Bei den Manganknollen handelt es sich um Ausfällungsprodukte. Die
unter anderem von den kalkhaltigen Einkapselungen mariner
Kleinstlebewesen ausgefällten Substanzen lagern sich an Sandkörnern,
Kalkschalen oder Haifischzähnen auf dem Meeresgrund an. Dabei wachsen
die Knollen in einer Million Jahre um lediglich zwei bis zehn
Millimeter.

Zweitens Kobaltkrusten (auch Mangankrusten oder Tiefseekrusten
genannt), die sich in 1000 bis 2500 Meter Meerestiefe an den Flanken
submariner Höhenzüge, den Seamounts, befinden. Diese Krusten
entstehen wie die Manganknollen über Millionen von Jahren und stammen
aus dem kalkhaltigen Schutzschild von Algen, die in 100 Metern
Meerestiefe leben. Sterben die Organismen ab, sinken die Kalkhüllen
langsam zum Ozeanboden. Auf dem Weg dahin tritt ihre chemische
Umwandlung ein, mit der Bildung von Mangan, Eisen sowie einer ganzen
Reihe an Spurenmetallen (Kobalt, Kupfer, Nickel, Platin). Die lange
Entstehungszeit dieser Krusten zeigt, dass ein Tiefseebergbau wie
terrestrischer Bergbau dauerhafte Lücken in die Umwelt reißen würde.

Drittens Massivsulfide, entstanden in Folge vulkanischer Aktivitäten
beispielsweise von sogenannten hydrothermalen Schloten, je nach
Erscheinungsform Schwarze Raucher oder Weiße Raucher genannt. Die
Ablagerungen liegen in 500 bis 5.000 Meter Tiefe und enthalten
Elemente wie Schwefel, Zink, Gold, Kupfer, Blei und Eisen sowie
Indium, Germanium, Wismut, Selen und die Gruppe der Seltenen Erden.

Die Entstehung der mineralienhaltigen Rauchsäulen wird damit erklärt,
dass Meerwasser aufgrund des hohen Drucks, der in der Tiefsee
herrscht, durch Poren, Klüfte und Risse in den Meeresboden gedrückt
wird, dort auf heißes Gestein trifft, sich erhitzt, aus der Umgebung
Mineralien chemisch löst und wieder aufsteigt. Typischerweise sind
viele Schwarze Raucher in der Nähe tektonischer Spreizungszonen
angesiedelt, wenngleich nicht darauf beschränkt. Das sind Gebiete, in
denen Bruchstücke der Erdkruste auseinandertreiben, wobei die Lücken
laufend mit Magma aufgefüllt werden, beispielsweise am
mittelatlantischen Rücken.

Vor zehn Jahren hatte Papua-Neuguinea dem Unternehmen Nautilus
Minerals gestattet, in 1500 Meter Meerestiefe der Bismarcksee solche
rohstoffreichen, erloschenen hydrothermalen Schlote abzubaggern. Die
IMB hatte keine Befugnis über das Projekt "Solwara 1", da das
potentielle Abbaugebiet innerhalb der Ausschließlichen
Wirtschaftszone Papua-Neuguineas lag. Jener Deal zwischen der
Regierung des Inselstaats und dem kanadischen Bergbaukonzern wurde
von der Zivilbevölkerung stark bekämpft, und später hat auch die
Nachfolgeregierung der papua-neuguineischen Vertragspartei gegen das
Abkommen opponiert. Nautilus Minerals musste im Februar 2019 Konkurs
anmelden, ohne dass es je Tiefseebergbau betrieben hätte. Das
Unternehmen hat laut Bloomberg (24.06.2021) Verluste in Höhe von 686
Mio. Dollar erwirtschaftet, für Papua-Neuguinea belaufen sie sich auf
120 Mio. Dollar.
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Lebensgemeinschaft an einer Hydrothermalquelle in der Bismarcksee in
1.640 Meter Wassertiefe
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Schlag ins Wasser - Mit einer Briefkastenfirma gegen den Klimawandel

Auch wenn es rechtlich zwei ganz verschiedene Vorgänge sind, ob
Tiefseebergbau in papua-neuguineischen Gewässern oder in der Area
betrieben werden soll, sind die daran beteiligten Unternehmen und
Personen die gleichen. Ein kurzer Einblick, der die Verflechtungen
verdeutlicht: Die Lizenz, die Nauru 2008 von der IMB für die Area
zugesprochen bekam, wurde dem von Nauru gegründeten Unternehmen NORI
zugewiesen. Das wurde von dem Australier David Heydon geleitet.
Heydon war ab 2002 Chef von Nautilus Minerals (und jahrelang dessen
einziger Mitarbeiter), das zu der Zeit eben nicht Lizenzen in der
Area, sondern in den Ausschließlichen Wirtschaftszonen pazifischer
Inselstaaten ins Visier genommen hatte.

2008 verließ Heydon Nautilus Minerals, das im selben Jahr NORI
kaufte, und gründete drei Jahre darauf DeepGreen, das wiederum im
selben Jahr NORI übernahm. Um das kapitalintensive Vorhaben des
Tiefseebergbaus zu finanzieren, schloss sich im März dieses Jahres
DeepGreen, das inzwischen von Haydons Freund Gerard Barron geleitet
wird, mit der "Briefkastenfirma" Sustainable Opportunities
Acquisition Corp (SOAC) zu TMC (The Metals Company Inc.) zusammen.
Mit an Bord: David Heydons Sohn Robert, der auch schon bei NORI und
Nautilus Minerals mit seinem Vater zusammengearbeitet hat.

The Metals Company wird mit 2,9 Milliarden Dollar bewertet. Hinter
dem Unternehmen stehen schwergewichtige strategische Investoren wie
die Reederei Maersk Supply Service A/S, der Rohstoffhandelskonzern
Glencore und Allseas (Pipelinebau und Offshore-Dienstleistungen).
Laut "BusinessWire" (04.03.2021) hat Barron den Zusammenschluss mit
den Worten kommentiert: "Wir freuen uns über die Zusammenarbeit mit
SOAC, einem ESG-orientierten Team, das auch vor schwierigen Problemen
nicht zurückschreckt." Eine saubere Energiewende sei nicht möglich,
ohne dem Planeten "Milliarden von Tonnen Metall zu entziehen",
behauptet der umtriebige Australier. Der Abbau von Manganknollen
würde die Umweltbelastung "drastisch" verringern. Man engagiere sich
"für die Gesundheit der Meere".

ESG ist das Akronym für Environment, Social, Governance und bedeutet,
dass ein Unternehmen mit ethischen Kriterien auf den Gebieten Umwelt,
Soziales und verantwortungsvolle Unternehmensführung für sich wirbt.
Die SOAC zählt zu einer neuen Gruppe von börsennotierten Unternehmen,
die sich wachsender Beliebtheit erfreut, den SPAC (Special Purpose
Acquisition Companies). Diese werden "ausschließlich mit dem Ziel
gegründet (...), durch einen Börsengang Geld zu sammeln und dieses
Geld dann zum Erwerb und zur Fusion mit einem privaten Unternehmen zu
verwenden", heißt es in einer Werbemitteilung des
Online-Trading-Unternehmens IG. Die SPAC haben in der Regel keine
eigenen Betriebe, sondern sammeln Gelder ein. "Ihre einzige Aufgabe
besteht sozusagen darin, ein privates Unternehmen mit starken
Wachstumsaussichten zu finden und dieses Unternehmen durch eine
sogenannte Rückübernahme an die Börse zu bringen."

Anscheinend hat SOAC seine Vorstellung von ethischen Kriterien recht
weit ausgelegt. Jedenfalls wandten sich Deep Sea Mining Campaign,
Greenpeace und Global Witness am 1. Juni 2021 an die US-amerikanische
Börsenaufsicht (U.S. Securities and Exchange Commission) und
forderten sie auf, den Zusammenschluss von DeepGreen und SOAC zu TMC
zu prüfen. Moniert wird eine unzureichende Darstellung der potentiell
katastrophalen Umweltrisiken von Meeresbodenbergbau.

"Viele von denen, die mehr Ressourcen und ökonomische oder politische
Macht besitzen, scheinen sich vor allem darauf zu konzentrieren, die
Probleme zu verschleiern oder ihre Symptome zu verbergen, und sie
versuchen nur, einige negative Auswirkungen des Klimawandels zu
reduzieren. Viele Symptome zeigen aber an, dass diese Wirkungen jedes
Mal schlimmer sein können, wenn wir mit den gegenwärtigen
Produktionsmodellen und Konsumgewohnheiten fortfahren."

("Laudato si - Über die Sorge für das gemeinsame Haus", Papst
Franziskus, 24. Mai 2015)

An anderer Stelle wird von Nichtregierungsorganisationen kritisiert,
dass der Einfluss der Industrie auf die IMB generell viel zu groß
ist. Die Verteilung des gemeinsamen Erbes der Menschheit dürfe man
nicht der Wirtschaft überlassen. Die Bedenken wurden im Februar 2019
vollauf bestätigt, als bei der jährlichen Generalversammlung der IMB
der offizielle Sitz Naurus nicht von einem Vertreter des Staates,
sondern von dem Entrepeneur Gerard Barron eingenommen wurde und
dieser dort für Tiefseebergbau werben durfte.

Nauru kommt nach wie vor die Rolle des Sponsorstaats zu, übt jedoch
so gut wie keine Kontrolle über die Vorgänge in der "eigenen" Firma
NORI aus. Wer einst wen ins Boot geholt hat, spielt inzwischen keine
Rolle mehr. NORI ist zu 100 Prozent eine Tochter von TMC. Das
Unternehmen darf die Lizenz veräußern, ohne Nauru vorher zu fragen
oder Erklärungen abgeben zu müssen, berichtete Bloomberg. Fernerhin
ist es Nauru untersagt, NORI zu verstaatlichen oder seine
Vermögenswerte zu enteignen; der Transfer der NORI-Einnahmen ins
Ausland ist zu garantieren.

TMC arbeitet mit drei südpazifischen Inselstaaten als "sponsoring
states" zusammen, neben Nauru sind das Tonga und Kiribati. Damit
hat das Unternehmen Zugang zu einem Lizenzgebiet von 224.000
Quadratkilometern Größe. Das ist die rund 14-fache Fläche
Schleswig-Holsteins.

Eine effektive Kontrolle zukünftiger Bergbauaktivitäten am
Meeresgrund wird weder Nauru noch einem anderen kleineren Staat
möglich sein. Auch die IMB hat viel zu wenig Personal, um die
ökologischen Folgen des Tiefseebergbaus jemals angemessen überprüfen
zu können. Somit besteht die Gefahr, dass die Konzerne letzten Endes
doch schalten und walten können, wie sie wollen. Außerdem bleibt nach
wie vor ungeklärt, wer die Kosten tragen wird, sollten jemals
Umweltschäden eintreten. Würde Nauru in die Pflicht genommen werden
und Entschädigungen leisten müssen, wirkte sich das empfindlich auf
den Staatshaushalt aus, auch wenn der Inselstaat gegenwärtig einen
relativ hohen Staatsüberschuss vorweisen kann.

Gemeint sind selbstverständlich die unerwarteten Umweltschäden, die
über jene mit Gewissheit eintretenden Schäden an der Meeresumwelt
hinausgehen, die in Zukunft vom Mining Code gestattet werden. Denn
die IMB und der Mining Code wurden geschaffen, um Tiefseebergbau zu
ermöglichen, nicht aber um ihn zu verhindern. Es gibt nur eine
einzige Lösung, um dauerhafte Schäden durch Tiefseebergbau zu
verhindern, und das ist die Nulllösung.

Nun drücken die beiden ungleichen Kooperationspartner Nauru und TMC
auf die Tube. Das muss nicht, kann aber bedeuten, dass sie in wenigen
Jahren mit Tiefseebergbau beginnen. CEO und Chairman Gerard Barron
hat bereits 2024 als Beginn von Tiefseebergbau in Aussicht gestellt.
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Manganknolle - Millionen Jahre altes Zeugnis ozeanischen Lebens
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Moratorium gegen Meeresbodenbergbau

Viele zivilgesellschaftliche Organisationen haben sich mehr oder
weniger entschieden gegen Bergbau in der Tiefsee ausgesprochen. Dabei
weichen die Positionen teils voneinander ab. Die US-amerikanische
Non-Profit-Organisation The Pew Charitable Trusts (Pew) bemüht sich
darum, dass die Umweltstandards der IMB verbessert werden. Auch
fordert die Organisation mehr Transparenz bei den Verhandlungen zum
Mining Code. Pew genießt Beobachterstatus bei der IMB und zeigte auch
prompt positive Reaktionen, als diese auf Kritik an ihrer
Intransparenz eingegangen war. So führt die IMB "technical workshops"
durch, zu der unter anderem Gruppen mit Beobachterstatus zugelassen
sind und ihre Ansichten einbringen können. "Das ist unserer Ansicht
nach eine positive Entwicklung", sagte Andrew Friedman von Pew laut
dem "Hakai Magazine" vom 25. Juni 2021.

Wohingegen die 2004 gegen die Schleppnetzfischerei gegründete Deep
Sea Conservation Coalition (DSCC), zu der unter anderem Greenpeace,
WWF, Ozeanien-Dialog, aber auch wiederum Pew gehören, etwas weiter
geht und ein Moratorium auf Tiefseebergbau fordert. In einem Aufruf
vom Juli 2019 heißt es dazu, dass ein Moratorium erforderlich sei,
bis eindeutig nachgewiesen werden könne, dass es möglich ist,
Tiefseebergbau auf eine Weise zu betreiben, dass der effektive Schutz
der Meeresumwelt gewährleistet ist und der Verlust der biologischen
Vielfalt verhindert wird.

Die EU-Kommission subventioniert zwar die Entwicklung von
Technologien zum Meeresbodenbergbau, doch das Europaparlament hat
sich ebenfalls für einen Stopp ausgesprochen. Gleiches gilt für die
Unternehmen BMW, Samsung, Google und Volvo. Ein Moratorium zu fordern
heißt jedoch im Klartext, dass sich Zivilgesellschaft,
Wissenschaft und Industrie vorstellen können, dass Tiefseebergbau im
Prinzip machbar ist und es dafür nur noch der geeigneten
Voraussetzungen bedarf, beispielsweise der Durchführung weiterer
Studien zu den potentiellen Umweltfolgen. Wer ein Moratorium fordert,
begibt sich freiwillig in eine schwächere Position und läuft Gefahr,
irgendwann Tiefseebergbau zustimmen zu müssen.

Fair Oceans bezeichnet das Moratorium als unzureichend und fordert
einen Stopp des Tiefseebergbaus, und zwar nicht allein aus Gründen
des Schutzes der Meeresumwelt, sondern auch aus
entwicklungspolitischen Gründen. Die Initiative bezeichnet den
Versuch der Wirtschaft, sich als wahre Klimaschützerin zu
präsentieren, als Greenwashing. Das zusätzliche Angebot von Metallen
aus der Tiefsee auf dem Weltmarkt würde nicht die Energiewende
sichern, sondern die Rohstoffpreise stabilisieren und damit das
fortlaufende industrielle Wachstum gewährleisten.

Wohingegen der WWF in einer umfassenden Stellungnahme der
Argumentation Barrons und anderer Befürworter des Bergbaus in der
Tiefsee insofern etwas abzugewinnen scheint, als dass ihr zumindest
nicht entschieden entgegengetreten wird. In einer Studie des WWF vom
September 2020 wird anerkannt, "dass für den kohlenstoffarmen
Übergang große Mengen an neuen Materialien benötigt werden und dass
der Tiefseebergbau das Potenzial hat, einen Teil dieser Materialien
zu liefern". Gefordert wird ein Abwägen zwischen dem Rohstoffbedarf
und den "wahrscheinlich" negativen Auswirkungen des Tiefseebergbaus
"auf die biologische Vielfalt, das Funktionieren der Ökosysteme der
Erde und die nachhaltige Gewinnung von Metallen und Mineralien".

Wie bereits ausgeführt, werden die Folgen des Bergbaus an den
Ozeanböden nicht "wahrscheinlich", sondern ganz sicher negativ sein.
Wenn nun die Geographin und Ozeanographin Dawn Wright in einem
Artikel der "Washington Post" (17.08.2021) als Klimaschutzmaßnahme
eine raschere Kartierung der Ozeanböden fordert, so sind die Folgen
dieser Idee problematisch. Denn schon immer ging die Ausbeutung von
Menschen und ihrer Mit- und Umwelt mit einer Kartierung einher. Jene
bathymetrischen Karten des Meeresbodens könnten genau der Türöffner
sein, der den Bergbauunternehmen noch gefehlt hat, um zukünftig auch
in anderen Gebieten als den hinlänglich bekannten Zonen ihre
metallischen Zähne in die Ozeanböden zu graben.
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Schwarzer Raucher am Mittelatlantischen Rücken in 2.980 Meter
Wassertiefe
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Trübe Aussichten

Die drei potentiellen Tiefseelagerstätten - Manganknollen, Seeberge
und hydrothermale Schlote - sind meeresökologisch höchst bedeutsam.
Sollte in der Tiefsee jemals Bergbau im industriellen Maßstab
betrieben werden und in den 19 bisher von der IMB nur zur Erkundung
freigegebenen, jeweils 75.000 Quadratkilometer großen Gebieten
Manganknollen abgebaut werden (desweiteren beziehen sich sieben
Lizenzen zu je 10.000 Quadratkilometer auf Massivsulfide und fünf je
3000 Quadratkilometer große Lizenzgebiete auf Kobaltkrusten), wäre
mit krassen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen. Gleichzeitig
würde sich eben jenes Geschäftsmodell durchsetzen, wie es vom
landgebundenen Bergbau hinlänglich bekannt ist, mit den teils
desaströsen sozialen Folgen.

Wahrscheinlich wird es beim Tiefseebergbau unmittelbar keine
Kinderarbeit wie in der DR Kongo geben, wie Barron zu betonen nicht
müde wird, aber gilt das auch für die Häfen, zu denen die Rohstoffe
transportiert werden, oder die Weiterverarbeitungsbetriebe? Wird den
Menschen in der DR Kongo, auf deren Leib und Leben die
Wertschöpfungskette aufgebaut wird, eine weniger lebensfeindliche
Alternative geboten, so dass es die Familien gar nicht nötig hätten,
die Arbeitskraft ihrer Kinder in den Bergwerken zu verwerten?

Die Angaben, wie groß die Fläche sein wird, die ein einziges
Unternehmen zerstört, das Manganknollen vom Meeresgrund abbaggern
will, bewegen sich zwischen 100 und 600 Quadratkilometern pro Jahr.
Ein Verlust von Tiefseearten wird nicht zu vermeiden sein.
Manganknollen bieten einen einzigartigen Lebensraum, sind sie doch
die einzigen festen Substanzen in einer ansonsten von feinen
Sedimenten bestimmten Meeresumwelt. Darauf hat sich das Leben
eingestellt. Korallen, Anemonen und Schwämme können sich nicht an
lockeren Sedimenten anheften; sie benötigen Hartsubstrate. Zudem
wurde beobachtet, dass die Schwämme auf den Manganknollen wiederum
von Tintenfischen zur Eiablage genutzt werden. Hätten sie eine
Alternative? Noch ist unklar, welche Ausdehnung submarine Ökosysteme
überhaupt haben.

Beim Abbau der Knollen würden Sedimente aufgewirbelt, wie es sie in
diesem "ansonsten kristallklaren Wasser" (Umweltbundesamt)
normalerweise nicht gibt. Die Sedimente können verfrachtet werden und
auch andernorts die Nahrungsaufnahme der Lebewesen behindern oder die
am Boden lebende Fauna bedecken. Schwämme sind ortsfest, sie können
sich nicht in Sicherheit bringen. Noch gravierender als an den tiefen
Ozeanböden wäre die Sedimentverfrachtung an den untermeerischen
Bergrücken und Schwarzen Rauchern, weil dort teils kräftigere
Strömungen mit wechselnden Richtungen auftreten, ähnlich wie beim
Wetter in der Atmosphäre.

Mitsamt den Manganknollen würden über die kilometerlangen
Vakuumschläuche auch Sedimente zu den Frachtschiffen an der
Wasseroberfläche gepumpt. Dieser "Beifang" dürfte auf keinen Fall
einfach so über die Bordwand gekippt werden. Doch selbst wenn
dieses sogenannte Produktionswasser beispielsweise über einen
Kilometer lange Schläuche zurückgepumpt würde, bildeten sich von den
Austrittsöffnungen an kegelförmige Sedimentwolken. Die werden
verdriftet und benötigen sowieso sehr, sehr lange Zeit, bis sie zum
Meeresboden abgesunken sind. Pro 1000 Jahre lagern sich in der
Tiefsee nur wenige Millimeter Sedimente ab. Im schlechtesten Fall
würden die künstlich eingebrachten Schwebwolken ebenfalls so lange in
der Wassersäule bleiben und die gesamte Biosphäre entsprechend lange
Zeit massiv beeinträchtigen. Auch über die Belastung mit Lärm und
Licht, wie sie Bergbau mit sich bringt und in den tiefen
Meeresregionen unbekannt ist, ist so gut wie nichts bekannt.


Grüne Umarmungsstrategie - Maritime Wirtschaft setzt zum finalen Würgegriff an

DeepGreen bzw. heute TMC gibt sich umweltbewusst. Sowohl über
traditionelle Medienkanäle als auch Soziale Medien präsentiert sich
das Unternehmen gesprächsbereit und erweckt den Anschein,
bereitwillig auf Kritik eingehen zu wollen. Beispielsweise heißt es
in einem Tweet von DeepGreen, den Bloomberg verlinkt hat: "Wenn die
Daten zeigen, dass polymetallische Knollen keine sichere Lösung für
den Planeten und Menschen sind, kann Greenpeace auf uns zählen, dass
wir an seiner Seite stehen, um Tiefseebergbau zu stoppen."

Schon David Heydon hatte in den Nuller Jahren behauptet, mariner
Bergbau sei weniger umweltschädlich und viel klimafreundlicher als
terrestrischer Bergbau. In der Wirtschafts- und Finanzwelt hat sich
diese Ansicht inzwischen durchgesetzt. Barron wiederum hat im
Interview mit Kitco News (22.04.2021) den Eindruck zu erwecken
versucht, dass die Tiefsee im Gegensatz zum tropischen Regenwald
weitgehend unbewohnt ist. Beim Meeresboden handele es sich um "eines
der am wenigsten dicht besiedelten Gebiete mit der geringsten
Biomasse auf unserem Planeten", erklärte er. Wo das Unternehmen die
Knollen einsammeln wolle, gebe es 1500-mal weniger Biomasse als in
Indonesien, wo Nickel terrestrisch abgebaut werde.

"Ich will die Ozeane schützen. Ich betrachte mich selbst als Umweltschützer."

(Gerard Barron, Kitco News, 22. April 2021)


Barron unterschlägt allerdings wesentliche Schadensfolgen. So
betrachtet er allein den Meeresboden, von den Auswirkungen der ins
Meer zurückgepumpten Sedimente auf die gesamte Wassersäule schweigt
er. Nach welchem Konzept die marinen Bergbauunternehmen vorgehen
werden, steht noch nicht fest, doch wird in diversen Darstellungen
gezeigt, dass das Produktionswasser in rund 1000 Meter Tiefe
abgelassen werden könnte und dann mehrere tausend Meter bis zum Grund
absinkt. Die Biomasse an Fischen in den mittleren Tiefen, durch die
sich die Sedimentwolken auf ihrem langen Weg zum Grund
hindurchbewegen würden, beträgt das Hundertfache des jährlichen
globalen Fischfangs. In den mittleren Wassertiefen leben mehr als 90
Prozent der weltweiten Biosphäre.

Wie sehr wird das Leben in der komplexen Nahrungskette durch die
Sedimente gestört? Kann ausgeschlossen werden, dass mit den
Sedimenten toxische Substanzen wie Schwermetalle in die Nahrungskette
gelangen? Das sind nur einige der Fragen, die auch in wenigen Jahren
noch nicht beantwortet werden können.

Obwohl der Tiefseeboden selbst vergleichsweise nahrungsarm ist und
eine relativ geringe Biomasse aufweist, wie Barron zutreffend sagt, hat
sich dort eine besondere Artenvielfalt entwickelt. Dr. Sabine Christiansen
vom Potsdamer IASS macht in dem Beitrag "Tiefseebergbau: Darf man alles
tun, was man tun kann?" vom 13.07.2015 darauf aufmerksam, dass die
Lebensräume der Tiefsee eine höhere Diversität pro Flächeneinheit
aufweisen als der tropische Regenwald! Darüber hinaus erinnert sie
daran, dass sich die einmal gestörten Gebiete am Tiefseeboden lange
Zeit nicht regenerieren.

Schleppspuren, die bei mehreren deutschen Schiffsexpeditionen
zwischen 1988 und 1998 im Südostpazifik im Rahmen des Projekts DISCOL
(DISturbance and reCOLonization experiment) mit einer Egge auf dem
Meeresboden hinterlassen worden waren, sind auch nach Jahrzehnten
noch deutlich zu sehen. Die bewegliche Meeresfauna wie Seegurken ist
zwar wieder in die umgepflügten Gebiete zurückgekehrt, nicht aber das
sesshafte Leben wie Schwämme, teilte das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für
Ozeanforschung Kiel mit (29.05.2019). GEOMAR war an dem Projekt JPI
Oceans MiningImpact 2015 beteiligt, bei dem unter anderem das
Jahrzehnte zuvor umgepflügte Gebiet untersucht und auch fotografiert
worden war.

Wenn nun Meeresbodenbergbau industriell betrieben wird und mehrere
Unternehmen zeitgleich tätig sind, kann dann ausgeschlossen werden,
dass Kumulationseffekte eintreten und die Summe der Schädigungen
größer sein wird, als es die Berechnungen zu einzelnen Unternehmungen
erwarten lassen? Eine weitere von zahlreichen Fragen, die ungeklärt
sind und womöglich auch dann nicht geklärt werden, wenn es den
Manganknollen, Kobaltkrusten und Schwarzen Rauchern längst an den
Kragen geht.




[image: Etwa 50 bis 100 Zentimeter großer Glasschwamm ragt wie ein Kunstwerk aus einem Feld mit dicht gepackten Manganknollen - Foto: NOAA Office of Ocean Exploration and Research, 2017 Laulima O Ka Moana]

Glasschwamm inmitten von Manganknollen nördlich des Johnston-Atolls

Foto: NOAA Office of Ocean Exploration and Research, 2017 Laulima O Ka Moana



Über die Produktionssteigerung aus der Klimakrise - ein
Trugschluss

Ob die Rohstoffe an Land oder am Meeresboden abgebaut werden,
Elektroautos schützen sicherlich die Autoindustrie vor Maßnahmen zur
notwendigen Abkehr vom Wachstumszwang, sie schützen aber nicht vor
der globalen Erwärmung. Zwar können durch Elektroautos theoretisch
nach einigen Jahren die gesellschaftlichen CO₂-Emissionen
gesenkt werden, aber der extrem hohe Ressourcenverbrauch für den Bau
der Autos, Ladestationen, Trafos und sonstigen
Infrastrukturbestandteilen bleibt bestehen. Fortschritte in der
Batterietechnologie lassen sogar vermuten, dass die aktuell auf den
Markt gebrachten E-Automodelle relativ schnell wieder verschwinden
und sich die Menschen, sofern sie es sich leisten können, in wenigen
Jahren die dann vermutlich besseren E-Autos zulegen, weil diese eine
größere Reichweite haben werden oder sich schneller aufladen lassen.
Das könnte aber bedeuten, dass ein vergleichsweise hoher Anteil
dieser Fahrzeuge ausgemustert wird, noch bevor genügend Zeit bleibt,
die energetischen Vorteile langfristig auszuschöpfen oder im
Zweifelsfall sich energetisch überhaupt zu amortisieren.

Je nach Zusammensetzung des Strommixes, mit dem ein E-Auto geladen
wird, hat es erst nach mehreren Jahren einen Vorteil gegenüber dem
Verbrenner. Würde der regenerative Anteil am Strommix 100 Prozent
betragen, amortisieren sich die Treibhausgasemissionen nach rund
37.500 km gegenüber dem Benziner und 40.500 km gegenüber dem Diesel,
schreibt die Lobby-Website Elektroautos-News (09.11.2019) unter
Berufung auf eine im Auftrag des ADAC durchgeführte Studie. Das
entspreche etwa drei Jahren Betriebszeit bei angenommenen 15.000
Fahrkilometern jährlich. Umgekehrt holt ein Elektroauto, das ohne
jeglichen Ökostrom fahren würde, den Benziner erst nach 127.500 km
oder 8,5 Betriebsjahren und den Diesel nach 219.000 km oder 14,6
Betriebsjahren emissionsmäßig ein.

Vor dem Hintergrund der beschleunigt ablaufenden globalen Erwärmung
bleibt überhaupt nicht mehr die Zeit, um vom Verbrenner auf
Elektroauto umzuschwenken. Treibhausgasemissionen müssen hier und
heute reduziert werden, und das in einem beträchtlichen Ausmaß. Die
Zeit rinnt davon. In einem vor kurzem von der spanischen Website CTXT
vorab an die Öffentlichkeit gebrachten Entwurf der Zusammenfassung
der Arbeitsgruppe III des Weltklimarats (IPCC) durch die Initiative
"Scientist Rebellion" wird berichtet, dass der weltweite Höhepunkt
der Treibhausgasemissionen bereits im Jahr 2025 stattfinden muss.
Andernfalls steige die globale Durchschnittstemperatur um mehr als
jene zwei Grad Celsius, auf die sich die Vertragsstaaten 2015 im
Klimaübereinkommen von Paris geeinigt haben.

Es bleiben also nur noch drei bis vier Jahre für eine radikale Abkehr
von der vorherrschenden Produktionsweise. Wäre der Mensch mit der
Vernunft gesegnet, die er für sich reklamiert, hätte er längst
wirksame Maßnahmen ergriffen, um die globale Erwärmung aufzuhalten.
Das Abbaggern und Verwerten von submarinen Rohstoffen hat rein gar
nichts mit Klimaschutz zu tun, sondern mit Geschäftemacherei. Und die
findet vor dem Hintergrund statt, dass die Wirtschaft stets nach
neuen Geschäftsfeldern und Investitionsmöglichkeiten sucht.
Insbesondere die Finanzwelt ist an einer Kapitalisierung bislang
unerschlossener Naturverhältnisse interessiert.

Das verdeutlicht ein Kommentar im Wirtschaftsmagazin "Forbes" vom 24.
Februar dieses Jahres, in dem Sachzwänge postuliert werden. Bis zum
Jahr 2040 würden weltweit drei Milliarden vollständig elektrisch
betriebene Fahrzeuge und jährlich zusätzlich zehn Billionen
Kilowattstunden elektrischer Strom gebraucht werden, um die geringe
Chance zu wahren, die Klimaziele zu erreichen. Mit Recycling und
Bewahrung von Metallen sei das nicht zu schaffen. Darum müsse man
Manganknollen vom Meeresboden abbauen.

Dazu ist zu fragen: Wer braucht drei Milliarden Elektroautos?
Geradezu naiv mutet eine Aussage auf der Website actiencheck.de
(05.03.2021) an, derzufolge TMC "zum entscheidenden Faktor für den
E-Mobilitätssektor werden" könne. Es liefere "einen spannenden
Ansatz", um den Bedarf an Rohstoffen sicherzustellen. Hier stellt
sich die Frage, ob nicht auch der Untergang der "Titanic" spannend
aussieht, zumindest wenn man im Fernsehsessel sitzt und nicht von den
Fluten mitgerissen wird, die ein durch den Klimawandel verstärkter
plötzlicher Starkregen oder Wirbelsturm mit sich gebracht hat?

Einige Umweltschutzgruppen, die Meeresbodenbergbau ablehnen,
begründen dies unter anderem damit, dass dank neuer Forschungen
bestimmte Rohstoffe gar nicht mehr gebraucht würden. Beispielsweise
würde IBM Research an Batterien mit nickel- und kobaltfreien Kathoden
arbeiten, schreibt Fauna & Flora International (01.09.2021) in dem
redlichen Bemühen, Gründe gegen Tiefseebergbau zu liefern. Diese
Argumentation greift allerdings zu kurz, denn ihr könnte auch die
Industrie zustimmen und würde sogar darin gestärkt, ihr
Geschäftsmodell fortzusetzen; womöglich mit einem
Nachhaltigkeitssiegel von Umweltverbänden versehen.

TMC, aber auch jene sich ethisch sauber gebenden Konzerne BMW, Volvo,
Samsung und Google, die ein Moratorium auf Tiefseebergbau
unterstützen, weisen ihre unternehmerischen Profitinteressen als
gesellschaftliches Gesamtinteresse aus. Alle geben vor, das Klima
schützen zu wollen, niemand spricht von der Notwendigkeit, sich als
kapitalistisch handelndes Unternehmen neue Profitfelder erschließen
und die Produktion steigern zu müssen.

Wenn in den Kathoden der Lithium-Ionen-Batterien kein Kobalt aus
Tiefseebergbau verarbeitet würde, dann eben Kobalt aus terrestrischen
Bergwerken. Oder anstelle von Kobalt würde vermehrt Nickel und Mangan
verwendet. Oder ein ganz anderer Rohstoff, eine ganz andere
Akku-Technologie ... vor dem Hintergrund der akuten Klimakrise, die
unverzüglich in Angriff genommen werden müsste, damit die
Schadensfolgen insbesondere für die wirtschaftlich benachteiligten
Menschen nicht entufern, kann man sich nicht über die Produktion von
immer mehr Waren aus dem Dilemma herausstehlen.

6. September 2021
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